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    Vorwort zur 22. Auflage

  

  Sehr geehrte Leserin,

  sehr geehrter Leser,

  wenige Wochen nach Erscheinen der 21. Auflage kam aus Brüssel die schon lange angekündigte Neuregelung zum EG-Kontrollgerät (Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014). Hierzu gab es von meiner Seite erste Erläuterungen in einem Einlegeheft zur Ergänzung der 21. Auflage.

  In der nunmehr vorliegenden 22. Auflage sind die Erläuterungen eingearbeitet und näher präzisiert.

  Die eigentliche Würdigung und Kommentierung der Neuregelung ist allerdings erst möglich, wenn die Kommission die erforderlichen „Durchführungsakte“ erlassen hat, darunter den „Ersatz“für wegfallenden Anhang IB (Digitales Kontrollgerät). Ein wenig Zeit hat die Kommission allerdings noch. Im Wesentlichen ist die Neuregelung erst ab dem 2. März 2016 anzuwenden. Die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, einschließlich Anhang IB, entfällt erst zu diesem Zeitpunkt. Überdies haben Europäisches Parlament und Rat der Kommission noch ein „Hintertürchen“ belassen: Wenn sie es mit den Durchführungsakten nicht rechtzeitig schafft, gilt die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, einschließlich Anhang IB, über den 2. März 2016 hinaus erst einmal weiter.

  Erwünscht sind allerdings baldige amtliche Erläuterungen des zuständigen Bundesministeriums für Verkehr und Digitale Infrastruktur. Immerhin gibt es nunmehr die Neuauflage der amtlichen Verlautbarung zu den Sozialvorschriften im Straßenverkehr der Obersten für Sozialvorschriften zuständigen Behörden der Länder und des Bundes, Stand September 2014 (vollständiger Abdruck im Anhang).

  Im Übrigen werden durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 auch Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 geändert, und zwar Ausnahmetatbestände nach den Artikeln 3 und 13. Einzelheiten finden Sie in Kapitel 2.

  Die 22. Auflage enthält ferner zusätzliche Erläuterungen zu den geltenden Regelungen, u.a. zum Thema „Wöchentliche Ruhezeiten“.

  Gerade Letztere beruhen auf Anfragen und entsprechenden Diskussionen. Dafür bin ich sehr dankbar. Wie immer möchte ich Sie ermuntern, sich mit kritischen Hinweisen und Anfragen nicht zurückzuhalten. Erreichbar bin ich weiterhin am besten unter christoph.rang@web.de.

  Mit besten Grüßen

  Ihr Christoph Rang

  Rheinbreitbach, im Dezember 2014
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  Stichwortverzeichnis


  
     1. Vorab-Informationen

  

  
    1.1. Aktuelles

    
      1.1.1. Regelung von Arbeitszeiten selbständiger Kraftfahrer

      Nach Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie 2002/15/EG („EG-Arbeitszeitrichtlinie/Straßenverkehr”) hätte die Richtlinie bereits ab dem 23. März 2009 auf selbständige Kraftfahrer Anwendung finden sollen. Dazu war es aber nicht gekommen, weil die Kommission zunächst eine andere Regelung vorgeschlagen hatte, die Einbeziehung lediglich von „Scheinselbständigen”. Der Rat wollte das aber lieber nationalen Regelungen überlassen. Das Europäische Parlament bestand jedoch – entsprechend Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie – auf der vollen Einbeziehung der Selbständigen. Die Kommission lehnte es ab, dem Rat erneut Vorschläge zu unterbreiten und wies stattdessen die Mitgliedstaaten darauf hin, dass nunmehr Artikel 2 Abs. 1 in nationales Recht umgesetzt werden müsse.

      In der Bundesrepublik Deutschland ist dies inzwischen durch das „Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern” vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S.1479) geschehen. Das Gesetz ist am 1. November 2012 in Kraft getreten. Es enthält für selbständige Kraftfahrer im Wesentlichen die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit und der Nachtarbeit sowie die Mindestdauer von Ruhezeiten und Ruhepausen (Abdruck im Anhang, weitere Erläuterungen in Kapitel 4, Abschnitt 4.7.).

    

    
      1.1.2. Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014, insbesondere Neuregelung zum EG-Kontrollgerät sowie Änderung von Ausnahmen nach der Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      Durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014 (Amtsblatt der Europäischen Union vom 28. Februar 2014, L 60) wird die bisherige Regelung (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85) zum 2. März 2016 abgelöst. Außerdem enthält die Verordnung Änderungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Änderungen von Ausnahmetatbeständen nach Artikel 3 und Artikel 13).

      Die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ist am 1. März 2014 in Kraft getreten. Dies bedeutet aber nicht, dass die neuen Regelungen schon ab 1. März 2014 anzuwenden sind. Vielmehr gibt es für die erstmalige Anwendung der Verordnung unterschiedliche Termine, und zwar den 2. März 2015 und den 2. März 2016 (Artikel 48).

      Nähere Erläuterungen zur Verordnung (EU) Nr. 165/2014 finden Sie in Kapitel 2, Abschnitt 2.1.1.4 und Abschnitt 2.4, Kapitel 4, Abschnitt 4.3.4, Kapitel 6 Abschnitt 6.4. sowie im Kapitel 9 Abschnitt 9.1.1).

    

    
      1.1.3. Wegfall des Fahrtschreibers nach § 57a Absatz 1 der Straßenverkehrs- Zulassungs-Ordnung

      Für Fahrzeuge, die ab dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr kommen, ist ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO nicht mehr erforderlich. Die entsprechende Regelung (Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe b) der 47. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 10.

      Mai 2012 (BGBl. I S. 1090) wurde u.a. damit begründet, dass derartige Kontrollgeräte auf dem Markt nicht mehr zu haben sind (Abdruck des entsprechend ergänzten § 72 Abs. 2 StVZO im Anhang unter 9.3.6, weitere Erläuterungen in Kapitel 4, Abschnitt 4.8.).

    

    
      1.1.4. Neuer Bußgeldkatalog

      Der Bußgeldkatalog zum Fahrpersonalrecht kann auf der Homepage des Bundesamtes für Güterverkehr (BAG) unter „Rechtsvorschriften” abgerufen werden.

    

    
      1.1.5. Änderungen der Fahrpersonalverordnung, insbesondere der Bescheinigungsregelung

      Die Kommission hat im Zusammenhang mit der Einführung eines EU-einheitlichen Musters auf die Subsidiarität von Bescheinigungen über berücksichtigungsfreie Tage hingewiesen. Entsprechende Aussagen fanden sich bereits in der amtlichen Verlautbarung der obersten Landesbehörden und des Bundesamtes für Güterverkehr (Stand 1. Dezember 2011). Inzwischen sind diese Hinweise in eine gesetzliche Form gegossen worden, und zwar durch eine Neugestaltung des Bescheinigungswesens nach § 20 der Fahrpersonalverordnung (Artikel 1 der Verordnung zur Änderung fahrpersonalrechtlicher, güterkraftverkehrsrechtlicher und zulassungsrechtlicher Vorschriften vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1395)).

      Die Verordnung konkretisiert nicht nur den Subsidiaritätsgedanken, sondern bezieht nunmehr auch selbstfahrende Unternehmer in die Bescheinigungsregelung mit ein (Abdruck der Fahrpersonalverordnung in der geänderten Fassung im Anhang, weitere Erläuterungen in Kapitel 4, Abschnitte 4.3 und 4.4).

      Im Übrigen enthält die Verordnung vom 22. Mai 2013 Änderungen von Ausnahmetatbeständen und der Vorschriften über Ordnungswidrigkeiten. Die Verordnung ist am 7. Juni 2013 in Kraft getreten.

    

    
      1.1.6. Bevorstehende weitere Änderungen der Fahrpersonalverordnung

      Im Frühjahr 2015 ist mit weiteren Änderungen der Fahrpersonalverordnung zu rechnen. Hierbei geht es um die Umsetzung der durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 erfolgten Änderung von Ausnahmetatbeständen nach den Artikeln 3 und 13 der Verordnung (EG) Nr. 165/2014. Diese Änderungen sind bereits ab dem 2. März 2015 anzuwenden (siehe auch Abschnitt 1.1.2).

    

    
      1.1.7. Geplante Änderungen des Fahrpersonalgesetzes u.a. Anhebung des Bußgeldrahmens für Unternehmerverstöße von 15.000 auf 30.000Euro

      Dem Deutschen Bundestag liegt ein von der Bundesregierung eingebrachter Entwurf eines „Vierten Gesetzes zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes” vor (BT-Drucksache 18/3254 vom 19. November 2014). Bei dem Entwurf geht es der Bundesregierung im Wesentlichen um die Schaffung einer Ermächtigungsnorm für den Erlass von Bußgeldvorschriften betreffend Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 (siehe Kapitel 2 Abschnitt 2.4). In seiner Stellungnahme hat der Bundesrat u.a. die Anhebung des Bußgeldrahmens für bestimmte Unternehmerverstöße von derzeit 15.000 (§ 8 Abs. 2 und § 8a Abs. 4 FPersG) auf 30.000Euro gefordert (BR-Druclsache 435/14 vom 7. November 2014). Zur Begründung weist der Bundesrat darauf hin, dass aufgrund verschiedener Urteile von Oberlandesgerichten bei größeren Betrieben die maximale Bußgeldhöhe von 15.000Euro sehr schnell erreicht wird, was eine zunehmende Ungleichbehandlung zwischen größeren und kleineren Betrieben bedeute.

      In ihrer Gegenäußerung (Anlage 3 zur BT-Drucksache 18/354) hat die Bundesregierung eine Prüfung des Vorschlags des Bundesrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren zugesagt.

      Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Das „letzte Wort” hat daher der Deutsche Bundestag (siehe auch folgenden Abschnitt 1.1.8).

    

    
      1.1.8. Verbringen der wöchentlichen Ruhezeit im Fahrzeug demnächst nicht mehr zulässig?

      In einer „Entschließung” hat die Bundesregierung, „sich dafür einzusetzen, dass das Verbringen der wöchentlichen Ruhezeit im Lkw oder dessen unmittelbarer Nähe in einer nichtfesten Unterkunft durch Rechtsänderungen verhindert wird (vgl. Ziffer 4 der Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes, BR-Drucksache 435/14 vom 7. November 2014). Eine entsprechende Regelung sei für Fahrer erforderlich, die auf Grund der Disposition des Unternehmers ihre regelmäßige wöchentliche Ruhezeit nicht am Standort des Fahrers oder am Wohnort nehmen können. Es müsse dafür Sorge getragen werden, dass diese Fahrer ihre regelmäßige wöchentliche Ruhezeit in einer geeigneten festen Unterkunft mit geeigneten Sanitäreinrichtungen verbringen können. Hierfür habe der Unternehmer zu sorgen.

      In ihrer Gegenäußerung hat die Bundesregierung erklärt, sie teile die Auffassung des Bundesrates, und zugesagt, sich dafür einzusetzen, dass die Europäische Kommission einen entsprechenden Vorschlag vorlegt. Solle es in absehbarer Zeit nicht zu einer Regelung auf EU-Ebene kommen, werde die Bundesregierung auch nationale Regelungen in Betracht ziehen.

      Hierzu ist zu sagen, dass eine Änderung von Artikel 8 Abs. 8 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 erforderlich wäre. Wegen der unmittelbaren Geltung einer EG-Verordnung in den Mitgliedstaaten wäre es allerdings fraglich, ob bei Nichtzustandekommen einer Änderung der EG-Regelung noch Spielraum für eine nationale Regelung bestünde. Entsprechendes gilt für Artikel 8 Abs. 8 AETR. Auch diese Bestimmung müsste geändert werden, was sich – wie jede Änderung des AETR – als besonders schwierig erweisen dürfte.

    

    
      1.1.9. Neuauflage der amtlichen Verlautbarung zu den Sozialvorschriften im Straßenverkehr

      Die lang erwartete Neuauflage der amtlichen Verlautbarung zu den Sozialvorschriften im Straßenverkehr ist im September 2014 erschienen (Abdruck im Anhang). Die amtliche Verlautbarung zu den Kontrollgerätkarten bleibt vorerst noch unverändert (Stand 1. Dezember 2010).

    

  

  
    1.2. Rangfolge der verschiedenen Regelungen

    Die Sozialvorschriften im Straßenverkehr sind nicht immer leicht überschaubar. Der Grund ist, dass es eine Vielzahl von nationalen und internationalen Regelungen gibt. Für diese besteht eine bestimmte Rangfolge. So gehen internationale Regelungen grundsätzlich nationalen Regelungen vor. Zum besseren Verständnis ist es daher wichtig, sich über die Rangfolge der Regelungen einigermaßen im Klaren zu sein. Dazu folgende Hinweise: 

    
      1.2.1. Rechtsnormen der EU

      Rechtsakte der EU gibt es grundsätzlich in drei Varianten:

      
        	
          Verordnung, einschließlich Durchführungsverordnungen und sogenannte delegierte Verordnungen der Kommision

        

        	
          Richtlinie

        

        	
          Entscheidung

        

      

      EU-Verordnungen gelten in den Mitgliedstaaten unmittelbar. Die Mitgliedstaaten können EU-Verordnungen nicht abändern.

      EU-Verordnungen gehen nationalen Regelungen (nationalen Gesetzen oder nationalen Verordnungen) vor, in bestimmten Fällen sogar nationalen Verfassungen, wie dem deutschen Grundgesetz.

      Dies bedeutet, dass auch die EU-Verordnungen Nr. 561/2006 und Nr. 3821/85 in den Mitgliedstaaten unbedingt und ohne Einschränkung zu beachten sind. Die Regelungen dieser EU-Verordnungen haben grundsätzlich Vorrang vor entsprechenden arbeitsrechtlichen Regelungen etwa des Fahrpersonalgesetzes, der Fahrpersonalverordnung oder des Arbeitszeitgesetzes. Etwas anderes gilt nur, wenn EU-Verordnungen ausdrücklich „Freiräume” für nationale Regelungen lassen (z. B. Ermächtigung der Mitgliedstaaten, für ihren Hoheitsbereich Ausnahmen von der Anwendung der EU-Regelungen zuzulassen, siehe Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006).

      EU-Richtlinien wenden sich ausschließlich an die Mitgliedstaaten, genauer an den jeweiligen Gesetzgeber. EU-Richtlinien enthalten die – allerdings rechtsverbindliche – Aufforderung (in der Regel unter Fristsetzung) an die Mitgliedstaaten, nationale Vorschriften nach Maßgabe der in einer Richtlinie enthaltenen Regelungen zu erlassen. EU-Richtlinien sind also letztlich nur „Regieanweisungen” an die Mitgliedstaaten. Man sagt daher, EU-Richtlinien bedürfen (im Unterschied zu Verordnungen) der „Umsetzung” in nationales Recht. Beispiel hierfür ist die „EG-Arbeitszeitrichtlinie/Straßenverkehr”, die in Deutschland im Rahmen des Arbeitszeitgesetzes umgesetzt wurde (§ 21 a).

      Entscheidungen sind Regelungen, die die EU-Kommission aufgrund von Ermächtigungen in Verordnungen oder Richtlinien trifft. Beispiel hierfür ist die Entscheidung der Kommission vom 12. April 2007 über ein EU-einheitliches Formblatt für Arbeitgeber-Bescheinigungen über Urlaubs- oder Krankheitstage von Fahrern (vgl. § 20 FPersV).

    

    
      1.2.2. AETR

      Das AETR ist kein Rechtsetzungsakt mit unmittelbarer Wirkung gegenüber den Betroffenen, wie zum Beispiel eine EU-Verordnung. Vielmehr ist das AETR – ähnlich wie eine EU-Richtlinie – eine Vereinbarung zwischen den Vertragsstaaten, die, um gegenüber den Betroffenen rechtswirksam zu werden, der Umsetzung in nationales Recht bedarf. Beispielsweise könnten Zuwiderhandlungen gegen die Lenkzeitvorschriften des AETR (Artikel 6) nicht geahndet werden, wenn der betreffende AETR-Staat nicht eine entsprechende Umsetzungsregelung erlassen hätte. Die völkerrechtliche Wirksamkeit des AETR und seiner Änderungen bedeutet lediglich, dass damit die Vertragsstaaten an das Abkommen gebunden sind, also ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen nachkommen müssen.

      Im Falle des AETR-Staates Bundesrepublik Deutschland wurde das AETR in seiner ursprünglichen Fassung vom 1. Juli 1970 durch das Gesetz vom 16. Dezember 1974 (BGBl. II S. 1473) umgesetzt; erst ab diesem Zeitpunkt waren die Bestimmungen des AETR (insbesondere über Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten) auch für die Betroffenen rechtsverbindlich. Spätere Änderungen des AETR wurden durch die „Erste Verordnung über die Inkraftsetzung von Änderungen des AETR vom 11. Juli 1985 (BGBl. II S. 862) und durch das „Gesetz zur Zweiten und Dritten Änderung des AETR” vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2075) in Kraft gesetzt. Die Inkraftsetzung der jüngsten Änderungen des AETR (insbesondere Anpassung an die EU-Regelung) ist in Deutschland durch das Gesetz vom 2. November 2011 (BGBl. II S. 1095) erfolgt. Wesentliches Merkmal der jeweiligen Umsetzung ist die amtliche deutsche Fassung (der völkerrechtlich relevante Vertragstext existiert stets nur in einer englischen und einer französischen Fassung). Teilweise wird die nationale Umsetzung durch das AETR sozusagen selbst angeordnet. So werden die AETR-Staaten in Artikel 10 aufgefordert, entsprechend den Vorgaben des AETR, Vorschriften über Einbau und Verwendung von Kontrollgeräten zu erlassen.

      All das zeigt, dass es mit dem völkerrechtlichen Wirksamwerden des AETR bzw. seiner Änderungen allein nicht getan ist, sondern dass auch „zu Hause” noch einiges passieren muss, ehe die Bestimmungen auch gegenüber dem Anwender (Fahrpersonal, Disponenten, Verkehrsunternehmer etc.) rechtsverbindlich werden. Auf jeden Fall gehört zur Umsetzung die Bekanntgabe eines amtlichen Textes in der Sprache des jeweiligen AETR-Staates.

    

    
      1.2.3. Nationale Regelungen

      In Deutschland sind das im Wesentlichen:

      
        	
          Bundes- oder Landesgesetze, die vom Deutschen Bundestag bzw. den Landtagen erlassen werden.

        

        	
          Rechtsverordnungen, die aufgrund von gesetzlich geregelten Ermächtigungen von den Ministerien erlassen werden, wie beispielsweise die vom Bundesverkehrsministerium aufgrund einer Ermächtigung im Fahrpersonalgesetz erlassene Fahrpersonalverordnung.

        

      

      Wie gesagt, die EU-Regelungen gehen aber dem nationalen Recht grundsätzlich vor.

    

    
      1.2.4. Rangfolge innerhalb nationaler Rechtsnormen, Bespiel: Vorrang des Fahrpersonalgesetzes und der Fahrpersonalverordnung gegenüber dem Arbeitszeitgesetz

      Gesetze gehen (nationalen) Rechtsverordnungen vor. „Kritisch” wird es, wenn sich zwei gleichrangige Gesetze gegenüberstehen. Beispiel hierfür sind Arbeitszeitgesetz und Fahrpersonalgesetz. Normalerweise gilt hier der Grundsatz, dass das „lex specialis”, also das spezielle Gesetz, den Vorrang hat. Ich war daher schon immer der Auffassung, dass das Fahrpersonalgesetz (einschließlich der Fahrpersonalverordnung als arbeitsrechtliche Spezialregelung) Vorrang gegenüber dem Arbeitszeitgesetz hat. Inzwischen steht das auch ausdrücklich im Fahrpersonalgesetz (§ 1 Abs. 1). Demnach hat auch die Fahrpersonalverordnung gegenüber dem Arbeitszeitgesetz Vorrang. Eine Folge ist, dass die täglichen Ruhezeiten von Fahrpersonal entsprechend der EG-Regelung dreimal in der Woche auf 9 Stunden verkürzt werden können, statt nur auf 10 Stunden nach dem Arbeitszeitgesetz.

    

  


  
     2. EU-Regelungen

  

  Vorbemerkung

  Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind Belgien, Bulgarien, die Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern.

  Unter „EG-Sozialvorschriften” versteht man im Wesentlichen die eigentliche Sachregelung über Lenk- und Ruhezeiten (ab 11. April 2007 Verordnung (EG) Nr. 561/2006, mit der die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 abgelöst wurde) und die Regelung über das EG-Kontrollgerät (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85), die zum 2. März 2016 durch Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014 abgelöst wird. Als EG-Verordnungen gelten diese Regelungen in den Mitgliedstaaten unmittelbar, bedürfen also anders als „EG-Richtlinien” keinerlei „Umsetzung” in das nationale Recht.

  Zu den EG-Sozialvorschriften gehört auch die „Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85”. Bei der Richtlinie geht es um die Festlegung EU-einheitlicher Regeln für die Überwachung der Sozialvorschriften, u. a. des Mindestumfangs von Straßen- und Betriebskontrollen. Die Richtlinie findet auch auf die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 Anwendung. Die Umsetzung der Richtlinie ist durch Verlautbarungen des Bundesverkehrsministeriums vom 7.2.2007 und vom 5. November 2009 geschehen.

  Ergänzende arbeitszeitrechtliche Richtlinien:

  Für die Fahrer, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 bzw. die Nachfolgeregelung (Verordnung (EG) Nr. 561/2006) oder unter das AETR fallen, gilt die spezielle „Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausführen”. Die Richtlinie ergänzt die Verordnung (EG) Nr. 561/2006, die grundsätzlich vorrangig bleibt.

  Beide Richtlinien sind in Deutschland im Rahmen des Arbeitszeitgesetzes umgesetzt worden. Für selbständige Fahrer ist die Richtlinie 2002/15/EG inzwischen durch das „Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern” vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479) umgesetzt worden.

  
    
      
        
        
        
        
      
      
        	
          TIPP

        
        	
        	
        	
      

    

    
      
        HINWEIS

        Zu den EG-Regelungen gibt es amtliche Erläuterungen:

        1. Leitlinien der EU-Kommission zu den Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EWG) Nr. 3821/85 sowie zur Richtlinie 2006/22/EG.

        Abgedruckt im Anhang.

        2. Durchführungsbeschluss der EU-Kommission vom 7. Juni 2011 zur Berechnung der Tageslenkzeit.

        Abgedruckt im Anhang.

        3. Hinweise der obersten für die Umsetzung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr zuständigen Behörden des Bundes und der Länder (Stand September 2014), zusätzlich mit Erläuterungen zum Arbeitszeitgesetz, zur StVZO und zur Fahrpersonalverordnung.

        Auszugsweise abgedruckt im Anhang.

        Soweit im Text behandelt, als „Amtliche Verlautbarung, September 2014“ bezeichnet.

        4. Hinweise der obersten für die Umsetzung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr zuständigen Behörden des Bundes und der Länder zu den Kontrollgerätkarten (Stand 1. Dezember 2010).

        Hier nicht abgedruckt. Auf die Verlautbarung wird aber in der Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät” (Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003) näher eingegangen.

      

    

  

  
    2.1. Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vom 15. März 2006

    Verordnungstext abgedruckt im Anhang, Ziffer I. A.

    
      2.1.1. Anwendungsbereich, Fahrzeugkategorien und Ausnahmen

      
        2.1.1.1. Anwendungsbereich

        
          2.1.1.1.1. Regionaler Anwendungsbereich

          
            2.1.1.1.1.1. Abgrenzung zum AETR (Artikel 2)

            Nach der Neuregelung sind folgende Fälle zu unterscheiden:

            a) Beförderungen

            
              	
                innerhalb der Gemeinschaft oder

              

              	
                zwischen der Gemeinschaft, der Schweiz und den Vertragsstaaten des EWR

              

            

            In diesen Fällen gilt – unabhängig vom Land der Zulassung – ausschließlich die EU-Regelung (Artikel 2 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006).

            
              
                
                  
                  
                  
                  
                
                
                  	
                    BEISPIEL

                  
                  	
                  	
                  	
                

              

              
                
                  Grenzüberschreitender Verkehr zwischen Deutschland und Frankreich. Die genannten Staaten sind zwar Mitglied des AETR, zugleich aber auch Mitglieder der EU. Trotz AETR-Mitgliedschaft haben daher die EG-Sozialvorschriften Vorrang.

                

              

            

            b) Grenzüberschreitende Beförderungen, die teilweise außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, der Schweiz und den EWR-Staaten erfolgen (Artikel 2 Abs. 3 VO (EG) Nr. 561/2006)

            Dabei kann es sich auch um Fahrten handeln, bei denen ein Drittstaat berührt wird, d. h. ein Staat, der weder AETR-Staat noch EU/EWR-Staat ist.

            
              	
                Werden solche Beförderungen mit Fahrzeugen durchgeführt, die in EU/EWR-Staaten (die zugleich AETR- Staaten sind) oder Staaten, die ausschließlich dem AETR angehören, zugelassen sind, gilt nicht die EU-Regelung, sondern das AETR für die gesamte Fahrstrecke (Artikel 2 Abs. 3 Buchstabe a VO (EG) Nr. 561/2006). In diesen Fällen spricht man vom „AETR- Vorrang”.

              

            

            
              
                
                  
                  
                  
                  
                
                
                  	
                    BEISPIEL

                  
                  	
                  	
                  	
                

              

              
                
                  Fahrt von Deutschland über Polen nach Kasachstan. Da Kasachstan nur dem AETR, nicht aber auch der EG bzw. dem EWR-Abkommen angehört, gilt für die gesamte Strecke, auch den polnischen Streckenanteil (EU-Mitgliedstaat), ausschließlich das AETR.

                

              

            

            
              	
                Werden solche Fahrten mit Fahrzeugen durchgeführt, die in einem Drittstaat, der nicht AETR-Staat ist, zugelassen sind, gilt das AETR nur für den Teil der Fahrstrecke, der im Gebiet der Gemeinschaft oder der AETR- Staaten liegt (Artikel 2 Abs. 3 Buchstabe b VO (EG) Nr. 561/2006). Für den Streckenabschnitt in dem betreffenden Drittstaat selbst, gilt dessen nationales Recht.

              

              	
                Nicht ausdrücklich geregelt ist der Fall von Fahrten unmittelbar zwischen EU/EWR-Staaten und Drittstaaten, die nicht AETR-Staaten sind, mit Fahrzeugen, die in einem EU/EWR-Staat zugelassen sind. In diesem Fall gilt für den innergemeinschaftlichen Streckenanteil ausschließlich die EU-Regelung (Urteil des EuGH vom 2. Juni 1994, C 188/2).

              

            

          

          
            2.1.1.1.1.2. Sonderfall Schweiz

            Auf Grund einer Änderung der „Chauffeurverordnung” wird in der Schweiz seit dem 1. Januar 2011 die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 angewandt. Formal gilt dies nur für schweizerische Fahrer bzw. schweizerische Verkehrsunternehmer; die Neuregelung dürfte aber auch für ausländische Fahrzeuge im Schweiz-Verkehr Anwendung finden, wie in Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ohnehin schon bestimmt worden war. Dies ergibt sich auch daraus, dass in das Landverkehrsabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweiz nunmehr auch die VO (EG) Nr. 561/2006 mit einbezogen worden ist (Amtsblatt der Europäischen Union vom 22. Januar 2011, L 19/34).

            Damit ist der (rechtliche) Mangel endgültig geheilt, dass mit Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b der VO (EG) Nr. 561/2006 die Anwendung der EG-Regelung im Schweiz-Verkehr von Rat und EP einseitig „angeordnet” worden war. Nunmehr ist die Anwendung gemeinsam vereinbart.

            Es bleibt aber fraglich, ob der AETR-Staat Schweiz (Nicht-EU-Staat) überhaupt befugt war, mit der Europäischen Gemeinschaft die Anwendung der EG-Sozialvorschriften im Schweiz-Verkehr zu vereinbaren. Dieses „Problem” wird allerdings dadurch abgemildert, dass das neue AETR mit der EU-Regelung wieder weitgehend inhaltsgleich ist. Es gibt aber eine wichtige Ausnahme: Sonderregelung für Mehr-Fahrer-Besatzungen im grenzüberschreitenden Verkehr dahingehend, dass innerhalb von zwei Wochen nicht mindestens eine reguläre und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit eingelegt werden muss, sondern dass zwei reduzierte wöchentliche Ruhezeiten genügen (§ 8 Abs. 6c des AETR). Eine solche Ausnahmeregelung besteht nach der VO (EG) Nr. 561/2006 nicht.

            Ein deutscher Spediteur könnte sich daher auf den Standpunkt stellen, dass er im Schweiz-Verkehr die Sonderregelung des § 8 Abs. 6c AETR in Anspruch nehmen kann.

            Aber auch bei Zuwiderhandlungen gegen inhaltsgleiche Vorschriften könnte es Probleme geben. Ein Bußgeldbescheid, der sich auf eine Zuwiderhandlung gegen EG-Vorschriften bezieht, statt auf AETR-Vorschriften, könnte wegen Bezugnahme auf eine falsche Rechtsgrundlage fehlerhaft sein.

          

          
            2.1.1.1.1.3. Beförderungen zwischen der Gemeinschaft und den EWR-Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen

            Dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 (EWR-Abkommen) gehören neben den EU-Mitgliedstaaten zusätzlich Island, Liechtenstein und Norwegen an.

            Die EWR-Staaten sind verpflichtet, die EG-Regelungen anzuwenden, also auch die EG-Sozialvorschriften. Voraussetzung ist, dass die jeweiligen Rechtsakte der Europäischen Union den Hinweis „Text von Bedeutung für den EWR” enthalten. Diese Bezugnahme findet sich auch bei den Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85, (EG) Nr. 2135/98 und (EG) Nr. 561/2006.

            Damit steht fest, dass auch diese EU-Regelungen im grenzüberschreitenden Verkehr mit den EWR-Staaten zu beachten sind (nach dem Wortlaut von Artikel 2 Absatz 2 b allerdings nicht im innerstaatlichen Verkehr der EWR-Staaten, was in Widerspruch zum EWR-Abkommen stehen dürfte).

          

        

        
          2.1.1.1.2. Persönlicher Geltungsbereich

          Die Verordnung gilt für angestellte und selbständige Fahrer.

          Letztere müssen also auch die Ruhezeitvorschriften der Verordnung beachten! Für „deutsche Verhältnisse” ist das nicht ganz selbstverständlich. (Das Arbeitszeitgesetz, das auch Vorschriften über Ruhezeiten enthält, gilt nur für Arbeitnehmer.)

        

        
          2.1.1.1.3. Mindestalter der Fahrer

          Der neue Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 enthält lediglich Bestimmungen über das Mindestalter von Schaffnern (18 Jahre) und Beifahrern (18 Jahre, herabsetzbar auf 16 Jahre). Im Übrigen galten gemäß Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 die bisherigen Vorschriften über das Mindestalter der im Güter- bzw. Personenverkehr eingesetzten Fahrer noch bis zum 10. September 2008 (Personenverkehr) bzw. 10. September 2009 (Güterverkehr). Ab diesem Zeitpunkt gilt eine Neuregelung, die aber im Prinzip der bisherigen Regelung entspricht (Artikel 5 und 15 der Richtlinie 2003/59/EG vom 15. Juli 2003 bzw. §§ 2 ff. des Gesetzes zur Einführung einer Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer im Güterkraft- oder Personenverkehr vom 14. August 2006).

        

      

      
        2.1.1.2. Beförderungen im Straßenverkehr

        Nach Artikel 2 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe a gilt die VO (EG) Nr. 561/2006 nur für Beförderungen, die ganz oder teilweise auf einer öffentlichen Straße durchgeführt werden. Was unter „öffentlicher Straße” genau zu verstehen ist, ist nicht näher definiert. Insbesondere stellt sich die Frage, wie Fahrten auf privatem Gelände, insbesondere Werksgelände, einzuordnen sind.

        Nach Ziffer 1.2 der amtlichen Verlautbarung zu den Rechtsvorschriften (Stand September 2014) handelt es sich nach deutschem Straßenverkehrsrecht (§ 1 StVG, § 1 StVO) immer dann um eine öffentliche Straße, „wenn die jeweilige Fläche entweder ausdrücklich oder mit stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten für jedermann zur Benutzung zugelassen ist und auch so benutzt wird”.

        Zu dieser Aussage scheint mir die weitere Aussage unter Ziffer 1.2 der Verlautbarung, wonach Verkehrsflächen auf Werkgelände nur dann als nicht-öffentliche Verkehrsfläche anzusehen sind, wenn es sich um ein nach außen hin gesichertes Werkgelände handelt, dessen Zufahrt ständig kontrolliert wird, so dass betriebsfremden Personen kein freier Zutritt ermöglicht wird, in einem gewissen Widerspruch zu stehen. Ein privates Werkgelände kann als solches auch dann erkennbar sein, wenn es nicht nach außen gesichert ist und wenn die Zufahrt nicht ständig kontrolliert wird. Es muss ausreichen, dass für jeden Verständigen schon äußerlich erkennbar ist, dass es sich um privates Werkgelände handelt. Deswegen brauchen nicht gleich Mauern, Zäune und Schranken errichtet und Einlasskontrollen durchgeführt zu werden. Selbst das übliche Schild „Privat” ist nicht zwingend erforderlich, aber sicher sinnvoll.

        In diesem Sinne erscheint es vertretbar, den Begriff „Privatgelände” etwas weiter zu fassen als in der Verlautbarung.

        
          
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              1.Eine sinnvolle Abgrenzung der Begriffe öffentliche/private Verkehrsflächen ist besonders wichtig für die richtigen Zeitgruppenschaltungen von digitalen Kontrollgeräten (Näheres siehe Kapitel 6, Abschnitt 4.1 der Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, 5. Auflage, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003).

              2.Wird der Parkplatz einer Raststätte (oder ein sonstiger Parkplatz) angesteuert, ist die Strecke vom Eingang bis zum Halteplatz als öffentliche Straße zu betrachten.

            

          

        

      

      
        2.1.1.3. Welche Fahrzeugkategorien fallen unter die Verordnung?

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung, deren zulässige Gesamtmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 3,5 t übersteigt,

          

          	
            Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr als neun Sitzen einschließlich Fahrersitz (außer Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km).

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEISE

              a) Allerdings hebt die neue Vorschrift nicht mehr darauf ab, ob Fahrzeuge der Güterbeförderung oder der Personenbeförderung dienen. Es genügt, dass gelegentlich Güter befördert werden. Andererseits ist die Ausrüstung mit einem EG-Kontrollgerät nach wie vor nur erforderlich, wenn es sich um Fahrzeuge handelt, die der Güter- oder Personenbeförderung „dienen” (Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85, s. Abschnitt III. A.).

              Dies führt zu folgenden Konsequenzen, was sich am Beispiel von Wohnmobilen verdeutlichen lässt:

              Wird ein Wohnmobil mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t gelegentlich zur Güterbeförderung verwendet, fällt das Fahrzeug bzw. der Fahrer unter die VO (EG) Nr. 561/2006.

              Etwas anderes gilt nur, wenn das zulässige Gesamtgewicht 7,5 t nicht übersteigt und die Güterbeförderung zu nichtgewerblichen Zwecken erfolgt (Artikel 3 Buchstabe h).

              Übersteigt das zulässige Gesamtgewicht 7,5 t, greift die Ausnahme nach Artikel 3 Buchstabe h zwar nicht mehr (so dass die VO (EG) Nr. 561/2006 Anwendung findet), ein EG-Kontrollgerät ist aber trotzdem nicht erforderlich, weil Wohnmobile nicht der Güterbeförderung „dienen” (Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85). In diesem Falle ist allerdings ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO erforderlich oder wahlweise ein EG-Kontrollgerät, das ggf. fahrzeugbezogen zu betreiben ist (§ 57 a Abs. 3 StVZO).

              b) Die Aussage der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014) wonach Wohnmobile nicht den Sozialvorschriften unterliegen, erscheint in dieser pauschalen Form fraglich. Es trifft zwar zu, dass – wie es in der Begründung heißt – Wohnmobile nicht dem Gütertransport dienen und in der Regel weniger als 8 Fahrgastplätze haben. Auf die Frage, ob ein Fahrzeug der Güterbeförderung „dient” kommt es nach der Regelung des Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 561/2006 aber nicht (mehr) an. Sondern lediglich darauf, ob mit dem Fahrzeug (wozu auch immer es „bestimmt” ist) Güter befördert werden. Werden Wohnmobile auch nur gelegentlich zum Transport von Gütern verwendet, unterliegen sie daher für die betreffenden Fahrten den Sozialvorschriften.

              c) Auch Personenkraftwagen, einschließlich Pkw-Kombis werden von der Regelung erfasst, und zwar dann, wenn ihr zulässiges Gesamtgewicht einschließlich Anhänger 3,5 t übersteigt und die Fahrzeugkombination zur Güterbeförderung eingesetzt wird (Ziffer 2.1.2 der Verkehrsblattverlautbarung vom 15. Januar 2000). Auf die zulassungsrechtliche Einordnung (als Pkw) kommt es also nicht an. Auch die Klasseneinteilung nach den EG-Vorschriften über EG-Typgenehmigungen ist für die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 nicht maßgeblich.

            

          

        

      

      
        2.1.1.4. Welche Ausnahmen gelten?

        
          2.1.1.4.1. Legalausnahmen (Artikel 3)

          Die Legalausnahmen sind in Artikel 3 aufgelistet:

          
            	
              Fahrzeuge im Linienverkehr bei Linienlängen von nicht mehr als 3 km,

            

            	
              Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h,

            

            	
              Behördenfahrzeuge (detaillierte Aufzählung siehe Artikel 3 Buchstabe c),

            

            	
              Fahrzeuge für Not- und Rettungseinsätze (genauer Wortlaut siehe Artikel 3 Buchstabe d),

            

            	
              Spezialfahrzeuge für medizinische Zwecke,

            

            	
              Spezielle Pannenhilfsfahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von 100 km um ihren Standort eingesetzt werden,

            

            	
              Fahrzeuge, die für Zwecke der technischen Entwicklung oder für Reparatur- und Wartungsarbeiten eingesetzt werden (genauer Wortlaut siehe Artikel 3 Buchstabe g),

            

            	
              Fahrzeuge und Fahrzeugkombinationen zur nicht-gewerblichen Güterbeförderung mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t (Artikel 3 Buchstabe h),

            

            	
              „Oldtimer”-Fahrzeuge (genauer Wortlaut siehe Artikel 3 Buchstabe i).

            

          

        

        
          2.1.1.4.2. Zusätzliche Legalausnahme durch Verordnung (EU) Nr. 165/2014

          Nach Artikel 45 Nr. 1 wird der bisherige Ausnahmetatbestand des Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe d 2. Tirez („Handwerkerklausel”) in Artikel 3 als Buchstabe aa als zusätzliche Legalausnahme überführt.

          Text:

          „aa) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur Ausübung seines Berufes benötigt, und die nur in einem Umkreis von 100 km vom Standort des Unternehmens und unter der Bedingung benutzt werden, dass das Lenken des Fahrzeugs für den Fahrer nicht die Haupttätigkeit darstellt.”

          Diese Neuregelung ist ab dem 2. März 2015 anwendbar (Artikel 48). Einer nationalen Durchführungsregelung bedarf es nicht. Artikel 3, und damit auch Buchstabe aa, gilt in den Mitgliedstaaten unmittelbar. Damit wird § 18 Abs. 1 Nr. 4b FPersV (Durchführungsbestimmung zum bisherigen Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe d, 2. Tirez) zum 2. März 2015 gegenstandlos.

          
            
              
                
                
                
                
              
              
                	
                  TIPP

                
                	
                	
                	
              

            

            
              
                WEITERE HINWEISE ZU LEGALAUSNAHMEN

                Zu Artikel 3 Buchstabe a (Befreiung von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km)

                Das Urteil des EuGH vom 30. April 1998, Az.: C-47/97, ist jetzt auf Artikel 3 Buchstabe a VO (EG) Nr. 561/2006 zu beziehen. Mit seinem Urteil hat der EuGH an das Vorhandensein von „Linienverkehr” bestimmte Anforderungen gestellt. Demnach kommt es insbesondere auf die Regelmäßigkeit der Beförderung von Fahrgästen (bei Sonderformen des Linienverkehrs bestimmter Gruppen von Fahrgästen) an, einschließlich genauer vorheriger Festlegung der Zahl der Fahrten, der Strecken und der Haltestellen. Dem EuGH zufolge liegt kein Linienverkehr vor, wenn z. B. ein Reiseveranstalter aufgrund einer Gruppenreservierung Fahrgäste auf einer einfachen Fahrt zwischen einem Flughafen und einem Hotel befördert, bei der gelegentlich ein Zwischenstopp bei einer Sehenswürdigkeit eingelegt wird und daher die genaue Strecke nicht vorab festgelegt worden ist.

                Zu Artikel 3 Buchstabe h (Befreiung von Fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 7,5 t zur nichtgewerblichen Güterbeförderung)

                a) Eine Begründung für die Beschränkung auf Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 7,5 t fehlt ebenso wie eine Begründung für das Fehlen einer entsprechenden Regelung für Fahrzeuge des Personenverkehrs. Immerhin sind die Mitgliedstaaten nunmehr ermächtigt worden, Ausnahmen für Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen zuzulassen, die ausschließlich zur nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet werden (Artikel 13 Buchstabe i).

                b) Der Ordnung halber sei darauf hingewiesen, dass Werkverkehr gewerblicher Verkehr ist und daher nicht unter die Befreiungsvorschrift des Artikels 3 Buchstabe h fällt.
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                HINWEISE

                1. Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit Anhänger unterliegen den Sozialvorschriften, wenn zusammen mit dem Anhänger ein höheres zulässiges Gesamtgewicht als 3,5 t erreicht wird. Bei einem Fahrzeuggespann aus Zugfahrzeug und Arbeitsmaschine (z.B. Kompressor, landwirtschaftliches Arbeitsgerät) ist die Arbeitsmaschine bei der Berechnung der zulässigen Gesamtmasse mit einzubeziehen. Das bloße Vorhandensein einer Anhängerkupplung begründet noch nicht, dass das Fahrzeug unter die Sozialvorschriften fällt – entscheidend ist das zulässige Gesamtgewicht des Fahrzeugs bzw. der Fahrzeugkombination, wenn tatsächlich mit Anhänger gefahren wird (siehe auch Ziffer 1.3 der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014)).

                2. Werkstattwagen, selbstfahrende Arbeitsmaschinen unterliegen nicht der VO (EG) Nr. 561/2006 (siehe Ziffer 1.4 und 1.5 der amtlichen Verlautbarung (September 2014)).

                Zu den Legalausnahmen siehe auch nähere Erläuterungen unter Ziffer 2 der amtlichen Erläuterungen (Stand September 2014).

              

            

          

        

        
          2.1.1.4.3. Ausnahmeermächtigung der Mitgliedstaaten nach Artikel 13 Abs. 1

          Die Bundesrepublik Deutschland hat von der Ausnahmeermächtigung nach Artikel 13 Abs. 1 weitgehenden Gebrauch gemacht (s. § 18 Abs. 1, erläutert in Kapitel 4 Abschnitt 4.3.4).

        

        
          2.1.1.4.4. Änderungen der Ausnahmeregelung des Artikel 13 Abs. 1 durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014

          4.4.1 Gemäß Artikel 45 Nr. 2 sind die bisherigen Ausnahmetatbestände des Artikel 13 Abs. 1 Buchstaben d, f und p geändert bzw. neu gefasst worden. Die Änderungen gelten ab dem 2. März 2015. Wie erwähnt wurde die „Handwerkerklausel” gestrichen und nach Artikel 3 „überführt”. Damit ist Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe d, 2. Tirez, ab dem 2. März 2015 gegenstandslos, ebenso die Durchführungsbestimmung des § 18 Abs. 1 Nr. 4b FPersV.

          4.4.2 Außerdem wurde in Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe d, der verbleibende 1. Tirez redaktionell neu gefasst.

          Text von Buchstabe d, 1. Tirez nunmehr:

          „d) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die von Universaldienstanbietern im Sinne des Artikels 2 Absatz 13 der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstqualität (ABl. L 15 v. 21.1.1998, S. 14) zum Zweck der Zustellung von Sendungen im Rahmen des Universaldienstes benutzt werden.”

          4.4.3 Im Übrigen wurde der Umkreis vom Standort bei den Ausnahmen nach den Buchstaben d, f und p von 50 auf 100 km erweitert.
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                HINWEIS

                Die Änderungen von Artikel 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 gelten ab 2. März 2015. Zu beachten ist jedoch, dass es sich um Änderungen der Ermächtigung zum Erlass nationaler Ausnahmeregelungen handelt. Diese finden sich für Deutschland in § 18 Abs. 1 FPersV. Die Änderungen der Ermächtigungsnorm nach Artikel 13 Abs. 1 Buchstaben d, f und p sind daher nur bzw. erst nach entsprechenden Änderungen von § 18 Abs. 1 FPersV anwendbar.
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                WEITERE HINWEISE ZU ARTIKEL 13

                a) Im Unterschied zu den Ausnahmen nach Artikel 3 gelten die (zusätzlichen) Ausnahmen nach Artikel 13 grundsätzlich nur für das Hoheitsgebiet desjenigen Mitgliedstaates, der eine entsprechende Ausnahmeregelung erlässt. Hierzu werden die Mitgliedstaaten durch Artikel 13 ermächtigt.

                b) Buchstabe a (Fahrzeuge von Behörden, die für Beförderungen verwendet werden, die nicht im Wettbewerb mit privaten Verkehrsunternehmen stehen): Die Ausnahmemöglichkeit hatte der EuGH mit Urteil vom 17. März 1998, Az.: C-387/96, wie folgt eingeschränkt:

                Die Ausnahme gilt nicht für Fahrzeuge eines Unternehmens, dessen Kapital von der öffentlichen Hand gehalten wird und das eine Dienstleistung im Rahmen eines Vertrages erbringt, der nach einer dem Wettbewerb unterliegenden Ausschreibung geschlossen wurde und diesem Unternehmen für eine bestimmte Zeit ein ausschließliches Recht einräumt. Demnach ist für die Verneinung des Ausnahmetatbestands bereits der Wettbewerb zwischen verschiedenen Interessenten im Ausschreibungsverfahren maßgeblich. Dies bedeutet, dass die Mitgliedstaaten in diesen Fällen keine Ausnahmen zulassen dürfen, dass also die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und Nr. 3821/85 voll anzuwenden sind.

                Konkret ging es in dem EuGH-Verfahren um die unter die EG-Regelung fallenden Linienbusse (Linienlängen von mehr als 50 km). In der Regel dürfen bei diesen Fahrzeugen die von Artikel 13 Buchstabe a und zusätzlich vom EuGH-Urteil gestellten Anforderungen jedoch nicht erfüllt sein.

                c) Buchstabe h (u. a. Müllabfuhr): Der Europäische Gerichtshof hat sich in zwei Entscheidungen (Urteile vom 21. März 1996, Az.: C-335/94 und C-39/95) mit den bisherigen Legalausnahmen nach Artikel 4 Nr. 6 VO (EWG) Nr. 3820/85, u.a. „Müllabfuhr” befasst. Die Ausnahme findet sich jetzt im Katalog des neuen Artikel 13. Gleichwohl dürften die Entscheidungen des EuGH zu beachten sein. Generell bedeuten die Urteile, dass die Ausnahmen nach Buchstabe h bei völliger Privatisierung der jeweiligen Tätigkeiten keine Anwendung finden. Müllabfuhr durch private Unternehmen, die im behördlichen Auftrag und unter behördlicher Kontrolle tätig sind, wird vom EuGH noch als Ausnahme nach Buchstabe h toleriert. Dagegen kann z. B. ein Betrieb wie die Deutsche Post AG infolge völliger Privatisierung und unternehmerischer Unabhängigkeit den Ausnahmetatbestand nach Buchstabe h nicht mehr in Anspruch nehmen.

              

            

          

        

        
          2.1.1.4.5. Abweichungen in Notfällen (Artikel 12)

          Auch die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 enthält eine so genannte Notfallklausel (Artikel 12).

          Die „Notfallklausel” entspricht der bisherigen Regelung. Allerdings kann der Fahrer nicht mehr schlechthin von der Verordnung abweichen, sondern nur noch von den Artikeln 6 bis 9 (Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen, Ruhezeiten, Fährverkehr). Außerdem sind die Abweichungen nur noch zulässig, „um einen geeigneten Halteplatz zu erreichen”. Dieser kann natürlich auch der Standort sein, vorausgesetzt der Notfall tritt in dessen Nähe auf. Sonst muss unterwegs gehalten werden.
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                HINWEIS

                Die Kommission hat in ihrer Leitlinie Nr. 1 (abgedruckt im Anhang IB) die Notfall-Regelung des Artikels 12 eingehend erläutert. U.a. hält sie es für erforderlich, dass, wenn ein Fahrer z.B. Lenkzeitüberschreitungen mit einem „Notfall” begründet, der „übliche Arbeitsrhythmus” des Fahrers zu ermitteln ist, um festzustellen, „ob der Fahrer in der Regel die vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten einhält und die Abweichung tatsächlich eine Ausnahme darstellt”.

                Nach Abschnitt B. I. des neuen Bußgeldkatalogs ist in Bezug auf Artikel 12 nur das Fehlen von Aufzeichnungen des Fahrers über Art und Grund der Abweichungen bußgeldbewehrt (nach Ziffer 15 je 24-Stunden-Zeitraum 50Euro). Der Fahrer muss jedoch damit rechnen, dass bei Nicht-Anerkennung von Abweichungen als „Notfall” insbesondere Überschreitungen der zulässigen Lenkzeiten als solche behandelt werden (nach Ziffer 5 Verwarnungsgeld von 30Euro, wenn der Fahrer nach 4 ½ Stunden Fahrt keine Fahrtunterbrechung einlegt, wobei sich das Verwarngeld erhöht, wenn der Fahrer nach Ablauf von 60 Minuten noch immer nicht anhält).

              

            

          

        

        
          2.1.1.4.6. Ermächtigung der Mitgliedstaaten zur Anwendung strengerer Regelungen (Artikel 11)

          Die bisherige Ermächtigung der Mitgliedstaaten, für Ruhezeiten und Fahrtunterbrechungen höhere Mindestwerte und für Lenkzeiten niedrigere Höchstwerte anzuwenden (Artikel 11 (alt)), ist beibehalten worden, allerdings mit der Einschränkung, dass ein Mitgliedstaat derartige „strengere” Regelungen nur für Beförderungen vorschreiben darf, die vollständig in seinem Hoheitsgebiet durchgeführt werden. Nach der bisherigen Regelung konnten die Mitgliedstaaten dagegen „strengere” Regelungen auch im grenzüberschreitenden Verkehr vorschreiben, wenn das Fahrzeug im betreffenden Mitgliedstaat zugelassen war. Künftig fällt der gesamte grenzüberschreitende Verkehr nicht mehr unter die Ermächtigung.

          Damit ist übrigens den Bedenken Rechnung getragen worden, die unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten schon immer gegen die (bisherige) Regelung des Artikel 11 bestanden haben (vgl. „Hinweis zur Vereinbarkeit von Artikel 11 mit dem EWG-Vertrag”, Seite 39 der 16. Auflage).

          Neu ist auch die Bestimmung, dass, wenn ein Staat von der Ermächtigung nach Artikel 11 Gebrauch macht, er die Tarifverträge und andere Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern „berücksichtigen” muss. Das ist mehr als ein bloßes Anhörungsrecht.
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                Unter „strengeren” Regelungen wären ggf. kürzere zulässige Höchstzeiten für Lenktätigkeiten bzw. längere Mindestzeiten für Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten zu verstehen (Artikel 11). Derartige Regelungen bestehen jedenfalls nicht in der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere auch nicht im Rahmen des Arbeitszeitgesetzes. So zum Beispiel auch Feststellung im Beckschen Kurzkommentar „Arbeitsrecht”, Rd.-Nr. 2 zu § 21a ArbZG.

              

            

          

        

      

    

    
      2.1.2. Lenkzeiten (Artikel 6)

      
        2.1.2.1. Definition

        
          2.1.2.1.1. Definition nach Artikel 4 Buchstabe j

          Die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 enthält erstmals eine Legaldefinition der Lenkzeit (Artikel 4 Buchstabe j). Demnach gelten als Lenkzeit die Zeiten,

          
            	
              die vollautomatisch oder halbautomatisch durch Kontrollgeräte im Sinne der Anhänge I und IB der VO (EWG) Nr. 3821/85 oder

            

            	
              von Hand gemäß den Anforderungen des Artikels 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (Aufzeichnungen bei Fehlfunktionen des Kontrollgerätes)

            

          

          aufgezeichnet werden.

          Der erste Fall ist natürlich die Regel. Was zeichnen Kontrollgeräte nach Anhang I oder IB der Verordnung (EG) Nr. 3821/85 als Lenkzeiten auf?

          Die maßgebliche Bestimmung ist Artikel 4 Buchstabe j VO (EG) Nr. 561/2006 in Verbindung mit Kapitel 4, Randnummer 038, des Anhangs IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85.

          Schaltung der Zeitgruppen 

          Regelung bis 30. September 2011

          Das digitale Kontrollgerät schaltet bei jedem Beginn einer Fahrtätigkeit automatisch auf LENKEN und bei jedem Anhalten automatisch auf ARBEIT (andere Tätigkeiten außer Lenken). Hält der Fahrer an und fährt aber innerhalb von 120 Sekunden weiter, registriert das Gerät die Zeit des Anhaltens ebenfalls als LENKEN. Hält der Fahrer länger als 120 Sekunden, registriert das Gerät die gesamte Haltezeit als ARBEIT. Der Fahrer kann aber manuell auf BEREITSCHAFT oder UNTERBRECHUNG/RUHE schalten. Geschieht das innerhalb von 120 Sekunden nach einem Halt, registriert das Gerät für die gesamte Zeit des Halts die manuell eingestellte Zeitgruppe.

          Neuregelung seit 1. Oktober 2011

          Mit Verordnung vom 16.12.2009 hat die Kommission die einschlägige Regelung (Randnummer 038 des Abschnitts III des Anhangs IB) dahingehend geändert, dass das Gerät bei Weiterfahrt innerhalb von 120 Sekunden nicht mehr rückwirkend auf LENKEN schaltet, sondern nur noch ab dem Zeitpunkt des Weiterfahrens. Es bleibt aber dabei, dass das Gerät die gesamte Haltezeit als BEREITSCHAFT, UNTERBRECHUNG oder RUHE registriert, wenn der Fahrer innerhalb von 120 Sekunden auf eine dieser Zeitgruppen geschaltet hatte. Anderenfalls wird die Haltezeit als ARBEIT registriert.
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                Die Möglichkeit, bei einem Halt manuell auf Bereitschaft oder Unterbrechung/Ruhe zu schalten (bzw., wie bei moderneren Geräten möglich, derartige Schaltungen schon bei Fahrtantritt einzuprogrammieren) bedeutet nicht, dass es sich tatsächlich um solche Zeiten handelt. Das ergibt sich erst aus einer späteren Auswertung.

              

            

          

        

        
          2.1.2.1.2. Amtliche Verlautbarung (Stand September 2014) zum Lenkzeitbegriff

          a) Wortlaut (Ziffer 3.1):

          „Als Lenkzeit gelten alle Zeiten, die mit der Fahrtätigkeit in Zusammenhang stehen und dementsprechend vom Kontrollgerät als Lenkzeit registriert werden. Dazu rechnen auch Aufenthalte vor Ampeln, Bahnübergängen oder Staus.

          Dagegen gelten reine Wartezeiten (z.B. bei der Grenzabfertigung oder beim Be- und Entladen) nicht als Lenkzeit, sondern als andere Arbeiten, sofern die Dauer der Wartezeit nicht von vornherein bekannt ist. Diese Wartezeiten gelten nicht als Fahrtunterbrechung oder Ruhezeiten, da dem Fahrer die Zeit nicht zur freien Verfügung steht.

          Be- und Entladetätigkeiten des Fahrers gelten als andere Arbeiten.”

          b) Anmerkungen dazu:

          Zu Absatz 1

          Satz 1 der Verlautbarung entspricht formal der Definition nach Artikel 4 Buchstabe j VO (EG) Nr. 561/2006. Das zusätzliche Merkmal „Zeiten, die mit der Fahrtätigkeit in Zusammenhang stehen” ist jedoch in der EG-Vorschrift nicht enthalten, stellt somit eine vom Verordnungstext nicht gedeckte Erweiterung des Lenkzeitbegriffs dar.

          Nicht zutreffend (jedenfalls nach der seit dem 1. Oktober 2011 geltenden Regelung) ist insbesondere die weitere Aussage, wonach Aufenthalte vor Ampeln, Bahnübergängen und Staus zu den Lenkzeiten zählen. Dies war schon bei der bisherigen Regelung nur dann der Fall, wenn der Fahrer

          
            	
              zu Beginn eines Halts nicht auf Bereitschaft oder Unterbrechung/Ruhe geschaltet hatte, so dass es bei der automatischen Schaltung auf ARBEIT blieb

            

            	
              nach dem Halt aber innerhalb von 120 Sekunden weiterfuhr.

            

          

          Nur in diesem Fall registrierte das Gerät die Haltezeit als LENKEN.

          Nach der seit dem 1. Oktober 2011 geltenden Regelung erfolgt aber keine derartige rückwirkende Registrierung eines Halts als Lenkzeit mehr. Auf LENKEN schaltet das Gerät nur noch, wenn das Fahrzeug tatsächlich in Bewegung ist, also nach einem Halt erst mit Wiederaufnahme der Fahrt. Aufenthalte vor Ampeln, Bahnübergängen oder in Staus werden somit in keinem Fall mehr als Lenkzeiten registriert und sind damit keine Lenkzeiten im Sinne der allein maßgeblichen Legaldefinition des Artikel 4 Buchstabe j VO (EG) Nr. 561/2006. Im Regelfall sind es Bereitschafts- oder Arbeitszeiten, eventuell auch Fahrtunterbrechungen, wenn die Zeit des Halts oberhalb von 15 Minuten lag, insoweit also die Voraussetzungen für eine Teilunterbrechung im Sinne von Artikel 7 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 vorlagen.
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                Spätestens mit der seit dem 1. Oktober 2011 geltenden Regelung (Änderung der Randnummer 038 des Abschnitts III des Anhangs IB) ist auch der Beschluss des BayOLG vom 30. Juni 1988 (3 OBOWi 81/88), wonach zur Lenkzeit auch verkehrsbedingte Kurzhalte bzw. generell die ersten drei Minuten eines Halts gehören, überholt.

                Immerhin hat das Gericht zutreffend festgestellt, dass ein Halt von weniger als 15 Minuten nicht als Lenkzeit zu betrachten ist, auch wenn er die Voraussetzungen einer Fahrtunterbrechung nicht erfüllt. Das digitale Kontrollgerät registriert derartige Zeiten als ARBEIT – vertretbar wäre aber auch, wenn der Fahrer, wenn er sich die Mühe machen will, jeweils auf BEREITSCHAFT schaltet.

              

            

          

          Zu Absatz 2

          Es trifft zu, dass reine Wartezeiten, deren Dauer nicht im Voraus feststeht, nicht als Ruhepausen nach § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige betrachtet werden können. Dass derartige Zeiten auch nicht Fahrtunterbrechungen im Sinne von Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 darstellen, ist jedoch zweifelhaft, da die Legaldefinition der Fahrtunterbrechung nach Artikel 4 Buchstabe d VO (EG) Nr. 561/2006 nicht das Kriterium enthält, dass der Fahrer über diese Zeit frei verfügen kann (dieses Kriterium gilt nur für Ruhezeiten).

          Die Verlautbarung nennt unter Ziffer 3.5 selbst einen – wichtigen – Fall, der als Fahrtunterbrechung gilt, obwohl von „freier Verfügbarkeit” eigentlich nicht gesprochen werden kann: die Zeiten eines Beifahrers neben dem aktiven Fahrer. Letztlich handelt es sich auch dabei lediglich um „Wartezeiten”. Also müssten nach den Kriterien der Verlautbarung auch Wartezeiten an der Grenze als Fahrtunterbrechungen anerkannt werden, sofern die Wartezeit mindestens 15 Minuten beträgt (Teilunterbrechung).

        

      

      
        2.1.2.2. Tageslenkzeiten (Artikel 6 Abs. 1)

        
          2.1.2.2.1. Die Regelung, Zusammenhang mit der Ruhezeitenregelung

          Tageslenkzeiten sind zulässig bis zu 9 Stunden bzw. zweimal in der Woche bis zu 10 Stunden, wobei Woche die Zeit von Montag 00.00 Uhr bis Sonntag 24.00 Uhr ist (Artikel 4 Buchstabe i).

          In Artikel 6 Abs. 1 wird zwar der Begriff „tägliche Lenkzeit” verwendet; gemeint ist aber die „Tageslenkzeit” wie sie in Artikel 4 Buchstabe k definiert ist: „Summierte Gesamtlenkzeit zwischen dem Ende einer täglichen Ruhezeit und dem Beginn der darauf folgenden täglichen Ruhezeit oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit”.

          Die Tageslenkzeit ist also nicht (wie man meinen sollte) die Lenkzeit pro Kalendertag, auch nicht die Lenkzeit innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums.

          Dies gilt übrigens auch für den Begriff „werktägliche Arbeitszeit” nach § 3 des Arbeitszeitgesetzes. Die Kommentierungen sind sich einig, dass auch unter „werktäglicher Arbeitszeit” die zwischen zwei Ruhezeiten anfallende Arbeitszeit zu verstehen ist.
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                    Wenn ein Fahrer für verschiedene Unternehmen tätig ist, sind die jeweiligen Lenkzeiten zu addieren (gilt auch für wöchentliche Lenkzeiten).

                  

                  	
                    Vom Begriff „Lenkzeit” werden alle Lenkzeiten erfasst, die im Gebiet der EU oder im Hoheitsgebiet von Drittstaaten anfallen.
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                HINWEIS ZU LENKZEITEN BEI NACHTFAHRTEN

                Die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 enthält keine spezifische Regelung der bei Nachtfahrten zulässigen Lenkzeiten. Dies bedeutet, dass die vorstehenden Abschnitte auch auf Nachtfahrten anzuwenden sind.

                Zur Definition des Begriffes „Nachtarbeit” (vgl. Kapitel 4, Abschnitt 6.2.2).

              

            

          

        

        
          2.1.2.2.2. Um welche Art von „Ruhezeiten“, in die die Tageslenkzeiten einzubetten sind, handelt es sich?

          Aus Artikel 4 Buchstabe k ergibt sich Folgendes:

          Vor Fahrtbeginn muss eine tägliche Ruhezeit liegen; dabei kann es sich um eine regelmäßige tägliche Ruhezeit von mindestens 11 Stunden oder um eine (dreimal zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten zulässige) verkürzte tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden handeln (Artikel 4 Buchstabe g), aber auch um den 2. Abschnitt von mindestens 9 Stunden einer aufgeteilten täglichen Ruhezeit; Voraussetzung ist, dass ein erster Abschnitt von mindestens drei Stunden korrekt eingelegt worden war, so dass mit insgesamt 12 Stunden eine gültige tägliche Ruhezeit vorlag.

          Auch wenn es dem Wortlaut nicht entspricht, wird man davon ausgehen können, dass vor Fahrtantritt statt einer täglichen eine wöchentliche Ruhezeit liegen kann, die ja lediglich eine verlängerte tägliche Ruhezeit darstellt (Artikel 8 Absatz 3). Bei der wöchentlichen Ruhezeit kann es sich auch um eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit handeln (Artikel 4 Buchstabe h).

        

        
          2.1.2.2.3. Disponierung der Tageslenkzeit, keine beliebige Summierung von Teil-Lenkzeiten

          Da es sich bei der Tageslenkzeit um die Gesamtlenkzeit zwischen zwei Ruhezeiten handelt, muss bei der Disponierung der Tageslenkzeit berücksichtigt werden, dass eine tägliche Ruhezeit innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums einzulegen ist (sei es eine volle, verkürzte oder aufgeteilte). Näheres hierzu siehe Abschnitt 2.4.1. Dies bedeutet, dass Teil-Lenkzeiten nicht beliebig lange addiert werden können. Die Summierung im Sinne von Artikel 4 Buchstabe k findet hier ihre Grenzen.

          Was nicht erlaubt ist, sei an folgendem Beispiel einer mehrtägigen Fahrt verdeutlicht:

          Nach ausreichender Ruhezeit:

          Montag 00.00 Uhr Fahrtbeginn

          04.30 Uhr Fahrtunterbrechung

          05.15 Uhr Weiterfahrt

          09.45 Uhr bis 15.45 Uhr Ruhezeit

          15.45 Uhr Weiterfahrt

          20.15 Uhr Fahrtunterbrechung

          21.00 Uhr Weiterfahrt

          Dienstag 01.30 Uhr bis 07.30 Ruhezeit

          07.30 Weiterfahrt

          12.00 Uhr Fahrtunterbrechung

          12.45 Weiterfahrt

          17.15 Uhr bis 23.15 Uhr Ruhezeit

          23.15 Uhr Weiterfahrt

          Mittwoch 03.45 Uhr Fahrtunterbrechung

          04.30 Uhr Weiterfahrt

          09.00 Uhr bis 20.00 Ruhezeit

          Analyse:

          Der Fahrer hat in doppelter Hinsicht gegen die Vorschriften verstoßen.

          Erstens lagen – entgegen Artikel 4 Buchstabe k VO (EG) Nr. 561/2006 – zwischen der ersten und der zweiten gültigen Ruhezeit (Mittwoch 09.00 bis 20.00 Uhr) mehr als 10 Stunden Lenkzeit, nämlich insgesamt 36 Stunden. Der Fahrer kann nicht geltend machen, er habe doch „zwischendurch” drei zusätzliche Ruhezeiten von jeweils 6 Stunden eingelegt; denn diese Ruhezeiten erfüllten nicht die an die Mindestdauer von täglichen Ruhezeiten nach Artikel 4 Buchstabe g VO (EG) Nr. 561/2006 zu stellenden Anforderungen – sie waren zu kurz.

          Zweitens hat er gegen Artikel 8 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 verstoßen, weil er nicht innerhalb von 24 Stunden mindestens eine verkürzte tägliche Ruhezeit von neun Stunden eingelegt hat.

          Ein korrekter Fahrtverlauf hätte so ausgesehen:

          Montag

          Um 09.45 hatte der Fahrer eine Lenkzeit von 9 Stunden erreicht. Er hätte noch eine Stunde weiterfahren oder andere Tätigkeiten ausüben können; wenn er das aber nicht wollte, musste er jetzt eine tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden einlegen, also bis 18.45 Uhr.

          Um 18.45 Uhr hätte also ein neuer 24-Stunden-Zeitraum begonnen.

          Weiterer Verlauf:

          18.45 Uhr Weiterfahrt

          23.15 Uhr Fahrtunterbrechung

          Dienstag

          00.00 Uhr Weiterfahrt

          04.30 Uhr bis 13.30 Uhr Ruhezeit (weil

          9 Stunden Lenkzeit erreicht waren)

          13.30 Beginn eines neuen 24-Stunden-Zeitraums

          13.30 Uhr Weiterfahrt

          18.00 Uhr Fahrtunterbrechung

          18.45 Uhr Weiterfahrt

          23.15 bis Mittwoch 08.15 Uhr Ruhezeit (weil 9 Stunden Lenkzeit erreicht waren) Mittwoch

          08.15 Uhr Beginn eines neuen 24-Stunden-Zeitraums

          08.15 Uhr Weiterfahrt

          12.45 Uhr Fahrtunterbrechung

          13.30 Uhr Weiterfahrt

          18.00 Uhr bis Donnerstag 05.00 reguläre tägliche Ruhezeit von 11 Stunden.

          Auch bei diesem Fahrtverlauf hätte der Fahrer also insgesamt 36 Stunden Lenkzeit erreicht, aber – wie vorgeschrieben – zwischen zwei gültigen Ruhezeiten jeweils nicht mehr als 10 Stunden. Allerdings führte die korrekte Einhaltung der Ruhezeiten dazu, dass eine Weiterfahrt nicht schon am Mittwoch um 20.00 Uhr, sondern erst am Donnerstag um 05.00 Uhr möglich war.

          
            [image: img]

            
              WICHTIG!

              Zur Ermittlung von Tageslenkzeiten ist es nicht damit getan, Lenkzeiten solange aufzuaddieren, bis die nächste reguläre Ruhezeit erreicht ist. Vielmehr muss der Fahrer zusätzlich darauf achten, dass eine tägliche Ruhezeit innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums, der mit dem Ende einer vorangegangenen Ruhezeit beginnt, liegen muss. Wenn dies nicht beachtet wird, kommt es, wie das Beispiel zeigt, zu „Tageslenkzeiten” von weit mehr als den zulässigen 10 Stunden und damit zu unter Umständen gravierenden Verstößen.

            

          

        

        
          2.1.2.2.4. Beginn einer neuen Tageslenkzeit, ggf. vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitraums

          Eine neue Tageslenkzeit kann erst begonnen werden, wenn die tägliche Ruhezeit beendet ist. Bei einer aufgeteilten täglichen Ruhezeit genügt es, wenn der 9-Stunden-Abschnitt vor Beginn einer neuen Tageslenkzeit liegt; der zusätzliche 3-Stunden-Abschnitt kann also schon vorher eingelegt werden. Dies kann bereits vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitraums, innerhalb dessen die tägliche Ruhezeit einzulegen ist, der Fall sein.

          Maßgeblich für den Beginn einer neuen Tageslenkzeit ist nicht etwa der volle Ablauf des jeweiligen 24-Stunden-Zeitraums, sondern der Zeitpunkt des Endes einer Ruhezeit. Dieser Zeitpunkt kann durchaus vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitraums erreicht sein. Es wäre unsinnig, wenn der Fahrer gleichwohl das Erreichen der vollen 24 Stunden abwarten („Däumchen drehen”) müsste, eher er weiterfahren dürfte. Der 24-Stunden-Zeitraum bezeichnet lediglich den äußersten zeitlichen Rahmen, innerhalb dessen eine Ruhezeit einzulegen ist. Selbstverständlich kann der Fahrer seine tägliche Ruhezeit schon früher einlegen (was unter dem Gesichtspunkt von Verkehrssicherheit und Gesundheitsschutz sogar erwünscht ist). Nach Beendigung einer Ruhezeit hat der 24-Stunden-Zeitraum jedenfalls seinen Zweck erfüllt, auch wenn er noch nicht voll abgelaufen ist. Mit Beginn einer neuen Tageslenkzeit vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitraums beginnt dann ein neuer 24-Stunden-Zeitraum.

          Dies bedeutet, dass sich, bezogen auf den (vollen) 24-Stunden-Zeizraum, eine längere Tageslenkzeit als 10 Stunden ergeben kann, einfach dadurch, dass noch im „alten” 24-Stunden-Zeitraum (zulässigerweise) eine neuen Tageslenkzeit beginnen kann. Die 10-Stunden-Obergrenze der Tageslenkzeit gilt also nur für die Zeit zwischen zwei Ruhezeiten, nicht aber für einen 24-Stunden-Zeitraum. Dies ist herrschende Meinung (z.B. Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger, Arbeitszeit- und Sozialvorschriften, Verlag Heinrich Vogel, Kommentierung zu Artikel 8 VO (EG) Nr. 561/2006).

          Grafische Darstellung in Kapitel 7 Nr. 7.1.
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                Entsprechendes gilt für die werktägliche Arbeitszeit. Nach einhelliger Kommentierung kann auch eine neue werktägliche Arbeitszeit beginnen, wenn eine Ruhezeit noch vor Ablauf des auch hier maßgeblichen 24-Stunden-Zeitraums eingelegt und beendet worden ist.

              

            

          

        

      

      
        2.1.2.3. Gemischte Tätigkeiten (Lenk- und andere Tätigkeiten)

        Die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (wie auch das AETR und die Fahrpersonalverordnung) regelt ausschließlich die Höchstdauer von Lenkzeiten. Dies bedeutet selbstverständlich nicht, dass zwischen zwei Ruhezeiten nicht auch andere Tätigkeiten als Lenken zulässig sind. Insbesondere können schon vor Aufnahme einer Fahrt bestimmte Tätigkeiten anfallen, vor allem natürlich Beladen des Fahrzeugs. Was die Lenktätigkeiten angeht, kommt es nur darauf an, dass zwischen zwei Ruhezeiten nicht mehr als zehn Stunden Lenkzeiten anfallen dürfen. Zu welchem Zeitpunkt nach Ende einer Ruhezeit mit der Lenktätigkeit begonnen wird, ob also andere Tätigkeiten noch vorangehen, spielt demgegenüber keine Rolle. Entsprechendes gilt für Tätigkeiten, die unterwegs anfallen oder auch für Abschlussarbeiten.
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              HINWEIS

              Hinsichtlich der Frage, welche Zeiten für sonstige Tätigkeiten zwischen zwei Ruhezeiten liegen dürfen, muss zwischen Fahrern in Beschäftigungsverhältnissen und selbständigen Fahrern unterschieden werden.

              a) Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen müssen § 3 des Arbeitszeitgesetzes beachten, wonach die Obergrenze der werktäglichen Arbeitszeit 10 Stunden ist. Unter „werktäglicher Arbeitszeit” wird üblicherweise – wie im Falle der Tageslenkzeit – die Zeit zwischen zwei Ruhezeiten verstanden.

              Der Fahrer hat jetzt eine Lenkzeit von insgesamt 10 Stunden hinter sich und damit die EG-Regelung voll ausgeschöpft, zugleich aber auch die Regelung nach § 3 des Arbeitszeitgesetzes; denn die 10 Stunden Lenkzeit stellen ja zugleich 10 Stunden Arbeitszeit dar. Vor Einlegen der nächsten Ruhezeit sind damit auch andere Tätigkeiten nicht mehr zulässig. Es bleibt dem Fahrer also nichts anderes übrig, als nun erst einmal eine Tagesruhezeit von mindestens 9 Stunden einzulegen, auch wenn der 24-Stunden-Zeitraum noch nicht voll abgelaufen ist bzw. nicht voll ausgeschöpft wird. Erst nach der Ruhezeit kann der Fahrer andere Arbeiten erledigen oder einfach wieder fahren.

              Zur Frage, welche Möglichkeiten der Fahrer hat, wenn zwar die Obergrenze von 10 Stunden Arbeitszeit erreicht ist, aber noch nicht die Obergrenze von 10 Stunden Lenkzeit, vgl. den folgenden Abschnitt Exkurs.

              b) Für selbständige Fahrer gibt es keine Begrenzung der täglichen Arbeitszeit (das Arbeitszeitgesetz gilt nur für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, das Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit selbständiger Kraftfahrer enthält keine Regelung über tägliche Arbeitszeiten).

              Im unter a) genannten Beispiel bedeutet dies, dass der (selbständige) Fahrer nach Erreichen von 10 Stunden Lenkzeit noch andere Tätigkeiten ausüben kann, ehe er nach den auch für ihn maßgeblichen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 die nächste Tagesruhezeit einlegen muss.
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              Nach einer Ruhezeit folgender Ablauf:

              4 ½ Std. Lenktätigkeit

              ¾ Std. Fahrtunterbrechung

              4 ½ Std. Lenktätigkeit

              ¾ Std. Unterbrechung

              1 Std. Lenktätigkeit

            

          

        

         Exkurs: Frage des Vorrangs gegenüber arbeitszeitrechtlichen Vorschriften

        a) Selbständige Kraftfahrer

        Die Vorrangfrage stellt sich hier nicht. Das Arbeitszeitgesetz gilt nur für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen. Das Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479) enthält keine Regelung der täglichen Arbeitszeiten.

        b) Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen

        Bei gemischten Tätigkeiten stellt sich für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen die Frage des Vorrangs der EG-Lenkzeitregelung gegenüber dem Arbeitszeitgesetz. Unbestritten ist – oder sollte jedenfalls sein –, dass EG-Recht generell Vorrang vor nationalen Regelungen hat (siehe u.a. Matthias Herdegen, Europarecht, 14. Auflage, Verlag Beck, Seite 217, Nomos-Kommentar, Arbeitsrecht, 2. Auflage, Rz. 27), und dass dies selbstverständlich auch für die EG-Lenkzeitregelung gilt (Beckscher Kurz-Kommentar „Arbeitsrecht”, Rd.-Nr. 13 zu § 3 ArbZG).

        Strittig ist jedoch, was der Vorrang der EG-Lenkzeitregelung konkret bedeutet. Gelegentlich wird die Auffassung vertreten, dass er darin besteht, dass nach Einlegen einer Ruhezeit noch innerhalb des laufenden 24-Stunden-Zeitraums eine neue Tageslenkzeit begonnen werden kann, auch wenn der laufende 24-Stunden-Zeitraum noch nicht abgelaufen ist (siehe Abschnitt 2.4). Mit der Vorrangfrage hat das aber nichts zu tun – jedenfalls gibt es hier keine „Konfliktsituation” zwischen den Regelungen über die Obergrenzen von Lenkzeiten und von Arbeitszeiten.

        Die Vorrangfrage stellt sich allerdings dann, wenn zwar die Obergrenze der werktäglichen Arbeitszeit von 10 Stunden erreicht ist, aber noch nicht die Obergrenze von 10 Stunden für die Tageslenkzeit.

        Hier besteht eine „Konfliktsituation”, weil sich die Frage stellt, ob zwecks Ausschöpfung der EG-Lenkzeitregelung noch weiter gefahren werden darf. Nach meiner Auffassung ja. Zwischen zwei Ruhezeiten sind zwar grundsätzlich nur bis zu 10 Stunden Arbeitstätigkeiten zulässig; auf Grund des EG-Vorrangs der Lenkzeitregelung muss jedoch m.E. eine Überschreitung der 10-Stunden-Obergrenze der Arbeitszeit toleriert werden, wenn es sich bei der zusätzlichen Arbeitszeit um Lenkzeiten handelt.

        Weiterfahrt natürlich nur bis zum Erreichen der Obergrenze und auch nur, wenn innerhalb des 24-Stunden-Zeitraums noch genügend Zeit für das Einlegen der nächsten anstehenden Ruhezeit verbleibt.

        Insbesondere muss der Fahrer darauf achten, dass nach Erreichen der 10-Stunden-Grenze Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder Ruhepausen nach § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes/Selbständige fällig werden können. Das engt den Spielraum für die Weiterfahrt ein. Im Übrigen muss der Fahrer darauf achten, dass innerhalb einer Woche nur bis zu 56 Stunden Lenkzeit bzw. in der Doppelwoche nur bis zu 90 Stunden Lenkzeit zulässig sind. Das bedeutet, dass eine Weiterfahrt nach Erreichen von 10 Stunden Arbeitszeit keineswegs beliebig oft möglich ist. Diese Möglichkeit sollte daher in der Praxis nicht überbewertet werden.

        Meine Auffassung ist auf Widerspruch einiger Länderbehörden, aber auch beim Bundesamt für Güterverkehr gestoßen. Ich rate daher davon ab, Touren im Sinne meiner Auslegung zu planen, weil sonst mit Ordnungswidrigkeitsverfahren zu rechnen wäre. Es sollte so disponiert werden, dass nach Erreichen der Obergrenze der zulässigen werktäglichen Arbeitszeit zunächst nicht weiter gefahren werden darf, auch wenn die zulässige Tageslenk  zeit von neun bzw. zehn Stunden noch nicht erreicht ist.
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              Weitere Hinweise zur Haltung einiger Länder und des BAG

              Die betreffenden Kontrollbehörden sind der Auffassung, bei der EG-Lenkzeitregelung und der Regelung über werktägliche Arbeitszeiten nach § 3 ArbZG handele es sich um voneinander unabhängige Regelungen, die in keinerlei Konkurrenz zueinander stünden. Damit stelle sich die Vorrangfrage hier nicht. Dem kann ich nicht folgen. Auch die Regelung nach § 3 ArbZG ist eine Lenkzeitregelung insofern, als Lenkzeiten von Kraftfahrern Arbeitszeiten sind (so auch Ziffer 8.5 der Verlautbarung der Kontrollbehörden der Länder und des BAG, Stand Juli 2013). Die Regelungen sind keineswegs voneinander „unabhängig”.

              Auch in Kommentaren wird darauf hingewiesen, dass es hinsichtlich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und dem Arbeitszeitgesetz „teilweise Überschneidungen” gibt (z.B. Beckscher Kurz-Kommentar „Arbeitsrecht”, 7. Auflage, Rdnr. 3 zu § 21 a ArbZG). Eine solche Überschneidung dürfte jedenfalls in der Lenkzeitfrage vorliegen. Damit stellt sich aber die Vorrangfrage. Die Entscheidung des EU-Gesetzgebers erging zu Gunsten eines Vorrangs der EG-Regelung. Dem ist der deutsche Gesetzgeber gefolgt. In Übereinstimmung mit der zugrunde liegenden Richtlinie 2002/15/EG (Artikel 2 Absatz 4) heißt es in § 21 a Abs. 1 ArbZG ausdrücklich, dass die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR unberührt bleiben. Eine Auslegung dahingehend, dass die EG-rechtlich zulässigen Tageslenkzeiten nur bis Erreichen der Obergrenzen der werktäglichen Arbeitszeit „ausgeschöpft” werden können, bedeutet aber, dass der „Spieß umgedreht” wird im Sinne eines Vorrangs des Arbeitszeitgesetzes gegenüber der EG-Lenkzeitregelung. Eine solche Auslegung verkennt, dass die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (in diesem Falle die Lenkzeitvorschriften) entgegen § 21 a Abs. 1 ArbZG sehr wohl berührt werden, und zwar im Sinne einer Einschränkung des EU-Vorrangs.

              Im Übrigen ergibt sich aus Artikel 6 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Inanspruchnahme der Obergrenze der wöchentlichen Lenkzeit darf nicht zu einem Überschreiten der Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit führen) im Umkehrschluss, dass ohne diese Bestimmung die Überschreitung der Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden als Folge der Inanspruchnahme der zulässigen wöchentlichen Lenkzeit von bis zu 56 Stunden durchaus zulässig wäre. Hinsichtlich der Tageslenkzeiten fehlt aber eine entsprechende Bestimmung, die lauten müsste, dass die Inanspruchnahme der nach Artikel 6 Abs. 1 zulässigen Tageslenkzeiten nicht dazu führen darf, dass die zulässigen Obergrenzen von täglichen Arbeitszeiten überschritten werden. Vielleicht sollte einmal amtlich geklärt werden, was das Fehlen einer solchen Bestimmung zu bedeuten hat.

              Schlussbemerkung: Auch ich finde es unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit und des Gesundheitsschutzes bedenklich, wenn nach zehn Stunden Arbeitszeit noch weitergefahren werden darf. Dieser Missstand lässt sich aber nicht im Auslegungswege beseitigen, sondern nur durch eine Korrektur der Regelungen selbst.

            

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS ZUR GESTALTUNG VON ARBEITSSCHICHTEN

              Üblicherweise wird unter „Schicht” die Gesamtzeit von Arbeitstätigkeiten und Pausen zwischen Ruhezeiten verstanden. Entsprechend den vorstehenden Darlegungen bedeutet dies, dass in einer Schicht nicht mehr als 10 Stunden Arbeitszeit liegen dürfen. Da unter Schicht derselbe Zeitraum zu verstehen ist, der für die Obergrenze von Tageslenkzeiten maßgeblich ist, bezieht sich die Obergrenze der Tageslenkzeit von 10 Stunden auch auf die Schicht. Das bedeutet, dass innerhalb einer Schicht auch Lenkzeiten nur bis zu 10 Stunden zulässig sind.

              Etwas anderes gilt wie gesagt für 24-Stunden-Zeiträume. In einem 24-Stunden-Zeitraum, z.B. an einem Kalendertag, kann eine weitere Schicht beginnen, so dass die Summe der Arbeits- bzw. Lenkzeiten in dem betreffenden 24-Stunden-Zeitraum (zulässig) 10 Stunden überschreiten kann.

            

          

        

      

      
        2.1.2.4. Wöchentliche Lenkzeit, wöchentliche Höchstarbeitszeit (Artikel 6 Abs. 2)

        Durch die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ist erstmals für die wöchentliche Lenkzeit eine ausdrückliche Obergrenze festgesetzt worden, und zwar 56 Stunden. Bisher gab es keine ausdrückliche Obergrenze, allerdings ergaben sich insbesondere bei Inanspruchnahme verkürzter Ruhezeiten zulässige wöchentliche Lenkzeiten von bis zu 74 Stunden (so auch die Feststellung des EU-Rates in der Begründung zum „Gemeinsamen Standpunkt”). Diese Möglichkeiten bestehen also nicht mehr.
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              1. Die Inanspruchnahme der Möglichkeit einer wöchentlichen Lenkzeit von 56 Stunden darf nicht dazu führen, dass die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden überschritten wird (Artikel 6 Abs. 2). Dies gilt inzwischen auch für selbständige Kraftfahrer. Das ergibt sich daraus, dass die Richtlinie 2002/15/EG („Arbeitszeitrichtlinie/Straßenverkehr”) nunmehr auch auf selbständige Kraftfahrer Anwendung findet (siehe Abschnitt 2.1). In Deutschland ist eine entsprechende Umsetzungsregelung durch das Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit selbständiger Kraftfahrer vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479) erfolgt (Siehe hierzu Kapitel 4 Abschnitt 4.7).

              2. Die Obergrenze von 60 Stunden kann nur in Anspruch genommen werden, wenn

              
                	
                  Im Falle von Fahrern in Beschäftigungsverhältnissen innerhalb von vier Kalendermonaten oder 16 Wochen bzw.

                

                	
                  Im Falle von selbständigen Kraftfahrern innerhalb von vier Kalendermonaten

                

              

              im Durchschnitt 48 Stunden wöchentlich nicht überschritten werden (§ 21a Abs. 4 ArbZG bzw. § 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012). Die im Durchschnitt zulässige wöchentliche Lenkzeit beträgt 45 Stunden, hält sich also in diesem Rahmen.

              3. Gleichwohl bedeutet die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 bzw. durchschnittlich 48 Stunden, dass es für die volle Inanspruchnahme von 56 Stunden bzw. durchschnittlich 45 Stunden Lenkzeit „eng” werden kann. Im Durchschnitt stehen für andere Arbeiten als Lenken nur 48 ./. 45 = 3 Stunden zur Verfügung. Bei voller Inanspruchnahme der Möglichkeit von 56 Stunden Lenkzeit stehen für andere Tätigkeiten maximal 60 ./. 56 = 4 Stunden zur Verfügung. Das dürfte in vielen Fällen nicht reichen, zumal sowohl das Arbeitszeitgesetz wie auch die Richtlinie 2002/15/EG den Begriff „Arbeitszeit” weit definieren. Nach § 2 Abs. 1 ArbZG ist die Arbeitszeit für Fahrpersonal pauschal als die gesamte Zeit zwischen Beginn und Ende der Arbeit, lediglich ohne die Zeit der Ruhepausen, definiert. Nach Artikel 3 Buchstabe a der Richtlinie rechnen zur Arbeitszeit insbesondere Zeiten für das Be- und Entladen, für Hilfe beim Ein- und Aussteigen von Fahrgästen, für Reinigung und technische Wartung sowie alle sonstigen Arbeiten, die der Sicherheit des Fahrzeugs, der Ladung und der Fahrgäste dienen. Ausdrücklich vom Begriff „Arbeitszeit” ausgenommen sind nach der Richtlinie allerdings Bereitschaftszeiten, zu denen insbesondere die Zeiten, die ein zweiter Fahrer während der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbringt, zählen (Artikel 3 Buchstabe b der Richtlinie bzw. nunmehr § 21a Abs. 3 des Arbeitszeitgesetzes).

              Der Begriff „Arbeitszeit” ist für selbständige Kraftfahrer allerdings enger gefasst; er umfasst insbesondere nicht „allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeübten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen” (§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012, näheres siehe Kapitel 4 Abschnitt 4.6.).

              Schlussfolgerung: Die volle Inanspruchnahme von wöchentlichen Lenkzeiten bis zu 56 bzw. im Durchschnitt bis zu 45 Stunden ist insbesondere für angestellte Fahrer nur möglich, wenn die üblichen sonstigen Tätigkeiten so reduziert werden, dass die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden bzw. im Durchschnitt von 48 Stunden nicht überschritten wird.
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              HINWEIS ZUR VORRANGFRAGE

              Anders als im Falle von Tageslenkzeiten stellt sich bei den wöchentlichen Lenkzeiten die Vorrangfrage gegenüber arbeitszeitrechtlichen Regelungen nicht.

              Der nach § 21a Abs. 1 ArbZG bestehende Vorrang der EG-Lenkzeitregelung ist durch die ausdrückliche Bestimmung, dass die Inanspruchnahme der zulässigen wöchentlichen Lenkzeit bis zu 56 Stunden nicht zu einem Überschreiten der Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden führen darf (Artikel 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 in Verbindung mit Artikel 4 der Richtlinie 2002/15/EG) obsolet geworden. Die Regelung der Richtlinie über die wöchentliche Höchstarbeitszeit von 60 Stunden ist durch Artikel 6 Abs. 2 der VO (EG) Nr. 561/2006 sozusagen mit deren Bestandteil geworden. Die 60-Stunden-Obergrenze gilt daher in den Mitgliedstaaten unmittelbar. Die inhaltsgleiche Regelung nach § 21a Abs. 4 ArbZG hat für „EG-Fahrer” nur noch rein deklaratorische Bedeutung.

              Entsprechendes gilt für selbständige Kraftfahrer, auf die die Richtlinie ebenfalls Anwendung findet (Umsetzung durch § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012).

              Ergebnis: Die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit ist für Fahrer, die der EG-Regelung unterliegen, 60 Stunden, gleich ob es sich um Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen oder um selbständige Kraftfahrer handelt. Nach Erreichen einer Arbeitszeit von 60 Stunden kann in der betreffenden Woche nicht mehr gefahren werden, auch wenn die Obergrenze der wöchentlichen Lenkzeit von 56 Stunden noch nicht erreicht ist.

              (Zur Regelung der wöchentlichen Lenkzeit/Arbeitszeit für Fahrer, die dem AETR oder der Fahrpersonalverordnung unterliegen, vgl. Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1 bzw. Kapitel 4 Abschnitt 4.3.2.1 und 4.3.2.2).

            

          

        

      

      
        2.1.2.5. Lenkzeit im Zwei-Wochen-Zeitraum

        Die Obergrenze der Lenkzeit im Zwei-Wochen-Zeitraum beträgt 90 Stunden (Artikel 6 Abs. 3 VO (EG) Nr. 561/2006). Gemeint sind jeweils zwei aufeinander folgende Wochen:

        Woche A/Woche B, Woche B/Woche C, Woche C/Woche D usw..

        Wichtig ist, dass die zulässigen 90 Stunden Lenkzeit nicht beliebig auf die jeweiligen zwei Wochen verteilt werden können. Vielmehr bleibt es auch bei der Doppelwoche dabei, dass die Obergrenze der wöchentlichen Lenkzeit von 56 Stunden nicht überschritten werden darf.

        Werden 56 Stunden in Anspruch genommen, verbleiben also für die folgende (oder vorausgegangene) Woche nur 34 Stunden.

      

    

    
      2.1.3. Fahrtunterbrechungen (Artikel 7)

      
        2.1.3.1. Definition (Artikel 4 Buchstabe d)

        Fahrtunterbrechung ist jeder Zeitraum, in dem der Fahrer keine Fahrtätigkeit ausüben und keine anderen Arbeiten ausführen darf und der ausschließlich zur Erholung genutzt wird. Was unter Letzterem zu verstehen ist, bleibt allerdings unklar. Wie schon erwähnt erscheint die Aussage unter Ziffer 3.1 der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014), dass Wartezeiten an der Grenze nicht als Fahrtunterbrechung gelten, weil der Fahrer über diese Zeiten nicht frei verfügen kann, fraglich. Wenn Beifahrerzeiten, was ja auch einleuchtet, als Fahrtunterbrechungen anerkannt werden (Ziffer 3.5 der amtlichen Verlautbarung), leuchtet nicht ein, dass dies nicht auch für Wartezeiten an Grenzübergängen gelten soll.

      

      
        2.1.3.2. Grundregelung (Artikel 7 Abs. 1)

        Nach einer Lenkdauer von 4 ½ Stunden muss der Fahrer eine ununterbrochene Fahrtunterbrechung von wenigstens 45 Minuten einlegen, sofern er keine Ruhezeit einlegt.

        Die „Lenkdauer” ist definiert als die „Gesamtlenkzeit zwischen dem Zeitpunkt, zu dem ein Fahrer nach einer Ruhezeit oder einer Fahrtunterbrechung beginnt, ein Fahrzeug zu lenken, und dem Zeitpunkt, zu dem er eine Ruhezeit oder Fahrtunterbrechung einlegt” (Artikel 4 Buchstabe q). Lenkdauer kann „ununterbrochen oder unterbrochen sein.” Letzteres ist besonders für den Nahverkehr mit seiner Verteilerfunktion von Bedeutung, bei dem Fahr- und sonstige Arbeitstätigkeiten (Be- und Entladen) häufig wechseln mit der Folge, dass eine zusammenhängende, d. h. ununterbrochene Lenkzeit von 4 ½ Stunden nur selten erreicht wird und infolgedessen (nach der bisherigen Regelung) Fahrtunterbrechungen, in denen nicht gearbeitet wird, entsprechend verschoben werden oder völlig wegfallen können. Dies ist nunmehr anders. Auch nach einer wiederholt von anderen Arbeiten unterbrochenen Gesamtlenkdauer von 4 ½ Stunden wird eine Fahrtunterbrechung fällig (siehe auch Ziffern 9 und 10).
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              WEITERE HINWEISE ZUM BEGRIFF LENKDAUER

              Es irritiert, dass in Artikel 7 Abs. 1 von „Lenkdauer” die Rede ist statt von „Lenkzeit”. Gelegentlich wird daraus abgeleitet, dass zur Lenkdauer im Sinne von Artikel 7 Abs. 1 auch Unterbrechungszeiten, auch solche von weniger als 15 Minuten oder auch Zeiten anderer Arbeitstätigkeiten gehören. Dies würde bedeuten, dass Fahrtunterbrechungen schon zu einem Zeitpunkt eingelegt werden müssten, zu dem noch keine 4 ½ Stunden gefahren worden ist.

              Eine solche Auslegung verkennt jedoch, dass „Lenkdauer” ausdrücklich definiert ist als „Gesamtlenkzeit” (Artikel 4 Buchstabe q). Was immer sich der EU-Verordnungsgeber bei der Verwendung unterschiedlicher Begriffe „gedacht” hat – maßgeblich ist seine Definition von „Lenkdauer” als Lenkzeit. Für „Lenkdauer” ist daher die Definition des Begriffes „Lenkzeit” maßgeblich (Artikel 4 Buchstabe j). Demnach ist auch die Lenkdauer im Sinne von Artikel 7 Abs. 1 die durch das Kontrollgerät (in Ausnahmen von Hand) aufgezeichnete Gesamtzeit von Lenktätigkeiten. Das Kontrollgerät zeichnet aber keine Haltezeiten als Lenkzeit auf, selbst wenn diese kürzer als 15 Minuten sind und damit nicht die Mindestdauer einer Teilunterbrechung erreichen.

              Dass es in Artikel 4 Buchstabe q heißt „Die Lenkdauer kann ununterbrochen oder unterbrochen sein”, bedeutet lediglich, dass sämtliche als Lenkzeit registrierten Lenkzeitabschnitte addiert werden müssen, nicht aber, dass zur Lenkzeitdauer auch Unterbrechungen oder gar sonstige Tätigkeiten gerechnet werden müssen.

            

          

        

      

      
        2.1.3.3. Teilunterbrechungen (Artikel 7 Abs. 2)

        Graphische Darstellung Kapitel 7 Nr. 7.4

        Es sind zwei Teilunterbrechungen zulässig, wobei die erste mindestens 15 Minuten und die zweite mindestens 30 Minuten betragen muss, wobei diese Reihenfolge verbindlich ist. Die Teilunterbrechungen sind „in die Lenkzeit” so einzufügen, dass die Bestimmungen des Absatzes 1 eingehalten werden. Es dürfte aber zulässig sein, die erste der beiden noch zulässigen Teilunterbrechungen während der 4 ½ Stunden Lenkzeit einzulegen und die zweite Unterbrechung von mindestens 30 Minuten unmittelbar im Anschluss an die 4 ½ Stunden. Nur dann macht ja die Zulässigkeit von Teilunterbrechungen einen Sinn.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEISE

              Beim digitalen Kontrollgerät kann der Fahrer nach einem Halt die Aufzeichnung ARBEIT stoppen, indem er auf UNTERBRECHUNG oder auf RUHE schaltet. Bei moderneren Geräten kann der Fahrer derartige Zeitgruppen für den Fall eines Halts schon im Voraus einstellen. Das heißt aber nicht, dass es sich tatsächlich um solche Zeiten handelt. Wenn die Anforderungen an Unterbrechungs- oder Ruhezeiten nicht erfüllt sind, handelt es sich um sonstige Arbeitszeiten oder um „Nicht-Zeiten”. Für das herkömmliche Gerät mit Schaublatt (Automatic-Version) gilt Entsprechendes. Auch diese Geräte schalten bei Fahrtbeginn automatisch auf LENKEN. Bei einem Halt schalten sie zwar nicht automatisch auf ARBEIT, der Fahrer kann aber schon vor Fahrtbeginn vorprogrammieren, auf welche Zeitgruppe bei einem Halt automatisch geschaltet werden soll, also auf ARBEIT, UNTERBRECHUNG oder RUHE. Ob tatsächlich Unterbrechungs- oder Ruhezeiten entstehen, hängt aber auch hier davon ab, ob die Anforderungen an solche Zeiten erfüllt sind.

              Vorsorglich sei darauf hingewiesen, dass die Zeit, um die eine Ruhezeit die vorgeschriebene Mindestdauer überschreitet (z.B. Überschreitung um 2 Stunden) nicht etwa als Teilunterbrechung im Sinne von Artikel 7 Abs. 2 betrachtet werden kann. Teilunterbrechungen setzen schon begrifflich voraus, dass eine Fahrt unterbrochen wird, dass also nach Ende einer Ruhezeit (also auch nach Ende einer Ruhezeit, die die vorgeschriebene Mindestdauer übersteigt) zunächst eine gewissen Zeit gefahren worden ist.

            

          

        

      

      
        2.1.3.4. Beginn eines 4 ½-Stunden-Abschnitts

        Die Frage ist von Bedeutung, weil die Zahl notwendiger Fahrtunterbrechungen mit der Zahl neu begonnener 4 ½-Stunden-Abschnitte zunimmt. Ein 4 ½-Stunden-Abschnitt beginnt grundsätzlich mit Aufnahme der Fahrt, sei es nach einer Ruhezeit, sei es nach einer Fahrtunterbrechung von mindestens 45 Minuten. Wenn die beiden zulässigen Teilunterbrechungen von mindestens 15 bzw. 30 Minuten in Anspruch genommen werden, beginnt ein neuer 4 ½-Stunden-Abschnitt nach dem Ende der zweiten Teilunterbrechung.

        So heißt es in der amtlichen Verlautbarung (Hinweise zu den Sozialvorschriften im Straßenverkehr der zuständigen obersten Behörden des Bundes und der Länder, Stand September 2014), ausdrücklich:

        „Nach jeder Unterbrechung von insgesamt mindestens 45 Minuten (zusammenhängend oder in zwei Teilen) beginnt ein neuer, für die Unterbrechung relevanter Lenkzeitabschnitt von 4 ½ Stunden. Dies bedeutet, dass auch nach einer nur 2-stündigen Lenkzeit mit anschließender 45-minütiger Unterbrechung ein neuer Lenkzeitabschnitt von 4 ½ Stunden beginnt.”

        
          
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              2 Stunden Lenkzeit,

              15 Minuten Unterbrechung,

              2 ½ Stunden Lenkzeit,

              30 Minuten Unterbrechung.

              Beginn eines neuen 4 ½-Stunden-Abschnitts.

              Variante:

              2 Stunden Lenkzeit,

              15 Minuten Unterbrechung,

              1 Stunde Lenkzeit,

              30 Minuten Unterbrechung

              Beginn eines neuen 4 ½-Stunden-Abschnitts; dabei ist es unerheblich, dass der erste 4 ½-Stunden-Abschnitt noch nicht „verbraucht” war.
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              HINWEIS

              Über die amtliche Interpretation läßt sich streiten. Ich verweise dazu auf meinen Hinweis auf Seite 45/46 in der 19. Auflage. Zur Vermeidung von „Ärger” mit Kontrollbehörden empfehle ich aber weiterhin, entsprechend der amtlichen Verlautbarung zu verfahren.

            

          

        

      

      
        2.1.3.5. „Verbot“ von Arbeitstätigkeiten während der Fahrtunterbrechungen (Artikel 4 Buchstabe d)

        „Fahrtunterbrechung” wird definiert als „jeder Zeitraum, in dem der Fahrer keine Fahrtätigkeit ausüben und keine anderen Arbeiten ausführen darf und der ausschließlich zur Erholung genutzt wird” (Artikel 4 Buchstabe d). Unzulässigkeit anderer Arbeiten bedeutet grundsätzlich, dass ggf. die Zeit nach einem Halt nicht als Fahrtunterbrechung im Sinne von Artikel 7 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe d anerkannt werden kann.

        Es würde allerdings zu weit gehen, das „Tätigkeitsverbot” nach Artikel 4 Buchstabe d VO (EG) Nr. 561/2006 auch auf den Teil einer Fahrtunterbrechung zu beziehen, der die Mindestdauer von 45 bzw. 30 Minuten übersteigt. Niemand wird verlangen, dass der Fahrer bei einer Fahrtunterbrechung von beispielsweise zwei Stunden während der gesamten zwei Stunden keine Tätigkeiten ausüben darf. Es wäre auch nicht einzusehen, dass nach einer Mindestunterbrechung von 30 bzw. 45 Minuten zwar weitergefahren werden darf, aber andere Tätigkeiten unzulässig wären. Schließlich ist die Fahrttätigkeit mindestens so anstrengend wie andere Tätigkeiten. Das Tätigkeitsverbot braucht daher aus guten Gründen nur auf die vorgeschriebene Mindestdauer einer Fahrtunterbrechung bezogen zu werden. Wenn also nach 4 ½ Stunden Fahrt eine Fahrtunterbrechung von zwei Stunden eingelegt wird, braucht das Tätigkeitsverbot nur für die Mindestdauer von 45 Minuten eingehalten zu werden, also nicht für die gesamte Dauer der Fahrtunterbrechung. Dabei erscheint es auch vertretbar, wenn nicht geboten, die anderen Tätigkeiten gleich an den Anfang der Fahrtunterbrechung zu legen. Eine solche Abfolge dient auch der Verkehrssicherheit. Denn für die Fitness des Fahrers dürfte es besser sein, wenn er den tätigkeitsfreien, der Erholung dienenden Abschnitt der Fahrtunterbrechung unmittelbar vor der Weiterfahrt eingelegt hat.
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              HINWEIS ZU RUHEPAUSEN

              Angestellte Fahrer müssen allerdings die Regelung über Ruhepausen nach § 4 des Arbeitszeitgesetzes beachten. Wenn einschließlich der Lenktätigkeiten eine Arbeitszeit von sechs Stunden erreicht ist, muss der Fahrer eine Ruhepause von 30 bzw. 45 Minuten einlegen (vgl. auch nachstehende Abschnitte 2.1.3.10. und 2.1.3.12.). Dabei sind neben den Lenkzeiten sämtliche Zeiten für sonstige Tätigkeiten zu berücksichtigen, also die Tä tigkeiten vor erstmaliger Aufnahme der Fahrt wie auch die Tätigkeiten während einer Fahrtunterbrechung im vorgenannten Sinne.

              Entsprechendes gilt inzwischen auch für selbständige Kraftfahrer (Pausenregelung nach § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012)
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              1. Nach 4 ½ Stunden Lenkzeit zunächst 30 Minuten Entladen. Eine Ruhepause nach § 4 ArbZG ist jetzt noch nicht erforderlich, da einschließlich der Lenktätigkeit noch keine sechs Stunden vergangen sind. Dafür muss aber nunmehr der tätigkeitsfreie Abschnitt Fahrtunterbrechung im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 von mindestens 45 Minuten eingelegt werden.

              2. Der Fahrer hatte bereits vor Aufnahme der Fahrt für eine Stunde andere Tätikeiten ausgeübt. Nach 4 ½ Stunden Lenkzeit schließen sich wiederum 30 Minuten andere Tätigkeiten an. Nach deren Ende sind sechs Stunden Arbeitszeit erreicht. Damit wäre eine Ruhepause nach § 4 ArbZG fällig, für die je nach vorgesehener Arbeitszeit 30 Minuten ausreichend sein könnten. Vorrangig ist aber nunmehr die Fahrtunterbrechung von mindestens 45 Minuten nach Artikel 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006, durch deren Einlegen sich die Notwendigkeit einer Ruhepause nach § 4 ArbZG natürlich erledigt.

              3. Vorarbeiten von 60 Minuten. Anschließend 3 ½ Stunden Lenktätigkeit. Eine Fahrtunterbrechung nach Artikel 7 Abs. 1 ist noch nicht erforderlich. Für andere Tätigkeiten verbleiben dem Fahrer jetzt noch 1 ½ Stunden. Dann sind insgesamt sechs Stunden Arbeitszeit erreicht, so dass eine Ruhepause nach § 4 ArbZG erforderlich wird.

            

          

        

      

      
        2.1.3.6. Beifahrerzeiten sind Bereitschafts- bzw. Unterbrechungszeiten

        Nach Artikel 3 Buchstabe b der Richtlinie 2002/15/EG, der durch § 21a Absatz 3 des Arbeitszeitgesetzes umgesetzt worden ist (vgl. Abschnitt IV.4), ist die Zeit, die ein Arbeitnehmer während der Fahrt neben dem Fahrer verbringt, mit dem er sich beim Fahren abwechselt, keine Arbeitszeit und auch keine Ruhezeit, sondern Bereitschaftszeit. Als solche werden diese Zeiten auch vom Kontrollgerät registriert (vgl. Seiten 46 und 74). Der Hinweis in Ziffer 2.3.4 der Verkehrsblattverlautbarung vom 12. Dezember 1999, wonach die Zeiten des zweiten Fahrers im fahrenden Fahrzeug Arbeitsbereitschaft, „und damit Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes sind”, ist spätestens mit der Regelung nach § 21a Absatz 3 des Arbeitszeitgesetzes nicht mehr zutreffend bzw. gegenstandslos. Im Übrigen ergibt sich auch aus Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, dass – wie schon nach der bisherigen Regelung – Zeiten des zweiten Fahrers im fahrenden Fahrzeug keine Ruhezeiten sind. Diese Zeiten sind aber auch keine Lenkzeiten oder sonstige Arbeitszeiten. Vielmehr sind sie Bereitschaftszeiten bzw. wie unter 2.1 erläutert, Unterbrechungszeiten im Sinne von Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.
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              HINWEIS

              Ausdrücklich heißt es auch in der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, dass „für die Fahrtunterbrechung auch die Zeit auf dem Beifahrersitz genutzt werden kann” (Ziffer 3.5). Das ist sicher eine zulässige und gebotene Interpretation der Regelung nach Artikel 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006.

              Auch in der Neufassung des AETR heißt es nunmehr unter Artikel 7 Abs. 3, dass die Wartezeit oder die Nicht-Lenkzeit in einem fahrenden Fahrzeug als „Unterbrechung” gilt. So klar steht es in Artikel 7 Abs. 1 der VO (EG) Nr. 561/2006 zwar nicht, die AETR-Fassung kann aber als Auslegungshilfe zur EU-Regelung genutzt werden.

              Eine entsprechende Aussage enthält auch die Leitlinie Nr. 2 der EU-Kommission.

            

          

        

      

      
        2.1.3.7. Fahrtunterbrechungen bei Tageslenkzeiten bis zu 10 Stunden

        Wenn von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, die Tageslenkzeit auf 10 Stunden auszudehnen, ist die Fahrt sowohl spätestens nach den ersten 4 ½ Stunden Lenkzeit wie auch nach den zweiten 4 ½ Stunden Lenkzeit für mindestens 45 Minuten zu unterbrechen. Auch in diesem Falle gilt die Regelung über Teilunterbrechungen.

      

      
        2.1.3.8. Ersetzung von Fahrtunterbrechungen durch Ruhezeiten

        Nach Artikel 7 Abs. 1 kann die Unterbrechung von mindestens 45 Minuten dadurch ersetzt werden, dass der Fahrer eine Ruhezeit nimmt. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass definitionsgemäß eine Ruhezeit mindestens drei Stunden umfasst und dadurch gekennzeichnet ist, dass der Fahrer frei über diese Zeit verfügen kann (Artikel 4 Buchstabe g in Verbindung mit Buchstabe f).

        Eine Unterbrechung wird daher nicht schon dadurch Ruhezeit, dass sie mindestens drei Stunden dauert.

      

      
        2.1.3.9. Ergänzende Regelung über „Ruhepausen“ nach § 4 des ArbZG und § 5 des Gesetzes vom 16. Juli 2012

        Hinsichtlich der Mindestanforderungen an Fahrtunterbrechungen enthält das Arbeitszeitgesetz keine „konkurrierende” bzw. keine „strengere” Regelung. Allerdings ist § 4 ArbZG (Regelung über Ruhepausen) als ergänzende Regelung zu betrachten. Demnach müssen Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen spätestens nach einer Arbeitszeit von sechs Stunden eine im voraus feststehende Ruhepause einlegen, und zwar von mindestens 30 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von sechs bis neun Stunden bzw. mindestens 45 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als neun Stunden (§ 4 ArbZG kann für Fahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen, als Umsetzungsvorschrift zu Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 2002/15/EG betrachtet werden).

        Es bleibt also dabei, dass spätestens nach 4 ½ Stunden Lenkzeit eine Fahrtunterbrechung von mindestens 45 Minuten einzulegen ist (Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006). § 4 des Arbeitszeitgesetzes beinhaltet aber eine zusätzliche Begrenzung: Spätestens nach sechs Stunden Arbeitszeit, einschließlich Lenken, ist eine Ruhepause einzulegen.

        Handelt es sich um Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, ist es Sache des Arbeitgebers, durch entsprechende Anordnungen dafür zu sorgen, dass die Ruhepausen im Voraus feststehen. Nach einhelliger Auffassung ist es aber nicht erforderlich, dass der Arbeitgeber für Ruhepausen feste Termine vorgibt, vielmehr genügt die Festlegung angemessener Zeitspannen, etwa 12.00 bis 14.00 Uhr.

        Eine entsprechende, inhaltsgleiche Regelung besteht inzwischen auch für selbständige Fahrer (§ 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012). (Bildliche Darstellung, Kapitel 7, 7.3)

      

      
        2.1.3.10. Besondere Bedeutung der Ruhepausen – Regelung für den Nahverkehr

        Der Nahverkehr mit seiner Verteilerfunktion ist gekennzeichnet durch den häufigen Wechsel von Fahr- und sonstigen Arbeitstätigkeiten (insbesondere Be- und Entladen). Infolgedessen werden Lenkzeitabschnitte von 4 ½ Stunden nur selten erreicht mit der Folge, dass Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 Absatz 1 VO (EG) Nr. 561/2006 nicht eingelegt werden müssen, auch wenn die Gesamtlenkzeit des betreffenden Tages die zulässigen Werte erreicht. In diesen Fällen kommt den ergänzenden Pausenregelungen besondere Bedeutung zu.
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              50 Minuten Lenken, 25 Minuten Be- und Entladen, 30 Minuten Lenken, 60 Minuten Be- und Entladen, 25 Minuten Lenken, 35 Minuten Be- und Entladen, 30 Minuten Lenken, 55 Minuten Be- und Entladen, 50 Minuten Lenken.

              Bis jetzt ist noch keine Lenkzeit von 4 ½ Stunden erreicht, so dass noch keine Fahrtunterbrechung nach § 7 Absatz 1 VO (EG) Nr. 561/2006 einzulegen war. Die bisher erreichte Arbeitszeit (einschließlich Lenkzeit) beträgt aber 6 Stunden. Ein angestellter Fahrer muss daher nunmehr eine Ruhepause von mindestens 45 Minuten einlegen.

              Weiterer Ablauf: 30 Minuten Be- und Entladen, 65 Minuten Lenken, 75 Minuten Be- und Entladen, 20 Minuten Lenken. Nunmehr ist zwar (seit Beginn des Arbeitstages) eine reine Lenkzeit von insgesamt 4 ½ Stunden erreicht; eine Fahrtunterberechung nach § 7 Absatz 1 VO (EG) Nr. 561/2006 ist gleichwohl nicht erforderlich, weil die bereits eingelegte Ruhepause nach § 4 ArbZG auch als Fahrtunterbrechung nach § 7 Absatz 1 VO (EG) Nr. 561/2006 gilt (vgl. nachstehende Ziffer 2.11) und seit dieser Pause noch keine 4 ½ Stunden gelenkt worden ist.

              Weiterer Ablauf: 25 Minuten Be- und Entladen, 35 Minuten Lenken, 11 Stunden Ruhezeit.

              Vor Einlegen der Ruhezeit war eine weitere Ruhepause nicht mehr erforderlich, weil nach der früheren Pause von 45 Minuten weder eine Lenkzeit von 4 ½ Stun den noch eine Arbeitszeit von 6 Stunden erreicht worden war.
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              HINWEIS

              Der Begriff „Ruhepause” im Sinne von § 4 ArbZG, Stand September 2014, ist nicht zu verwechseln mit dem Begriff „Ruhepause” im Sinne von Artikel 4 Buchstabe f VO (EG) Nr. 561/2006. Im letzteren Falle handelt es sich um den Oberbegriff für tägliche und wöchentliche Ruhezeiten.

            

          

        

      

      
        2.1.3.11. Unterschiede der Regelungen über Fahrtunterbrechungen und über Ruhepausen

        Die Regelung über Ruhepausen nach § 4 ArbZG ist an den Arbeitgeber gerichtet. Das ergibt sich auch daraus, dass Zuwiderhandlungen gegen § 4 ArbZG ausschließlich Ordnungswidrigkeiten des Arbeitgebers darstellen (§ 22 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG). Legt der Fahrer eine Ruhepause überhaupt nicht oder zu spät oder nicht von ausreichender Dauer ein, bleibt das für ihn im Unterschied zu Verstößen gegen die Regelung über Fahrtunterbrechungen ohne bußgeldrechtliche Folgen, und zwar auch dann, wenn er gegen Anordnungen seines Arbeitgebers verstoßen hat.

        Um Ordnungswidrigkeiten des Arbeitgebers handelt es sich allerdings nur dann, wenn dieser seinem Beschäftigten keine Ruhepausen im Sinne von § 4 „gewährt” hat (§ 22 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG). Das dürfte bedeuten, dass der Arbeitgeber keine Ordnungswidrigkeit begangen hat, wenn er den Fahrer angewiesen hatte, spätestens nach sechs Stunden eine Ruhepause einzulegen, der Fahrer dies aber unterlassen hat.

        Hatte der Arbeitgeber versäumt, die Ruhepausen „im Voraus festzulegen”, stellt das nach meiner Auffassung nur dann eine Ordnungswidrigkeit dar, wenn sein Fahrer die erforderliche Ruhepause nicht „von sich aus” eingelegt hätte. In diesem Falle könnte die vom Arbeitgeber unterlassene „Vorausfestlegung” als „geheilt” angesehen werden – es wäre jedenfalls „kleinlich”, den Arbeitgeber dann noch zu belangen.

      

      
        2.1.3.12. Gegenseitige Anrechnung von Ruhepausen und Fahrtunter brechungen

        Anfragen und auch Publikationen zeigen, dass es sich – entgegen meiner Meinung auf Seite 50 der 19. Auflage – offenbar nicht von selbst versteht, dass Ruhepausen nach § 4 ArbZG und Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 nicht etwa „kumulativ” einzulegen sind, sondern gegenseitig angerechnet werden können.

        Das ergibt sich schon daraus, dass Fahrtunterbrechungen nichts anderes sind als ein Spezialfall von Ruhepausen. Ausdrücklich geregelt ist das zwar „nirgendwo”; immerhin lässt sich aber aus § 21a Abs. 3 Satz 4 ArbZG im Umkehrschluss folgern, dass die Zeiten eines Beifahrers die ja als „Fahrtunterbrechungen” gelten, auch als Ruhepausen betrachtet werden können. Diese Interpretation wird durch Ziffer 3.5 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, ausdrücklich bestätigt. Dort heißt es: „Eine ordnungsgemäße Fahrtunterbrechung erfüllt auch die Anforderungen an eine Pause nach dem Arbeitszeitgesetz”.

        Da Beifahrerzeiten im fahrenden Fahrzeug als Fahrtunterbrechungen gelten (siehe vorstehenden Abschnitt 6 bzw. Ziffer 3.5 der amtlichen Verlautbarung, Stand Juli 2013), bedeutet die gegenseitige Anrechnungsfähigkeit von Fahrtunterbrechungen und Ruhepausen natürlich auch, dass auch eine Ruhepause im Sinne des Arbeitszeitgesetzes bzw. des Gesetzes vom 11.7.2013, im fahrenden Fahrzeug eingelegt werden kann.

        Dem scheint zu widersprechen, dass – wie erwähnt – Ruhepausen im Sinne von § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes/Selbständige „im Voraus feststehen” müssen. Dies wird bei Fahrtunterbrechungen im Sinne von Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 nicht verlangt. Dem Arbeitgeber obliegt es lediglich, seine Fahrer darauf hinzuweisen, dass spätestens nach 4 ½ Stunden Lenkzeit eine Fahrtunterbrechung erforderlich ist. Insofern könnte man bezweifeln, dass eine (bzw. jede) ordnungsgemäße Fahrtunterbrechung die „strengeren” Anforderungen an Ruhepausen nach § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige erfüllt.

        Man sollte jedoch Folgendes beachten:

        Handelt es sich um Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, ist Sache des Arbeitgebers, durch entsprechende Anordnungen dafür zu sorgen, dass die Ruhepausen im Voraus feststehen. Nach einhelliger Auffassung ist es aber nicht erforderlich, dass der Arbeitgeber für Ruhepausen feste Termine vorgibt, vielmehr genügt die Festlegung angemessener Zeitspannen, etwa 12.00 bis 14.00 Uhr.

        Entscheidend ist aber, dass der Fahrer – mit oder ohne Anordnung durch den Arbeitgeber – spätestens nach sechs Stunden eine Ruhepause einlegt. Hält er sich an den eigentlichen Inhalt der Vorschrift (Ruhepause mindestens 30 bzw. 45 Minuten), handelt es sich um eine ordnungsgemäße Ruhepause, auch wenn die Festlegung durch den Arbeitgeber gefehlt hat. Eine Ruhepause, die korrekt nach spätestens sechs Stunden Arbeitszeit eingelegt worden ist, ist nicht deswegen „unkorrekt”, weil sie nicht „im Voraus” festgelegt wurde. Interessant ist auch, dass bußgeldbewehrt nur der Fall ist, dass der Arbeitgeber „entgegen § 4 Ruhepausen nicht, nicht mit der vorgeschriebenen Mindestdauer oder nicht rechtzeitig gewährt” (§ 22 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG). Hat der Arbeitgeber in diesem Sinne fehlerhaft gehandelt, wird dies durch das korrekte Verhalten des Fahrers „geheilt”. Trotz des Fehlers des Arbeitgebers handelt es sich um eine ordnungsgemäße Ruhepause. In diesem Sinne ist die erwähnte Feststellung in der amtlichen Verlautbarung zu verstehen.

        Beispiele:

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              Nach 3 Stunden Beladen und anschließend 3 Stunden Lenken, also nach insgesamt 6 Stunden Arbeitszeit, Ruhe pause von 45 Minuten nach § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige.

              Anschließend Weiterfahrt. Nach 1 ½ Stunden ist der Fahrer insgesamt 4 ½ Stunden gefahren. Gleichwohl braucht er jetzt keine Fahrtunterbrechung nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 einzulegen.

              Denn die vor 2 ¼ Stunden eingelegte Ruhepause nach § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige gilt zugleich als Fahrtunterbrechung nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 und zwar, je nach weiterem Fahrtverlauf, entweder als 1. Teilunterbrechung oder als Gesamtunterbrechung.
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              3 Stunden Beladen, 2 Stunden Lenken. Nunmehr (auch wenn noch keine 4 ½ Stunden gelenkt wurden) 45 Minuten Fahrtunterbrechung. Anschließend Weiterfahrt. Nach 1 Stunde am Steuer beträgt die Arbeitszeit jetzt insgesamt 6 Stunden.

              Gleichwohl ist keine Ruhepause nach § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige erforderlich; denn die nach 3 Stunden Beladen und 2 Stunden Lenken eingelegte Fahrtunterbrechung gilt auch als Ruhepause im Sinne von § 4 ArbZG bzw. § 5 Gesetz/Selbständige.

            

          

        

      

      
        2.1.3.13. Einschränkung der Gleichwertigkeit von Teilunterbrechungen nach Artikel 7 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 und Teil-Pausen nach § 4 ArbZG und § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012

        Hier besteht ein Problem insofern, als nach Artikel 7 Absatz 2 nur zwei Fahrtunterbrechungen zulässig sind, nach § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 jedoch bis zu drei Teil-Pausen von mindestens 15 Minuten Dauer.
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              2 Stunden vorbereitende Tätigkeiten,

              1 Stunde Fahrt,

              15 Minuten Unterbrechung

              2 Stunden Fahrt,

              15 Minuten Unterbrechung,

              1 ½ Stunden Fahrt.

            

          

        

        Damit ist eine Lenkzeit von 4 ½ Stunden erreicht. Ginge es nur nach dem Arbeitszeitgesetz, könnte der Fahrer eine dritte Unterbrechung von 15 Minuten einlegen (nach deren Ende dann ein neuer 6-Stunden-Abschnitt im Sinne von § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 beginnen würde). So geht es aber nicht. Da 4 ½ Stunden Lenkzeit erreicht sind, ist jetzt auf jeden Fall die zweite Teilunterbrechung von mindestens 30 Minuten fällig (Artikel 7 Abs. 2). Nur eine der beiden vorangegangenen 15-Minuten-Unterbrechungen kann als Teilunterbrechung nach Artikel 7 Abs. 2 gelten. Die EU-Regelung ist vorrangig anzuwenden (Vorrang des internationalen Rechts gegenüber nationalem Recht – so ausdrücklich auch § 21a Abs. 1 ArbZG). § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 hat letztlich nur ergänzenden Charakter und „hebelt” nicht etwa die EG-Regelung aus.

      

    

    
      2.1.4. Tägliche Ruhezeiten (Artikel 4, 8 und 9)

      
        2.1.4.1. Ein-Fahrer-Besatzungen

        
          2.1.4.1.1. Mindestdauer

          Die tägliche Ruhezeit für Ein-Fahrer-Besatzungen beträgt mindestens 11 zusammenhängende Stunden und zwar „innerhalb von 24 Stunden nach dem Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit.”

          
            [image: img]

            
              WICHTIG: „ROLLIERENDER 24- STUNDEN -ZEITRAUM“

              Dass eine tägliche Ruhezeit „innerhalb” von 24 Stunden nach Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit einzulegen ist, heißt nicht, dass die tägliche Ruhezeit so zu terminieren ist, dass sie exakt am Ende des 24-Stunden-Zeitraums endet. Es genügt, dass die Ruhezeit innerhalb des 24-Stunden-Zeitraums endet. Der Fahrer muss dann nicht (tatenlos) warten, bis volle 24 Stunden erreicht sind. Vielmehr beginnt für ihn mit Ende der Ruhezeit ein neuer 24-Stunden-Abschnitt, also auch dann, wenn der bisherige noch nicht „verbraucht” war („Rollierender” 24-Stunden-Abschnitt).

              Der 24-Stunden-Zeitraum ist lediglich der äußerste Rahmen, innerhalb dessen eine tägliche Ruhezeit eingelegt werden muss. Selbstverständlich kann ein Fahrer seine tägliche Ruhezeit auch innerhalb eines kleineren Bezugsrahmens einlegen, etwa innerhalb von 20 Stunden. Das entspricht dem Zweck der Vorschrift: Vermeidung von Ermüdung oder auch Erschöpfung des Fahrers durch zu spät eingelegte Ruhezeiten (siehe auch Abschnitt 2.1.2.2.4).
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                0.00 Uhr Fahrtbeginn

                4.30 Uhr 45 Minuten Fahrtunterbrechung

                5.15 Uhr Weiterfahrt

                10.15 Uhr Ende der Fahrt und Einlegen einer verkürzten täglichen Ruhezeit von 9 Stunden

                19.15 Uhr Ende der täglichen Ruhezeit, die korrekt innerhalb von 24 Stunden nach Fahrtbeginn genommen wurde.

                Damit hat der erste 24-Stunden-Zeitraum seine Aufgabe sozusagen erfüllt und es kann ein neuer 24-Stunden-Zeitraum beginnen, auch wenn der erste noch nicht „verbraucht” war.

              

            

          

        

        
          2.1.4.1.2. Verkürzung („Reduzierte tägliche Ruhezeit“)

          Die tägliche Ruhezeit kann „zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten” dreimal auf 9 Stunden verkürzt werden (bisher dreimal pro Woche). Bei Inanspruchnahme der Verkürzungsmöglichkeit muss also darauf geachtet werden, wann die letzte wöchentliche Ruhezeit begonnen hatte, wobei es sich auch um verkürzte wöchentliche Ruhezeiten handeln kann.

           Eine wesentliche Neuerung ist der Wegfall der bisherigen Ausgleichspflicht  (Ausgleich der verkürzten Zeiten bis zum Ende der Folgewoche).
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                HINWEISE

                1. Der Begriff „wöchentliche Ruhezeit” ist der Oberbegriff für reguläre und reduzierte wöchentliche Ruhezeiten (Artikel 4 Buchstabe h VO (EG) Nr. 561/2006).

                Die Formulierung „zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten” kann daher bedeuten:

                
                  	
                    zwischen zwei regulären wöchentlichen Ruhezeiten,

                  

                  	
                    zwischen einer regulären und einer reduzierten wöchentlichen Ruhezeit,

                  

                  	
                    zwischen zwei reduzierten wöchentlichen Ruhezeiten.

                  

                

                Im Falle c) ist allerdings zu beachten, dass in der Doppelwoche auf jeden Fall auch eine reguläre wöchentliche Ruhezeit liegen muss. Wenn also zwischen zwei reduzierten wöchentlichen Ruhezeiten Tagesruhezeiten verkürzt werden sollen, muss in der betreffenden Doppelwoche neben den beiden reduzierten wöchentlichen Ruhezeiten noch eine reguläre wöchentliche Ruhezeit eingelegt werden.

                2. Die Regelung kann dazu führen, dass – entgegen der früheren Regelung nach Artikel 8 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3820/85 – die Tagesruhezeit in einer Kalenderwoche an mehr als drei Tagen verkürzt werden kann.

                3. Die Regelung gilt auch im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr, bei dem eine wöchentliche Ruhezeit erst nach zwölf 24-Stunden-Zeiträumen einzulegen ist (siehe Regelung für den grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr nach Artikel 8 Abs. 6a VO (EG) Nr. 561/2006). In diesen Fällen sind also zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten ebenfalls nur drei verkürzte Tagesruhezeiten zulässig, obwohl der Bezugszeitraum für die Verkürzungsmöglichkeit doppelt so lang ist als im Normalfall.
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                Nach einer wöchentlichen Ruhezeit am Samstag/Sonntag der Woche A legt der Fahrer die nächste wöchentliche Ruhezeit schon am Donnerstag der Woche B ein und eine weitere am Sonntag der Woche B. Damit kann er zwischen den am Samstag/Sonntag der Woche A und am Donnerstag

                Ruhezeiten die Tagesruhezeiten bis zu dreimal verkürzen, ebenso die Tagesruhezeiten zwischen den am Donnerstag und am Sonntag der Woche B eingelegten wöchentlichen Ruhezeiten.

                Diese Möglichkeit beruht allerdings darauf, dass der Fahrer am Donnerstag der Woche B eine zusätzliche, zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorgeschriebene wöchentliche Ruhezeit eingelegt hatte.

                Wenn die wöchentlichen Ruhezeiten in der Regel erst – wie vorgeschrieben – nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt werden, dürften sich zumindest im Schnitt auch pro Kalenderwoche nur drei zulässige Verkürzungen der Tagesruhezeit ergeben.

              

            

          

        

        
          2.1.4.1.3. Aufteilung („splitting“)

          Es sind zwei Teilabschnitte zulässig.

          Der erste Abschnitt muss ununterbrochen mindestens 3 Stunden dauern und der zweite ununterbrochen mindestens 9 Stunden. Die Kennzeichnung als „erster” bzw. „zweiter” Abschnitt bedeutet, dass der Abschnitt von mindestens 9 Stunden Dauer zeitlich nach dem kürzeren Abschnitt liegen muss.

          (Bildliche Darstellung Kapitel 7, Beispiel 7.2).

        

        
          2.1.4.1.4. Ruhezeiten im stehenden Fahrzeug (Artikel 8 Abs. 8)

          Tägliche und reduzierte wöchentliche Ruhezeiten (nicht die vollständige regelmäßige wöchentliche Ruhezeit von mindestens 45 Stunden, siehe auch Ziffer 3.6 der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014) können im stehenden Fahrzeug verbracht werden, sofern das Fahrzeug über „geeignete Schlafmöglichkeiten für jeden Fahrer verfügt” (Schlafkabine oder andere geeignete Einrichtungen). Dies gilt nur, wenn die betreffenden Ruhezeiten nicht am Standort eingelegt werden.

        

      

      
        2.1.4.2. Fährverkehr (Artikel 9)

        
          2.1.4.2.1. Die Regelung

          Eine regelmäßige tägliche Ruhezeit (mindestens 11 Stunden bzw. mindestens 9 Stunden bei Mehr-Fahrer-Besatzungen) kann auch bei Beförderung eines Fahrzeugs auf einer Fähre oder mit der Eisenbahn eingelegt werden.

          In diesem Fall kann die tägliche Ruhezeit bis zu zweimal durch andere Tätigkeiten unterbrochen werden. Voraussetzung ist, dass ein Liegeplatz (Koje, Schlafwagen) zur Verfügung steht. Die Unterbrechungen dürfen aber insgesamt nicht länger als eine Stunde dauern. Die Beschränkung der Unterbrechungsmöglichkeit auf eine regelmäßige tägliche Ruhezeit (11 Stunden) schließt natürlich nicht aus, dass bei Beförderungen auf Fähren oder mit der Eisenbahn auch verkürzte tägliche Ruhezeiten eingelegt werden können (bis zu 9 Stunden) – nur besteht in diesen Fällen keine Unterbrechungsmöglichkeit (so auch Ziffer 3.7 der Verlautbarung, Stand September 2014).

          Zweck der Regelung ist, dem Fahrer während einer Ruhezeit zu ermöglichen, auf die Fähre zu fahren bzw. das Fahrzeug auf einen Zug zu verladen und umgekehrt. Es stellt sich allerdings die Frage, was geschieht, wenn eine Stunde nicht reicht. Der Fahrer kann die Abfahrt von der Fähre ja nicht mit der Begründung verweigern, er müsse seine unterbrochene Ruhezeit fortsetzen. Die notwendige Überschreitung der Obergrenze der Unterbrechung dürfte dann durch Inanspruchnahme der Notklausel nach Artikel 12 zu rechtfertigen sein.
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                HINWEIS AUF AMTLICHE VERLAUTBARUNG

                a) Frage des Ausgleichs

                Nach der früheren Regelung (Artikel 9 VO (EWG) Nr. 3820/85) musste bei Inanspruchnahme der Fährregelung die Ruhezeit des betreffenden Tages um zwei Stunden verlängert werden, eine Stunde, damit die reguläre Mindestdauer von 11 Stunden erreicht wird, und eine weitere Stunde als Ausgleich für die geringere Qualität einer unterbrochenen Ruhezeit. Da diese Vorschrift bei der Neuregelung (Artikel 9 VO (EG) Nr. 561/2006) weggefallen ist, konnte der Eindruck entstehen, dass nunmehr keinerlei Ausgleich erforderlich ist, so dass sich die Ruhezeit des betreffenden Tages um eine Stunde auf 10 Stunden verringern würde.

                Mit Ziffer 3.7 der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014) ist jedoch klargestellt worden, dass die Inanspruchnahme der Unterbrechungsmöglichkeit nicht zu einer Reduzierung der Ruhezeit des betreffenden Tages führen darf.

                b) Verfahren bei aufgeteilten täglichen Ruhezeiten

                Nach der Verlautbarung wird die Unterbrechung der täglichen Ruhezeit offenbar auch für zulässig gehalten, wenn die tägliche Ruhezeit in zwei Abschnitten genommen wird („splitting”). Die Verlautbarung stellt aber klar, dass die höchstens zwei zulässigen Unterbrechungen nicht etwa je Ruhezeitenabschnitt gelten, sondern für den gesamten Zeitraum der täglichen Ruhezeit.

              

            

          

        

        
          2.1.4.2.2. Digitales Kontrollgerät im Fährverkehr

          Die beim digitalen Gerät vorgeschriebene Schaltung auf „Fährüberfahrt/Zugfahrt” soll (auch wenn das nicht ausdrücklich gesagt wird) sicherstellen, dass die Unterbrechungsmöglichkeit von Tagesruhezeiten wirklich nur bei Transport eines Fahrzeuges auf einer Fähre oder einem Zug in Anspruch genommen wird.

          Wenn man nach der Regelung für analoge Geräte Tagesruhezeiten nach Maßgabe der Vorschriften über Fährverkehr einlegte, also mit den zulässigen Unterbrechungen, musste bei Kontrollen unter Umständen erst einmal glaubhaft gemacht werden, dass es sich tatsächlich um Zeiten auf einer Fähre handelte.

          Die nunmehr vorgeschriebene Schaltung auf „Fährüberfahrt/Zugfahrt” beweist zwar ebenfalls nicht zwingend, dass es sich tatsächlich um eine Fährüberfahrt oder Zugfahrt gehandelt hat. Die Kontrollmöglichkeit ist aber auf jeden Fall verbessert worden.

          In welchem Moment auf „Fährüberfahrt/Zugfahrt” geschaltet werden muss und welche sonstigen Schaltungen erforderlich sind, ist (leider) nicht geregelt. Zu beachten ist aber auf jeden Fall, dass das Gerät bei jeder Fahrzeugbewegung wieder auf LENKEN schaltet und dass anschließend erneut auf „Fährüberfahrt/Zugfahrt” geschaltet werden muss, falls die Unterbrechung der Ruhezeit noch nicht beendet ist bzw. fortgesetzt werden soll. Dies bedeutet, dass insbesondere auch nach Rangiervorgängen wieder neu auf „Fährüberfahrt/Zugfahrt” geschaltet werden muss. Wenn das nicht geschieht, müsste im Rahmen der Auswertung geklärt werden, ob es sich bei den gespeicherten Fahrzeugbewegungen um Rangiervorgänge handelt, die als Unterbrechung einer Ruhezeit auf einem Fährschiff im Sinne von Artikel 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 zu verstehen sind.

          Der Unterschied zu Fahren „out of scope” ist der, dass die Fahrerkarte gesteckt bleiben muss, damit die Ruhezeiten und ihre Unterbrechungen auf der Fähre auf der Karte (nicht wie bei „out of scope” nur im Massenspeicher) gespeichert werden können.

          Die Nutzung der Funktion „Fährüberfahrt/Zugfahrt”, also die Nutzung der Möglichkeit, Tagesruhezeiten zu unterbrechen, kann die Schichtzeiten beeinflussen. Schichtzeiten sind allerdings in der VO (EG) Nr. 561/2006 nicht geregelt. Da nach der gängigen Definition die Schichtzeit Pausen mit einschließt, verlängert sich die Schichtzeit natürlich durch die Unterbrechungen von Ruhezeiten auf Fähren, es sei denn diese Pausen waren bereits einkalkuliert.

          Im Übrigen verweise ich auf Kapitel 6 Abschnitt 5 (Seite 87) meiner Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, 7. Auflage 2014, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003, in dem verschiedene Beispiele für Fährüberfahrten gebracht werden.

        

        
          2.1.4.2.3. Doppelbesatzungen im Fährverkehr

          Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 gilt sowohl für Ein-Fahrer- wie auch für Mehr-Fahrer-Besatzungen.

          Im Falle einer Doppelbesatzung bleibt es daher auch im Fährverkehr dabei, dass jeder Fahrer eine tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden innerhalb eines Zeitraums von 30 Stunden einlegen muss (statt mindestens 11 Stunden innerhalb von 24 Stunden bei Ein-Fahrer-Besatzungen).

          Artikel 9 bedeutet also für eine Doppelbesatzung, dass beide Fahrer im Fährverkehr die vorgeschriebenen täglichen Ruhezeiten von mindestens 9 Stunden bis zu zweimal durch andere Tätigkeiten unterbrechen dürfen, wobei die Unterbrechungen insgesamt nicht länger als eine Stunde dauern dürfen.

          Die Unterbrechungszeit von bis zu einer Stunde steht aber beiden Fahrern nur gemeinsam zu. Die Ruhezeit kann also nicht etwa je Fahrer bis zu einer Stunde durch andere Tätigkeiten unterbrochen werden, also nicht etwa insgesamt bis zu zwei Stunden. Klar zum Ausdruck gebracht hat das der Verordnungsgeber allerdings nicht. Man muss aber den Zweck der Vorschrift sehen. Der Verordnungsgeber wollte der Notwendigkeit von gelegentlichen Rangierbewegungen des Fahrzeugs Rechnung tragen. Hierfür kann es aber keine Rolle spielen, ob das Fahrzeug mit einem oder mehreren Fahren unterwegs ist. Die Unterbrechungszeit von einer Stunde ist daher die Obergrenze, auch wenn zwei oder mehrere Fahrer im Einsatz sind.

        

      

      
        2.1.4.3. Mehr-Fahrer-Besatzungen

        
          2.1.4.3.1. Definition

          Von „Mehrfahrerbetrieb” (Artikel 4 Buchstabe o) kann nur gesprochen werden, wenn während der Gesamttour mindestens zwei Fahrer zum Lenken eingesetzt sind. Lediglich während der ersten Stunde der Fahrt ist nur die Anwesenheit eines Fahrers erforderlich. Damit wird berücksichtigt, dass ein zweiter Fahrer gelegentlich von einem anderen Ort kommt und erst unterwegs zusteigt. Dies kann nur bedeuten, dass während der übrigen Zeit mindestens zwei Fahrer nicht nur zum Lenken eingesetzt werden, sondern auch ständig anwesend sein müssen. Von Mehr-Fahrer-Besatzung kann also nicht mehr gesprochen werden, wenn im Falle einer Doppelbesatzung ein Fahrer zwecks Einlegung einer Ruhezeit zurückbleibt und der andere alleine weiterfährt. Der alleine weiterfahrende Fahrer unterliegt vielmehr wieder der Ruhezeitenregelung für Ein-Fahrer-Besatzungen. Sind dagegen mehr als zwei Fahrer an Bord, von denen einer zurückbleibt, während die beiden anderen weiterfahren, erfüllen die beiden anderen immer noch die Anforderungen an den Begriff „Mehrfahrerbetrieb”.

          Bei Doppelbesatzungen kann aber von Mehrfahrerbetrieb nur gesprochen werden, wenn während der gesamten Tour (von der ersten Stunde abgesehen) ständig beide Fahrer an Bord sind. In diesen Fällen führt die Bestimmung, dass Nicht-Lenkzeiten im fahrenden Fahrzeug nicht als Ruhezeiten gelten, dazu, dass die Regelung über tägliche Ruhezeiten bei Mehrfahrerbetrieb nur anwendbar ist, wenn beide Fahrer ihre tägliche Ruhezeit (9 Stunden innerhalb von 30 Stunden) gleichzeitig einlegen bzw. die gemeinsame Fahrt erst fortsetzen können, wenn jeder eine Ruhezeit von mindestens 9 Stunden eingelegt hat.
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                Nach Ruhezeit:

                Fahrer 1

                4 ½ Stunden Lenken

                4 ½ Stunden Unterbrechung

                4 ½ Stunden Lenken

                4 ½ Stunden Unterbrechung

                Fahrer 2

                4 ½ Stunden Bereitschaft

                4 ½ Stunden Lenken

                4 ½ Stunden Unterbrechung

                4 ½ Stunden Lenken

                Beide Fahrer haben jetzt eine Tageslenkzeit von je 9 Stunden erreicht. Die Möglichkeit einer auf 10 Stunden verlängerten Tageslenkzeit wollen sie nicht in Anspruch nehmen. Andere Arbeiten stehen nicht an. Deswegen wird nunmehr die vorgeschriebene Ruhezeit von 9 Stunden von beiden Fahrern gleichzeitig eingelegt. Danach beginnt ein neuer 30-Stunden-Zeitraum (Artikel 8 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006).
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                Fahrer 1

                1 Stunde Lenken

                Fahrer 2

                Noch nicht anwesend

                Nach Zustieg von Fahrer 2:

                Fahrer 1

                3 ½ Stunden Lenken

                4 ½ Stunden Unterbrechung/Bereitschaft (Beifahrer)

                4 ½ Stunden Lenken

                Fahrer 2

                3 ½ Stunden Unterbrechung/Bereitschaft

                4 ½ Stunden Lenken

                4 ½ Stunden Unterbrechung/Bereitschaft Fahrer 1 hat nunmehr eine Tageslenkzeit von 9 Stunden. Von der Möglichkeit einer 10-stündigen Tageslenkzeit will er keinen Gebrauch machen.

                Fahrer 1 legt daher nun die vorgeschriebene Tagesruhezeit von mindestens 9 Stunden ein.

                Fahrer 2 hat eine Tageslenkzeit von 8 Stunden erreicht, er könnte noch weiterfahren, müsste dann aber Fahrer 1 zurücklassen, weil dieser seine Ruhezeit sonst im fahrenden Fahrzeug verbringen müsste, was aber unzulässig ist. Die Sonderregelung über Mehrfahrerbetrieb könnte dann keine Anwendung mehr finden.

                Fahrer 2 legt daher ebenfalls eine neunstündige Tagesruhezeit ein.

              

            

          

          
            
              
                
                
                
                
              
              
                	
                  BEISPIEL

                
                	
                	
                	
              

            

            
              
                Verlauf zunächst wie im Beispiel A. Vor Einlegen der 9-stündigen Ruhezeit fällt jedoch noch eine Stunde gemeinsame andere Tätigkeiten an (insbesondere Entladen). Nunmehr sind 19 Stunden vergangen, so dass spätestens jetzt die innerhalb von 30 Stunden erforderliche Ruhezeit von 9 Stunden von beiden Fahrern gleichzeitig eingelegt werden muss.
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                Verlauf zunächst wie im Beispiel A.

                Weiterer Verlauf:

                Fahrer 1

                9 Stunden Ruhezeit

                Fahrer 2

                1 Stunde Entladen

                9 Stunden Ruhezeit

                Die Fahrt kann erst fortgesetzt werden, wenn auch Fahrer 2 seine 9-stündige Ruhezeit, die er gerade noch im 30-Stunden-Zeitraum untergebracht hat, vollständig eingelegt hat. Fahrer 1 muss solange warten.

              

            

          

          Nochmals: Selbstverständlich kann ein Fahrer zwecks Einlegung seiner Ruhezeit zurückbleiben, während der andere alleine weiterfährt. Ab diesem Moment würde aber der Charakter der Doppelbesatzung verloren gehen und der alleine weiterfahrende Fahrer eine Ein-Fahrer-Besatzung darstellen mit der Folge, dass er der Ruhezeitenregelung für Ein-Fahrer-Besatzungen unterliegen würde (11 Stunden innerhalb von 24 Stunden).

          Es ist also festzustellen, dass auch nach der Neuregelung keine „pauschale” Anwendung  der für Mehr-Fahrer-Besatzungen geltenden Ruhezeitenregelung (9 Stunden innerhalb von 30 Stunden) auf die in der Praxis typischen Fälle des Wechsels zwischen Ein- und Mehrfahrerbetrieb während derselben Tour möglich ist. Im Gegenteil: Mit ihrer Definition des Mehrfahrerbetriebs zwingt die Neuregelung dazu, bei Einsatz von mehreren Fahrern während einer Tour aufzuschlüsseln, welcher Teil der Tour bzw. welcher Fahrer unter die Ruhezeitenregelung für Mehr-Fahrer-Besatzungen fällt und welcher Teil unter die Ruhezeitenregelung für Ein-Fahrer-Besatzungen. Es wäre zu wünschen, dass sich das Bundesverkehrsministerium in einer weiteren Verlautbarung zu einer großzügigen, praxisgerechten Auslegung bereitfindet.

        

        
          2.1.4.3.2. Mindestdauer und Bezugszeitraum

          9 Stunden innerhalb von 30 Stunden nach dem Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit.

        

        
          2.1.4.3.3. Keine Verkürzung und Aufteilung

          Verkürzungs- und Aufteilungsmöglichkeiten bestehen nicht. Zeiten des passiven zweiten Fahrers bzw. weiterer passiver Fahrer im fahrenden Fahrzeug sind keine Ruhezeiten (Artikel 8 Abs. 8), wohl aber Bereitschaftszeiten bzw. Unterbrechungszeiten nach Artikel 7.

        

      

      
        2.1.4.4. Anreisezeiten (Artikel 9 Abs. 2 und 3)

        Bei Anreise des Fahrers, um ein EG-Fahrzeug zu übernehmen, gilt die Anreisezeit nur dann als Ruhepause (gemeint Ruhezeit) oder Fahrtunterbrechung, wenn sich der Fahrer in einem Zug oder auf einer Fähre befindet und Zugang zu einer Koje oder einem Liegewagen hat (Artikel 9 Abs. 2).

        Bei Übernahme eines der EG-Regelung unterliegenden Fahrzeugs gilt die Anreise des Fahrers mit einem nicht der EG-Regelung unterliegenden Fahrzeug (z.B. Pkw) als Arbeitszeit (Artikel 9 Abs. 3). Entsprechendes gilt für die Rückreise.

        In ihrer Leitlinie Nr. 2 (abgedruckt im Anhang) hat die Kommission dies modifiziert: Wenn es sich um zwei anreisende Fahrer handelt, wovon einer lediglich ein passiver Beifahrer ist, kann von dessen Bereitschaftszeit ein Zeitraum von 45 Minuten als Fahrtunterbrechung betrachtet werden.

        Unter Ziffer 3.10 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, heißt es zur Einordnung von An- und Abreisen in den Fällen, bei denen das Fahrzeug nicht am Arbeitsplatz (gemeint wohl Arbeitsstätte) übernommen oder abgeliefert wird, dass diese Zeiten „grundsätzlich” als „Bereitschaftszeit” oder „andere Arbeiten” gelten.

        Die weitere Aussage der Verlautbarung, wonach „der tägliche Weg von zu Hause zur Betriebsstätte des Arbeitgebers (Arbeitsplatz) nicht als Lenkzeit gilt, sondern Bestandteil der Ruhezeit ist”, hat mit dem Thema von Artikel 9 Absätze 2 und 3 eigentlich nichts zu tun; denn bei den Absätzen 2 und 3 geht es ja nur um An- und Abreisen zu Fahrzeugen, die sich nicht am Standort der Betriebsstätte befinden, sondern an einem anderen Ort übernommen werden sollen.

        Es mutet auch eigenartig an, die täglichen Fahrten zum Betrieb und zurück als „Ruhezeit” oder auch der „Freizeit zugehörig” zu betrachten. Das dürften die Betroffenen anders sehen. Allerdings findet sich diese Sicht auch in anderen Kommentierungen. Andererseits ergibt sich aus Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 in Verbindung mit Artikel 15 Abs. 3 VO (EWG) Nr. 3821/85 und Artikel 3 Buchstabe a und b der Richtlinie 2002/15/EG, dass Fahrten vom und zum Arbeitsplatz, auch wenn sie mit einem Privat-Pkw erfolgen, der nicht unter den Anwendungsbereich der EG-Regelung fällt, als „andere Arbeiten” oder „Bereitschaftszeiten” aufzuzeichnen sind, also nicht als Ruhezeit. Dies ist offensichtlich auch die Auffassung des EuGH (Urteil vom 18. Januar 2001 (C 297/99, Rand-Nr. 39)). Das Urteil stellt insoweit eine Vorwegnahme der Regelung nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 dar. Eine andere Sache ist natürlich die tarifvertragliche Einordnung (und ggf. Bezahlung) von An- und Abfahrten.
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              HINWEIS

              Die Kommission hat mit den im Anhang abgedruckten Leitlinien Nr. 2 und 6 detaillierte Empfehlungen zur Auslegung von Artikel 9 Absätze 2 und 3 gegeben.

            

          

        

      

    

    
      2.1.5. Wöchentliche Ruhezeiten (Artikel 4 und 8)

      
        2.1.5.1. Definition

        Nach Artikel 4 Buchstabe h ist die wöchentliche Ruhezeit definiert als wöchentlicher Zeitraum, in dem der Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und die eine „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit” und eine „reduzierte wöchentliche Ruhezeit” umfasst. Bei dem Wort „und” dürfte es sich um einen redaktionellen Fehler handeln. Jedenfalls ist bezogen auf eine Woche immer nur eine regelmäßige oder eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit erforderlich. Nur in der Doppelwoche sind mindestens eine regelmäßige und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit erforderlich (Artikel 8 Abs. 6).

      

      
        2.1.5.2. Mindestdauer

        Die Mindestdauer der wöchentlichen Ruhezeit beträgt 45 Stunden („Regelmäßige wöchentliche Ruhezeit”). Artikel 4 Buchstabe h bezeichnet die Mindestdauer von 45 Stunden als „Ruhepause”. Diese ist wiederum definiert als „jeder ununterbrochene Zeitraum, in dem der Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann” (Artikel 4 Buchstabe f). Demnach darf die wöchentiche Ruhezeit nicht unterbrochen werden.

      

      
        2.1.5.3. Beginn der wöchentlichen Ruhezeit

        Eine wöchentliche Ruhezeit muss spätestens am Ende von sechs 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt werden.

        Der erste 24-Stunden-Abschnitt beginnt nach Ende einer wöchentlichen Ruhezeit, wobei es sich auch um eine auf 24 Stunden verkürzte wöchentliche Ruhezeit handeln kann (Artikel 8 Abs. 6 Unterabsatz 2 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h).

        Es handelt sich um sechs volle ungekürzte 24-Stunden-Zeiträume, nicht etwa um verkürzte 24-Stunden-Zeiträume im Sinne von Artikel 8 Abs. 2. Wie schon erwähnt (vgl. Abschnitt 2.1.2.2.4) braucht der Fahrer das Ende eines 24-Stunden-Zeitraums nicht „tatenlos” abzuwarten, wenn er die tägliche Ruhezeit bereits vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitraumns eingelegt hat. Vielmehr kann er in diesem Falle noch innerhalb des ursprünglichen 24-Stunden-Zeitraums eine neue Tageslenkzeit beginnen. Mit dieser beginnt auch ein neuer 24-Stunden-Zeitraum, innerhalb dessen wiederum eine tägliche Ruhezeit liegen muss. Auch jetzt ist es erneut möglich, die Ruhezeit vor Ablauf des neuen 24-Stunden-Zeitraums einzulegen. Auf diese Weise kann es im Laufe einer Woche wiederholt zu „verkürzten” 24-Stunden-Zeiträumen kommen.

        Die wöchentliche Ruhezeit ist aber nicht etwa schon nach sechs dieser „verkürzten” 24-Stunden-Zeiträume einzulegen, sondern gemäß Artikel 8 Abs. 6 spätestens erst nach sechs vollen ungekürzten 24-Stunden-Zeiträumen. Wäre die wöchentliche Ruhezeit schon nach sechs „verkürzten” 24-Stunden-Zeiträumen im Sinne von Artikel 8 Abs. 2 einzulegen, hieße das, den Fahrer dafür zu „bestrafen”, dass er tägliche Ruhezeiten früher als notwendig eingelegt hat, wodurch sich in der betreffenden Woche mehr als die vorgeschriebenen Mindestruhezeiten ergaben.

        Die Begriffe „24-Stunden-Zeitraum” nach Artikel 8 Abs. 2 und Artikel 8 Abs. 6 stehen nicht zufällig in zwei verschiedenen Vorschriften, haben jedenfalls nichts miteinander zu tun. Artikel 8 Abs. 6 so auszulegen, dass die wöchentliche Ruhezeit schon nach sechs „verkürzten” 24-Stunden-Zeiträumen einzulegen ist, würde dem Sinn und Zweck der Vorschrift zuwiderlaufen. In diesem Sinne ist auch die amtliche Verlautbarung (Stand September 2014) zu verstehen. Dort heißt es unter Ziffer 3.6: „Ist die tägliche Ruhezeit bereits vor Ablauf von 24 Stunden genommen worden, hat dies keinen Einfluss darauf, wann die nächste wöchentliche Ruhezeit zu nehmen ist.”
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              (VEREINFACHTES) BEISPIEL

              Ende einer wöchentlichen Ruhezeit Montag 2.00 Uhr. Weiterer Ablauf:

              Fahrtbeginn Montag 2.00 Uhr.

              Es folgen:

              4 ½ Stunden Fahrt, ¾ Stunde Fahrtunterbrechung, 1 ½ Stunden Fahrt, anschließend 9 Stunden verkürzte tägliche Ruhezeit, insgesamt 15 ¾ Stunden. Dieser Ablauf wiederholt sich dreimal, insgesamt also 47 ¼ Stunden.

              Weiterer Ablauf:

              4 ½ Stunden Fahrt, ¾ Stunde Fahrtunterbrechung, 1 ½ Stunden Fahrt, anschließend 11 Stunden tägliche Ruhezeit, insgesamt 17 ¾ Stunden. Dieser Ablauf wiederholt sich dreimal, insgesamt also 53 ¼ Stunden.

              Nunmehr liegen sechs (zulässigerweise) verkürzte 24-Stunden-Zeiträume zurück, innerhalb derer jeweils die vorgeschriebenen täglichen Ruhezeiten lagen. Eine wöchentliche Ruhezeit braucht jetzt aber noch nicht eingelegt zu werden, weil seit Fahrtbeginn (Montag 2.00 Uhr) noch keine sechs 24-Stunden-Zeiträume im Sinne von Artikel 8 Abs. 6 verstrichen sind, also noch keine 144 Stunden, sondern erst 100 ½ Stunden.

              Weiterer Ablauf:

              4 ½ Stunden Fahrt, ¾ Stunde Fahrtunterbrechung, 1 ½ Stunden Fahrt, anschließend 11 Stunden tägliche Ruhezeit,

              4 ½ Stunden Fahrt, ¾ Stunde Fahrtunterbrechung, 1 ½ Stunden Fahrt, anschließend 11 Stunden tägliche Ruhezeit, insgesamt 35 ½ Stunden.

              Nunmehr liegen acht (zulässigerweise) verkürzte 24-Stunden-Zeiträume zurück, insgesamt 136 Stunden. Damit nähert sich der Fahrer jetzt der Grenze von 144 Stunden (= sechs volle 24-Stunden-Zeiträume im Sinne von Artikel 8 Abs. 6), an der er eine wöchentliche Ruhezeit einlegen muss. Bis zum Erreichen der Grenze von 144 Stunden hat er also noch einen Spielraum von acht Stunden. Diesen könnte er, wenn er den 144-Stunden-Zweitraum voll ausschöpfen wollte, wie folgt gestalten:

              4 ½ Stunden Fahrt, ¾ Stunde Fahrtunterbrechung, 2 ¾ Stunden Fahrt, insgesamt 8 Stunden.

              Nun ist die Grenze von 144 Stunden erreicht. Es ist Sonntag 2.00 Uhr. Erst jetzt muss eine wöchentliche Ruhezeit eingelegt werden.

            

          

        

        
          [image: img]

          
            WICHTIG!

            Voraussetzung für die volle Ausschöpfung des Sechs-24-Stunden-Zeitraums ist natürlich, dass die Vorschriften über die Höchstdauer der täglichen und wöchentlichen Lenkzeiten sowie die Mindestdauer der Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten beachtet worden sind.

          

        

        
      

      
        2.1.5.4. Verhältnis des Sechs-24-Stunden-Zeitraums zum Begriff der „Woche“

        Woche ist die Zeit von Montag 00.00 Uhr bis Sonntag 24.00 Uhr (Definition nach Artikel 4 Buchstabe i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006). Die wöchentliche Ruhezeit kann an einem beliebigen Tag der Woche eingelegt werden. Das ergibt sich aus der Definition der wöchentlichen Ruhezeit als einer „verlängerten täglichen Ruhezeit” (Artikel 8 Abs. 3). Die wöchentliche Ruhezeit bezieht sich aber immer auf die Kalenderwoche, im Falle der „Überlappung” (vgl. Abschnitt 2.1.5.7) entweder auf die Kalenderwoche, in der sie begonnen hat, oder die Kalenderwoche, in der sie endete.

        Ein Sechs-24-Stunden-Zeitraum ist dagegen nicht auf die Kalenderwoche bezogen. Da sein Beginn an das Ende einer wöchentlichen Ruhezeit gekoppelt ist, kann er zwar ebenfalls an einem beliebigen Tag der Woche beginnen. Er ist aber nicht einer bestimmten Kalenderwoche zugeordnet.

        Daher müssen sowohl die auf den sechs-24-Stunden-Zeitraum bezogenen Lenk- und Ruhezeit-Vorschriften eingehalten werden wie auch die Vorschriften jeweils für die Tage vor Beginn und nachher, also jeweils für die gesamte (Kalender-) Woche.

        Wenn z.B. ein Sechs-24-Stunden-Zeitraum am Mittwoch der Woche A um 6.00 Uhr beginnt und dementsprechend am Mittwoch der Woche B um 6.00 endet, genügt es nicht, dass während dieser Zeit die Lenk- und Ruhezeitvorschriften eingehalten worden sind. Vielmehr muss darauf geachtet werden, dass sich insbesondere

        
          	
            die Zulässigkeit von 10-stündigen Tageslenkzeiten (nach Artikel 6 Abs. 2 „zweimal in der Woche”),

          

          	
            die Obergrenze der „wöchentlichen Lenkzeit” von 56 Stunden (Artikel 6 Abs. 2),

          

          	
            die Obergrenze der Lenkzeit in der Dopplelwoche von 90 Stunden (Artikel 6 Abs. 3),

          

          	
            die Mindestdauer der „wöchentlichen” Ruhezeit von 45 bzw. 24 Stunden (Artikel 8 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h),

          

        

        auf den Zeitraum von Montag 0.00 Uhr bis Sonntag 24.00 Uhr beziehen, also jeweils für die gesamte Woche A bzw. die gesamte Woche B zu beachten sind, bzw. im Falle der Doppelwoche für den Zeitraum Montag Woche A 0.00 Uhr bis Sonntag Woche B 24.00 Uhr. Bemerkenswerterweise gibt es eine Ausnahme: Nach Artikel 8 Abs. 4 bezieht sich die Möglichkeit zur Verkürzung der täglichen Ruhezeit auf neun Stunden nicht auf die „Woche”, sondern auf den Zeitraum „zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten”.

      

      
        2.1.5.5. Verkürzung der wöchentlichen Ruhezeit (mit Ausgleichspflicht)

        Wöchentliche Ruhezeiten können auf 24 Stunden verkürzt werden, jedoch nur „vorbehaltlich der Bedingungen des Artikels 8 Absatz 6” (Artikel 4 Buchstabe h). Siehe hierzu Ziffer 6.

      

      
        2.1.5.6. Verteilung von wöchentlichen Ruhezeiten

        Innerhalb eines Zwei-Wochen-Zeitraums muss der Fahrer

        
          	
            entweder zwei ungekürzte wöchentliche Ruhezeiten oder

          

          	
            eine ungekürzte und eine gekürzte wöchentliche Ruhezeit einlegen.

          

        

        Die Bezugnahme auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum bedeutet allerdings nicht, dass wöchentliche Ruhezeiten beliebig verteilt werden können. Zu beachten ist immer, dass eine wöchentliche Ruhezeit spätestens nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen einzulegen ist.
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              Nach Ende von höchstens sechs 24-Stunden-Zeiträumen: Beginn einer wöchentlichen Ruhezeit von 24 Stunden in der Wo che A am Mittwoch, 6.00 Uhr. Vorher lag in der Woche A keine wöchentliche Ruhezeit. Ende der am Mittwoch eingelegten wöchentlichen Ruhezeit am Donnerstag, 6.00 Uhr. Nach weiteren sechs 24-Stunden-Zeiträumen, also Mittwoch 6.00 Uhr der Woche B Einlegen einer wöchentlichen Ruhezeit von 45 Stunden. Diese endet in der Woche B Freitag 3.00 Uhr. Eine weitere wöchentliche Ruhezeit wird in der Woche B nicht eingelegt. Damit sind in der Doppelwoche A/B korrekt eine verkürzte und eine vollständige wöchentliche Ruhezeit eingelegt worden.
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              HINWEISE

              
                	
                  Gelegentlich wird die Auffassung vertreten, dass die Regelung nach Artikel 8 Absatz 6 bedeutet, dass nach einer verkürzten wöchentlichen Ruhezeit „zwangsläufig” eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 45 Stunden folgen muss. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. Es können innerhalb des Zwei-Wochen-Zeitraums durchaus zwei (oder mehr) aufeinander folgende verkürzte wöchentliche Ruhezeiten liegen, sofern in dem betreffenden Zwei-Wochen-Zeitraum auch eine ungekürzte wöchentliche Ruhezeit liegt. Dann hat der Fahrer in dem betreffenden Zwei-Wochen-Zeitraum zwar mehr wöchentliche Ruhezeiten eingelegt als von der gesetzlichen Regelung gefordert – unzulässig wäre dies aber selbstverständlich nicht (so auch Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger, Arbeitszeit- und Sozialvorschriften, Verlag Heinrich Vogel, Erläuterungen zu Artikel 8 Abs. 6 VO (EG) Nr. 561/2006).

                

                	
                  Nach Artikel 8 Abs. 6 muss die Verkürzung durch eine „gleichwertige Ruhepause” ausgeglichen werden, die „ohne Unterbrechung” bis zum Ende der dritten Folgewoche zu nehmen ist, und zwar nach Artikel 8 Abs. 7 durch Anhängen an eine andere Ruhezeit von mindestens 9 Stunden.

                  Allerdings stellt sich die Frage, was unter „gleichwertiger Ruhepause” zu verstehen ist. Der neue Begriff erweckt den Eindruck, als ob für Dauer und zeitliche Einordnung der nachzuholenden Ruhezeit noch Spielräume bestünden. Es wäre zu wünschen, wenn es zu dieser – nicht unwichtigen – Frage noch ein klärendes Wort aus Brüssel gäbe.

                

                	
                  Die eigenständige „Überlappungsregelung” nach Artikel 8 Abs. 9 (s. folgenden Abschnitt) bleibt von der Regelung nach Art. 8 Abs. 6 unberührt.

                

              

            

          

        

      

      
        2.1.5.7. „Überlappung“

        Wöchentliche Ruhezeiten, die in zwei Wochen fallen („Überlappung”) können der einen oder anderen der beiden Wochen zugeordnet werden, nicht aber beiden Wochen (Artikel 8 Abs. 9).
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              Gestaltung der wöchentlichen Ruhezeiten in den Wochen A, B, C, D und E:

              Am Ende der Woche C beginnt eine wöchentliche Ruhezeit, die erst Anfang der Woche D endet. Diese „überlappende” wöchentliche Ruhezeit kann vollständig entweder der Woche C oder der Woche D zugeordnet werden. Im Falle der Zuordnung zur Woche D kann die in der Woche C begonnene wöchentliche Ruhezeit nicht mehr als wöchentliche Ruhezeit der Woche C gelten, selbst wenn sie überwiegend noch in der Woche C lag. Ggf. muss daher darauf geachtet werden, dass in der Woche C neben der begonnenen, jedoch der Woche D zugeordneten, noch eine eigenständige wöchentliche Ruhezeit der Woche C eingelegt wird, bzw. darauf, dass in den Wochen B und C mindestens zwei reguläre oder eine reguläre und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit liegen.

            

          

        

        Das Beispiel zeigt aber auch, dass die Erfordernisse nach Artikel 8 Abs. 6 durch die „Überlappungsregelung” nach § 8 Abs. 9 gewissermaßen „unterlaufen” werden können: Wenn die in der Woche C nur begonnene und erst in der Woche D beendete wöchentliche Ruhezeit der Woche C zugeordnet wird, ist den Erfordernissen von Artikel 8 Abs. 6 zwar formal Genüge getan, faktisch lag aber nur ein Teil der wöchentlichen Ruhezeit der Woche C auch tatsächlich in der Woche C, der Rest nur „fiktiv”.

        Dieser Effekt wird noch verstärkt, wenn auch die wöchentliche Ruhezeit der Woche B ebenfalls nur dadurch zustande kommt, dass eine in der Woche A begonnene wöchentliche Ruhezeit in die Woche B hineinragt und dann die Gesamtzeit gemäß § 8 Abs. 9 der Woche B zugeordnet wird.

        Allerdings ist auch bei Inanspruchnahme der Überlappungsregelung zu beachten, dass eine (zumindest reduzierte) wöchentliche Ruhezeit spätestens am Ende von sechs 24-Stunden-Abschnitten seit Ende der letzten wöchentlichen Ruhezeit einzulegen sind (Artikel 8 Abs. 6).
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              Woche A Samstag 12.00 Uhr Beginn einer wöchentlichen Ruhezeit

              Woche B Montag 9.00 Uhr Ende der insgesamt 45-stündigen wöchentlichen Ruhezeit Gemäß Artikel 8 Abs. 9 wird die in die Woche B hineinragende wöchentliche Ruhezeit der Woche B zugeordnet. Es handelt sich damit um eine ordnungsgemäße wöchentliche Ruhezeit der Woche B.

              Sonntag 9.00 Uhr Beginn einer verkürzten wöchentlichen Ruhezeit von 24 Stunden (notwendig wegen Ablaufs von sechs 24-Stunden-Zeiträumen seit Ende der letzten wöchentlichen Ruhezeit).

              Woche C Montag 9.00 Uhr Ende der wöchentlichen Ruhezeit. Diese kann gemäß Artikel 8 Abs. 9 der Woche B oder C zugerechnet werden.

              Sonntag 9.00 Uhr Beginn einer wöchentlichen Ruhezeit von 45 Stunden (notwendig wegen Ablaufs von sechs 24-Stunden-Zeiträumen seit der letzten wöchentlichen Ruhezeit). Gemäß Artikel 8 Abs. 9 wird die neue wöchentliche Ruhezeit der Woche C zugeordnet.

              Woche D Montag 21.00 Uhr Ende der wöchentlichen Ruhezeit. Diese wird der Woche C zugeordnet.
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              1. Durch die zweimalige Inanspruchnahme der Überlappungsregelung nach Artikel 8 Abs. 9 lagen in der Doppelwoche B/C formal korrekt zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit, insgesamt also 114 Stunden. Davon waren aber 66 Stunden rein fiktiv; denn faktisch wurden in der Doppelwoche B/C nur 9 + 24 + 15 = 48 Stunden wöchentliche Ruhezeit eingelegt. Dank der Überlappungsregelung gelten die Anforderungen nach Artikel 8 Abs. 6 gleichwohl als erfüllt.

              2. Wenn auf diese Weise, d.h. durch Inanspruchnahme der Überlappungsregelung nach Artikel 8 Abs. 9, für die Doppelwoche B/C die Erfordernisse nach Artikel 8 Abs. 6 als erfüllt gelten können, muss gleichwohl darauf geachtet werden, dass auch in den Doppelwochen A/B und C/D jeweils mindestens zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten oder eine reguläre und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit eingelegt werden. Mit anderen Worten: Die Überlappungsregelung nach § 8 Abs. 9 ändert im Ergebnis nichts daran, dass das Soll an wöchentlichen Ruhezeiten nach Artikel 8 Abs. 6 zu erfüllen ist.

            

          

        

      

      
        2.1.5.8. Wöchentlichen Ruhezeiten im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr (Artikel 8 Abs. 6a)

        Die Regelung beinhaltet im Wesentlichen Folgendes:

        Die wöchentliche Ruhezeit braucht erst nach spätestens 12 aufeinander folgenden 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt zu werden.

        Dafür müssen aber folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

        a) Die 12 aufeinander folgenden 24-Stunden-Zeiträume müssen nach dem Ende einer regelmäßigen wöchentlichen Ruhezeit (45 Stunden) liegen.

        b) Die Regelung kann nur von einem Fahrer in Anspruch genommen werden, der in einem „einzelnen Gelegenheitsverkehr” im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzt ist.

        c) Der Anteil der Fahrt auf dem Gebiet eines anderen Mitgliedstaates muss mindestens 24 aufeinander folgende Stunden betragen.

        d) Spätestens nach 12 aufeinanderfolgenden 24-Stunden-Zeiträumen muss der Fahrer die nach Artikel 8 Abs. 6 vorgeschriebenen wöchentlichen Mindestruhezeiten einlegen, also entweder zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten von je 45 Stunden oder eine reguläre wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden, Letztere mit Ausgleichspflicht spätestens in der dritten folgenden Woche.

        e) Ab dem 1. Januar 2014 muss das betreffende Fahrzeug mit einem digitalen Kontrollgerät nach Anhang IB der VO (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet sein.

        f) Ab dem 1. Januar 2014 muss das Fahrzeug bei Fahrten zwischen 22.00 und 6.00 Uhr entweder mit mehreren Fahrern besetzt sein oder es muss die Lenkdauer eines einzelnen Fahrers auf drei Stunden vermindert werden.
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              HINWEISE ZUR AUSLEGUNG

              Die Regelung ist nicht „auf Anhieb” verständlich. In den Kommentierungen (z.B. Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger) wird darauf hingewiesen, dass zu den einzelnen Aspekten verschiedene Auslegungen möglich sind.

              Aus meiner Sicht Folgendes:

              Zu a)

              Bei der generellen Regelung, nach der eine wöchentliche Ruhezeit spätestens nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen einzulegen ist, genügt es, dass eine „wöchentliche Ruhezeit” vorangegangen ist, ggf. also auch nur eine reduzierte. Dagegen ist es für die Anwendung der „12-Tage-Regelung” erforderlich, dass den bis zu zwölf 24-Stunden-Zeiträumen eine „regelmäßige” wöchentliche Ruhezeit vorangegangen ist, also eine wöchentliche Ruhezeit von mindestens 45 Stunden Dauer. Wer das nicht beachtet, kann die „12-Tage-Regelung” nicht in Anspruch nehmen, auch wenn er alle übrigen Voraussetzungen erfüllt.

              Zu b)

              Unter „einzelnem Gelegenheitsverkehr” (bzw. „Gelegenheitsdienst”, wie es im Verordnungstext heißt) ist eine einzelne Fahrt bzw. einzelne Tour zu verstehen.

              Da es sich um eine einzelne Fahrt handeln muss, wäre es nicht ausreichend, die erforderlichen 24 Stunden Auslandsanteil dadurch zu erreichen, dass die Zeiten mehrerer grenzüberschreitender Touren addiert werden. Vielmehr müssen sich die 24 Stunden bei einer einzigen grenzüberschreitenden Fahrt ergeben.

              Zu c) und d)

              Die Regelung lässt offen, wie der ausländische Fahrtabschnitt von 24 Stunden zeitlich in die zulässigen zwölf 24-Stunden-Zeiträume „eingebettet” werden kann.

              Auf jeden Fall muss der Fahrer darauf achten, dass er nicht gegen die „Sechs-Tage-Regelung” verstößt. Diese gilt nämlich auch auf dem ausländischen Streckenanteil, solange dort noch keine 24 Stunden verstrichen sind.

              Liegen beispielsweise bei oder kurz nach Grenzübergang schon sechs 24-Stunden-Zeiträume zurück, muss der Fahrer sofort eine wöchentliche Ruhezeit einlegen, kann die „12-Tage-Regelung” also nicht in Anspruch nehmen; denn er hat ja noch keine 24 Stunden auf dem ausländischen Territorium verbracht.

              Liegen vor dem Grenzübergang aber nur fünf 24-Stunden-Zeiträume, der unmittelbar folgende, sechste 24-Stunden-Zeitraum aber bereits auf dem ausländischen Territorium, kann der Fahrer nunmehr mit der Wochenruhezeit noch warten, bis er insgesamt 12 aufeinander folgende 24-Stunden-Zeiträume erreicht hat. In diesem Fall braucht er nach sechs aufeinander folgenden 24-Stunden-Zeiträumen die „6-Tage-Regel” nicht zu beachten, weil ja bereits ein 24-Stunden-Zeitraum auf ausländischem Territorium angefallen ist.

              Es empfiehlt sich also, die 24-Stunden-Zeiträume so zu disponieren, dass der Fahrer nach Grenzübergang höchstens fünf 24-Stunden-Zeiträume hinter sich hat, so dass er ohne Verletzung der „6-Tage-Regel” auf ausländischem Territorium weitere 24 Stunden unterwegs sein kann; er braucht also mindestens noch einen 24-Stunden-Zeitraum als „Guthaben” zwecks Verbringung auf ausländischem Boden.
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              HINWEISE ZU RAUSLEGUNG

              Bei der Anwendung der „12-Tage-Regel” empfiehlt sich, bei Einfahrt in ein anderes Land dieses nicht erst bei Hotelankunft, sondern sofort bei der Einfahrt anzugeben. Auf diese Weise ist klar, ab welchem Zeitpunkt die Fahreraktivitäten auf dem betreffenden ausländischen Territorium begannen, so dass bei Kontrollen ohne weiteres festgestellt werden kann, ob sich die Fahreraktivitäten mindestens 24 Stunden auf dem betreffenden ausländischen Territorium abgespielt haben, der Fahrer also berechtigt war, eine wöchentliche Ruhezeit erst nach 12 aufeinander folgenden 24-Stunden-Abschnitten einzulegen.

              Zu e)

              Im Gelegenheitsverkehr eingesetzte Busse müssen schon nach der VO (EG) Nr. 2135/98 mit digitalen Kontrollgeräten ausgerüstet sein:

              
                	
                  Bei Erstzulassung ab dem 1. Mai 2006,

                

                	
                  Busse mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 10 t, wenn ein neues Kontrollgerät erforderlich war, bei Erstzulassung vor dem 1. Mai 2006, aber nach dem 1. Januar 1996.

                

              

              Dass für die Inanspruchnahme der „12-Tage-Regelung” ab dem 1. Januar 2014 ein digitales Kontrollgerät erforderlich ist, kann daher nur bedeuten, dass ein digitales Kontrollgerät dann generell auch erforderlich ist, wenn das Fahrzeug schon vor dem 1. Januar 1996 zugelassen war („Uraltfahrzeug”).

              Zu f)

              Mit der Formulierung „Fahrten zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr” dürfte nicht etwa gemeint sein, dass Anfang und Ende der jeweiligen Fahrt zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr liegen müssen. Nach meiner Auffassung ist die Vorschrift anzuwenden, wenn der Fahrer zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr unterwegs ist, also auch, wenn er die Fahrt vor 22.00 Uhr begonnen bzw. erst nach 06.00 Uhr beendet hat.

            

          

        

      

    

    
      2.1.6. Vorrang der Regelungen über Ruhezeiten gegenüber dem Arbeitszeitgesetz

      Nach § 21a Abs. 5 ArbZG gelten für Fahrer, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, hinsichtlich der Ruhezeiten (tägliche und wöchentliche) ausschließlich die EG- und AETR-Vorschriften. Damit findet § 5 Abs. 2 ArbZG, wonach im Verkehr die tägliche Ruhezeit auf 10 Stunden verkürzt werden kann, auf Fahrer, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, keine Anwendung, und damit auch nicht als strengere Regelung im Sinne von Artikel 11 (längere Ruhezeiten). Die EG- und AETR-Regelungen über Ruhezeiten sind uneingeschränkt anzuwenden, insbesondere natürlich die Verkürzungs- und Aufteilungsmöglichkeiten.

      Entsprechendes gilt inzwischen für selbständige Fahrer (s. § 4 des Gesetzes vom 11. Juli 2012).

    

    
      2.1.7. Unterbrechungen von Pausen und Ruhezeiten auf Terminals

      Mit ihrer Leitlinie Nr. 3 hat die Kommission für den Fall notwendiger Rangierbewegungen auf Terminals, Parkplätzen etc. ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Ruhezeiten „für einige Minuten” unterbrochen werden dürfen.

      Ziffer 3.9 der Verlautbarung, Stand September 2014, enthält folgende Präzisierungen:

      „Während Fahrtunterbrechungen und/oder Ruhezeiten, die der Fahrer auf Parkplätzen oder Terminals verbringt, kann in „unerwarteten Situationen” oder in einem Notfall das Fahrzeug „für den zur Behebung der Situation notwendigen Zeitraum (wenige Sekunden/Minuten) bewegt werden.

      Auf einem Terminal darf das Fahrzeug nur auf Aufforderung bewegt werden, wenn hierfür kein eigenes Personal des Terminals vorhanden ist und die Bewegungen auf Grund außergewöhnlicher Umstände unerlässlich sind.

      Entsprechende Unterbrechungen von Ruhepausen und/oder Ruhezeiten sind vom Fahrer handschriftlich festzuhalten und, soweit möglich, von der zuständigen Behörde oder dem Bediensteten des Terminals, der dem Fahrer die Anweisung, das Fahrzeug zu bewegen, erteilt hat, zu bestätigen.”

      Obwohl Fahrer ggf. das Fahrzeug nur auf Anordnung übergeordneter Stellen bewegen, sehen die Verfasser der amtlichen Verlautbarung darin gleichwohl „Zuwiderhandlungen” (worüber sich streiten lässt), fügen aber hinzu: „In diesen Fällen wird die Zuwiderhandlung nicht geahndet”.

    

    
      2.1.8. Pflichten und Verantwortlichkeiten

      (Artikel 10 in Verbindung mit Vorschriften des Fahrpersonalgesetzes und der Fahrpersonalverordnung, insbesondere § 20a FPersV)

      
        2.1.8.1. Pflichten der Verkehrsunternehmen

        
          2.1.8.1.1. Akkordlohnverbot

          Das Akkordlohnverbot findet sich inzwischen an drei Stellen:

          Artikel 10 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006, § 3 des Fahrpersonalgesetzes und § 20 a Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung. Dort wird zwar auf Artikel 10 Abs. 1 und 2 der EG-VO Bezug genommen, es ist aber davon auszugehen, dass mit § 20 a FPersV das Akkordlohnverbot auch auf Fahrten ausgedehnt wird, die der Fahrpersonalverordnung oder dem AETR unterliegen (auch wenn in § 1 Abs. 1 FPersV bei der Auflistung der anzuwendenden EG-Vorschriften Artikel 10 nicht genannt wird).

        

        
          2.1.8.1.2. Einweisung und Überwachung der Fahrer, Tourenplanung

          Verpflichtung der Verkehrsunternehmen, ihre Fahrer einzuweisen und die Einhaltung der Lenk- und Ruhezeitvorschriften zu überwachen (so auch § 1 Abs. 5 FPersV).

          Die Touren müssen so geplant sein, dass der Fahrer die Vorschriften über zulässige Lenkzeiten bzw. die Mindestdauer von Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten einhalten kann.

        

        
          2.1.8.1.3. Sonstige Pflichten

          
            	
              Verpflichtung des Unternehmers, seinem Fahrer Vordrucke für handschriftliche Aufzeichnungen auszuhändigen (§ 1 Abs. 6 FPersV),

            

            	
              Verpflichtung des Unternehmers, seinem Fahrer bei Verwendung eines EG-Kontrollgerätes mit Schaublatt oder eines Fahrtschreibers nach § 57a StVZO vor Beginn der Fahrt für das jeweilige Gerät zugelassenen Schaublätter, natürlich in ausreichender Anzahl, auszuhändigen und dafür zu sorgen, dass das Kontrollgerät oder der Fahrtschreiber ordnungsgemäß benutzt wird (§ 1 Abs. 7 FPersV),

            

            	
              Verpflichtungen des Unternehmers nach § 2 Abs. 5 FPersV:

              
                	
                  Kopieren sämtlicher Daten aus dem Massenspeicher binnen drei Monaten zur Speicherung im Betrieb,

                

                	
                  Kopieren der Daten der Fahrerkarten spätestens binnen 28 Tagen zur Speicherung im Betrieb,

                

                	
                  Verpflichtung, alle Daten aus Massenspeichern und Fahrerkarten den zuständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung zu stellen, ggf. auf den durch die Behörden bestimmten Datenträgern (§ 2 Abs. 5 FPersV),

                

              

            

            	
              Verpflichtung von Fahrzeug-Vermietern, dem Mieter alle Daten aus dem Massenspeicher, die sich auf die vom Mieter durchgeführten Beförderungen beziehen, zur Verfügung zu stellen (§ 2 Abs. 6 FPersV).

            

          

        

      

      
        2.1.8.2. Haftung der Verkehrsunternehmen für Verstöße ihrer Fahrer (Artikel 10 Abs. 3)

        Neu ist die generelle „Haftung” des Verkehrsunternehmens für Fahrerverstöße, auch wenn diese im Ausland begangen wurden (Artikel 10 Absatz 3). Was unter „Haftung” zu verstehen ist, bleibt allerdings unklar. Aus den so genannten „Erwägungsgründen” ergibt sich aber, dass es Sache der Mitgliedstaaten bleibt, ob und in welcher Weise sie Unternehmer für Fahrerverstöße „haftbar” machen wollen. In der Bundesrepublik Deutschland geht die Regelung des § 10 Absatz 2a des Fahrpersonalgesetzes bereits in diese Richtung. Danach werden die Fahrerverstöße, die „Anlass geben, an der Zuverlässigkeit des Unternehmers und der zur Führung der Kraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen zu zweifeln”, der Konzessionsbehörde gemeldet, was ja nur heißen kann, dass wegen der Fahrerverstöße die Entziehung der Konzession zumindest in Betracht kommt.
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              HINWEIS

              Nach Artikel 10 Abs. 3 „können die Mitgliedstaaten alle Beweise prüfen, die belegen, dass das Verkehrsunternehmen billigerweise nicht für den begangenen Verstoß haftbar gemacht werden kann”. Nach rechtsstaatlichen Grundsätzen ist das an sich eine Selbstverständlichkeit. Es fällt aber auf, dass in der Durchführungsvorschrift des § 20 a Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung (vgl. Kapitel 4, 4.3) ein entsprechender klarstellender Hinweis fehlt. Damit ist es letztlich Sache der Gerichte, die rechtsstaatlich selbstverständliche Exkulpationsmöglichkeit des Unternehmers im Einzelfall zu berücksichtigen.

            

          

        

      

      
        2.1.8.3. Gemeinsame Pflichten von Verkehrsunternehmen, Verladern, Spediteuren, Reiseveranstaltern, Hauptauftragnehmern, Unterauftragnehmern und Fahrervermittlungsagenturen (Artikel 10 Abs. 4)

        Neu ist auch die Verpflichtung von Unternehmern, Verladern, Spediteuren, Reiseveranstaltern, Hauptauftragnehmern und Fahrervermittlungsagenturen sicherzustellen, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungszeitpläne nicht gegen die EU-Verordnung verstoßen. Eine Definition des Begriffes „Verlader” fehlt allerdings. Es muss aber gesehen werden, dass nicht selten auch große Speditionen als Auftraggeber gegenüber dem Frachtführer fungieren, also in diesem Sinne als „Verlader”. Dass nun auch den Verladern die Verpflichtung auferlegt wird, durch entsprechende Gestaltung der Beförderungsverträge für die Einhaltung der Lenk- und Ruhezeitvorschriften zumindest beizutragen, ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass Verlader gelegentlich (?) im Rahmen der Beförderungsverträge zu knappe Beförderungsfristen durchzusetzen versuchen. Im Einzelfall wird es aber schwer sein, dies nachzuweisen. Immerhin gilt die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, für Verstöße gegen die Verordnung Sanktionen festzulegen (siehe nachstehende Ziffer 4), auch für „Verladerverstöße” Diese sind also „gewarnt”.
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              HINWEIS

              Auch hier ist davon auszugehen, dass die Regelung sich auch auf Fahrten bezieht, die unter die Fahrpersonalverordnung oder das AETR fallen.

            

          

        

      

      
        2.1.8.4. Sanktionen (Artikel 19, 21)

        Die Mitgliedstaaten werden verpflichtet, für Verstöße gegen die Verordnung Sanktionen festzulegen, und zwar auch dann, wenn Verstöße nicht auf dem eigenen Hoheitsgebiet begangen wurden. In letzterem Falle kann jedoch bis zum 1. Januar 2009 von Sanktionen des betreffenden Mitgliedstaates abgesehen werden; die Verstöße sind dann „lediglich” dem Staat zu melden, in dem sie begangen wurden. Dieser kann die Verstöße selbstverständlich nach eigenem Recht ahnden.

        Besonders erwähnt werden Sanktionen bei Verstößen gegen die Verpflichtung, Beförderungsverträge so zu gestalten, dass die vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten eingehalten werden können.

        Nach Artikel 21 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die zuständigen Behörden zu ermächtigen, bei Verstößen Fahrzeuge vorerst stillzulegen und Ruhezeiten anzuordnen.

        Außerdem haben sie die Möglichkeit, die Zulassung eines Unternehmens zu entziehen, auszusetzen oder einzuschränken, ebenso die Fahrerlaubnis des Fahrers zu entziehen, auszusetzen oder einzuschränken.

        Dazu ist zu sagen:

        Die zeitweilige Stilllegung von Fahrzeugen sowie die Anordnung, Ruhezeiten einzulegen, sind jedenfalls nach deutschem Recht schon heute möglich bzw. Praxis. Die Entziehung der Konzession wegen Verstößen (auch von Fahrern) gegen Sozialvorschriften ist, wie gesagt, zumindest indirekt ermöglicht worden durch die mit dem Kontrollgerätbegleitgesetz vom 15. Mai 2004 erfolgte Ergänzung des Fahrpersonalgesetzes.

        Zu einer Regelung, bei Verstößen gegen die Sozialvorschriften die Fahrerlaubnis zu entziehen, auszusetzen oder auch nur einzuschränken, hat sich der deutsche Gesetzgeber allerdings noch nicht bereitgefunden.
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              a. Zivilrechtliche Folgen von Verstößen

              Neben verwaltungsrechtlichen Sanktionen wie Verhängung von Bußgeldern und Stillegung von Fahrzeugen kann es auch zu strafrechtlichen Sanktionen kommen (z.B. bei Manipulationen am Kontrollgerät, die sich als Urkundenfälschung nach § 267 StGB bzw. als Fälschung technischer Aufzeichnungen nach § 268 StBG darstellen können). Es sollte auch nicht übersehen werden, dass Verstöße gegen Sozialvorschriften auch erhebliche zivilrechtliche Folgen haben können. Dies gilt insbesondere auch für Unternehmerverstöße. Ein Beispiel ist das Urteil des OLG Hamm vom 19. Dezember 2008 (Az.: 9 U 20/08). Ein Lkw-Fahrer hatte infolge Übermüdung, die auf zu lange Lenkzeiten zurückzuführen war, einen Unfall mit einem Sachschaden in Höhe von mehr als 30.000,- Euro verursacht. Das OLG Hamm verurteilte den betreffenden Verkehrsunternehmer zu Schadensersatz, weil er die zu langen Lenkzeiten zumindest gebilligt, wenn nicht angeordnet habe (Schadensersatz nach § 831 BGB).

              b. Ahndung von Pflichtverletzungen beim Abschluss von Beförderungsverträgen

              Die Verfolgung derartiger Verstöße auf Grund der neuen Bestimmung des Artikel 10 Abs. 4 VO (EG) Nr. 561/2006 in Verbindung mit § 20 FPersV obliegt den Ländern. Konkrete Fälle sind noch nicht bekannt geworden. Das BAG weist darauf hin, dass im Einzelfall auch bei Vorliegen von „Verdachtsmomenten” der Nachweis einer Pflichtverletzung (insbesondere Abschluss eines Beförderungsvertrags, der nur bei übermäßigen Lenkzeiten durchführbar ist) außerordentlich schwierig sein dürfte.

            

          

        

      

    

  

  
    2.2. EG-Arbeitszeitrichtlinien

    
      2.2.1. Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben

      (Textabdruck auszugsweise im Anhang 9.1.4)

      
        2.2.1.1. Anwendungsbereich

        Die Richtlinie gilt für das Fahrpersonal von Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, die im Straßenverkehr im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 oder des AETR-Übereinkommens tätig sind (Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie). Es handelt sich also im Wesentlichen um Fahrer von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t einschließlich Anhänger, sowie um Fahrer von Omnibussen im Gelegenheitsverkehr und im Linienverkehr bei Linienlängen von mehr als 50 km.

      

      
        2.2.1.2. Umsetzung

        Die Umsetzung der Richtlinie war für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen bereits durch Gesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I. S. 1962) erfolgt (§ 21 des Arbeitszeitgesetzes).
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              HINWEIS

              Der Text der Richtlinie ist im Anhang nochmals abgedruckt, um einen Vergleich mit den Umsetzungsregelungen zu ermöglichen.
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              HINWEIS: ANWENDUNG AUF SELBSTÄNDIGE FAHRER 

              Ab dem 23. März 2009 sollte die Richtlinie auch auf selbständige Fahrer Anwendung finden (Artikel 2 Abs. 1).

              Dies stand allerdings unter dem Vorbehalt einer Überprüfung, ob von einer Anwendung der Richtlinie auf selbständige Kraftfahrer nicht doch noch abgesehen werden sollte. Nach Diskussionen zwischen Kommission, Rat und Europäischem Parlament, die sich über mehrere Jahre hinzogen, bestand schließlich Einigkeit, dass die Richtlinie endgültig auch auf selbständige Kraftfahrer anzuwenden ist. In der Bundesrepublik Deutschland erfolgte die entsprechende Umsetzungsregelung durch das „Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern” vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479). Das Gesetz ist am 1. November 2012 in Kraft getreten. Es entspricht im Wesentlichen der Umsetzungsregelung für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen (§ 21a ArbZG).

              Das Gesetz vom 11. Juli 2012 ist im Anhang abgedruckt. Erläuterungen siehe Kapitel 4 Abschnitt 4.7.

            

          

        

      

    

    
      2.2.2. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung vom 4. November 2003 (Allgemeine EG/Arbeitszeitrichtlinie)

      (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2003 L 299 S. 9 vom 18. November 2003)

      (Im Anhang nicht abgedruckt)

      Die Richtlinie ersetzt (mit im Wesentlichen gleichem Inhalt) die Richtlinie 93/104/EG vom 23. November 1993 mit den Änderungen durch die Richtlinie 2000/34/EG vom 22. Juni 2000.

      Wegen der Spezialrichtlinie 2002/15/EG vom 11. März 2002 reduziert sich die Anwendung der allgemeinen EG-Arbeitszeitrichtlinie auf Fahrer, die nicht der Richtlinie 2002/15/EG bzw. nicht der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 unterliegen, also im Wesentlichen auf

      
        	
          Fahrer von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger bis zu 3,5 t

        

        	
          Fahrer von Fahrzeugen zur Personenbeförderung mit weniger als acht Fahrgastplätzen bzw. im Linienverkehr bei Linienlängen bis zu 50 km auch mit mehr als acht Fahrgastplätzen.

        

      

      (Umkehrschluss aus Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006)

      Für diese Fahrer ist im Wesentlichen Artikel 6 der Richtlinie von Bedeutung (wöchentliche Höchstarbeitszeit).

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEISE ZUR UMSETZUNG

            Die Richtlinie 93/104/EG ist zwar aufgehoben worden, jedoch unbeschadet der Umsetzungspflichten, die sich insbesondere aus der Änderungsrichtlinie 2000/34/EG ergeben (Artikel 27 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG).

            Aus Sicht des deutschen Gesetzebers ist die Umsetzung inzwischen erfolgt.

            Artikel 6 kann als umgesetzt betrachtet werden, da aus § 3 des Arbeitszeitgesetzes der von Artikel 6 geforderte wöchentliche Durchschnittswert von 48 Stunden abgeleitet werden kann, allerdings nur bei Zugrundelegung von sechs Arbeitstagen pro Woche. Eine echte Umsetzung würde dagegen erfordern, dass der Durchschnittswert von 48 Stunden im Arbeitszeitgesetz „expressis verbis” verankert wird, was bisher nicht der Fall ist. (Die Festlegung des Durchschnitts der wöchentlichen Arbeitszeit von 48 Stunden im neuen § 21 a Abs. 4 ArbZG bezieht sich ausschließlich auf Fahrer, die der EU- oder AETR-Regelung unterliegen.) Außerdem müsste die Länge des Bezugszeitraums, innerhalb dessen der Durchschnittswert zu erreichen ist, noch angepasst werden (nach der Richtlinie vier Monate, nach dem Arbeitszeitgesetz sechs Monate).

            Im Übrigen ergibt sich aus § 3 des Arbeitszeitgesetzes eine Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden (wiederum sechs Arbeitstage vorausgesetzt) bzw. bei zusätzlicher Sonntagsarbeit von 70 Stunden (§§ 3 und 10 Abs. 1 Nr. 10). Dies kann als Umsetzungsregelung zu Artikel 6 Nr. 1 betrachtet werden.

            Wie auch immer – für das Fahrpersonal ist allein die jeweils geltende Fassung des Arbeitszeitgesetzes maßgeblich.

          

        

      

    

  

  
    2.3. Regelungen zum EG-Kontrollgerät

    
      2.3.1. Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr.

      (Text ist unter Ziffer I. F. des Anhangs abgedruckt)

      
        2.3.1.1. Vorbemerkung

        Die Verordnung enthält die Regelung zum „EG-Kontrollgerät“. Durch die Verordnung (EG) Nr. 2135/98 wurde das digitale Kontrollgerät in die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 miteinbezogen. Der entsprechende Anhang IB wurde erst später erstellt. Seine Veröffentlichung war am 5. August 2002 (Verordnung (EG) Nr. 1360/2002 vom 13. 6. 2002, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 207 v. 5. 8. 2002).

        Weitere Änderungen und Ergänzungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ergaben sich aus der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vom 15. März 2006.

        
          [image: img]

          
            WICHTIG !

            Wie in den Vorab-Informationen schon erwähnt, wird die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 zum 2. März 2016 durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 (Amtsblatt der Europäischen Union vom 28.02.2014, L 60) abgelöst (Artikel 47). Die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 gilt also uneingeschränkt noch bis zum 2. März 2016, unter Umständen darüber hinaus, wenn bis dahin noch nicht die für die Verordnung (EU) Nr. 165/2016 erforderlichen Durchführungsakte erlassen sind. Dies gilt auch für den Anhang IB. Näheres hierzu siehe Abschnitt IV. „Regelungen zum EG-Kontrollgerät nach der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014”.

          

        

      

      
        2.3.1.2. Einbaupflichten generell (Artikel 1 und 3)

        Kontrollgeräte nach Anhang I (herkömmliche Kontrollgeräte mit Schaublatt) oder nach Anhang IB (digitale Kontrollgeräte) müssen in Fahrzeugen eingebaut und benutzt werden, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 unterliegen:

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger von mehr als 3,5 t,

          

          	
            Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr als neun Sitzen, einschließlich Fahrersitz.

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Fahrzeuge, die nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 vom Kontrollgerät freigestellt waren, aber nicht mehr nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, mussten spätestens ab dem 31. Dezember 2007 mit Kontrollgeräten ausgerüstet sein. Dabei handelt es sich um folgende Fahrzeugkategorien nach Artikel 4 VO (EWG) Nr. 3820/85:

              
                	
                  6. Fahrzeugen, die von den zuständigen Stellen für Kanalisation, Hochwasserschutz, der Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke, der Straßenbauämter, der Müllabfuhr, des Telegraphen- und Fernsprechdienstes, des Postsachenbeförderungsdienstes, von Rundfunk und Fernsehen oder für die Erkennung von Rundfunk- und Fernsehübertragungen oder -empfang eingesetzt werden;

                

                	
                  9. Fahrzeugen, die für Beförderungen im Zirkus- oder Schaustellergewerbe verwendet werden;

                

                	
                  12. Fahrzeugen, die zur nichtgewerblichen Güterbeförderung für private Zwecke verwendet werden (Dieser Ausnahmetatbestand ist in Artikel 3 Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 nur noch für Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 7,5 t enthalten. Fahrzeuge mit einem höheren zulässigen Gesamtgewicht müssen also ab dem 31. Dezember 2007 mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sein, auch wenn sie zur nichtgewerblichen Güterbeförderung verwendet werden);

                

                	
                  13. Fahrzeugen, die zum Abholen von Milch bei landwirtschaftlichen Betrieben und zur Rückgabe von Milchbehältern oder von Milcherzeugnissen für Futterzwecke an diese Betriebe verwendet werden.

                

              

            

          

        

      

      
        2.3.1.3. Einbaupflichten für digitale Kontrollgeräte

        Die Verpflichtung zur Ausrüstung mit digitalen Kontrollgeräten besteht

        
          	
            für nach dem 1. Mai 2006 erstmals zugelassene Fahrzeuge,

          

          	
            für Fahrzeuge, die nach dem 1. Januar 1996, aber noch vor dem 1. Mai 2007 erstmals zugelassen worden sind, in den Fällen, in denen ein defektes herkömmliches Kontrollgerät ausgetauscht werden muss; dies gilt aber nur für

            
              	
                Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 12 t,

              

              	
                Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit zulässigem Gesamtgewicht von mehr als 10 t.

              

            

          

        

        Zur Verwendung von digitalen Kontrollgeräten und Kontrollgerätekarten, insbesondere Fahrerkarten siehe Abschnitt 2.3.2.

      

      
        2.3.1.4. Keine Ausrüstungspflichten

        Eine Ausrüstungspflicht mit EG-Kontrollgeräten besteht nicht bei den Fahrzeugen, die nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 561/2006 von der EG-Regelung ausgenommen sind (Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85).

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Bei der Anpassung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ist übersehen worden, dass Befreiungen von der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 anders als bei der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 nunmehr in zwei Artikel enthalten sind. Infolgedessen nimmt Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 nur Bezug auf Artikel 3, nicht aber auch auf die sich im Umkehrschluss aus Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ergebenden Befreiungen (Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von 3,5 t und weniger, Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit weniger als neun Sitzen). Es versteht sich aber von selbst, dass auch diese Fahrzeugkategorien von der Ausrüstungs- und Verwendungspflicht mit EG-Kontrollgeräten freigestellt sind.

            

          

        

      

      
        2.3.1.5. Ermächtigung der Mitgliedstaaten, EG-Kontrollgeräte im Binnenverkehr auch für Fahrzeuge vorzuschreiben, die gemäß Artikel 3 Abs. 1 von der Ausrüstungspflicht mit EG-Kontrollgeräten befreit sind (Artikel 3 Abs. 4)

        Diese „Ermächtigung” mutet etwas eigenartig an, so als ob die EU ein Monopol auf EG-Kontrollgeräte hätte.

        Die Bundesrepublik hat von der Ermächtigung noch keinen Gebrauch gemacht, es sei denn, man betrachtet die Fahrtschreiber-Regelung nach § 57 a StVZO als einen Fall der Ermächtigungsausübung nach Artikel 3 Abs. 4. Sie könnte aber insbesondere für Fahrzeuge, die unter die Fahrpersonalverordnung fallen, Einbau und Verwendung von EG-Kontrollgeräten vorschreiben.

        Im Übrigen bezieht sich die Ermächtigung nach Artikel 3 Abs. 4 selbstverständlich auch auf digitale Kontrollgeräte. Allerdings dürften in diesen Fällen nach Artikel 14 Abs. 4 „eigentlich” keine Fahrerkarten ausgegeben werden (Beschränkung der Ausgabe von Fahrerkarten auf Fahrer, die der EU-Regelung unterliegen).

        Das erscheint aber inkonsequent. Es ist daher nicht zu beanstanden, dass nach § 4 Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung die Ausgabe von Fahrerkarten auch an Inhaber mit Fahrerlaubnis der Klasse B zulässig ist, also an Antragsteller, die Fahrzeuge verwenden, die nicht der EG-Regelung unterliegen. Eine EG-rechtliche Klarstellung wäre aber wünschenswert.

      

      
        2.3.1.6. Benutzung der Schaublätter (Artikel 15)

        Schaublätter sind an allen Tagen zu benutzen, an denen gefahren wird, und zwar jeweils ab dem Zeitpunkt, an dem das Fahrzeug übernommen wird. Das Schaublatt darf nicht vor Ende der täglichen Arbeitszeit entnommen werden. Eine vorherige Entnahme ist nur in Ausnahmefällen zulässig, z. B. bei der Übergabe des Fahrzeugs an einen anderen Fahrer. Unzulässig ist die Verwendung eines Schaublattes über den Zeitraum hinaus, für den es bestimmt ist. Mit dieser Regelung wird somit klargestellt:

        
          	
            für jeden Arbeitstag (ggf. 24-Stunden-Zeitraum) darf nur ein Schaublatt verwendet werden; es ist unzulässig, in kürzeren Zeitabschnitten nacheinander mehrere Schaublätter zu verwenden, es sei denn, dies ist aus technischen Gründen notwendig;

          

          	
            die Schaublätter sind fahrerbezogen. Bei Fahrerwechsel entnimmt der bisherige Fahrer sein Schaublatt, der neue Fahrer legt sein Schaublatt ein. Bei Wechsel des Fahrzeuges während der täglichen Arbeitszeit ist das Schaublatt mitzunehmen.

          

        

      

      
        2.3.1.7. Zusätzliche Aufzeichnungen von Hand

        Ein lückenloser Arbeitszeitnachweis muss auch in den Fällen gewährleistet bleiben, in denen die Fahrer nicht in der Lage sind, das Kontrollgerät zu betätigen. Artikel 15 Abs. 2 schreibt daher vor, dass sonstige Arbeitszeiten, Bereitschaftszeiten, Unterbrechungszeiten und Ruhezeiten notfalls handschriftlich auf den Schaublättern vermerkt oder ggf. manuell in das digitale Kontrollgerät eingegeben werden müssen. Dies muss unverzüglich erfolgen, d. h. sobald der Fahrer dazu in der Lage ist.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEISE

              1. Für die handschriftlichen Aufzeichnungen stehen auf der Rückseite der Schaublätter für EG-Kontrollgeräte entsprechende Schreibfelder zur Verfügung.

              2. Mit dem Urteil vom 18. Januar 2001, Az.: C-297/99, hat der EuGH festgestellt, dass in die Schaublätter auch solche Arbeitszeiten einzutragen sind, die vor Übernahme des Fahrzeugs angefallen sind, z. B. Wegzeiten zum Standort des Fahrzeugs, vorangegangene Fahrten mit Fahrzeugen, die nicht der Kontrollgerätepflicht unterliegen. Dies steht inzwischen auch im Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006.

              In diesem Fall werden also Lenkzeiten ausnahmsweise als Arbeitszeiten aufgezeichnet!

            

          

        

      

      
        2.3.1.8. Verfahren bei mehrtägigen Fahrten

        Die Benutzung von Schaublättern während der Durchführung einer mehrtägigen Fahrt wird in Artikel 15 Abs. 2 nicht besonders geregelt. Deshalb gilt zunächst der Grundsatz, dass der Fahrer ab dem Zeitpunkt, an dem er das Fahrzeug übernimmt, für jeden Tag ein Schaublatt einzulegen hat; eine Entnahme ist grundsätzlich erst nach Ende der täglichen Arbeitszeit zulässig. Der Kraftfahrer führt die gesamte Fahrt, in deren Verlauf er auch die gesetzlich vorgeschriebenen Ruhezeiten einzulegen hat, jedoch als berufliche Tätigkeit durch. Eine tägliche Arbeitszeit mit anschließender Freizeit und Nachtruhe lässt sich in diesen Fällen regelmäßig nicht bestimmen. Zur Vermeidung von Missverständnissen bei der Kontrolle wird in diesen Fällen daher dringend empfohlen, das Schaublatt während der Ruhezeit im Gerät zu belassen und erst bei der Aufnahme der neuerlichen Tätigkeit zu entnehmen bzw. gegen ein neues auszutauschen. Die dadurch möglicherweise entstehende Überschreibung des 24-Stunden-Zeitraums ist für die Kontrollbeamten leicht erkennbar; dies wird nicht geahndet. Diese Handhabung gilt aber nur für das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland. Verschiedene andere EU-Mitgliedstaaten bestehen auch bei einer mehrtägigen Fahrt auf einer Entnahme des Schaublattes nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit zur Vermeidung von Überschreibungen. Dies gilt auch für die Entnahme von Fahrerkarten.

      

      
        2.3.1.9. Definitionen der Zeitgruppen (Artikel 15 Absatz 3)

        Die unter Buchstabe b) genannte Zeitgruppe („Andere Arbeit”) wird unter dem Zeichen [image: IMG] aufgezeichnet, bzw. die unter Buchstabe c) genannte Zeitgruppe („Bereitschaftszeit”) unter dem Zeichen [image: IMG] .

      

      
        2.3.1.10. Mitführpflichten (Artikel 15 Absatz 7)

        Schaublätter und/oder handschriftliche Aufzeichnungen und/oder Ausdrucke sind seit dem 1. Januar 2008 für den laufenden Tag und für die 28 Tage, die diesem Tag vorausgehen mitzuführen.

        Das Mitführen von Kopien wurde bisher bei Beförderungen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland für den letzten Fahrtag der Vorwoche in der Regel nicht beanstandet.

        Nähere Erläuterungen zu den Mitführpflichten siehe Kapitel 6, Abschnitt 6.3.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS AUF WEITERE ERLÄUTERUNGEN

              Die Vorschriften zum digitalen Kontrollgerät, einschließlich Kontrollgerätkarten, finden sich nicht nur in den Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98, sondern auch in der Fahrpersonalverordnung und der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Einen entsprechenden Gesamtüberblick enthält der folgende Abschnitt.

              Im Übrigen wird auf die Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003 hingewiesen.

            

          

        

      

    

    
      2.3.2. Digitales Kontrollgerät

      Eingehende Darstellung und Erläuterung siehe Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003.

      
        2.3.2.1. Rechtsgrundlagen

        Zu nennen sind:

        
          	
            Verordnung (EG) Nr. 2135/98 des Rates vom 24. September 1998 mit den Änderungen und Ergänzungen durch die Verordnung (EG) Nr. 561/2006,

          

        

        
          	
            
            Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 mit den Änderungen und Ergänzungen durch die Verordnung (EG) Nr. 2135/98 und die Verordnung (EG) Nr. 561/2006,

          

          	
            Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, geändert durch Verordnung (EG) Nr. 68/2009 der Kommission vom 23. Januar 2009 (Abl. Nr. L 021 vom 24.1.2009

          

          	
            Fahrpersonalgesetz,

          

          	
            Fahrpersonalverordnung,

          

          	
            Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung mit den Änderungen durch die Verordnung vom 22. Januar 2008 (BGBl. I S. 54).

          

        

        
          [image: img]

          
            WICHTIG!

            Eine weitere wesentliche Rechtsgrundlage ist die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014, mit der die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 zum 2. März 2016 abgelöst wird.

          

        

      

      
        2.3.2.2. Einführungstermine

        
          	
            Mit einem digitalen Kontrollgerät müssen Fahrzeuge mit Erstzulassung nach dem 1. Mai 2006 ausgerüstet sein (Artikel 2 Abs. 1a VO (EG) Nr. 2135/98 bzw. Artikel 27 VO (EG) Nr. 561/2006).

          

          	
            Eine Nachrüstung mit digitalen Kontrollgeräten bei Fahrzeugen, die schon vorher, aber nach dem 1. Januar 1996 zugelassen wurden, und zwar

            
              	
                Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 12 t

              

              	
                und Fahrzeuge für die Personenbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 10 t

              

            

          

        

        ist nur erforderlich, wenn das vorhandene herkömmliche Kontrollgerät ersetzt werden muss (Artikel 2 Abs. 1 b). Voraussetzung ist, dass „die Übermittlung der Signale an das einzubauende digitale Gerät völlig elektronisch erfolgt”.

        Auch § 57 a StVZO enthält eine entsprechende Bestimmung – außerdem eine Präzisierung dahingehend, dass ein Austausch eines Kontrollgeräts nur dann vorliegt, wenn das gesamte System, bestehend aus Registriereinheit und Geschwindigkeitsgeber, ausgetauscht wird (vgl. Kapitel 4.5.).

        Alle übrigen Fahrzeuge, also insbesondere Fahrzeuge, die vor dem 1. Januar 1996 zugelassen worden sind, unterliegen nicht der Ausrüstungspflicht mit digitalen Kontrollgeräten, und zwar auch dann nicht, wenn das herkömmliche Gerät defekt geworden ist. Diese Fahrzeuge können weiterhin mit herkömmlichen Kontrollgeräten betrieben werden.

        In Deutschland zugelassene Fahrzeuge, die dem AETR unterliegen, müssen bei Erstzulassung nach dem 15. Juni 2010 mit einem digitalen Kontrollgerät ausgerüstet sein. Dieses ist hinsichtlich der technischen Spezifikationen mit dem digitalen EG-Kontrollgerät identisch.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              In der amtlichen deutschen Fassung von Artikel 13 Abs. 1 des AETR heißt es „Fahrzeuge, die neu zum Verkehr zugelassen werden”. Diese Formulierung ist missverständlich. Nach deutschem Verkehrsrecht besteht ein Unterschied Zwischen „Neuzulassung” und „Erstzulassung”. Wie sowohl die englische als auch die französische Fassung von Artikel 13 Abs. 1 des AETR zeigt, ist aber (wie auch im Falle der EG-Regelung) Erstzulassung gemeint (”vehicles, put into service for the first time” bzw. ”vehicules qui auront ete mis en circulation pour la première fois”).

            

          

        

      

      
        2.3.2.3. Fahrzeugkategorien

        Wie das herkömmliche EG-Kontrollgerät mit Schaublatt ist auch das digitale Kontrollgerät nur in Fahrzeugen obligatorisch, die der EG-Regelung unterliegen:

        
          	
            Fahrzeuge, die der Güterbeförderung dienen, mit einem zulässigem Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 3,5 t,

          

          	
            Fahrzeuge, die der Personenbeförderung dienen und mit mehr als acht Fahrgastplätzen ausgestattet sind, außer Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km.

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Ab dem 31. Dezember 2007 unterliegen auch die bisher vom EG-Kontrollgerät freigestellten Linienbusse bei Linienlängen von mehr als 50 km Linienlänge nach Maßgabe des Artikels 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2135/98 der Ausrüstungspflicht mit digitalen Kontrollgeräten.

              Im Übrigen gelten die in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Ausnahmen sowie die Ausnahmen nach Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit § 18 der Fahrpersonalverordnung.

            

          

        

      

      
        2.3.2.4. Freiwillige Verwendung

        Die freiwillige Verwendung von digitalen Kontrollgeräten in Fahrzeugen, für die keine Ausrüstungspflicht besteht, ist zulässig. Dies gilt zum Beispiel für Fahrzeuge, die der Fahrpersonalverordnung (u. a. Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km) unterliegen.

      

      
        2.3.2.5. Keine generelle Ermächtigung der Mitgliedstaaten, digitale Kontrollgeräte für Fahrzeuge vorzuschreiben, die von der Ausrüstungspflicht freigestellt sind

        Nach Artikel 3 Absatz 4 VO (EWG) Nr. 3821/85 können die Mitgliedstaaten lediglich für den Binnenverkehr vorschreiben, dass in Fahrzeugen, die nach Artikel 3 Absatz 1 von der Ausrüstungspflicht mit EG-Kontrollgeräten freigestellt sind, EG-Kontrollgeräte zu verwenden sind, ggf. also auch digitale Kontrollgeräte. Die Ermächtigung bezieht sich aber ausschließlich auf die in Artikel 3 und Artikel 16 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fälle, im Wesentlichen also auf:

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von nicht mehr als 3,5 t,

          

          	
            Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit weniger als acht Fahrgastplätzen,

          

          	
            Fahrzeuge im Linienverkehr bei Linienlängen bis zu 50 km.

          

        

      

      
        2.3.2.6. Regionaler Geltungsbereich

        Wie das herkömmliche EG-Kontrollgerät mit Schaublatt sind auch digitale Kontrollgeräte nur im innergemeinschaftlichen Verkehr obligatorisch, d. h. im Verkehr innerhalb und zwischen EU/EWR-Staaten.

      

      
        2.3.2.7. Bestandteile des digitalen Kontrollgerätes, Anhang IB zur VO (EWG) Nr. 3821/85

        Das Kontrollgerät besteht aus einer Fahrzeugeinheit, Verbindungskabeln zur Übertragung der von einem Sensor erfassten Bewegungen des Fahrzeugs sowie einem Weg- bzw. Geschwindigkeitsgeber.

        Die Fahrzeugeinheit ihrerseits umfasst Eingabeeinrichtungen, eine Einheit zur Datenverarbeitung, einen „Massenspeicher”, eine Echtzeituhr, zwei Chipkartenschnittstellen (Fahrer und zweiter Fahrer), einen Drucker, ein Display, eine optische Warneinrichtung und einen Anschluss zum Kalibieren des Geräts bzw. zum Herunterladen von Daten.

        Für „Kleinfahrzeuge” (M 1- und M 2-Fahrzeuge) ist inzwischen die Möglichkeit eines ”Adapters” geschaffen worden für den Fall, dass der Einbau eines normalen Gerätes technisch schwierig ist (Einzelheiten hierzu Seite 51/52 der Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003).

        Zur fahrzeuggebundenen Ausrüstung (Kontrollgerät) kommt als wesentliche Neuerung bzw. logische Ergänzung ein System von „Kontrollgerätkarten“ (insbesondere „Fahrerkarten“) hinzu, für deren (obligatorische) Verwendung das Kontrollgerät die erforderlichen Vorrichtungen (Kartenschächte) enthält.

        Im Massenspeicher werden für einen Zeitraum von bis zu 365 Kalendertagen die für die Überwachung der Lenkzeitvorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 bzw. der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 relevanten Daten sämtlicher Fahrer und Zweitfahrer erfasst, die das betreffende Fahrzeug benutzt haben. Dabei geht es neben den Daten zur Fahreridentifizierung (u. a. Name, Fahrerlaubnis), um die Daten der Lenkzeiten, der sonstigen Arbeitszeiten, der Bereitschaftszeiten sowie der Zeiten der Fahrtunterbrechungen und der Ruhezeiten. Hinzu kommt die Erfassung und Speicherung der mit dem Fahrzeug zurückgelegten Wegstrecken und – bis zu einem gewissen Grade – der jeweiligen Geschwindigkeit.

        Der in die Fahrzeugeinheit integrierte Drucker druckt Daten aus dem Massenspeicher und von den Kontrollgerätkarten (insbesondere Fahrerkarten) aus. Verschiedene Arten von Ausdrucken sind möglich, u. a. Tagesausdrucke über die Aktivitäten der Fahrer, wie sie sich aus den Fahrerkarten und/oder dem Massenspeicher ergeben, insbesondere Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten.

        Im Anzeigegerät („display”) werden insbesondere Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten visuell dargestellt. Außerdem erscheinen im Display Informationen bzw. visuelle Warnhinweise insbesondere 15 Minuten vor Ablauf der höchstzulässigen ununterbrochenen Lenkzeit von 4 ½ Stunden. Darüber hinaus wird der Fahrer durch entsprechende Anzeige gewarnt, wenn das Kontrollgerät Unregelmäßigkeiten erkannt hat.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Durch die VO (EG) Nr. 68/2009 der Kommission vom 23.1.2009 ist der Anhang IB dahingehend geändert worden, dass in leichten Fahrzeugen (Klassen M1 und N1) ein spezieller Adapter eingebaut werden kann, der auch bei diesen Fahrzeugen gesicherte, permanent die Fahrzeuggeschwindigkeit und die zurückgelegte Wegstrecke darstellende Daten für eine angeschlossene Fahrzeugeinheit bereitstellt.

            

          

        

      

      
        2.3.2.8. Funktionen des digitalen Kontrollgerätes

        Das Gerät ermöglicht durch einen entsprechenden Anschluss die Übertragung von Daten aus dem Massenspeicher und/oder der Fahrerkarte auf externe Datenträger (insbesondere für Kontroll- und Auswertungszwecke). Das Herunterladen auf betriebliche Datenträger geschieht durch Stecken der Unternehmenskarte. Zum Herunterladen von Fahrerdaten durch den Unternehmer muss zusätzlich die Fahrerkarte gesteckt sein.

        Zum Herunterladen kann ein Laptop verwendet werden, von dem aus dann die endgültige Speicherung auf einem betrieblichen Datenträger (PC) erfolgt. Inzwischen werden spezielle Zusatzgeräte zur Datenübertragung angeboten, so genannte „Downloadkeys”. Mit diesen Geräten lassen sich nach Herstellerangaben sämtliche Daten aus Massenspeichern in optimaler Weise auslesen und auf betriebliche Datenträger übertragen. Die angebotenen Downloadkeys sind zu allen Typen von digitalen Kontrollgeräten kompatibel. Aus wettbewerbspolitischen Gründen, bzw. wegen des notwenigen Datenschutzes müssen jedoch die Daten, auf die ein Betrieb Zugriff hat, auf den Betrieb selbst beschränkt sein.

        Hierzu ermöglicht das Kontrollgerät das Ein- und Ausschalten von so genannten Unternehmenssperren. Die Sperren setzt ein Unternehmen in der Betriebsart Unternehmen ein, um den Datenzugang auf sich selbst zu beschränken. Andernfalls könnten unternehmensbezogene Daten anderen unbefugten Dritten, insbesondere konkurrierenden Unternehmen zugänglich gemacht werden. Für Unternehmenssperren muss die Unternehmenskarte gesteckt werden. Die Sperren beginnen zu einem bestimmten Zeitpunkt (Lockin mit Datum/Uhrzeit) und enden zu einem bestimmten Zeitpunkt (Lock-out). Beim Lock-in wird das Unternehmen anhand der Nummer der Unternehmenskarte identifiziert. Lock-out (Entsperrung) kann nur mit der Unternehmenskarte erfolgen, die das Lock-in bewirkt hatte.

        Lock-in bzw. Lock-out sind vor dem erstmaligen Einsatz des Fahrzeugs bzw. vor seiner Stilllegung, Verkauf oder Ähnlichem erforderlich.

        Die Entsperrung erfolgt jedoch automatisch, sobald ein anderes Unternehmen seine Sperre einschaltet. Sperren können nur in Echtzeit ein- und ausgeschaltet werden.

        Neben der automatischen Aufzeichnung und Speicherung von Fahreraktivitäten (insbesondere Lenkzeiten) ermöglicht das Gerät auch die manuelle Eingabe von Zeiten anderer Tätigkeiten, Bereitschaftszeiten und Unterbrechungs- bzw. Ruhezeiten. Der Fahrer ist verpflichtet, von diesen Möglichkeiten vor Fahrtbeginn Gebrauch zu machen, wenn vorangegangene Tätigkeiten noch nicht gespeichert sind. Allerdings werden manuell eingegebene Daten nicht im Massenspeicher, sondern auf der Fahrerkarte gespeichert.

        
          [image: img]

          
            WICHTIG!

            Manuelle Eingaben müssen in UTC-Zeit erfolgen.

          

        

      

      
        2.3.2.9. Schaltungen auf Zeitgruppen

        
          2.3.2.9.1. Regelung bis 30. September 2011 (Abschnitt III, Randnummer 038, des Anhangs IB).

          Das digitale Kontrollgerät schaltet bei jedem Beginn einer Fahrtätigkeit automatisch auf LENKEN und bei jedem Anhalten auf ARBEIT (gemeint sind sonstige Arbeitstätigkeiten außer Lenken). Hält der Fahrer an, fährt aber innerhalb von 120 Sekunden weiter, registriert das Gerät die gesamte Zeit des Anhaltens ebenfalls als LENKEN (sozusagen „fiktive Lenkzeit”). Schaltet er innerhalb von 120 Sekunden nach einem Halt auf UNTERBRECHUNG oder RUHE, registriert das Gerät die gesamte Zeit des Halts als UNTERBRECHUNG oder RUHE.

          Fährt der Fahrer erst nach Ablauf von 120 Sekunden weiter, registriert das Gerät LENKEN erst ab diesem Zeitpunkt. Entsprechendes gilt, wenn der Fahrer erst nach Ablauf von 120 Sekunden auf UNTERBRECHUNG oder RUHE schaltet.

          Im Übrigen wird eine Minute vollständig als LENKEN registriert, wenn in der betreffenden Minute die Tätigkeit LENKEN auftritt, sei es auch nur für wenige Sekunden. Auch hierbei handelt es sich teilweise um die Registrierung fiktiver Lenkzeiten.
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                HINWEIS

                Inzwischen war deutlich geworden, dass die vorerwähnte Registrierung fiktiver Lenkzeiten in nicht mehr vertretbarer Weise zu Buche schlägt. Dies gilt insbesondere bei Fahrten in Staus mit häufigen Stopps, typisch im Nahverkehr, aber auch im Fernverkehr. Die Kommission hat daher in ihrer im Anhang abgedruckten „Leitlinie Nr. 4” den Mitgliedstaaten empfohlen, bei den Lenkzeitaufzeichnungen digitaler Kontrollgeräte eine Toleranz von bis zu 15 Minuten je 4 ½ Stunden Fahrt zu berücksichtigen. (Diese Empfehlung darf man wohl als Eingeständnis werten, dass das digitale Kontrollgerät in ungerechtfertigter Weise Zeiten als „Lenkzeiten” registriert, die gar keine sind.)

              

            

          

        

        
          2.3.2.9.2. Neuregelung ab 1. Oktober 2011

          Inzwischen hat die Kommission mit Verordnung vom 16.12.2009 zusätzlich die einschlägige Randnummer 038 des Abschnitts III des Anhangs IB dahingehend geändert, dass das Gerät bei Weiterfahrt innerhalb von 120 Sekunden auf LENKEN nicht mehr rückwirkend schaltet, sondern nur noch ab dem Zeitpunkt des Weiterfahrens. (Es bleibt aber dabei, dass das Gerät die gesamte Haltezeit als UNTERBRECHUNG oder RUHE registriert, wenn der Fahrer innerhalb von 120 Sekunden auf UNTERBRECHUNG oder RUHE geschaltet hatte.)

          Außerdem entfällt die bisherige Randnummer 040, wonach eine Kalenderminute, in die nur teilweise Lenkzeit fällt, voll als Lenkzeit galt. Ziel ist in jedem Fall die Registrierung „fiktiver” Lenkzeiten zu vermeiden oder zumindest zu reduzieren.

        

      

      
        2.3.2.10. Reparaturen und Prüfungen (vgl. Artikel 12 und Anhang IB zur VO (EWG) Nr. 3821/85)

        Bei Betriebsstörungen oder mangelhaftem Funktionieren des Kontrollgeräts muss der Unternehmer das Gerät von einer autorisierten Werkstatt reparieren lassen, „sobald die Umstände es gestatten” (Artikel 16 Abs. 1 Unterabsatz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85). Kommt es zu einer Betriebsstörung unterwegs, muss die Reparatur unterwegs durchgeführt werden, wenn der Fahrer erst nach mehr als einer Woche zurückkehrt.

        Regelmäßige Nachprüfungen sind mindestens einmal innerhalb von zwei Jahren durchzuführen. Sie sind vom Halter zu veranlassen – und zu bezahlen. Nachprüfungen sind außerdem erforderlich nach jedem Einbau, jeder Reparatur der Kontrollgerätanlage, jeder Änderung der Wegdrehzahl oder Wegimpulszahl, nach jeder Änderung des wirksamen Reifenumfangs, bei Abweichungen der UTC-Zeit von der korrekten Zeit um mehr als 20 Minuten sowie im Falle einer Änderung des amtlichen Kennzeichens (§ 57 b Abs. 2 StVZO).

        Die Prüfungen dürfen nur durch amtlich anerkannte Kontrollgeräthersteller oder durch von diesen beauftragte Kraftfahrzeugwerkstätten oder durch amtlich anerkannte Kraftfahrzeugwerkstätten durchgeführt werden (§ 57 b Abs. 3 StVZO).

      

      
        2.3.2.11. Kontrollgerätkarten

        Es gibt vier Arten von Kontrollgerätkarten:

        
          	
            Fahrerkarten,

          

          	
            Unternehmenskarten,

          

          	
            Werkstattkarten und

          

          	
            Kontrollkarten.

          

        

        Die von den Fahrern zu verwendenden Fahrerkarten speichern die Fahraktivitäten, insbesondere Lenkzeiten, grundsätzlich bis zu 28 Tage.

         Unternehmenskarten  ermöglichen die Anzeige, das Herunterladen und den Ausdruck der im Kontrollgerät gespeicherten Daten, aber nur soweit es sich um Daten von Fahrern des jeweiligen Unternehmens handelt.

        Werkstattkarten ermöglichen autorisierten Herstellern von Fahrzeugen oder Kontrollgeräten sowie Installateuren und Werkstätten die Prüfung und Kalibrierung des Kontrollgeräts sowie das Herunterladen von Daten aus dem Massenspeicher.

        Kontrollkarten stehen den Kontrollbehörden bzw. Kontrolleuren zur Verfügung. Sie ermöglichen das Lesen, Ausdrucken und/oder Herunterladen der im Massenspeicher oder auf Fahrerkarten gespeicherten Daten.

      

      
        2.3.2.12. Ausgabe und Erneuerung von Fahrerkarten und Unternehmenskarten (vgl. Artikel 14, 16 VO (EWG) Nr. 3821/85 und §§ 4 ff. Fahrpersonalverordnung)

        Fahrerkarten und Unternehmenskarten (wie auch Werkstattkarten) müssen bei den zuständigen Behörden beantragt werden. Einen Überblick über die zuständigen Behörden der Bundesrepublik Deutschland finden Sie auf Seite 32 der Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003.

        Für Fahrerkarten ist zu beachten:

        Antragsberechtigt sind grundsätzlich nur Fahrer mit inländischem Wohnsitz. Im Übrigen ist lediglich das Vorhandensein eines Kartenführerscheins der Klassen B, BE, C1, C1E, D, DE, D1 oder D1E erforderlich (vgl. § 4 Abs. 1 Nr. 1 FPersV). Der Nachweis eines Beschäftigungsverhältnisses ist nicht erforderlich.

        Dass nach der deutschen Durchführungsregelung auch ein Führerschein der Klassen B (Pkw) oder BE (Pkw mit Anhänger, wenn das zulässige Gesamtgewicht 3,5 t nicht übersteigt) genügt, dürfte in Widerspruch zu Artikel 14 Abs. 4 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 stehen, wonach Fahrerkarten nur an Antragsteller ausgestellt werden, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 unterliegen, also nur an Fahrer von Fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t, bzw. Fahrer von Bussen mit mehr als acht Fahrgastplätzen.

        „Right or wrong” – lässt die deutsche Regelung aber ausdrücklich die Ausgabe von Fahrerkarten auch an Besitzer von Führerscheinen der Klassen B und BE zu und gestattet konsequenterweise auch die Verwendung von digitalen Kontrollgeräten in den entsprechenden, nicht der EG-Regelung, sondern der Fahrpersonalverordnung unterliegenden Fahrzeugen (vgl. § 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 1 FPersV sowie § 57 a Abs. 3 StVZO).

        Die Gültigkeitsdauer von Fahrerkarten beträgt 5 Jahre. Entzug kommt nur in Betracht, wenn die Karte gefälscht worden ist oder der Fahrer eine ihm nicht gehörende Karte verwendet (Fahrerkarten haben strikt persönlichen Charakter!) oder die Ausstellung der Karte durch unwahre Angaben oder auf Grund gefälschter Dokumente erwirkt hat.

      

      
        2.3.2.13. Beschädigung oder Fehlfunktionen der Fahrerkarte

        Bei Beschädigung oder Fehlfunktion muss die Fahrerkarte zurückgegeben werden. Verlust oder Diebstahl ist unverzüglich zu melden. Gegebenenfalls wird eine neue Fahrerkarte ausgestellt.

        Eine durch Ablauf der Gültigkeitsdauer ungültig gewordene Fahrerkarte kann der Fahrer als „Andenken” behalten, ratsamer ist aber die Rückgabe oder sonstige Entsorgung (Missbrauchsgefahr).

        Fahren ohne Fahrerkarte ist grundsätzlich unzulässig. Bei Beschädigung, Fehlfunktion, Verlust oder Diebstahl darf der Fahrer grundsätzlich noch bis zu 15 Tage ohne Fahrerkarte fahren, muss sich aber sofort um eine neue Karte bemühen. Außerdem hat er in diesen Fällen Ausdrucke aus dem Massenspeicher über seine Fahreraktivitäten zu erstellen. Diese sind vom Unternehmen für zwei Jahre aufzubewahren.
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              HINWEIS

              Der Fahrer hat bei nicht funktionsfähiger Fahrerkarte Ausdrucke zu erstellen (Artikel 15 Asatz 1). Diese muss der Unternehmer ein Jahr aufbewahren. (Zu den unternehmerischen Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten siehe auch Kapitel 6.3.)

            

          

        

      

      
        2.3.2.14. Unternehmenskarten

        Unternehmenskarten sind auf das betreffende Unternehmen ausgestellt, nicht auf bestimmte Personen. Gemäß § 9 Absatz 2 FPersV werden Unternehmenskarten an den Unternehmer oder die für den Fahrzeugeinsatz verantwortliche Person ausgegeben. Sind mehrere Personen für den Fahrzeugeinsatz verantwortlich, hat das Unternehmen eine entsprechende Anzahl von Unternehmenskarten zu beantragen und den verantwortlichen Personen auszuhändigen. Dabei gibt es allerdings eine Obergrenze von 62 Karten pro Kartennummer. Wenn mehr als 62 Karten benötigt werden, muss eine zusätzliche Unternehmenskarte mit entsprechender weiterer Kartennummer beantragt werden. Letztlich bestimmt also das Unternehmen die Anzahl der von der Behörde auszugebenden Unternehmenskarten.

        Die Gültigkeitsdauer von Unternehmenskarten beträgt fünf Jahre.

      

    

    
      2.3.3. Unternehmerpflichten nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

      Siehe dazu Ziffer 4 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014 (Abgedruckt im Anhang):

    

  

  
    2.4. EG-Kontrollgerät nach der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014

    
      2.4.1. Neuregelung des EG-Kontrollgeräts

      Mit der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 165/2014 vom 4. Februar 2014 (Amtsblatt der Europäischen Union vom 28.02.2014, L 60) wird der Themenkomplex „EG-Kontrollgerät”, einschließlich digitales Kontrollgerät, Kontrollgerätkarten, etc.) neu geregelt. Die bisherige Regelung, Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 wird zum 2. März 2016 aufgehoben. Ab diesem Zeitraum ist die Neuregelung anzuwenden (Artikel 48 Abs. 2).

      Ausnahme: Bereits ab 2. März 2015 werden Artikel 24 (Zulassung der Einbaubetriebe, Werkstätten und Fahrzeughersteller) sowie Artikel 35 (Beschädigte Fahrerkarten und Schaublätter) erstmalig angewendet.

      
        [image: img]

        
          WICHTIG!

          Nach Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 verlängert sich die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 über den 2. März 2016 hinaus, wenn die in der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen „Durchführungsakte” nicht rechtzeitig erlassen werden. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um den Erlass von Einzelvorschriften durch die Kommission

          
            	
              zu den Warnsignal-Anforderungen (Artikel 6 Abs. 5),

            

            	
              zur einheitlichen Anwendung zu Artikel 8, 9 und 10 des Kapitels „Intelligenter Fahrtschreiber” (Artikel 11 Abs. 1),

            

            	
              zur Beantragung von Typgenehmigungen (Artikel 12 Abs. 7),

            

            	
              zur Vernetzung der nationalen elektronischen Register über Fahrerkarten (Artikel 31 Absätz2 und 5),

            

            	
              über den Inhalt der Grundausbildung und Fortbildung der Kontrolleure (Artikel 39 Abs. 3).

            

          

        

      

    

    
      2.4.2. Ersetzung von Anhang IB durch von der Kommission zu erlasssende Vorschriften

      Anhang IB ist als Bestandteil der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 auf jeden Fall noch bis zum 2. März 2016 anzuwenden, jedoch je nach Stand der Durchführungsakte noch über den 2. März 2016 hinaus. Als Dauerregelung wird es einen Anhang IB aber nicht mehr geben! Anhang IB soll durch die von der Kommission zu erlassenden Durchführungsakte ersetzt werden (Erwägungsgrund Nr. 31). Damit hat es der EU-Verordnungsgeber der Kommission überlassen, um nicht zu sagen „aufgebürdet”, für den „Ersatz” des Anhangs IB die eigentliche gesetzgeberische Arbeit noch zu leisten. Die Verordnung selbst steckt im Wesentlichen nur den Rahmen ab.

    

    
      2.4.3. Zielsetzung der Neuregelung

      Die generelle Zielsetzung der Neuregelung zum Kontrollgerät lässt sich wie folgt umreißen:

      Der übergeordnete Gesichtspunkt ist die Verbesserung, genauer gesagt die Verschärfung und Perfektionierung der Überwachung der Sozialvorschriften. Dem dienen insbesondere folgende Neuregelungen:

      
        	
          Weiterentwicklung des Kontrollgeräts zu einem „Intelligenten Fahrtenschreiber” (Kapitel II). Dazu gehört die Anbindung des Fahrzeugs an ein Satellitensystem bzw. einen darauf gestützten „Positionsdienst” (Artikel 8). Zweck der Regelung ist die Feststellbarkeit des Standorts des Fahrzeugs

          
            	
              zu Beginn der täglichen Arbeitszeit,

            

            	
              nach jeweils drei Stunden kumulierter Lenkzeit und

            

            	
              am Ende der täglichen Arbeitszeit.

            

          

        

        	
          Früherkennung möglicher Manipulationen oder von möglichem Missbrauch durch Fernkommunikation” (Artikel 9). Dazu müssen die Fahrtschreiber die Kommunikation mit den Kontrollbehörden ermöglichen, „während sich das Fahrzeug in Bewegung befindet” (Artikel 9 Abs. 1). Die Kommunikation erfolgt jeweils auf Veranlassung von Kontrollbehörden, die mit Geräten zur Früherkennung ausgestattet sind (Artikel 9 Abs. 2).

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Derzeit erscheint eine Darstellung der Neuerungen im Einzelnen noch nicht sinnvoll, zumal die erforderlichen Durchführungsakte der Kommission noch ausstehen. Sicher sind auch seitens des Bundesministeriums für Verkehr und Digitale Infrastruktur noch nähere amtliche Erläuterungen zu erwarten wie auch entsprechende Änderungen insbesondere der Fahrpersonalverordnung. Daher im Moment nur folgende Hinweise:

          

        

      

    

    
      2.4.4. Einzelheiten zur Neuregelung des Kontrollgerätes und der Verwendung von Fahrerkarten

      4.1 Nach der ab 2. März 2016 anzuwendenden Neuregelung muss die Fahrerkarte binnen einem Monat nach Eingang des Antrags und aller erforderlichen Unterlagen bei der zuständigen Behörde ausgestellt werden (Artikel 26 Abs. 1).

      4.2 Nach der ab 2. März 2016 anzuwendenden Neuregelung können die Mitgliedstaaten in begründeten Ausnahmefällen Fahrern ohne gewöhnlichen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat oder einem AETR-Staat eine befristete und nicht erneuerbare Fahrerkarte für einen Zeitraum von höchstens 185 Tagen ausstellen, sofern sich der Fahrer im ausstellenden Staat in einem Beschäftigungsverhältnis befindet (Artikel 26 Abs. 4).

      4.3 Die der bisherigen Bestimmung des Artikel 14 Abs. 4 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 entsprechende Bestimmung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 enthält die Einschränkung, dass Fahrerkarten nur an Antragsteller ausgegeben werden dürfen, die der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 (bzw. (EG) Nr. 561/2006) unterliegen, nicht mehr. Allerdings heißt es in der Begründung (Erwägungsgrund Nr. 4) noch immer, dass „Fahrtenschreiber in Fahrzeuge eingebaut werden sollen, die von der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 erfasst werden”. Das ist aber nach meiner Auffassung rechtlich nicht verbindlich. Entscheidend ist, dass eine entsprechende Passage im Paragraphenteil nicht aufgenommen wurde. Damit steht die EG-Regelung ab dem 2. März 2016 der Ausgabe von Fahrerkarten auch an Fahrer, die nicht unter die EG-Regelung fallen (In Deutschland zum Beispiel Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen) nicht mehr im Wege.

      4.4 Nach Artikel 32 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ist bei Verwendung digitaler Kontrollgeräte die Voreinstellung von Tätigkeitskategorien bzw. die entsprechende automatische Umschaltung nur zulässig, wenn der Fahrer die jeweiligen Tätigkeitskategorien weiterhin manuell eingeben kann. Die Voreinstellung von Tätigkeitsmerkmalen bleibt damit grundsätzlich zulässig (Text von Artikel 32 Abs. 2 siehe Anhang Nr. 2). 4.5 Das Problem fehlender Nachtragspflichten für wöchentliche Ruhezeiten entfällt mit der ab 2. März 2016 geltenden Neuregelung. Gemäß Artikel 34 Abs. 5 Buchstabe b Ziffer IV der Verordnung (EU) 165/2014 sind dann nicht mehr – wie bisher – nur „Tagesruhezeiten” aufzeichnungspflichtig, sondern Ruhezeiten schlechthin, also auch wöchentliche Ruhezeiten.
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            ABSCHLIESSENDER HINWEIS

            Der Text der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 (Amtsblatt der Europäischen Union vom 28.02.2014, L 60) ist im Anhang (Anlage 2) der Neuauflage (7. Auflage 2014) der Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, Bestell-Nr. 23003 abgedruckt.

          

        

      

    

  

  
    2.5. Regelungen über Art und Umfang der Kontrollen und Sanktionen

    
      2.5.1. Rechtsgrundlagen

      
        	
          Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 („EG-Kontrollrichtlinie“),

        

        	
          Richtlinie 2009/4/EG der Kommission vom 23. Januar 2009 über Gegenmaßnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung der Manipulation von Fahrtschreiberaufzeichnungen und zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG (Amtsblatt der Europäischen Union vom 24.01.2009, L 021).

        

        	
          Richtlinie 2009/5/EG der Kommission vom 30. Januar 2009 zur Änderung von Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG (Amtsblatt der Europäischen Union vom 31.01.2009, L 029/45).

        

        	
          Empfehlung der Kommission vom 23. Januar 2009: Leitlinien zur optimalen Vorgehensweise bei der Prüfung von Kontrollgeräten im Rahmen von Fahrzeugkontrol  len auf der Straße und durch zugelassene Werkstätten (Amtsblatt der Europäischen Union vom 24.01.2009, L 021/88).
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            Die vorstehenden Texte sind abgedruckt im Kommentar „Arbeitszeit- und Sozialvorschriften für das Fahrpersonal im Straßenverkehr”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23015.

            
              	
                Bekanntmachung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 2. Februar 2007 zur Umsetzung der Richtlinie 2006/22/EG (Verkehrsblatt Heft 4/2007)

                mit Ergänzungen auf Grund der

                Bekanntmachung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 5. November 2009 zur Umsetzung der Richtlinie 2009/4/EG und 2009/EG (Verkehrsblatt Heft 22/2009)

              

            

            Abdruck im Anhang unter 2.1.7

          

        

      

    

    
      2.5.2. Die wichtigsten Regelungen nach der Richtlinie 2006/22/EG

      
        2.5.2.1. Zahl der zu überprüfenden Fahrtage (Artikel 2 Absatz 3)

        Seit dem 1. Januar 2008 mindestens 2 % der jährlichen Arbeitstage, ab dem 1. Januar 2010 mindestens 3 %.

      

      
        2.5.2.2. Gegenstand der Kontrollen (Artikel 4)

        Es handelt sich um Straßen- und Betriebskontrollen. Detaillierte Darstellung siehe Abschnitte 4 und 5 der im Anhang abgedruckten Umsetzungsregelung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Städtebau vom 2. Februar 2007. Zusätzlich gibt es die oben genannten Leitlinien der Kommission vom 23. Januar 2009, die insbesondere auf eine „Optimierung” der Überprüfung von Kontrollgeräten bei Straßenkontrollen abzielen.

      

      
        2.5.2.3. „Risikoeinstufungssystem“ (Artikel 9)

        Die Mitgliedstaaten müssen Unternehmen nach (Verstoß-)Risiken einstufen. Unternehmen mit hoher Risikoeinstufung werden strenger und häufiger überprüft. Anhang III zu Artikel 9 (siehe Text unter B) enthält eine „erste Liste” von Verstößen gegen die Sozialvorschriften, die entsprechend ihrer Schwere in bestimmte Kategorien eingeteilt sind und somit als Grundlage für das „Risikoeinstufungssystem” dienen.

        In die Kategorie der schwerwiegendsten Verstöße sollen diejenigen aufgenommen werden, bei denen ein hohes Risiko besteht, dass es zu Todesfällen oder schweren Körperverletzungen kommt.

        Inzwischen hat die Kommission mit der Richtlinie 2009/5/EG die Liste schwerwiegender Verstöße aktualisiert. Mit seiner vorerwähnten Verlautbarung vom 5. November 2009 hat der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung bestimmt, dass die Risikoeinschätzung unter Berücksichtigung der aktualisierten Liste erfolgt. Es kann nur empfohlen werden, sich mit dieser umfangreichen Liste zu „beschäftigen”. Die Liste ist in der 19. Auflage, Seiten 207 ff. abgedruckt.

        
          [image: img]

          
            WICHTIG!

            In der Bundesrepublik Deutschland ist die Schaffung von Risikoeinstufungssystemen Ländersache. Die Länder bemühen sich um eine abgestimmte Haltung. Entsprechende Beratungen im zuständigen Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik stehen vor dem Abschluss, könnten sich aber noch wegen der Notwendigkeit der Berücksichtigung des neuen Anhangs III verzögern (Auskunft BAG). Das angestrebte gemeinsame Risikoeinstufungssystem der Länder wird allerdings, im Unterschied zum Bußgeldkatalog, nicht veröffentlicht werden. Das System hat rein verwaltungsinternen Charakter und soll die Aufsichtsbehörden in die Lage versetzen, gezielter Kontrollen durchzuführen.

          

        

      

      
        2.5.2.4. EG-Bescheinigungsmuster für Krankheits- und Urlaubstage (Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie)

        Die EU-Kommission hat ein neues EU-einheitliches Muster für Bescheinigungen über Nicht-Fahrtage, in Deutschland Bescheinigungen nach § 20 der Fahrpersonalverordnung, herausgegeben (Beschluss der Kommission vom 14. Dezember 2009, Amtsblatt der Europäischen Union vom 16.12.2009, L 330/80). In der Begründung sowie in ihrer aktualisierten Leitlinie Nr. 5 hat die Kommission klargestellt, dass derartige Bescheinigungen nur erforderlich sind, wenn keine entsprechenden Aufzeichnungen (durch Kontrollgeräte oder manuell) erfolgt sind. (Abdruck des neuen EU-Bescheinigungsmusters mit Erläuterungen Seiten 156 ff., Abdruck der aktualisierten Leitlinie Nr. 5 im Anhang, siehe auch Erläuterungen zur Bescheinigungsregelung Seiten 106 ff.).

        (Zur Bescheinigungsregelung vgl. auch Erläuterungen zu § 20 FPersV).

      

    

  


  
     3. Europäisches Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR)

  

  Vom 1. Juli 1970 (BGBl. II 1976 S. 462), in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 1985 (BGBl. II S. 889), mit den seitdem erfolgten weiteren Änderungen

  
    3.1. Vorbemerkungen

    
      3.1.1. Verhältnis des AETR zu den EG-Sozialvorschriften, insbesondere zur Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      Das AETR ist ein internationales Übereinkommen. Gegenstand des Übereinkommens sind – wie im Falle der „EG-Sozialvorschriften” – Lenk-, Unterbrechungs- und Ruhezeiten von Lkw- und Busfahrern. Die Unterschiede zwischen beiden Regelungen sind im Wesentlichen:

      
        	
          Größerer regionaler Geltungsbereich des AETR,

        

        	
          Geltung des AETR nur im grenzüberschreitenden Verkehr,

        

        	
          derzeit unterschiedliche inhaltliche Regelungen, auch in Bezug auf das zu verwendende Kontrollgerät.

        

      

    

    
      3.1.2. Anpassung des AETR an die EU-Regelung

      Das Gesetz zur Vierten, Fünften und Sechsten Änderung des Europäischen Übereinkommens vom 1. Juli 1970 über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) vom 2. November 2011 (BGBl. II Nr. 29 vom 9. November 2011) beinhaltet die amtliche deutsche Fassung der zurückliegenden Änderungen des AETR, insbesondere der Änderungen zur Anpassung des AETR an die EU-Regelung. Das Gesetz ist am 10. November 2011 in Kraft getreten.

      Damit ist das AETR insbesondere mit der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 wieder weitgehend inhaltsgleich. Ein nennenswerter Unterschied besteht nur bei der Regelung der wöchentlichen Ruhezeiten für im Mehrfahrerbetrieb eingesetzte Fahrer.

    

    
      3.1.3. Vorrang des AETR gegenüber dem Arbeitszeitgesetz

      Aus dem neuen § 21 a des Arbeitszeitgesetzes ergibt sich Folgendes:

      
        	
          
          Für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, gelten die allgemeinen Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes, sofern nicht § 21 a Abweichungen enthält. Letzteres ist der Fall bei der Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit und bei den Ruhezeiten.

        

        	
          Die Geltung des Arbeitszeitgesetzes (einschließlich § 21 a) wird jedoch wie folgt eingeschränkt: „Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt” (§ 21 a Abs. 1). Dies bedeutet, dass die Vorschriften der EU- und AETR-Regelungen gegenüber dem deutschen Arbeitszeitgesetz Vorrang haben. (Der Vorrang ergibt sich im Übrigen schon daraus, dass es sich bei den EU- und der AETR-Regelungen um internationales Recht handelt).
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            HINWEIS

            Der Vorrang der EU/AETR-Regelungen gilt auch gegenüber dem Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 12. Juli 2012.

          

        

      

    

  

  
    3.2. Einzelheiten zum Geltungsbereich

    
      3.2.1. Mitglieder des AETR („Vertragsstaaten“)

      Dem AETR gehören z. Zt. folgende Staaten an:

      
        	
          Sämtliche Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft: Belgien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern.

          Finnland hat bei seinem Beitritt folgende Erklärung abgegeben:

          „Transport operations between Member States of the European Community shall be regarded as national transport operations within the meaning of the AETR in so far as such operations do not pass in transit through the territory of a third State which is a Contracting Party to the AETR.”

          Übersetzung:

          „Beförderungen zwischen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft werden als innerstaatliche Beförderungen im Sinne des AETR angesehen, sofern sie nicht im Durchgangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines Drittstaates erfolgen, der Vertragspartei des AETR ist.”

        

        	
          die EWR-Staaten Norwegen und Liechtenstein,

        

        	
          Andorra, Türkei, Schweiz, Armenien, San Marino

        

        	
          folgende Staaten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS): Russische Föderation (Russland), Weißrussland (Belarus), Kasachstan, Aserbaidschan, Turkmenistan, Usbekistan,

        

        	
          sonstige osteuropäische Staaten: Albanien, Moldawien, Bosnien-Herzegowina, Republik Mazedonien, Serbien, Montenegro, Ukraine.

        

      

    

    
      3.2.2. Anwendungsbereich des AETR

      Das AETR gilt nur für den grenzüberschreitenden Verkehr, und zwar für Fahrzeuge, die in einem AETR-Staat zugelassen sind (Artikel 2 Abs. 1 des AETR).

      Der Anwendungsbereich des AETR wird durch Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 konkretisiert. Demnach wird der grundsätzliche AETR-Vorrang durch die EU-Regelung eingeschränkt.

    

    
      3.2.3. Sonderfall Schweiz

      Die Schweiz ist nicht EU-Mitgliedsstaat, sondern ausschließlich AETR-Vertragsstaat. Gleichwohl findet im Schweiz-Verkehr die EU-Regelung Anwendung.

    

    
      3.2.4. Persönlicher Geltungsbereich und Fahrzeugkategorien

      Die Regelung entspricht im Wesentlichen der EU-Regelung. Das AETR gilt sowohl für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, wie für selbständige Fahrer.

      Wie bei der EU-Regelung, werden vom AETR folgende Fahrzeugkategorien erfasst:

      
        	
          Fahrzeuge, die zur Güterbeförderung dienen und deren zulässiges Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, 3,5 t übersteigt (Umkehrschluss aus Artikel 2 Abs. 2 Nr. 1) sowie

        

        	
          Fahrzeuge, die zur Personenbeförderung dienen und die nach ihrer Bauart und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, mehr als neun Personen – einschließlich des Fahrers – zu befördern (Umkehrschluss aus Artikel 2 Abs. 2 Nr. 2).

        

      

    

    
      3.2.5. Mindestalter der Fahrer

      Artikel 5 beinhaltet weiterhin eine Regelung, die der früheren EG-Regelung entspricht (vgl. Kapitel 2 Abschnitt 2.1.1.1.3). Unbeschadet dessen, dass das Gesetz zur Einführung einer Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer im Güterkraft- oder Personenverkehr vom 14. August 2006 laut amtlicher Fußnote der Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG dient, dürfte das Gesetz seinem Wortlaut nach (§ 1 Abs. 1) auch auf Fahrer Anwendung finden, die dem AETR unterliegen. Offenbar ist bei der Anpassung des AETR nur „vergessen” worden, auch Artikel 5 anzupassen. Unterschiedliche Regelungen für die Berufskraftfahrerausbildung, je nachdem, ob für EG- oder AETR-Fahrten, scheinen jedenfalls nicht praktizierbar. Artikel 5 des AETR ist daher als obsolet zu betrachten.
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            Allerdings sind Zuwiderhandlungen gegen Artikel 5 des AETR weiterhin bußgeldbewehrt (§ 25 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Abs. 2 Nr. 1 FPersV).

          

        

      

    

    
      3.2.6. Ausnahmen und Befreiungen

      Wie die EU-Regelung sieht auch das AETR Ausnahmen und Befreiungen vor (vgl. Artikel 2 Abs. 2). Die Ausnahmetatbestände des AETR (Artikel 2 Abs. 2) entsprechen den Legalausnahmen nach der EG-Regelung. Eine Ermächtigung für „nationale” Ausnahmen im Sinne von Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 enthält das AETR nicht. Die entsprechenden Ausnahmetatbestände des § 18 FPersV beziehen sich daher nur auf die EG-Regelung.

    

    
      3.2.7. Notklausel

      Wie die EU-Regelung enthält auch das AETR eine so genannte Notklausel (Artikel 9). Demnach kann der Fahrer in Notfällen (z. B. Nicht-Erreichbarkeit eines Rastplatzes innerhalb der erlaubten Lenkzeit infolge eines Staus) von den Vorschriften des AETR abweichen.

    

    
      3.2.8. Strengere nationale Regelungen

      Schließlich enthält das AETR – wie die EU-Regelung – eine Ermächtigung der Mitgliedstaaten, höhere Mindestwerte für Unterbrechungs- und Ruhezeiten bzw. niedrigere Höchstwerte für Lenkzeiten anzuwenden (Artikel 4). Da das AETR nur im grenzüberschreitenden Verkehr Anwendung findet, bezieht sich die Ermächtigung naturgemäß nur auf Fahrer, die im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzt sind. Die Ermächtigung gilt aber nur für Fahrzeuge, die in dem betreffenden AETR-Staat selbst zugelassen sind.

    

  

  
    3.3. Höchstzulässige Lenkzeiten sowie Mindestdauer der Unterbrechungs- und Ruhezeiten

    
      3.3.1. Zulässige Lenkzeiten

      
        3.3.1.1. Definition (Artikel 1 Buchstabe r)

        Die Definition entspricht der EU-Regelung.

      

      
        3.3.1.2. Tageslenkzeiten (Artikel 6 Absatz 1)

        Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

        Hinsichtlich des Verhältnisses der Regelung über Tageslenkzeiten für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen gegenüber der Regelung der werktäglichen Arbeitszeiten nach § 3 des Arbeitszeitgesetzes siehe Anmerkungen zur EG-Regelung in Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.3

        Für selbständige Kraftfahrer stellt sich diese Frage nicht, weil das Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern keine dem § 3 ArbZG entsprechende Regelung von werktäglichen Arbeitszeiten enthält.

      

      
        3.3.1.3. Wöchentliche Lenkzeit (Artikel 1 Buchstabe I und t)

        
          3.3.1.3.1. Obergrenze

          Auch im AETR-Verkehr besteht nunmehr für die wöchentliche Lenkzeit eine Obergrenze von 56 Stunden (Artikel 6 Nr. 2). Es fehlt jedoch eine dem Artikel 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 entsprechende Vorschrift, wonach die Inanspruchnahme der 56-Stunden-Obergrenze nicht dazu führen darf, dass die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit von 60 Stunden überschritten wird.

          Damit ergibt sich eine andere Situation als im Falle der EG-Regelung. Die Richtlinie 2002/15/EG mit der wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 60 Stunden gilt zwar auch für „AETR-Fahrer”, für diese bleibt es aber im Unterschied zu „EG-Fahrern” (s. Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.4) beim Vorrang der Lenkzeitregelung des AETR (Artikel 4 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 4 der Richtlinie). Der Vorrang gilt entsprechend auch gegenüber den Umsetzungsregelungen des § 21 a Abs. 4 ArbZG bzw. des § 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012. Daher heißt es auch in beiden Gesetzen, dass die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR unberührt bleiben (§ 21 a Abs. 1 ArbZG bzw. § 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012).

          Dies bedeutet, dass auch nach Erreichen von 60 Stunden Arbeitszeit (einschließlich Lenkzeiten) noch weiter gefahren werden darf, wenn die zulässigen 56 Stunden Lenkzeit noch nicht erreicht waren. Ob allerdings 56 Stunden Lenkzeit noch voll ausgeschöpft werden können, hängt davon ab, wann die nächste wöchentliche Ruhezeit einzulegen ist.

          Im Übrigen bedeutet nunmehr auch die AETR-Regelung, dass bei Erreichen von 56 Stunden Lenkzeit noch vor Erreichen der 60-Stunden-Obergrenze nur vier Stunden für andere Tätigkeiten zur Verfügung stehen. Die 60-Stunden-Obergrenze darf nur überschritten werden, wenn noch keine 56 Stunden Lenkzeiten erreicht waren.

        

        
          3.3.1.3.2. Durchschnittliche wöchentliche Lenkzeit (Artikel 6 Abs. 3)

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

        

        
          3.3.1.3.3. Obergrenze Doppelwoche

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung. (s. hierzu auch Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.5).

        

      

    

    
      3.3.2. Zeitpunkt und Mindestdauer der Fahrtunterbrechungen (Artikel 7)

      Die Regelung über Fahrtunterbrechungen entspricht weitgehend der Regelung nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006. Die in Kapitel 2 Abschnitt 2.1.3 enthaltenen Erläuterungen gelten daher grundsätzlich auch für die AETR-Regelung.
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            In der Neufassung von Artikel 7 AETR heißt es ausdrücklich, dass „die Wartezeit oder die Nicht-Lenkzeit, die in einem fahrenden Fahrzeug verbracht wird, als Unterbrechung” gilt (Artikel 7 Absatz 3). So klar steht es leider nicht in Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006, auch wenn Übereinstimmung besteht, dass auch nach EG-Recht Beifahrerzeiten Fahrtunterbrechungen darstellen.

          

        

      

    

    
      3.3.3. Mindestdauer der Ruhezeiten

      
        3.3.3.1. Verhältnis zum Arbeitszeitgesetz und zum Gesetz/Selbständige Kraftfahrer

        Nach § 21 a Abs. 5 ArbZG gelten für Fahrer, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, hinsichtlich der Ruhezeiten (tägliche und wöchentliche) ausschließlich die EG- und AETR-Vorschriften. Damit findet die Ruhezeitenregelung des Arbeitszeitgesetzes, insbesondere § 5 Abs. 2 ArbZG, wonach im Verkehr die tägliche Ruhezeit auf 10 Stunden verkürzt werden kann, auf Fahrer, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, keine Anwendung. Die Frage, ob § 5 Abs. 2 ArbZG (Verkürzung nur auf 10 Stunden) eine strengere Regelung im Sinne von Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder Artikel 4 des AETR darstellt, stellt sich daher nicht. Die EG- und AETR-Regelungen sind auch für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen uneingeschränkt anzuwenden, insbesondere natürlich die weitergehenden Verkürzungs- und Aufteilungsmöglichkeiten.

        Entsprechendes gilt inzwischen auch für selbständige Kraftfahrer (vgl. § 4 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit selbständiger Kraftfahrer vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479), abgedruckt im Anhang).

      

      
        3.3.3.2. Tägliche Ruhezeit (Artikel 8 Absätze 1 und 2)

        Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

      

      
        3.3.3.3. Wöchentliche Ruhezeit (Artikel 8 Absätze 3 bis 7)

        Die Regelung entspricht der EG-Regelung.

        
          3.3.3.3.1. Mindestdauer, Verkürzung (Artikel 8 Abs. 4 in Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe p)

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

        

        
          3.3.3.3.2. Lage der wöchentlichen Ruhezeit (Artikel 8 Abs. 6 a)

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

        

        
          3.3.3.3.3. Sonderregelung für den Gelegenheitsverkehr (Artikel 8 Abs. 6 b)

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

          (Erläuterungen siehe Kapitel 2 Abschnitt 2.1.5.8).

        

        
          3.3.3.3.4. Sonderregelung für Mehrfahrerbetrieb

          Nach Artikel 8 Nr. 6 c des AETR (neu) ist für Fahrer, die im Mehrfahrerbetrieb eingesetzt sind, nicht erforderlich, innerhalb eines Zwei-Wochen-Zeitraums mindestens zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten (von je 45 Stunden)  oder eine reguläre und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit (von mindestens 24 Stunden) einzulegen. Stattdessen genügen zwei reduzierte wöchentliche Ruhezeiten (mit Ausgleichspflicht bis zum Ende der dritten Folgewoche).

        

        
          3.3.3.3.5. Übergreifende wöchentliche Ruhezeit (Artikel 8 Abs. 9)

          Die Regelung entspricht der EU-Regelung.

        

      

    

  

  
    3.4. Kontrollgerät im AETR-Verkehr, digitales Kontrollgerät

    1. Die das Kontrollgerät betreffenden Vorschriften des AETR entsprechen der bis zum 2. März 2016 geltenden EG-Regelung (VO EWG) Nr. 3821/85, einschließlich Anhang IB. Ob eine Anpassung der AETR-Regelung an die Neuregelung der Verordnung (EU) vom 4. Februar 2014 vorgesehen und ggf. rechtzeitig erfolgen wird, bleibt abzuwarten.

    2. Als AETR-Staat war auch die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet (Artikel 10 Absatz 1 des AETR), für die in ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeuge die Ausrüstung mit digitalen Kontrollgeräten vorzuschreiben. Dies ist durch Ergänzung von § 19 der Fahrpersonalverordnung geschehen.

    Die Ergänzungen der in § 19 FPersV enthaltenen Bezugnahmen auf AETR-Bestimmungen (Verweis auf Artikel 13 Abs. 1) bedeutet laut amtlicher Begründung, dass Fahrzeuge, die nach dem 15. Juni 2010 „neu” zum Verkehr zugelassen werden, mit digitalen Kontrollgeräten ausgerüstet sein müssen. Gemeint ist „Erstzulassung” (siehe Kapitel 2.3.2.2).

    Im Unterschied zur EG-Regelung ist eine Nachrüstung von „Altfahrzeugen” mit digitalen Kontrollgeräten, falls das bisherige analoge Gerät ersetzt werden muss, nicht erforderlich.
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          WEITERE HINWEISE

          1. Vorhandene digitale Kontrollgeräte auf Grund der EG-Regelung gelten auch als ordnungsgemäße digitale AETR-Kontrollgeräte (Artikel 10 Abs. 2 des AETR).

          2. Im Übrigen wird in der Anlage IB klargestellt, dass für das digitale AETR-Kontrollgerät die technischen Spezifikationen nach Anhang IB VO (EWG) Nr. 3821/85 gelten. Beide Geräte sind also identisch und daher gegenseitig anerkennungsfähig.

          3. Schweiz-Verkehr: Da nunmehr auch im AETR-Verkehr digitale Kontrollgeräte vorgeschrieben sind, müssen sich die Kontrollbehörden klar werden, ob sie bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften über das digitale Kontrollgerät im Schweiz-Verkehr etwaige Bußgeldbescheide auf die EU- oder die AETR-Regelung stützen wollen (siehe Kapitel 2.1.1.1.1.2).

        

      

    

  

  
    3.5. Kontrollen (Artikel 12)

    Die Regelung über Kontrollen (Artikel 12 AETR) entspricht nunmehr der EG-Regelung, die in Deutschland durch die Verkehrsblattverlautbarungen vom 2. Februar 2007 und vom 5. November 2009 umgesetzt wurde (auszugsweise abgedruckt im Anhang). Es ist davon auszugehen, dass die Verlautbarungen nunmehr entsprechend auf die Kontrollen im AETR-Verkehr angewendet werden.

  

  
    3.6. Mitführpflichten (Artikel 12 Abs. 7 des neuen Anhangs)

    Die Regelung über Mitführpflichten (Artikel 12 Abs. 7 des Anhangs zum AETR) entspricht nun mehr der EG-Regelung (Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85).

  


  
     4. Deutsche Regelungen, insbesondere Fahrpersonalverordnung

  

  
    4.1. Vorbemerkungen

    Nationale Regelungen im Bereich der Sozialvorschriften für den Straßenverkehr sind zunächst einmal „subsidiär” zulässig, d. h. soweit internationale Regelungen Sachverhalte ungeregelt gelassen haben. Entsprechende Regelungen enthält insbesondere die Fahrpersonalverordnung, und zwar für Fahrer

    
      	
        von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 bis zu 3,5 t (die entsprechenden EU- bzw. AETR-Regelungen gelten erst bei einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t),

      

      	
        von Bussen mit mehr als acht Fahrgastplätzen, die im Linienverkehr bis zu 50 km Linienlänge eingesetzt werden (die entsprechenden EU- bzw. AETR-Regelungen gelten nur für den Linienverkehr bei längeren Linienlängen als 50 km).

      

    

    Dass die EU- und AETR-Mitgliedstaaten entsprechende nationale Regelungsbefugnisse haben, ergibt sich aus dem „Subsidiaritätsprinzip” („Supranationale” Regelungen nur soweit, wie einzelstaatliche Regelungen nicht ausreichen). Auch in der Verkehrsblattverlautbarung vom 12.12.1999, Verkehrsblatt 2000, Heft 6, Ziffer 2.1.3) war die Zulässigkeit ergänzender nationaler Regelungen ausdrücklich bekräftigt worden. So gesehen wäre eher darüber zu diskutieren, ob die sehr weitreichenden EU- und AETR-Regelungen zum Thema Sozialvorschriften im Straßenverkehr überhaupt im heutigen Umfang notwendig sind.

    Nationaler Spielraum besteht natürlich erst recht, wenn internationale Regelungen ausdrücklich entsprechende Ermächtigungen enthalten. „Paradebeispiel” ist Artikel 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, der die Mitgliedstaaten ermächtigt, für bestimmte Fahrzeugkategorien, die unter die EU-Regelung fallen, Ausnahmen von den Artikeln 5 bis 9 der VO (EG) Nr. 561/2006 zu gestatten. Von dieser Ermächtigung hat die Bundesrepublik Deutschland im vollen Umfang Gebrauch gemacht (s. § 18 Abs. 1 FPersV).

    Schließlich werden nationale Regelungen sogar zwingend erforderlich, wenn internationale Regelungen entsprechende „Befehle” an die Vertragsstaaten richten. Hierbei geht es vor allem um die Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht. Beispiel: EG-Arbeitszeitrichtlinie/Straßenverkehr, die in der Bundesrepublik Deutschland durch entsprechende Vorschriften im Arbeitszeitgesetz bzw. durch das Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479) umgesetzt worden ist. Auch das AETR enthält ein wichtiges Beispiel: Verpflichtung der AETR-Staaten, für bei ihnen zugelassene Fahrzeuge, soweit sie im AETR-Verkehr eingesetzt werden, digitale Kontrollgeräte vorzuschreiben (Artikel 10 AETR).

  

  
    4.2. Fahrpersonalgesetz

    Vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 640), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2013 (BGBl. I S. 1558)

    (Text siehe Ziffer 9.3.1 des Anhangs)

    
      4.2.1. Anwendungsbereich (§ 1)

      Das Fahrpersonalgesetz gilt für „die Beschäftigung und die Tätigkeit des Fahrpersonals von Kraftfahrzeugen” (sowie von Straßenbahnen). Unter „Fahrpersonal” sind sowohl Fahrer in Arbeitsverhältnissen, wie auch selbstfahrende Unternehmer zu verstehen.

      Das Fahrpersonalgesetz gilt nicht für Mitglieder des Fahrpersonals von Kraftfahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger bis zu 2,8 t, es sei denn, dass sie als Fahrpersonal in einem unter den Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes fallenden Arbeitsverhältnis stehen.

    

    
      4.2.2. Die Regelungen

      Das Fahrpersonalgesetz enthält im Wesentlichen folgende Regelungen:

      
        	
          Verbot von Akkordlöhnen (§ 3),

        

        	
          Aufbewahrungspflichten (§ 4 Abs. 3),

        

        	
          Befugnisse der Aufsichts- und Kontrollbehörden, auch im Hinblick auf den Einsatz von digitalen Kontrollgeräten, Pflichten von Unternehmern, Fahrzeughaltern und Fahrern (§§ 4 bis 5 und 7),

        

        	
          Zuständigkeit der Länder für Anträge auf Erteilung von Fahrer-, Werkstatt- oder Unternehmenskarten (§ 4 a),

        

        	
          Grundsätzliche Nicht-Entziehbarkeit der Fahrerkarte während ihrer Gültigkeitsdauer (§ 5 Abs. 1),

        

        	
          Vorschriften über die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten (§§ 8, 8 a und 9), einschließlich Bußgeldrahmen für Unternehmer- und Halterverstöße von 15.000Euro (§ 8 Abs. 2),

        

      

      Amtliche Begründung:

      Absatz 2 erhöht die Bußgeldandrohung für Verstöße durch den Unternehmer oder Fahrzeughalter von derzeit 5.000Euro auf 10.000Euro. (Auf Wunsch des Bundesrates wurde die Obergrenze auf endgültig 15.000Euro festgesetzt.) Damit wird der Bußgeldrahmen an die im europäischen Ausland üblichen Bußgelder angenähert. Angesichts der Häufigkeit der bei Kontrollen festgestellten Verstöße soll durch die Erhöhung des Bußgeldrahmens auch ein stärkerer Abschreckungseffekt erreicht werden. Im Übrigen wird hiermit den in der Gesetzgebung üblichen Höchstbeträgen bei Bußgeldandrohungen Rechnung getragen.

      
        	
          Datenschutzbestimmungen (§ 10),

        

        	
          Verpflichtung der Aufsichtsbehörden, Zuwiderhandlungen, die Anlass zu Zweifeln an der Zuverlässigkeit insbesondere des Unternehmers geben, den zuständigen Erlaubnisbehörden nach dem Güterkraftverkehrsgesetz bzw. dem Personenbeförderungsgesetz zu melden (zusätzlicher Absatz 2 a von § 10 FPersG).

        

      

      Amtliche Begründung:

      
        	
          Die nach Absatz 2 a durch die Bußgeldbehörden zu tätigenden Mitteilungen an die Erlaubnis- bzw. Genehmigungsbehörden sind für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Unternehmen von erheblicher Bedeutung.

        

        	
          Bußgeldvorschriften für Verstöße gegen die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (neuer § 8 a).

        

      

    

    
      4.2.3. Vorrang des Fahrpersonalgesetzes und der Fahrpersonalverordnung gegenüber dem Arbeitszeitgesetz (§ 1 Abs. 1)

      Das Fahrpersonalgesetz hat als fahrpersonalrechtliche Spezialregelung („lex specialis”) Vorrang gegenüber den allgemein für Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes. Der Vorrang gilt auch für die auf dem Fahrpersonalgesetz beruhende Fahrpersonalverordnung. Das ist durch Artikel 1 des Kontrollgerätbegleitgesetzes vom 15. Mai 2005 (BGBl. I S. 954) noch zusätzlich bestätigt worden. In § 1 Abs. 1 des Fahrpersonalgesetzes wurde nämlich eingefügt: „Sofern dieses Gesetz und die auf der Grundlage von § 2 Nr. 3 erlassenen Rechtsverordnungen Regelungen zur Arbeitszeitgestaltung enthalten, gehen diese dem Arbeitszeitgesetz vor”. Die Fahrpersonalverordnung beruht auf der Ermächtigung nach § 2 Nr. 3 des Fahrpersonalgesetzes. Damit ist auch der Vorrang der Fahrpersonalverordnung gegenüber dem Arbeitszeitgesetz bestätigt worden.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Unter „Regelungen zur Arbeitszeitgestaltung” sind nach üblichem Sprachgebrauch umfassend zu verstehen Regelungen über Arbeitszeiten und Bereitschaftszeiten, Lenkzeiten, Pausen, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten.

          

        

      

    

  

  
    4.3. Fahrpersonalverordnung

    (FPersV)

    vom 27. Juni 2005 (BGBl. I S. 1882) mit den Änderungen durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. Mai 2013 (BGBl. I. S. 1395) (Text abgedruckt im Anhang Ziffer 9.3.3).

    
      4.3.1. Vorbemerkung

      Die Fahrpersonalverordnung enthält im Wesentlichen:

      
        	
          Regelungen über Lenk-, Unterbrechungs- und Ruhezeiten für Fahrer, die weder den Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EWG) Nr. 3821/85 noch dem AETR unterliegen (§ 1), wobei von besonderer Bedeutung die Sonderregelungen über Fahrtunterbrechungen und wöchentliche Ruhezeiten von Linienbusfahrern sind (§ 1 Absätze 3 und 4),

        

        	
          Ergänzende Vorschriften zur Verwendung von digitalen Kontrollgeräten und von Kontrollgerätkarten, insbesondere Fahrerkarten (§§ 2, 3 bis 17),

        

        	
          Regelung der Ausnahmen nach Artikel 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (§ 18 Abs. 1),

        

        	
          Regelung über Kontrollgeräte in Fahrzeugen, die im AETR-Verkehr eingesetzt werden (§ 19),

        

        	
          Regelung über Bescheinigungen für berücksichtigungsfreie Tage (§ 20),

        

        	
          Regelung über Pflichten und Verantwortlichkeiten von Verkehrsunternehmen, Verladern, Spediteuren, Reiseveranstaltern, Hauptauftragnehmern, Unterauftragnehmern und Fahrvermittlungsagenturen (§ 20 a) sowie

        

        	
          Regelungen über Ordnungswidrigkeiten (§§ 21 bis 25)

        

      

      
        
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEISE ZUM GELTUNGSBEREICH

            1. Schienenfahrzeuge 

            fallen nicht unter die Fahrpersonalverordnung. Dies ergibt sich daraus, dass nach § 1 Abs. 1 die Definitionen des Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 anzuwenden sind und dass nach Artikel 4 Buchstabe b „dauerhaft auf Schienen verkehrende Fahrzeuge” nicht als Kraftfahrzeuge gelten. So auch das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes vom 18. November 2008 (Az.: 9 AZR 737/07).

            2. Wohnmobile 

            fallen nicht unter die Fahrpersonalverordnung, weil sie die Kriterien nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 (Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis 3,5 t bzw. Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km) nicht erfüllen. (Siehe Hinweis Seite 29).

            
              	
                Wohnmobile mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t können unter bestimmten Voraussetzungen unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 fallen (siehe Seite 29).

              

              	
                Hinsichtlich Wohnmobilen mit einem zulässigem Gesamtgewicht von 7,5 t und mehr (siehe Kapitel 4, Abschnitt V.).

              

            

            3. Personenkraftwagen 

            Mit der Verordnung zur Änderung der Fahrpersonalverordnung vom 20. Mai 1998 (BGBl. I S. 1127) ist klargestellt worden, dass auch Personenkraftwagen, wenn sie zur Güterbeförderung dienen, von der Fahrpersonalverordnung erfasst werden. Ggf. muss es sich um Personenkraftwagen handeln, die einschließlich Anhänger ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis zu 3,5 t aufweisen (bei mehr als 3,5 t findet die EG- bzw. AETR-Regelung Anwendung). Auf die zulassungsrechtliche Einordnung als „Pkw” kommt es also nicht an. So fällt z. B. ein Jeep mit Anhänger unter die Fahrpersonalverordnung, wenn im Anhänger Güter befördert werden.

            Erst recht fallen natürlich Fahrzeugtypen, die von vornherein der Güterbeförderung dienen, aber ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis einschließlich 3,5 t aufweisen, unter die Fahrpersonalverordnung. Dies betrifft vor allem Kurierfahrzeuge bzw. so genannte Transporter wie zum Beispiel den bekannten „Sprinter”. Auf die zulassungsrechtliche Einordnung kommt es auch hier nicht an. Entscheidend ist der Zweck der Güterbeförderung. Fahrer derartiger Fahrzeugtypen müssen also ebenfalls die in der Fahrpersonalverordnung enthaltenen Bestimmungen über höchstzulässige Lenkzeiten und die Mindestdauer der Unterbrechungs- und Ruhezeiten beachten. Zugleich sind sie zum Führen entsprechender täglicher Aufzeichnungen verpflichtet, von denen sie nur dann befreit sind, wenn für das betreffende Fahrzeug auf freiwilliger Basis ein Fahrtschreiber nach § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung oder ein EG-Kontrollgerät nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 verwendet wird.

          

        

      

    

    
      4.3.2. Regelungen von Lenk-, Unterbrechungs- und Ruhezeiten für Fahrer

      
        	
          von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 t bis zu 3,5 t (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) und

        

        	
          von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km (§ 1 Abs. 1 Nr. 2)

        

      

      
         4.3.2.1. Anwendung der EU-Regelung über Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten (§ 1 Abs. 1)

        Für Fahrer der vorgenannten Fahrzeugkategorien gelten Lenkzeiten, Lenkzeitunterbrechungen und Ruhezeiten nach Maßgabe der Artikel 4, 6 bis 9 und 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vom 15. März 2006.

        Aus der Formulierung „Fahrer ... haben Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten nach Maßgabe der Artikel 4, 6 bis 9 und 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 einzuhalten” folgt, dass die genannten Vorschriften nur anzuwenden sind, soweit sie Regelungen über höchstzulässige Lenkzeiten bzw. die Mindestdauer von Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten enthalten, die auch noch dadurch eingeschränkt werden, dass es für Busfahrer im Linienverkehr bei Linienlängen bis zu 50 km für Fahrtunterbrechungen und wöchentliche Ruhezeiten Sonder- bzw. ergänzende Regelungen gibt (§ 1 Absätze 3 und 4 FPersV).

        Soweit die genannten EG-Artikel Regelungen beinhalten, die sich auf andere Themen als Lenk-, Unterbrechungs- und Ruhezeiten beziehen, sind sie daher nicht anwendbar.

        Einzelheiten zu den genannten Artikeln:

        Artikel 4 ist nur soweit anwendbar, wie er Definitionen der Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten enthält.

        Artikel 6 Abätze 3 und 4 sind anwendbar.

        Artikel 6 Absatz 5 ist nicht anwendbar, weil er keine Lenkzeitregelungen enthält. Die Vorschrift bezieht sich nur auf sonstige Arbeitszeiten und Bereitschaftszeiten.

        Artikel 7 ist wegen der Sonderregelung des § 1 Abs. 3 allenfalls ergänzend anwendbar.

        Artikel 8 ist nur hinsichtlich der Mindestdauer der Ruhezeiten anwendbar, allerdings nach Maßgabe der Sonderregelung des § 1 Abs. 4 FPersV.

        Artikel 9 Abätze 2 und 3 sind nicht anwendbar. Hier werden zwar An- und Abfahrtzeiten behandelt, aber nur im Sinne von Arbeitszeiten, nicht von Lenkzeiten.

        Artikel 12 ist anwendbar.

      

      
        4.3.2.2. Anwendung von Artikel 6 Absätze 1 und 2

        Absatz 1 (Tageslenkzeiten) ist anwendbar. Für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen ergibt sich der Vorrang gegenüber dem Arbeitszeitgesetz aus § 1 Abs. 1 des Fahrpersonalgesetzes. Zur Frage, was der Vorrang konkret bedeutet, siehe Erläuterungen zu Artikel 6 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 in Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.3).

        Selbständige Kraftfahrer müssen zwar die Tageslenkzeiten nach der EG-Regelung beachten, aus dem für sie relevanten Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit selbständiger Kraftfahrer vom 11. Juli 2012 ergeben sich aber keinerlei Begrenzungen der täglichen Arbeitszeit

        Absatz 2 (Wöchentliche Lenkzeit) ist anwendbar, und zwar einschließlich des Hinweises, dass die Inanspruchnahme der zulässigen wöchentlichen Lenkzeit nicht dazu führen darf, dass die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit nach der Richtlinie 2002/15/EG überschritten wird (siehe Erläuterungen in Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.4). Die Richtlinie gilt zwar nur für Fahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen. Für Fahrer, die unter die Fahrpersonalverordnung fallen, gleich ob Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen oder selbstständige Fahrer, ist die Bezugnahme auf die Richtlinie als „technische” Bezugnahme aufzufassen, mit der gesagt werden soll, dass für diese Fahrer dasselbe gilt wie für „EG- und AETR-Fahrer” (siehe auch Kapitel 4 Abschnitt 4.6.2.4).

      

      
        4.3.2.3. Sonderregelungen für Fahrer von Linienbussen nach § 1 Absätze 3 und 4 FPersV (Fahrtunterbrechungen und wöchentliche Ruhezeiten)

        Siehe hierzu Kapitel 5

      

    

    
      4.3.3. Ausnahmen (§ 1 Abs. 2)

      Von der Regelung nach § 1 Abs. 1 sind folgende Fahrzeugkategorien ausgenommen:

      
        4.3.3.1. Fahrzeuge, die in § 18 genannt sind (§ 1 Abs. 2 Nr. 1)

        Bei den in § 18 Abs. 1 genannten Fahrzeugen handelt es sich um Fahrzeuge, die grundsätzlich unter die EU-Regelung fallen, aber auf Grund der Ermächtigung nach Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 von der EU-Regelung befreit sind. EGrechtlich wäre es zulässig, diese Fahrzeuge einer nationalen Regelung zu unterwerfen (siehe Vorbemerkungen). In der Bundesrepublik Deutschland ist dies jedoch nicht geschehen, auch nicht durch die Regelung nach § 1 Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung. Von dieser werden ja nur Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 3,5 Tonnen bzw. Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km erfasst, also keine „EG-Fahrzeuge”. Für die Befreiung der in § 18 Abs. 1 genannten „EG-Fahrzeuge” auch von der Fahrpersonalverordnung hätte es daher keines zusätzlichen Hinweises bedurft.

        Der Hinweis auf die in § 18 Abs. 1 FPersV genannten Fahrzeuge bedeutet jedoch, dass die dort genannten Fahrzeuge auch dann nicht der Fahrpersonalverordnung unterliegen, wenn es sich nicht um „EG-Fahrzeuge” handelt (§ 18 Abs. 1 wird dann so verstanden, dass er lediglich die Art der betreffenden Fahrzeuge bezeichnet).
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              Wenn ein „Behördenfahrzeug” (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 FPersV) für Gütertransporte verwendet wird und das zulässige Gesamtgewicht nicht mehr als 3,5 t beträgt, würde ein solches Fahrzeug unter die Fahrpersonalverordnung fallen. Dies würde aber eine „Diskriminierung” gegenüber Behördenfahrzeugen mit einem höheren zulässigen Gesamtgewicht als 3,5 t bedeuten, weil derartige Fahrzeuge ja nicht der Fahrpersonalverordnung unterliegen, im Falle von Behördenfahrzeugen aber auch von der EU-Regelung befreit sind. Die Bezugnahme in § 1 Abs. 2 Nr. 1 FPersV auf § 18 Abs. 1 FPersV ist daher so zu verstehen, dass Behördenfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3,5 Tonnen ebenfalls nicht unter die Fahrpersonalverordnung fallen.
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              HINWEIS

              Generell ist festzustellen, dass sich die Ausnahmeregelung nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 FPersV (Verweis auf § 18 Abs. 1 FPersV) überwiegend auf die Fälle des § 1 Abs. 1 Nr. 1 FPersV bezieht, also auf Fahrzeuge zur Güterbeförderung einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 bis zu 3,5 Tonnen.

              Für die Fälle des § 1 Abs. 1 Nr. 2 FPersV (Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km) ist der Hinweis auf § 18 Abs. 1 FPersV im Wesentlichen nur relevant, wenn es sich um Linienverkehre auf Inseln mit einer Fläche von nicht mehr als 2.300 Quadratkilometern handelt (§ 18 Abs. 1 Nr. 5 FPersV).

              Für Linienbusse bei Linienlängen über 50 km gilt zwar die EG-Regelung, die Befreiung von den EG-Vorschriften im Einsatz auf Inseln von nicht mehr als 2.300 Quadratkilometern gilt aber auch hier, und zwar durch unmittelbare Anwendung von § 18 Abs. 1 Nr. 5 FPersV.

              Siehe auch nachstehenden Abschnitt „Linienbusse von Behörden”.
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              WEITERE HINWEISE

              
                	
                  Behördenfahrzeuge (§ 18 Abs. 1 Nr. 1)

                  Es muss sich um Fahrzeuge handeln, die entweder im Eigentum von Behörden stehen oder von Behörden ohne Fahrer angemietet oder geleast sind. Voraussetzung für die Befreiung ist weiterhin, dass die mit solchen Fahrzeugen durchgeführten Beförderungen „nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen”. Wenn diese – wesentliche – Voraussetzung nicht erfüllt ist, sind die betreffenden „Behördenfahrzeuge” sowohl von der EG-Regelung wie auch von der Fahrpersonalverordnung nicht befreit.

                  Zwar genügt es – geht man vom reinen Wortlaut von § 1 Abs. 2 Nr. 1 FPersV aus – für die Befreiung von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung bereits, wenn es sich um Fahrzeuge handelt, die in § 18 FPersV genannt sind. Das kann aber nicht bedeuten, dass Behördenfahrzeuge von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung auch dann befreit sind, wenn sie die Bedingung, dass die jeweiligen Beförderungen nicht im Wettbewerb zu privaten Verkehrsunternehmen stehen, nicht erfüllen. Denn dies würde zu einer – nach Sinn und Zweck der Regelung sicher nicht gewollten – Ungleichbehandlung von Behördenfahrzeugen führen, je nachdem, ob es sich um Fahrzeuge handelt, die unter die EG-Regelung bzw. die Fahrpersonalverordnung fallen.

                

                	
                  Behördenfahrzeuge in sonstigen Ausnahmetatbeständen des § 18 Abs. 1

                  Auch bei den übrigen in § 18 Abs. 1 FPersV genannten Befreiungsfällen kann es sich um Behördenfahrzeuge handeln.

                

                	
                  Linienbusse von Behörden

                  Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km fallen nicht unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Artikel 3 Buchstabe a), dafür aber unter die Fahrpersonalverordnung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2).

                  „Theoretisch” könnten aber nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 FPersV auch Linienbusse als „Behördenfahrzeuge” von der EG-Regelung bzw. den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung befreit sein. Bei Anwendung der vom EuGH mit Urteil vom 17. März 1998 (Az.: C-387/96) aufgestellten – strengen – Anforderungen (vgl. 16. Auflage, Seite 41/42) dürfte jedoch auch die Ausnahmeregelung des neuen Artikel 13 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 bzw. des entsprechend neugefassten § 18 Abs. 1 Nr. 1 FPersV im Falle von Linienbussen nicht anwendbar sein. Linienbusse bei Linienlängen von mehr als 50 km unterliegen also uneingeschränkt der EG-Regelung bzw. Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km uneingeschränkt der Fahrpersonalverordnung.

                

                	
                  Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet werden (§ 18 Abs. 1 Nr. 9 FPersV)

                  Haben so verwendete Fahrzeuge (einschließlich Fahrersitz) 10 bis 17 Sitze, sind sie gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 9 von der Anwendung der Artikel 5 bis 9 der VO (EG) Nr. 561/2006 wie auch von der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 befreit.

                  Haben so verwendete Fahrzeuge (einschließlich Fahrersitz) weniger als 10 Sitze, sind sie von den EG-Vorschriften auf Grund von Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe b der VO (EG) Nr. 561/2006 befreit. Aber auch der Fahrpersonalverordnung unterliegen sie nicht, weil von dieser, was Fahrzeuge zur Personenbeförderung angeht, nur Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km erfasst werden, also keine Fahrzeuge zur nichtgewerblichen Personenbeförderung.

                

              

            

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              Fahrzeuge zur Hausmüllabfuhr (§ 18 Abs. 1 Nr. 8). In diesen Fällen fehlt allerdings die Einschränkung, dass die Befreiung nur gilt, wenn die betreffenden Beförderungen nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen. Diese formal nur nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 bestehende Bedingung ist aber für Behördenfahrzeuge als generell geltend zu betrachten. Behördenfahrzeuge, die zur Hausmüllabfuhr verwendet werden, sind also von der EG-Regelung bzw. den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung ebenfalls nur befreit, wenn kein Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen besteht.

            

          

        

      

      
        4.3.3.2. Fahrzeuge, die in Artikel 3 Buchstabe b bis i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannt sind (§ 1 Abs. 2 Nr. 2)

        Der Verweis auf die in Artikel 3 Buchstaben b bis i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeugkategorien ist auch hier umfassend zu verstehen. Die entsprechenden Fahrzeugkategorien sind von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung in jedem Fall befreit.

        Hier gilt das zu § 1 Abs. 2 Nr. 1 Gesagte entsprechend: Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen fallen ohnehin nicht unter die Fahrpersonalverordnung. Die Bezugnahme in § 1 Abs. 2 Nr. 2 auf Artikel 3 Buchstabe b bis i VO (EG) Nr. 561/2006 ist daher in erster Linie so zu verstehen, dass die Befreiung von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung auch gilt, wenn es sich bei den in Artikel 3 Buchstabe b bis i genannten Fällen um Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3,5 Tonnen handelt.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              Oldtimer mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen fallen nicht unter die Fahrpersonalverordnung, weil diese nur bis zu 3,5 Tonnen „reicht”. Sie fallen aber grundsätzlich unter die EG-Regelung, von der sie jedoch befreit sind, wenn sie zur nichtgewerblichen Güter- oder Personenbeförderung verwendet werden (Artikel 3 Buchstabe i VO (EG) Nr. 561/2006).

              Oldtimer mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3,5 Tonnen fallen zwar grundsätzlich unter die Fahrpersonalverordnung, sind von dieser jedoch befreit, wenn sie zur nichtgewerblichen Güter- oder Personenbeförderung verwendet werden (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 FPersV in Verbindung mit Artikel 3 Buchstabe i VO (EG) Nr. 561/2006). Die Befreiung von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung ergibt sich bei Oldtimern, die zur nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet werden, zusätzlich daraus, dass die Fahrpersonalverordnung hinsichtlich Personenbeförderungen ohnehin nur für Linienbusse gilt.

            

          

        

      

      
        4.3.3.3. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen, die der Fahrer zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit benötigt, verwendet werden soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt (insbesondere Fahrzeuge von Handwerkerbetrieben, § 1 Abs. 2 Nr. 3)

        An sich fallen diese Fahrzeuge bereits unter § 1 Abs. 2 Nr. 1 (vgl. § 18 Abs. 1 Nr. 4b). Dort ist die Befreiung aber an die Bedingung geknüpft, dass die Beförderungen in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Fahrzeugs erfolgen. Die Befreiung nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 enthält diese Bedingung nicht mehr. Das bedeutet, dass für Fahrzeuge insbesondere von Handwerkerbetrieben unterschiedliche Befreiungsregelungen gelten:

        a) Fällt das betreffende Fahrzeug unter die EG-Regelung (zulässiges Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger von mehr als 3,5 t) ist es gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 4b von den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 nur unter der Bedingung befreit, dass die Beförderungen in einem Umkreis von 50 km erfolgen.

        b) Fällt das betreffende Fahrzeug unter die Fahrpersonalverordnung (zulässiges Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 bis 3,5 t) ist es von dieser gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 befreit, und zwar ohne die Bedingung, dass die Beförderungen innerhalb eines Umkreises von 50 km erfolgen müssen.

        Die Ungleichbehandlung ergibt sich daraus, dass bei der Neugestaltung der EU-Regelung versäumt worden ist, bei der Befreiung von „Handwerkerfahrzeugen” auf den zu geringen und damit (wenig praxisgerechten) 50-km-Radius zu verzichten.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Die deutsche Seite hat das Problem der Kommission in Brüssel wiederholt dargelegt. Die Kommission hat inzwischen eine Änderung der Regelung (Wegfall der 50-km-Begrenzung) in Aussicht gestellt.

            

          

        

      

      
        4.3.3.4. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Gütern, die im Betrieb, dem der Fahrer angehört, in handwerklicher Fertigung oder Kleinserie hergestellt wurden oder deren Reparatur im Betrieb vorgesehen ist oder durchgeführt wurde, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt (Neufassung § 1 Abs. 2 Nr. 3a)

        Der Bundesrat hat diese, von seinem Verkehrsausschuss vorgeschlagene Ergänzung der Nr. 3 wie folgt begründet:

        „Die Ergänzung der Nummer 3 ermöglicht es den Handwerksbetrieben, auch reine Auslieferungen vorzunehmen. Dies wird so auch Handwerksbetrieben wie Fleischereien möglich, die von der bisherigen Regelung nicht erfasst wurden. Diese Betriebe haben z. T. Filialen, die sie beliefern müssen. Es werden zudem Fahrten der Abholung und des Rücktransportes von reparierten Gegenständen mit erfasst.”

      

      
        4.3.3.5. Fahrzeuge, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf verwendet werden und für diese Zwecke besonders ausgestattet sind, soweit das Lenken nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt (§ 1 Abs. 2 Nr. 4)

        Es handelt sich um Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 bis 3,5 t. Verkaufsfahrzeuge mit einem höheren zulässigen Gesamtgewicht fallen unter die Befreiungsregelung nach § 18 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b.

        
          
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              NOCH EIN HINWEIS ZU DEN AUSNAHMEN

              Fahrer, die von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung freigestellt sind, haben, wenn sie in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes zu beachten.

            

          

        

      

      
        4.3.3.6. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen nach § 2 Nr. 17 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) (§ 1 Abs. 2 Nr. 5)

        § 2 Nr. 17 FZV lautet wie folgt:

        Selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind.

      

    

    
      4.3.4. Ausnahmen von Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85/§ 18 Abs. 1 FPersV

      § 18 Abs. 1 FPersV enthält die Ausnahmen von den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, zu denen die Mitgliedstaaten jeweils für ihr Hoheitsgebiet durch Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 ermächtigt sind. Mit der Neufassung von § 18 Abs. 1 FPersV ist der Ermächtigungsrahmen des Artikel 13 Abs. 1 sachlich voll ausgeschöpft worden (insgesamt 16 Ermächtigungstatbestände).

      Die durch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 zum 2. März 2015 erfolgenden Änderungen von Ausnahmetabeständen nach Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 (vgl. Kapitel 2 Abschnitt 2.4.4) sind noch nicht berücksichtigt. Die Anpassung von § 18 Abs. 1 FPersV ist für das Frühjahr 2015 zu erwarten.

      Die in § 18 Abs. 1 genannten Fahrzeugkategorien sind demnach freigestellt von den Mindestaltervorschriften (Artikel 5), Lenkzeitvorschriften (Artikel 6), Unterbrechungsvorschriften (Artikel 7), Ruhezeitvorschriften (Artikel 8) und den Vorschriften zum Fähr- und Eisenbahntransport (Artikel 9). Das sind aber die wesentlichen Bestimmungen der EU-Regelung.

      Soweit es sich um Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger von 3,5 t und weniger bzw. um Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit weniger als acht Fahrgastsitzen handelt, ergibt sich die (in diesem Falle nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschränkte) Befreiung von der EG-Regelung allerdings schon aus Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEISE

            
              	
                Zu Nr. 2, 3, 4, 6, 14, 16

                Der jeweils genannte Umkreis ist zu verstehen in der Luftlinie vom Mittelpunkt des Standorts des Fahrzeugs.

              

              	
                Zu Nr. 4 b

                Bei dieser insbesondere für Handwerksbetriebe wichtigen Ausnahmeregelung gibt es jetzt „zweierlei Recht”: Die Nr. 4 b betrifft ausschließlich „EG-Fahrzeuge”, d. h. Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 3,5 t. Für diese Fahrzeuge gilt nach wie vor die Beschränkung auf einen Umkreis von 50 Kilometern.

                Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 bis zu 3,5 t, sind nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 von den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung befreit, und zwar ohne Umkreis-Begrenzung. Die unterschiedliche Behandlung ist sachlich nicht gerechtfertigt.

                Im Übrigen stellt sich die Frage, was unter „Standort des Unternehmens” zu verstehen ist.

              

              	

              	
                In einem Ordnungswidrigkeitsverfahren vor dem Amtsgericht Koblenz wurde seitens des Beschuldigten die Auffassung vertreten, bei einem Einzelunternehmer müsse es ausreichen, wenn er für die Dauer von zwei Jahren ein Lager im Umkreis von 50 km der zu bedienenden Baustellen betreibt und von dort aus täglich Materialien zu den Baustellen transportiert. M.E. ist diese Auslegung vertretbar, auch wenn in den Kommentierungen (z.B. Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger, „Arbeitszeit- und Sozialvorschriften im Straßenverkehr”, Verlag Heinrich Vogel) die Sache enger gesehen wird.

                Zweck der Vorschrift ist, eine Ausnahme für den Transport von Materialien etc. zu Baustellen zu ermöglichen mit der Einschränkung, dass es sich nicht um die Haupttätigkeit des Fahrers handeln darf. Dafür scheint es eigentlich unerheblich, von welchem Ausgangspunkt aus der Umkreis von 50 km bestimmt wird, ob vom Standort des Unternehmens aus oder von einem Lager.

                In der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014 (Ziffer 6.2.1) heißt es, dass es sich beim Standort um die „Betriebsstätte” handeln muss, von der aus der Unternehmer das Fahrzeug einsetzt. Vielleicht sollte in der anstehenden Neufassung konkretisiert werden, ob nicht unter „Betriebsstätte” auch ein festes Lager verstanden werden kann – m.E. eine vertretbare und für die Praxis hilfreiche Auslegung, durch die der Zweck der Vorschrift nicht in Frage gestellt würde.

              

              	
                Zu Nr. 7

                Nach Nr. 7 sind Fahrschul- und Prüfungsfahrzeuge von den Bestimmungen der VO (EG) Nr. 561/2006 und Nr. 3821/85 zwar freigestellt, gleichwohl müssen aufgrund fahrlehrerrechtlicher Vorschriften Fahrzeuge, auf denen Fahrschüler oder Fahrlehrer ausgebildet werden sollen, mit EG-Kontrollgeräten nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet sein (§ 5 Abs. 3 bzw. § 12 der Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz). Hierin liegt kein Widerspruch zur Freistellung dieser Fahrzeuge vom EG-Kontrollgerät nach § 18 Abs. 1 Nr. 7. Die Freistellung bedeutet lediglich, dass das Kontrollgerät nicht nach den weiteren Maßgaben der VO (EWG) Nr. 3821/85 zu betreiben ist, sondern ausschließlich nach den Maßgaben für Ausbildungszwecke. So ist auf den Schaublättern nicht nur der Name des Fahrlehrers, sondern auch des Fahrschülers zu vermerken; Schaublätter sind für jeden Ausbildungstag für jeden Fahrschüler einzeln zu verwenden (§ 5 Abs. 10 der Fahrschüler-Ausbildungsordnung). Damit wird deutlich, dass das Kontrollgerät mit Schaublättern nicht etwa der Überwachung des Fahrlehrers (in seiner Eigenschaft als Fahrer) dient, sondern ausschließlich Ausbildungszwecken.
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            HINWEIS ZUR WAHLWEISEN VERWENDUNG VON ANALOGEN UND DIGITALEN KONTROLLGERÄTEN

            Nach § 5 Abs. 3 DV/FahrlG müssen die betreffenden Ausbildungsfahrzeuge entweder mit einem analogen oder einem digitalen Kontrollgerät ausgerüstet sein. Die Bezugnahme auf die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 dürfte aber nicht so zu verstehen sein, dass unter den in der EG-Regelung genannten Voraussetzungen digitale Kontrollgeräte auch in Fahrschulfahrzeugen obligatorisch sind. Es genügt, dass ein EG-Kontrollgerät installiert ist – ob ein analoges oder digitales, bleibt der Fahrschule überlassen. Da jedoch künftige Lkw- bzw. Busfahrer es zunehmend mit digitalen Kontrollgeräten zu tun haben werden, dürften Fahrschulen in der Regel von sich aus Ausbildungsfahrten mit digitalen Kontrollgeräten anbieten. Um so dringlicher ist eine gesetzliche Regelung über Art und Weise der Verwendung von digitalen Kontrollgeräten in Fahrschulfahrzeugen.
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            HINWEIS ZUR ERWEITERTEN ANWENDUNG DER NR. 7

            Das Kriterium „zwecks Erlangung eines beruflichen Befähigungsnachweises” kann nach Sinn und Zweck der Ausnahmeregelung nur so verstanden werden, dass durch Nr. 7 auch folgende Fahrzeuge von den EG-Regelungen befreit sind:

            
              	
                Fahrzeuge, die zur Ausbildung und Prüfung von Fahrlehrern verwendet werden,

              

              	
                Fahrzeuge, die im Rahmen einer Berufskraftfahrerausbildung nach dem Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz bzw. nach der entsprechenden Durchführungsverordnung verwendet werden, und zwar einschließlich der Berufskraftfahrer-Weiterbildung, also alle Fahrzeuge, die zu Ausbildungszwecken verwendet werden. Im Übrigen ergibt sich die Befreiung von den EG-Vorschriften in all diesen Fällen bereits aus Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (neueste Fassung). Nach dieser Bestimmung sind der Einbau und die Verwendung von EG-Kontrollgeräten nur in Fahrzeugen erforderlich, die der Personen- oder Güterbeförderung im Straßenverkehr dienen. Ausbildungsfahrten beispielsweise im Rahmen der Fahrlehrerausbildung dienen aber ausschließlich Ausbildungszwecken. Dementsprechend fallen derartige Fahrzeugverwendungen auch dann nicht unter die EG-Regelung, wenn die Fahrzeuge – zu Ausbildungszwecken! – mit Ballast beladen sind.

              

            

            Derartige Fahrzeuge müssen nicht dem Ausbildungsbetrieb gehören, sie können auch vom jeweiligen Aus- oder Fortzubildenden mitgebracht worden sein.

          

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS FAHRLEHRERFORTBILDUNG

            Nach Ziffer 6.1 der amtlichen Verlautbarung Stand September 2014 erfüllen Fahrten, die im Rahmen einer normalen (betriebsinternen) Fortbildung unternommen werden oder auch ein normales Fahrsicherheitstraining nicht den Ausnahmetatbestand des § 18 Abs. 1 Nr. 7 FPersV und unterliegen damit den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

          

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS ZUR VERWENDUNG DIGITALER KONTROLLGERÄTE IN FAHRSCHULFAHRZEUGEN

            Über die Art und Weise der Verwendung digitaler Kontrollgeräte zu Ausbildungszwecken insbesondere in Fahrschulfahrzeugen steht eine gesetzliche Regelung noch aus. § 5 Abs. 10 der Fahrschüler-Ausbildungsordnung ist daher bis auf weiteres entsprechend anzuwenden. Näheres zur Verwendung digitaler Kontrollgeräte in Fahrschulfahrzeugen enthält Kapitel I Abschnitt V. der Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät”, 7. Auflage 2014, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003.

          

        

      

    

    
      4.3.5. Kontrollmittel für Fahrer von Fahrzeugen zur Güterbeförderung (§ 1 Absätze 6 und 7)

      
        4.3.5.1. Handschriftliche Aufzeichnungen

        Nach § 1 Abs. 6 FPersV müssen Fahrer der in Absatz 1 Nr. 1 genannten Fahrzeuge (Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 t bis 3,5 t) handschriftliche Aufzeichnungen über die Lenkzeiten, alle sonstigen Arbeitszeiten, die Fahrtunterbrechungen und die Ruhezeiten führen. Die Aufzeichnungen sind für jeden Tag getrennt erforderlich. Der Unternehmer muss dem Fahrer jeweils entsprechende Vordrucke aushändigen. Die sehr detaillierten Aufzeichnungspflichten gelten als erfüllt, wenn der Fahrer einen Vordruck nach dem Muster der Anlage 1 zur Fahrpersonalverordnung verwendet (das Muster ist auf Seite 154 dieser Broschüre wiedergegeben).

      

      
        4.3.5.2. Aushändigung und Aufbewahrung der Aufzeichnungen (§ 1 Abs. 6)

        Der Fahrer hat die Aufzeichnungen dem Unternehmer jeweils unverzüglich auszuhändigen. Dieser hat die Aufzeichnungen wöchentlich zu prüfen und dafür zu sorgen, dass sich ggf. fehlerhafte Aufzeichnungen nicht wiederholen. Im Übrigen muss der Unternehmer die Aufzeichnungen ein Jahr lang aufbewahren, und zwar „in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form außerhalb des Fahrzeugs” (der Verordnungsgeber denkt aber auch an alles). Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Aufzeichnungen bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten (Datenschutz), es sei denn, sie sind zur Erfüllung von Aufbewahrungspflichten insbesondere nach § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes notwendig (zu den Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten insgesamt vgl. Kapitel 6, Abschnitt 6.3).

      

      
        4.3.5.3. Mitführpflichten

        Nach § 1 Abs. 6 der geänderten Fahrpersonalverordnung müssen die Fahrer seit dem 1. Januar 2008 die Aufzeichnungen des laufenden Tages und der vorausgegangenen 28 Tage mitführen. Diese erweiterten Mitführpflichten entsprechen der geänderten EU-Regelung (vgl. Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85).

        Hat der Fahrer während der vorgenannten Zeiträume Fahrzeuge gelenkt, die der EU- oder AETR-Regelung unterliegen, muss er statt handschriftlicher Aufzeichnungen die nach der EU- bzw. AETR-Regelung vorgesehenen Nachweise mit sich führen (insbesondere Schaublätter, Fahrerkarte).

        Hat der Fahrer eines mit einem digitalen Kontrollgerät ausgerüsteten Fahrzeugs in dem vorgenannten Zeitraum Fahrzeuge gelenkt, die mit einem herkömmlichen EG-Kontrollgerät ausgerüstet waren, muss er die entsprechenden Schaublätter ebenfalls mit sich führen.

      

      
        4.3.5.4. Freiwillige Verwendung von EG-Kontrollgeräten oder Fahrtschreibern nach § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

        Statt handschriftlicher Aufzeichnungen können auch Kontrollgeräte nach Anhang I oder IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder Fahrtschreiber nach § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) verwendet werden. In diesem Falle sind EG-Kontrollgeräte nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 3821/85 zu betreiben, also fahrerbezogen. Bei Verwendung eines Fahrtschreibers nach § 57 a StVZO ist dieser nach § 57 a Abs. 2 zu betreiben, also fahrzeugbezogen.

        Bei Verwendung eines Fahrtschreibers nach § 57 a StVZO hat der Fahrer die Schicht und die Pausen jeweils bei Beginn und Ende auf dem Schaublatt (handschriftlich) zu vermerken.

        Bei Verwendung von Kontrollgeräten nach Anhang I der VO (EG) Nr. 3821/85 oder nach § 57 a StVZO muss der Unternehmer dem Fahrer vor Beginn Schaublätter in ausreichender Zahl aushändigen.

      

    

  

  
    4.4. Neugestaltung der Bescheinigungsregelung nach § 20 FPersV

    
      4.4.1. Vorbemerkung

      Mit Artikel 1 der Verordnung zur Änderung fahrpersonalrechtlicher, güterkraftverkehrsrechtlicher und zulassungsrechtlicher Vorschriften vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1395) ist die Bescheinigungsregelung weitgehend neu gestaltet worden, im Wesentlichen durch

      
        	
          die – nunmehr gesetzliche – Regelung, dass Bescheinigungen nur noch erforderlich sind, wenn nicht ohnehin Aufzeichnungen vorliegen (Subsidiaritätsprinzip).

        

        	
          die Einbeziehung selbstfahrender Unternehmer.

        

      

    

    
      4.4.2. Grundregelung

      
        4.4.2.1. Bescheinigungspflichten

        Können Fahrer die mitzuführenden Aufzeichnungen bei Kontrollen nicht vorlegen, weil sie an einem oder mehreren der vorausgehenden 28 Kalendertage

        
          	
            ein Fahrzeug geführt haben, für das eine Nachweispflicht nicht besteht,

          

          	
            erkrankt waren,

          

          	
            sich im Urlaub befanden,

          

          	
            aus anderen Gründen kein Fahrzeug gelenkt haben, z.B. wegen anderer Tätigkeiten,

          

        

        haben sie bei einer Kontrolle eine entsprechende Bescheinigung des Unternehmers vorzulegen. Diese darf nicht handschriftlich ausgefüllt sein. Der Unternehmer muss in der Bescheinigung die Gründe für das Fehlen von Arbeitszeitnachweisen aufführen. „Blankobescheinigungen”, in die der Fahrer während der Fahrt Eintragungen vornimmt, sind unzulässig. Die Bescheinigung muss vom Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, oder einer von ihm beauftragten Person und vom Fahrer unterzeichnet sein. Bei der beauftragten Person darf es sich ebenfalls nicht um den Fahrer handeln. Der Unternehmer muss dem Fahrer die Bescheinigung vor Antritt der Fahrt aushändigen und dafür Sorge tragen, dass der Fahrer die Bescheinigung während der Fahrt mit sich führt.

      

      
        4.4.2.2. Aufzeichnungen

        Die Bescheinigungspflicht nach § 20 FPersV bezieht sich ausschließlich auf Fälle, in denen Aufzeichnungen über die Fahreraktivitäten vorgeschrieben sind. Bei Benutzung von Fahrzeugen, die von Aufzeichnungspflichten (seien es handschriftliche oder durch Kontrollgerät) befreit sind, entfällt daher eine Bescheinigungspflicht.

        Als Aufzeichnungen gelten (siehe Ziffer 8.1 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014):

        
          	
            Schaublätter,

          

          	
            Eintragungen auf der Fahrerkarte,

          

          	
            Tageskontrollblätter gemäß § 1 Abs. 6 FPersV,

          

          	
            Ausdrucke aus dem digitalen Kontrollgerät,

          

          	
            Aufzeichnungen gem. Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85,

          

          	
            Aufzeichnungen nach Kapitel III des Anhangs zum AETR.

          

        

      

      
        4.4.2.3. Übermittlung durch Telefax oder digitalisierte Kopie

        Die Bescheinigung kann dem Fahrer auch als Telefax oder digitalisierte Kopie übermittelt werden.

      

      
        4.4.2.4. Nachträgliche Ausstellung

        Konnte eine Bescheinigung nicht ausgestellt werden, hat der Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, auf Verlangen der zuständigen Kontrollbehörde oder -stelle nachträglich eine Bescheinigung auszustellen oder vorzulegen.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS

              Neu ist, dass die nachträgliche Ausstellung einer Bescheinigung generell möglich ist, also nicht – wie bisher – nur, wenn berücksichtigungsfreie Tage unterwegs anfallen.

            

          

        

      

      
        4.4.2.5. Verwendung von Bescheinigungsmustern

        Für die Bescheinigungen können Muster verwendet werden.

        Die EU-Kommission hat inzwischen ein verbessertes EU-einheitliches Muster herausgegeben (Abdruck mit Erläuterungen Seite 156). Das neue EU-Muster enthält nunmehr auch die Möglichkeit der Eintragung bzw. Bescheinigung von Nicht-Fahrtagen wegen „anderen Tätigkeiten als Lenktätigkeiten”.

        Außerdem hat die EU-Kommission die das Bescheinigungsmuster betreffende Leitlinie Nr. 5 aktualisiert (Abdruck im Anhang).

        Nach Auskunft des BAG kann bei innerdeutschen Fahrten vorerst noch das amtliche deutsche Bescheinigungsmuster verwendet werden (Abdruck mit Erläuterungen siehe Seite 157), ebenso aber nunmehr auch das neue EU-Muster. Damit entfällt die Notwendigkeit, für den innerdeutschen Verkehr und für Fahrten in andere EU-Staaten jeweils unterschiedliche Muster zu verwenden („Doppelbescheinigungen”).

        Bei Fahrten in andere EU-Staaten sollte auf jeden Fall weiterhin nur das EU-Muster verwendet werden, weil das deutsche Muster von anderen EU-Staaten nicht anerkannt wird, das EU-Muster aber anerkannt werden muss.

        Für Fahrten im AETR-Verkehr kann ebenfalls ein Muster verwendet werden, das mit dem EG-Muster identisch ist.

        
          [image: img]

          
            WICHTIG!

            Die Verwendung sowohl des EU-Musters wie auch des deutschen Musters ist nicht obligatorisch.

            Die Verwendung eines Musters ist aber dringend zu empfehlen, weil die Kontrollinstanzen, insbesondere auch in anderen EU-Staaten, auf die Verwendung der Bescheinigungsmuster eingestellt sind. Im Übrigen dürfte sich das Ausstellen von Bescheinigungen nach § 20 FPersV bei Verwendung von Mustern auch für den Arbeitgeber vereinfachen.

          

        

      

      
        4.4.2.6. Aufbewahrung

        Nach Ablauf der Mitführungspflicht muss der Fahrer die Bescheinigungen dem Unternehmer unverzüglich zurückgeben. Der Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer sein darf, hat die Bescheinigung für ein Jahr außerhalb des Fahrzeugs aufzubewahren und dem Fahrer auf Verlangen eine Kopie auszuhändigen. Nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht sind die Bescheinigungen bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten.

      

    

    
      4.4.3. Einbeziehung selbstfahrender Unternehmer

      Nach der Neuregelung gilt ab dem 7. Juni 2013 auch für selbstfahrende Unternehmer grundsätzlich dieselbe Regelung wie für Fahrer in Arbeitsverhältnissen. Dies bedeutet, dass der selbstfahrende Unternehmer sozusagen sich selbst eine Bescheinigung ausstellen muss, von dieser Verpflichtung aber wie der Fahrer im Arbeitsverhältnis befreit ist, wenn er manuelle Nachträge vornimmt (siehe nachstehenden Abschnitt 4.4.4). Eine Aufbewahrungspflicht ist in diesen Fällen nicht vorgesehen.

    

    
      4.4.4. Wegfall der Bescheinigungspflicht

      Hier handelt es sich – neben der Einbeziehung selbstfahrender Unternehmer – um die eigentliche Neuerung. Nach § 20 Absätze 2a und 2b FPersV entfällt die Bescheinigungspflicht, soweit die Zeiten, die Gegenstand der Bescheinigung wären, durch manuelle Nachträge belegt werden, wobei der Unternehmer dafür sorgen muss, dass der Fahrer, wenn er sich für manuelle Nachträge entscheidet, diese vor Fahrtantritt vornimmt.

      Die Verzichtregelung entspricht zwar der bisherigen (deutschen) Kontrollpraxis bzw. den Empfehlungen der Kommission (Leitlinie 5), die Kontrollpraxis ist aber nunmehr in eine gesetzliche Form gegossen und damit verbindlich geworden.

      Nach den hinzugekommenen Absätzen 2 a und 2 b gilt Folgendes:

      Bei Verwendung eines digitalen Kontrollgerätes nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 müssen manuelle Nachträge vor Fahrtantritt mittels der manuellen Eingabevorrichtung des Kontrollgerätes auf der Fahrerkarte erfolgen.

      Bei Verwendung eines Kontrollgerätes mit Schaublatt nach Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder bei Erstellung eines Nachweises nach § 1 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 müssen manuelle Nachträge lesbar unter Verwendung der in Artikel 15 Absatz 3 Buchstaben b bis d der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 aufgeführten Zeichen erfolgen.
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            HINWEISE

            
              	
                Es stellt sich die Frage, wie Urlaub und Krankheit nachgetragen werden sollen. Dazu enthält die Neuregelung keine Aussage. Bei Berücksichtigung der Definition der Ruhezeit als Zeit, über die der Fahrer frei verfügen kann (Artikel 4 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 561/2006) erscheint es vertretbar, auch Krankheits- und Urlaubszeiten als Ruhezeiten zu betrachten und als solche manuell nachzutragen. Dem Vernehmen nach sind auch die zuständigen Behörden von Bund und Ländern dieser Auffassung.

              

              	
                Bei digitalen Kontrollgeräten bestimmter Hersteller sind manuelle Nachträge bzw. eine Speicherung nicht möglich. Es wird empfohlen, sicherzustellen, dass Nachträge tatsächlich auf der Fahrerkarte erfasst und bei Kontrollen ein Download der nachgetragenen Daten möglich ist (s. Ziffer 8.5 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014).

                Wenn dies im Einzelfall nicht möglich ist, müsste natürlich eine Bescheinigung ausgestellt werden.

              

              	
                Entsprechend den Empfehlungen der Kommission in Leitlinie Nr. 5 hebt auch die Neuregelung nach § 20 FPersV hinsichtlich der Entbehrlichkeit von Bescheinigungen generell darauf ab, dass die betreffenden Zeiten nicht durch manuelle Nachträge belegt sind, also nicht nur auf vorgeschriebene Nachträge bzw. vorgeschriebene Aufzeichnungen. Demnach ist eine Arbeitgeberbescheinigung auch dann entbehrlich, wenn über Fahreraktivitäten freiwillig Aufzeichnungen erfolgt sind, zum Beispiel manuelle Nachträge von wöchentlichen Ruhezeiten (Artikel 15 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85 schreibt nur manuelle Nachträge von Tagesruhezeiten vor).
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            WEITERE HINWEISE

            
              	
                Bescheinigungen nach § 20 FPersV sind kein Ersatz für sonstige vorgeschriebene Aufzeichnungen

              

            

            Die EU-Kommission hat in ihrer aktualisierten Leitlinie Nr. 5 nicht mehr, wie in der bisherigen Fassung, darauf hingewiesen, dass Arbeitgeberbescheinigungen, in Deutschland Bescheinigungen nach § 20 FPersV, keinen Ersatz für die nach Artikel 6 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vorgeschriebenen Aufzeichnungen darstellen. Dies versteht sich aber für vorgeschriebene Aufzeichnungen von selbst. Im Übrigen hat die Kommission in ihrer Begründung zur Einführung des neuen EU-Musters ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Fehlen von vorgeschriebenen Aufzeichnungen nur gerechtfertigt ist, „wenn Fahrtschreiberaufzeichnungen, einschließlich der manuellen Erfassung von Daten, aus objektiven Gründen nicht möglich waren.” (Erwägungsgrund Nr. 1). Dies dürfte auch für nach nationalen Regelungen vorgeschriebene Aufzeichnungen gelten.

            
              	
                Verbleibende Fälle (u.a. Bescheinigungen für Wochenenden)

              

            

            Auch wenn Arbeitgeberbescheinigungen nur subsidiär erforderlich sind, verbleibt eine Vielzahl von Anwendungsfällen. Ein Beispiel sind die schon erwähnten wöchentlichen Ruhezeiten. Fehlen entsprechende Aufzeichnungen, können insbesondere Unklarheiten entstehen, ob der Fahrer an Wochenenden oder sonstigen Feiertagen eine Ruhezeit eingehalten oder andere Tätigkeiten als die Lenktätigkeit ausgeübt hat. In Deutschland wird die Bescheinigung nach § 20 FPersV daher grundsätzlich auch für die Tage der Wochenenden bzw. für sonstige Feiertage verlangt. Verschiedene Kontrollbehörden, so auch das BAG, verlangen die Bescheinigungen allerdings nur, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dass der Fahrer auch an Wochenenden gefahren ist (was besonders im Personenverkehr häufig der Fall ist).

            Bescheinigungen nach § 20 FPersV werden selbstverständlich auch dann erforderlich, wenn vorgeschriebene Aufzeichnungen unterblieben sind (zum Beispiel Aufzeichnungen nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 über zurückliegende sonstige Arbeitstätigkeiten).

          

        

      

    

  

  
    4.5. Sonstige Regelungen der Fahrpersonalverordnung

    
      4.5.1. Durchführungsbestimmungen zum Kontrollgerät und zu den Kontrollgerätkarten (§§ 2 bis 17)

      Die §§ 2 bis 17 enthalten wichtige Bestimmungen zum digitalen EG-Kontrollgerät und zu den Kontrollgerätkarten (Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85). Eine detaillierte Beschreibung und Darstellung der mit dem digitalen Kontrollgerät zusammenhängenden rechtlichen und praktischen Fragen enthält die Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003.
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            HINWEIS

            Die näheren Vorschriften zu den Kontrollgerätkarten, insbesondere Fahrerkarten (§§ 2 bis 10 FPersV) beziehen sich ausschließlich auf die EG-Regelung. Entsprechende Präzisierungsvorschriften für Kontrollgerätkarten nach dem AETR fehlen also bzw. finden sich nur im AETR selbst. Die entsprechenden Bußgeldtatbestände beziehen sich daher ausschließlich auf Verstöße gegen Bestimmungen des AETR (Neufassung von § 25 FPersV).

          

        

      

    

    
      4.5.2. Aufbewahrung von Kontrollunterlagen (§ 2 a)

      Laut amtlicher Begründung dient diese Vorschrift der Umsetzung von Artikel 3 Unterabsatz 4 der Richtlinie 2006/22/EG (Neufassung der „EG-Kontrollrichtlinie/Straßenverkehr”). Danach sind die Verkehrsunternehmer verpflichtet, die ihnen von den Vollzugsbehörden übertragenen Niederschriften, Ergebnisprotokolle und andere relevante Daten über sie bzw. ihre Fahrer betreffende Betriebs- und Straßenkon-trollen ein Jahr lang aufzubewahren.

    

    
      4.5.3. Digitales Kontrollgerät im AETR-Verkehr

      § 19 enthält nunmehr die Regelung zur obligatorischen Verwendung von digitalen Kontrollgeräten in Fahrzeugen, die dem AETR unterliegen. Durch Bezugnahme auf Artikel 13 Abs. 1 des AETR ist klargestellt, dass „AETR-Fahrzeuge” mit Erstzulassung nach dem 15. Juni 2010 mit einem digitalen Kontrollgerät ausgerüstet sein müssen. (Dass Erst- und nicht etwa Neuzulassung gemeint ist, ergibt sich auf jeden Fall aus der amtlichen englischen und französischen Fassung (Kapitel 2 Abschnitt 2.3.2.2). Das digitale „AETR-Kontrollgerät” ist mit dem digitalen „EG-Kontrollgerät” in Konstruktion und Funktionsweise voll identisch. Digitale EG-Kontrollgeräte werden daher auch im AETR-Verkehr akzeptiert.

    

    
      4.5.4. Pflichten der Verkehrsunternehmer (§§ 1, 20 a FPersV) (außer Aufbewahrungspflichten, vgl. insoweit Kapitel 6, Abschnitt 6.3).

      
        	
          § 20 a Abs. 2 FPersV enthält eine umfassende Verpflichtung der Verkehrsunternehmen, ihren Betrieb nach Maßgabe von Artikel 10 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu organisieren. Das bedeutet:

          
            	
              Akkordlohnverbot (Artikel 10 Abs. 1),

            

            	
              Tourenplanung so, dass die Fahrer die Vorschriften über Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten einhalten können (Artikel 10 Abs. 2),

            

            	
              „Ordnungsgemäße” Anweisungen der Fahrer und regelmäßige Überprüfung, dass die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und Kapitel II der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten) eingehalten werden (Artikel 10 Abs. 2),

            

          

        

        	
          Verpflichtung des Unternehmers, seinem Fahrer Vordrucke für handschriftliche Aufzeichnungen auszuhändigen (§ 1 Abs. 6),

        

        	

        	
          Verpflichtung des Unternehmers, seinem Fahrer bei Verwendung eines EG-Kontrollgerätes mit Schaublatt oder eines Fahrtschreibers nach § 57 a StVZO vor Beginn der Fahrt für das jeweilige Gerät zugelassene Schaublätter, natürlich in ausreichender Anzahl, auszuhändigen und dafür zu sorgen, dass das Kontrollgerät oder der Fahrtschreiber ordnungsgemäß benutzt wird (§ 1 Abs. 7),

        

        	
          Verpflichtung des Unternehmers, sämtliche von den Massenspeichern und Fahrerkarten kopierten Daten den zuständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung zu stellen, ggf. auf den durch die Behörden zu bestimmenden Datenträgern (§ 2 Abs. 5),

        

        	
          Verpflichtung von Fahrzeug-Vermietern, dem Mieter alle Daten aus dem Massenspeicher, die sich auf die vom Mieter durchgeführten Beförderungen beziehen, zur Verfügung zu stellen (§ 2 Abs. 6).

        

      

    

    
      4.5.5. Verantwortlichkeiten der Verkehrsunternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrvermittlungsagenturen (§ 20 a Absätze 2 und 3 FPersV)

      (Siehe auch Kapitel 2 Abschnitt 2.1.8.1)

      Nach § 20 a Abs. 2 FPersV sind die Vorgenannten für die Einhaltung der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der Fahrpersonalverordnung „verantwortlich”.

      Zunächst fällt auf, dass eine solche generelle Verantwortlichkeit nicht für das AETR festgelegt wird („Nicht dran gedacht?”). Im Übrigen ist „verantwortlich” natürlich ein sehr weitgehender Begriff, dessen Auslegung sicher nicht nur Kommentatoren, sondern auch die Gerichte noch beschäftigen wird.

      Nach § 20 a Abs. 3 FPersV sind die Vorgenannten verpflichtet sicherzustellen, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungszeitpläne nicht gegen die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 verstoßen. „Leichter gesagt, als getan” – könnte man meinen. Der Grundgedanke ist natürlich richtig: Für eine Tourenplanung, die zu Verstößen gegen Lenkzeitvorschriften führt, unter Umständen sogar führen muss, sind ja keineswegs nur Verkehrsunternehmen und ihre Disponenten verantwortlich. Trotzdem ist die Frage, wie man beispielsweise einem Verlader nachweisen will, dass er hätte erkennen müssen, dass zeitliche Vereinbarungen nur unter Verstoß gegen Lenkzeitvorschriften etc. realisierbar waren.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Verstöße gegen die Verpflichtung, sicherzustellen, dass Beförderungszeitpläne nicht gegen die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen, Ruhezeiten) verstoßen, stellen Ordnungswidrigkeiten nach § 8 a Abs. 3 des Fahrpersonalgesetzes dar.

          

        

      

    

  

  
    4.6. Arbeitszeitgesetz

    vom 6. Juni 1994 (BGBI. I S. 1170), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juni 2013 (BGBl. I S. 868)

    (Text abgedruckt im Anhang, Ziffer 9.3.4)

    
      4.6.1. Vorbemerkungen

      Das Arbeitszeitgesetz gilt ausschließlich für Arbeitnehmer im Bereich des Straßenverkehrs, also ausschließlich für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen.

      Für Fahrer, die unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006, das AETR oder die Fahrpersonalverordnung fallen, haben die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes allerdings nur ergänzenden Charakter. Die EU- und AETR-Regelung sowie das Fahrpersonalgesetz und die Fahrpersonalverordnung haben Vorrang.
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            HINWEIS

            Voll zum Zuge kommt das Arbeitszeitgesetz dagegen für solche Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, die weder der EU- noch der AETR-Regelung noch der Fahrpersonalverordnung unterliegen bzw. von den Vorschriften dieser Regelungen befreit sind.

          

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              BEISPIEL

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            Fahrer von Fahrzeugen zur nichtgewerblichen Güterbeförderung sind von der EG-Regelung befreit, wenn das zulässige Gesamtgewicht ihres Fahrzeugs 7,5 t nicht übersteigt (Artikel 3 Buchstabe h VO (EG) Nr. 561/2006). Sie unterliegen auch nicht den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung (§ 1 Abs. 2 Nr. 2).

            Die betreffenden Fahrer können aber „nicht machen, was sie wollen”. Vielmehr müssen sie die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes insbesondere über die werktägliche Arbeitszeit und die täglichen Ruhezeiten einhalten. Die Regelungen des neuen § 21 a ArbZG sind in diesen Fällen allerdings nicht anwendbar, weil sie sich ausschließlich auf Fahrer beziehen, die der EU- oder AETR-Regelung unterliegen.

          

        

      

    

    
      4.6.2. Die wichtigsten Regelungen

      
        4.6.2.1. Werktägliche Arbeitszeit (§ 3)

        Die Obergrenze der werktäglichen Arbeitszeit liegt grundsätzlich bei acht Stunden.

        Die werktägliche Arbeitszeit kann bis zu zehn Stunden betragen, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden.
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              HINWEISE

              1. Unter „werktäglich” wird inzwischen überwiegend die Auffassung vertreten, dass es sich hierbei um einen Zeitraum zwischen zwei Ruhezeiten handelt. Nur auf einen solchen Zeitraum bezieht sich die Obergrenze von 10 Stunden. Dies bedeutet, dass während eines 24-Stunden-Zeitraums, z.B. an einem Kalendertag, längere Arbeitszeiten als 10 Stunden möglich sind.

              2. Da unter „Schicht” üblicherweise ebenfalls ein Zeitraum zwischen Ruhezeiten verstanden wird (Gesamtzeit von Arbeitstätigkeiten und Pausen) dürfen auch innerhalb einer Schicht nicht mehr als 10 Stunden Arbeitszeit liegen.

              3. Die zulässige Tageslenkzeit von bis 10 Stunden bezieht sich ebenfalls auf einen Zeitraum zwischen zwei Ruhezeiten.

              4. Zur Vorrangfrage siehe Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.3).

            

          

        

      

      
        4.6.2.2. Nachtarbeit (§ 6 Absätze 2 und 3 in Verbindung mit § 2 Absätze 3, 4 und 5)

        Nachtarbeit darf werktäglich bis zu zehn Stunden betragen, wenn innerhalb von einem Kalendermonat oder innerhalb von vier Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden.

        Nachtarbeit ist jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden innerhalb der Nachtzeit umfasst. Nachtzeit ist nach § 2 Abs. 3 die Zeit von 23.00 bis 6.00 Uhr, nach Artikel 3 Buchstabe h der (insoweit noch nicht umgesetzten) Richtlinie 2002/15/EG jede in den nationalen Bestimmungen festgelegte Zeitspanne von mindestens vier Stunden in der Zeit zwischen 0.00 und 7.00 Uhr. § 6 ArbZG entspricht der Regelung des § 3 über die werktägliche Arbeitszeit; modifiziert wird lediglich die Dauer des Ausgleichszeitraums bei Inanspruchnahme der Obergrenze von zehn Stunden.
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              HINWEIS

              Die vorstehenden Hinweise zu § 3 ArbZG gelten entsprechend auch für die Regelung über Nachtarbeit.

            

          

        

      

      
        4.6.2.3. Wöchentliche Arbeitszeit für Fahrer, die der EU oder AETR-Regelung unterliegen (§ 21 a Abs. 4)

        Für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, die der EG-Regelung unterliegen, beträgt die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit 60 Stunden (Artikel 4 der Richtlinie 2002/15/EG in Verbindung mit der Umsetzungsregelung des § 21 a Abs. 4 des Arbeitszeitgesetzes).

        Dies gilt auch für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, die dem AETR unterliegen. Hier ist allerdings zu beachten, dass sich auf Grund des Vorrangs des AETR unter Umständen längere wöchentliche Arbeitszeiten als 60 Stunden ergeben können (vgl. Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1).
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              HINWEIS

              Für selbständige Fahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen, beträgt die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit zwar ebenfalls 60 Stunden (§ 21 a Abs. 4 ArbZG bzw. § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012).

              Auf Grund des Vorrangs der AETR-Regelung können sich aber für selbständige Fahrer, die der AETR-Regelung unterliegen, u.U. längere wöchentliche Arbeitszeiten als 60 Stunden ergeben (vgl. Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1).

            

          

        

      

      
        4.6.2.4. Wöchentliche Arbeitszeit für Fahrer, die nicht der EU- bzw. AETR-Regelung unterliegen (§ 3 und § 10 Abs. 1 Nr. 10)

        In Kapitel 4 Abschnitt 4.3.2.2 habe ich dargelegt, dass sich für Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, gleich ob Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen oder selbständige Fahrer, die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit aus der nach § 1 Abs. 1 FPersV anzuwendenden Regelung des Artikel 6 Abs. 2 der VO (EG) Nr. 561/2006 ergibt. Da die Richtlinie 2002/15/EG, auf die in Artikel 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 Bezug genommen wird, nur für Fahrer gilt, die unter die EG- oder die AETR-Regelung fallen, setzt die Annahme einer Obergrenze von 60 Stunden voraus, dass die Bezugnahme auf die Richtlinie im Falle von Fahrern, die unter die Fahrpersonalverordnung fallen, als „technische” Bezugnahme zu verstehen ist.

        Es sei aber hier darauf hingewiesen, dass auch eine andere Auslegung möglich ist. Wer die Relevanz einer „technischen” Bezugnahme nicht akzeptiert, muss feststellen, dass für Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, nirgendwo eine Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit festgelegt ist, und zwar weder im Arbeitszeitgesetz für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen noch im Gesetz vom 11. Juli 2012 für selbständige Kraftfahrer.

        Für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen ergibt sich dann die wöchentliche Arbeitszeit (Woche gleich Zeitraum von Montag 0.00 Uhr bis Sonntag 24.00 Uhr) aber aus der Addition der zulässigen werktäglichen Arbeitszeit (§ 3) und der an Sonn- und Feiertagen zulässigen Arbeitszeit (§ 10 Abs. 1 Nr. 10) von ebenfalls bis zu 10 Stunden (entsprechende Anwendung von § 3 gemäß § 11 Abs. 2 ArbZG). Wenn an sechs Werktagen und zusätzlich an Sonn- und Feiertagen gearbeitet wird, können sich in diesen Fällen zulässige Arbeitszeiten von wöchentlich bis zu 7 × 10 = 70 Stunden ergeben.

        Allerdings darf gemäß § 3 ArbZG die werktägliche Arbeitszeit innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden nicht überschreiten. Demnach ergibt sich bei einer Sechs-Tage-Woche eine zulässige wöchentliche Arbeitszeit von durchschnittlich 6 × 8 = 48 Stunden. Bei Einbeziehung zulässiger Arbeitstätigkeiten an Sonn- und Feiertagen erhöht sich die zulässige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit um 8 auf 56 Stunden (entsprechende Anwendung der Beschränkung der durchschnittlichen werktäglichen Arbeitszeit auf acht Stunden auch auf Arbeitszeiten an Sonn- und Feiertagen, vgl. § 11 Abs. 2 ArbZG).

        Im Falle einer Fünf-Tage-Woche reduziert sich allerdings die zulässige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit auch hier auf 48 Stunden. Gleichwohl ist festzustellen, dass Fahrer, die nicht der EU- bzw. AETR-Regelung unterliegen, jedenfalls bei Absolvierung einer Sechs-Tage-Woche durchschnittlich wöchentlich bis zu 56 Stunden arbeiten können und damit länger als EU- bzw. AETR-Fahrer (Problem der Ungleichbehandlung).

      

      
        4.6.2.5. Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen (§ 10 Absatz 1 Nr. 10)

        Sofern Arbeiten nicht an Werktagen durchgeführt werden können, dürfen u. a. Arbeitnehmer in Verkehrsbetrieben auch an Sonn- und Feiertagen tätig sein.

      

      
        4.6.2.6. Ruhepausen (§ 4)

        Nach höchstens sechs Stunden Arbeit muss eine Ruhepause eingelegt werden, und zwar von mindestens 30 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden bzw. von mindestens 45 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als neun Stunden.
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              HINWEIS

              1. Für Fahrer, die der EU- oder AETR-Regelung unterliegen, hat § 4 ArbZG den Charakter einer Umsetzungsvorschrift zu Artikel 5 der „EG-Arbeitszeitrichtlinie/Straßenverkehr” vom 15. März 2006. Artikel 5 bzw. § 4 widersprechen nicht dem Vorrang der EU- und AETR-Regelung (vgl. Artikel 2 Abs. 4 der Richtlinie), und zwar deswegen nicht, weil die EU- und AETR-Regelung keine generelle Pausenregelung enthalten, sondern nur eine spezielle Regelung über notwendige Fahrtunterbrechungen. Die Pausenregelung des Artikel 5 der Richtlinie bzw. des gleichlautenden § 4 ArbZG (der Ministerrat hatte aus dem deutschen Arbeitsgesetz „abgeschrieben”) stellt daher eine die Unterbrechungsregelung ergänzende Pausenregelung dar. Da es sich um umgesetztes EG- bzw. AETR-Recht handelt, gilt § 4 ArbZG für Fahrer, die der EU- bzw. AETR-Regelung unterliegen, für alle Fahrtstrecken, für die die EU- oder AETR-Regelung anzuwenden ist.

              2. Für Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, stellt § 4 ArbZG ebenfalls eine (die Fahrpersonalverordnung) ergänzende Regelung dar. Insoweit handelt es sich zwar nicht um die Umsetzung internationaler Regelungen, gleichwohl muss (ungeachtet des so genannten „Territorialitätsprinzips”) die Ruhepausenregelung auch bei Fahrten ins Ausland beachtet werden (entsprechende Anwendung des Beschlusses des BayOLG vom 28. Februar 2001; der Beschluss bezog sich zwar auf den Geltungsbereich der Fahrpersonalverordnung, dürfte aber auch auf § 4 des Arbeitszeitgesetzes anwendbar sein).

            

          

        

      

      
        4.6.2.7. Ruhezeiten für Fahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen (neuer § 21 a Abs. 5)

        Mit der Neuregelung des § 21 a Abs. 5 ArbZG ist entsprechend der EU-Vorgabe klargestellt worden, dass für Fahrer, die den EG-Vorschriften (Verordnung (EG) Nr. 561/2006) oder dem AETR unterliegen, die Ruhezeitvorschriften der EG- und AETR-Regelungen gelten. Der entsprechende enger gefasste bisherige § 5 Abs. 4 ArbZG wurde aufgehoben. Damit ist nochmals klargestellt, dass auch die nach der EG-Regelung und dem AETR bestehenden Möglichkeiten zur Verkürzung von täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten und zur Aufteilung von täglichen Ruhezeiten weiterhin in Anspruch genommen werden können.
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              HINWEIS

              Wie erläutert, findet § 5 Abs. 2 ArbZG auf Fahrer, die der EU- oder AETR-Regelung unterliegen, keine Anwendung. Anderenfalls wäre § 5 Abs. 2 insofern eine „strengere” Regelung im Sinne von Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 bzw. von Artikel 4 des AETR, als § 5 Abs. 2, der Verkürzungen der täglichen Ruhezeit nur auf 10 Stunden zulässt. Wie gesagt, die Vorschrift kommt aber nicht zum Zuge. Die EU- und AETR-Regelungen gelten uneingeschränkt.

            

          

        

      

      
        4.6.2.8. Ruhezeiten für Fahrer, die nicht der EG- oder AETR-Regelung unterliegen (§ 5)

        Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit (gemeint ist wohl werktägliche Arbeitszeit im Sinne von § 3) muss eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf zusammenhängenden Stunden eingelegt werden. U. a. in Verkehrsbetrieben kann die Ruhezeit um eine Stunde verkürzt werden, wenn die Verkürzung innerhalb eines Monats oder innerhalb von vier Kalenderwochen nachgeholt wird, und zwar durch Verlängerung einer anderen Ruhezeit auf mindestens zwölf Stunden.
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              Für Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen (Fahrer von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einen zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 t bis zu 3,5 t) bestimmen sich die Ruhezeiten ausschließlich nach den Vorschriften der Fahrpersonalverordnung (§ 1 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006). Die Regelung der Fahrpersonalverordnung hat gegenüber dem Arbeitszeitgesetz Vorrang (§ 1 Abs. 1 FPersG).

              Damit können Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, die Ruhezeitvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (entsprechende Anwendung nach § 1 Abs. 1 FPersV) uneingeschränkt in Anspruch nehmen.

              § 5 Abs. 2 ArbZG hat somit nur noch Bedeutung für angestellte Fahrer, die weder der VO (EG) Nr. 561/2006 noch dem AETR noch der Fahrpersonalverordnung unterliegen.

            

          

        

      

      
        4.6.2.9. Arbeitszeitzeiten/Bereitschaftszeiten

        Bei der Abgrenzung von Bereitschaftszeiten zu Arbeitszeiten sind die Begriffsbestimmungen des Artikel 3 der Richtlinie 2002/15/EG vom 11.

        März 2002 sowie von § 2 und § 21a Abs. 3 des Arbeitszeitgesetzes und von § 2 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012 zu beachten (Abdruck im Anhang).

        Demnach ist „Arbeitszeit” die Zeit, in der vom Fahrpersonal insbesondere folgende Tätigkeiten ausgeübt werden: Fahren, Be- und Entladen, Hilfe beim Ein- und Aussteigen der Fahrgäste, Reinigung des Fahrzeugs und technische Wartung sowie sonstige Arbeiten, die der Sicherheit des Fahrzeugs, der Ladung und der Fahrgäste dienen, ferner die Erledigung gesetzlicher bzw. behördlicher Formalitäten.

        „Bereitschaftszeiten” sind die Zeiten, in denen sich der Fahrer bereit halten muss, eine Fahrtätigkeit aufzunehmen oder wieder aufzunehmen, insbesondere Zeiten, in denen das Fahrpersonal ein Fahrzeug auf einer Fähre oder einem Zug begleitet sowie Wartezeiten beim Grenzübergang. Diese Zeiten gelten allerdings nicht als Ruhepausen (§ 21a Abs. 3 Nr. 3 ArbZG).

        „Bereitschaftszeiten” sind bei Mehr-Fahrer-Besatzungen Zeiten, die während der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbracht werden (siehe auch Kapitel 2 Abschnitt 2.1.3.6).
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              HINWEISE

              Angesichts der nicht immer eindeutigen Regelungen kommt es in der Praxis gelegentlich zu Fehlinterpretationen bzw. zur Überdehnung des Begriffes „Bereitschaftszeit”. So werden zu Unrecht Werkstattaufenthalte, Stauzeiten, Fahrzeugabnahme beim Handel als „Bereitschaftszeiten” betrachtet. Grundsätzlich ist jedenfalls der Begriff „Bereitschaftszeit” restriktiv zu verstehen.

            

          

        

      

      
        4.6.2.10. Abweichende Regelungen (§ 7)

        § 7 ArbZG eröffnet zahlreiche Möglichkeiten für abweichende tarifvertragliche Vereinbarungen.

        
          	
            Uneingeschränkt gilt § 7 Abs. 1 nur noch für Fahrer, die nicht der EG- oder AETR-Regelung unterliegen. Für Fahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen, gilt § 7 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 a nicht. Für diese Fahrer gilt aber der neue § 21 a Abs. 6, der die Möglichkeit eröffnet, durch Tarifvereinbarungen nähere Einzelheiten zu den Bereitschaftszeiten (§ 21 a Abs. 3) zu regeln und Abweichungen von den §§ 3 und 6 Abs. 2 zu vereinbaren.

          

          	
            Die eigentliche Bedeutung von § 7 Abs. 1 ArbZG bleibt im Verkehrsbereich auf das Thema Arbeitszeit beschränkt. So kann durch Tarifvertrag die Verlängerung der werktäglichen Arbeitszeit ohne Ausgleich auf über 10 Stunden vereinbart werden (Nr. 1 Buchstabe a).

          

          	
            Grundsätzlich gilt jedoch, dass durch Tarifvertrag nicht „weniger strenge”, wohl aber „strengere” Regelungen als die jeweilige gesetzliche Regelung vereinbart werden können.

          

          	
            § 7 Abs. 2 Nr. 1 ist auf Fahrpersonal, das der EG- bzw. AETR-Regelung bzw. der Fahrpersonalverordnung unterliegt, nicht anwendbar, weil dieses nicht der Ruhezeitregelung des § 5 Abs. 1 ArbZG unterliegt.

          

        

      

      
        4.6.2.11. Sonn- und Feiertagsruhe (§ 9)

        Nach § 9 Abs. 2 ArbZG kann der Beginn der grundsätzlich an Sonn- und Feiertagen um 0.00 Uhr beginnenden Sonn- und Feiertagsruhe um zwei Stunden vorverschoben werden.
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              HINWEISE

              Diese auf Drängen des Bundesministers für Verkehr in § 9 aufgenommene Sonderreglung war notwendig, weil anderenfalls die Regelung des § 30 StVO (zulässiger Fahrtbeginn trotz Sonn- und Feiertagsverbots bereits um 22.00 Uhr) nur noch für selbstfahrende Unternehmer gegolten hätte, nicht aber für angestellte Fahrer. § 9 Abs. 3 er möglicht somit auch „arbeitszeitrechtlich” den Fahrtbeginn zur gewohnten Zeit (22.00 Uhr).

            

          

        

      

      
        4.6.2.12. Sonn- und Feiertagsbeschäftigung (§§ 10, 11)

        1. Auch in Verkehrsbetrieben dürfen Arbeitnehmer auch an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 10 ArbZG).

        Dies gilt in erster Linie für den Personenverkehr, aber auch für den Güterverkehr, etwa bei Lkw-Beförderungen von frischen Lebensmitteln zur Versorgung der Bevölkerung am nachfolgenden Werktag. Diese Beförderungen sind daher nach § 30 Abs. 3 Satz 2 StVO vom Sonn- und Feiertagsfahrverbot ausgenommen. Die Anwendung von § 10 setzt allerdings voraus, dass „die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden können“. Insofern ist auch bei Verkehrsbetrieben rechtlich nicht in jedem Falle Verlass darauf, dass Fahrer an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden dürfen. Daher war es wichtig, dass in § 9 Abs 3 die Zulässigkeit der Tätigkeit von Fahrern und Beifahrern an Sonn- und Feiertagen ab 22.00 Uhr gesondert geregelt wurde (d. h. ohne die Einschränkungen des § 10).

        2. Die Befreiung vom Verbot der Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen gilt auch für Fahrtätigkeiten, die bei den in den übrigen Ziffern des Absatzes 1 und in Absatz 3 genannten Tätigkeiten entfallen.

        3. Es müssen jedoch mindestens 15 Sonntage im Jahr beschäftigungsfrei bleiben (§ 11 Abs. 1). Allerdings muss der Begriff „Beschäftigung” nach Maßgabe des § 9 Abs. 3 ausgelegt werden, d. h. auch an beschäftigungsfreien Sonntagen darf ab 22.00 Uhr gefahren werden.

        4. Aus § 11 Abs. 2 folgt, dass die Beschäftigungszeiten an Sonn- und Feiertagen auf die insgesamt zulässigen Arbeitszeiten anzurechnen sind (vgl. Anmerkungen zu § 3).

        5. Nach § 11 Abs. 3 muss Arbeitnehmern, die an einem Sonntag beschäftigt werden, ein Ersatzruhetag gewährt werden. Für Fahrer, die unter die EG- bzw. AETR-Regelung oder unter die Fahrpersonalverordnung fallen, ist Absatz 3 bereits durch die dort vorgeschriebenen wöchentlichen Ruhezeiten von mindestens 45 Stunden erfüllt.

        Im Übrigen ist zweifelhaft, ob Absatz 3 auf unter die EG-Regelung fallende Fahrer überhaupt anwendbar ist. Die VO (EG) Nr. 561/2006 kennt keinen Ruhezeitausgleich für Lenkzeiten, auch nicht für Lenkzeiten an Sonntagen. Die EG-Regelung stellt insoweit eine abschließende Regelung dar, die dem nationalen Recht der Mitglieds taaten, also auch dem deutschen Arbeitszeitgesetz vorgeht. Auch Artikel 11 der VO (EG) Nr. 561/2006 enthält keine Ermächtigung zu Regelungen im Sinne von § 11 Abs. 3, auch nicht die Richtlinie 2002/15/EG vom 11. März 2002.

      

      
        4.6.2.13. Außergewöhnliche Fälle (§ 14)

        § 14 Absatz 1 enthält die generelle Möglichkeit, von wichtigen Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes in Notfällen und sonstigen außergewöhnlichen Fällen abzuweichen. Dies ist insbesondere dann zulässig, wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderben drohen. Damit wird deutlich, dass diese Vorschrift auch für den Verkehrsbereich Bedeutung hat. Dies gilt auch für „EG- und AETR-Fälle”, zumal beide Regelungen ebenfalls vergleichbare Notklauseln enthalten (vgl. insbesondere Artikel 12 VO (EG) Nr. 561/2006).

        § 14 Absatz 2 eröffnet auch im Verkehrsbereich die Möglichkeit für zusätzliche (über das „Kontingent” nach § 3 hinausgehende) Arbeitszeiten, ohne dass es einer tarifvertraglichen Vereinbarung bedarf. Dies gilt jedenfalls für „unaufschiebbare Vor- und Abschlussarbeiten”, also Be- und Entladetätigkeiten. Darüber hinaus dürfte die Vorschrift auch im Personenverkehr Bedeutung haben, insbesondere im Linienverkehr.

      

      
        4.6.2.14. Arbeitszeitnachweise, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten (§ 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7)

        1. Nach § 16 Abs. 2 muss der Arbeitgeber Arbeitszeiten der Arbeitnehmer, die werktäglich über acht Stunden hinausgehen (bis zu 10 Stunden sind nach § 3 Satz 2 zulässig), aufzeichnen und die Nachweise mindestens zwei Jahre aufbewahren.

        Für Fahrer, die der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dem AETR unterliegen, muss der Arbeitgeber die Arbeitszeiten sogar komplett aufzeichnen und die Aufzeichnungen ebenfalls mindestens zwei Jahre aufbewahren (§ 21 a Abs. 7).

        2. Soweit Arbeitszeiten bzw. längere werktägliche Arbeitszeiten von mehr als acht Stunden nach den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, des AETR sowie des Fahrpersonalgesetzes und der Fahrpersonalverordnung zu dokumentieren sind (zum Beispiel durch Schaublätter, siehe nachstehende Ziffer 3), entfallen Aufzeichnungen nach § 16 Abs. 2 bzw. § 21 a Abs. 7 (keine „doppelte Buchführung”).

      

      
        4.6.2.15. Überprüfung vorangegangener Arbeitszeiten (§ 21 a Abs. 8)

        Ein Arbeitgeber muss anhand von Angaben des Arbeitnehmers überprüfen, welche Arbeitszeiten bei einem anderen Arbeitgeber angefallen sind. Damit soll sichergestellt werden, dass der Arbeitnehmer sein „Arbeitszeitkonto nicht überzieht”. Die Verpflichtung des Arbeitgebers bezieht sich insbesondere auch auf vorangegangene Lenktätigkeiten bei anderen Arbeitgebern.

      

    

    
      4.6.3. Anwendung des Arbeitszeitgesetzes auf Fahrer, die weder unter die EG-Regelung noch das AETR noch die Fahrpersonalverordnung fallen

      Für angestellte Fahrer, die weder unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 bzw. das AETR noch unter die Fahrpersonalverordnung fallen, ist das Arbeitszeitgesetz uneingeschränkt maßgeblich; sie haben also insbesondere die Vorschriften über die höchstzulässige werktägliche (und daraus abgeleitete) wöchentliche Arbeitszeit sowie über die Mindestdauer von Ruhepausen und Ruhezeiten zu beachten.

      
        [image: img]

        
          WICHTIG!

          In diesen Fällen gibt es keinen Vorrang anderer Regelungen gegenüber dem Arbeitsgesetz.

        

      

    

  

  
    4.7. Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479) – Abdruck im Anhang –

    
      4.7.1. Vorbemerkungen

      So wie § 21 a ArbZG handelt es sich bei dem Gesetz vom 11. Juli 2012 um eine Umsetzungsregelung zur Richtlinie 2002/15/EG, in diesem Falle für selbständige Kraftfahrer. Nach Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie hätte diese bereits ab dem 23. März 2009 auf selbständige Kraftfahrer Anwendung finden sollen. Die Richtlinie sah aber vor, dass zunächst noch einmal geprüft und geklärt werden sollte, ob die Einbeziehung Selbständiger in eine arbeitszeitrechtliche Regelung (nicht nur EG-rechtlich ein Novum) wirklich zweckmäßig und geboten ist. Dementsprechend hatte die Kommission zunächst vorgeschlagen, lediglich sogenannte „Scheinselbständige” in die Richtlinie mit einzubeziehen. Darüber gab es ein jahrelanges „Hin und Her”; eine Einigung scheiterte aber letztlich an der Haltung des Europäischen Parlaments, das auf der Einbeziehung selbständiger Kraftfahrer ohne Einschränkungen bestand. Die Kommission forderte daher die Mitgliedstaaten auf, nunmehr die Vorschrift des § 2 Abs. 1 der Richtlinie, also die Einbeziehung Selbständiger, in nationales Recht umzusetzen.

      In der Bundesrepublik Deutschland erfolgte die Umsetzung durch das „Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern” (leider hat der Gesetzgeber nicht die übliche Abkürzung mitgeliefert) vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479). Das Gesetz ist am 1. November 2012 in Kraft getreten.

    

    
      4.7.2. Persönlicher Geltungsbereich

      Das Gesetz gilt nur für selbständige Kraftfahrer, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen. Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt (§ 1 letzter Satz). Was dies im Einzelnen bedeutet, vgl. Kapitel 2, Abschnitt 2.1.2.4 sowie Kapitel 3, Abschnitt 3.3.1.3.1).

    

    
      4.7.3. Weitere Einzelheiten

      1. § 1 regelt den Anwendungsbereich wie folgt: Das Gesetz gilt nur für selbständige Kraftfahrer, die unter die Richtlinie 2002/15/EG fallen und damit unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder das AETR; die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt.

      2. Hinsichtlich des Begriffes „Selbständiger Kraftfahrer” wird auf die Definition nach Artikel 3 Buchstabe e der Richtlinie 2002/15/EG Bezug genommen (§ 1). Die Definition lautet:

      e) „selbständiger Kraftfahrer” – alle Personen, deren berufliche Tätigkeit hauptsächlich darin besteht, mit Gemeinschaftslizenz oder einer anderen berufsspezifischen Beförderungsermächtigung gewerblich im Sinne des Gemeinschaftsrechts Fahrgäste oder Waren im Straßenverkehr zu befördern, die befugt sind, auf eigene Rechnung zu arbeiten, und die nicht durch einen Arbeitsvertrag oder ein anderes arbeitsrechtliches Abhängigkeitsverhältnis an einen Arbeitgeber gebunden sind, die über den erforderlichen freien Gestaltungsspielraum für die Ausübung der betreffenden Tätigkeit verfügen, deren Einkünfte direkt von den erzielten Gewinnen abhängen und die die Freiheit haben, als Einzelne oder durch eine Zusammenarbeit zwischen selbständigen Kraftfahrern Geschäfsbeziehungen zu mehreren Kunden zu unterhalten.

      Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegen Fahrer, die diese Kriterien nicht erfüllen, den gleichen Verpflichtungen, und genießen die gleichen Rechte, wie sie diese Richtlinie für Fahrpersonal vorsieht.

      3. Die Definition des Begriffes „Arbeitszeit” (§ 2) entspricht im Wesentlichen der für Fahrer in Arbeitsverhältnissen geltenden Definition nach § 2 Absatz 1 und § 21 a Absatz 3 des Arbeitszeitgesetzes, jedoch mit der Abweichung, dass im Falle von selbständigen Kraftfahrern „allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen”, vom Begriff „Arbeitszeit” nicht erfasst werden.

      4. Die Regelung der Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit (§ 3 Absatz 1) entspricht der Regelung für Fahrer in Arbeitsverhältnissen nach § 21 a Absatz e ArbZG.

      5. Eine Regelung über die Obergrenze der werktäglichen Arbeitszeiten generell enthält das Gesetz nicht.

      6. Im Unterschied zur Regelung für Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen, für die die Nachtarbeit im Durchschnitt eines Kalendermonats oder von vier Wochen 8 Stunden nicht überschreiten darf (§ 6 Absatz 2 ArbZG), beträgt die Obergrenze von Nachtarbeit generell 10 Stunden innerhalb von 24 Stunden (§ 3 Absatz 2).

      7. Die Regelung über Ruhezeiten (§ 49) und Ruhepausen (§ 5) entsprechen den Regelungen nach § 21 a Absatz 5 bzw. § 4 des Arbeitszeitgesetzes.

      8. Wie beim Arbeitszeitgesetz, bestehen auch beim Gesetz für selbständige Kraftfahrer Aufzeich nungsplichten. Nach § 6 ist der selbständige Kraftfahrer verpflichtet, seine Arbeitszeit täglich aufzuzeichnen, soweit sie nicht ohnehin durch ein EG-Kontrollgerät aufgezeichnet worden ist. Die Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Für die erwähnten administrativen Tätigkeiten besteht keine Aufzeichnungspflicht.

    

  

  
    4.8. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

    In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. September 1888 (BGBl. I S. 1793), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 2014 (BGBl. I S. 1635).

    (Textabdruck auszugsweise im Anhang, 9.3.6)

    
      
        
          
          
          
          
        
        
          	
            TIPP

          
          	
          	
          	
        

      

      
        
          HINWEIS VORAB

          § 57 a Absatz 1 StVZO ist zum 1. Januar 2013 für Fahrzeuge, die ab diesem Zeitpunkt erstmals in Verkehr kommen, außer Kraft getreten (Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe b Nr. 6a der 47. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 10. Mai 2012 (BGBl. I S. 1090)). Für diese Fahrzeuge ist also ein Fahrtschreiber nach § 57 a Abs. 1 StVZO nicht mehr erforderlich.

          Soweit Fahrzeuge nicht ohnehin mit einem EG- bzw. AETR-Kontrollgerät betrieben werden müssen, können Fahrzeuge mit Erstzulassung nach dem 1. Januar 2013, die unter § 57 a StVZO fallen, weiterhin auf freiwilliger Grundlage mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sein. In diesem Falle sind derartige Fahrzeuge entsprechend den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 zu betreiben (§ 2 Abs. 1 FPersV), also fahrerbezogen (Nur als Ersatzgerät für einen Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO hätte es fahrzeugbezogen betrieben werden müssen).

          Für Fahrzeuge, die vor dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen sind, ist § 57 a StVZO weiterhin wie folgt anzuwenden:

        

      

    

    
      4.8.1. Anwendungsbereich

      Mit Fahrtschreibern nach § 57 a StVZO sind auszurüsten:

      
        	
          Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 7,5 t und darüber,

        

        	
          Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 40 KW und darüber, die nicht ausschließlich für land- und forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden,

        

        	
          zur Beförderung von Personen bestimmte Kraftfahrzeuge mit mehr als acht Fahrgastplätzen.

        

      

    

    
      4.8.2. Nicht-Anwendbarkeit von § 57 a auf Fahrzeuge, die mit einem EG- oder AETR-Kontrollgerät ausgerüstet sein müssen

      Die Ausrüstungspflicht mit einen Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO besteht selbstverständlich nur, wenn nicht ein EG- oder AETR-Kontrollgerät vorgeschrieben ist (Vorrang der EU- bzw. AETR-Regelung gegenüber nationalem Recht).

    

    
      4.8.3. Weitere Ausnahmen von der Fahrtschreiberpflicht

      Nach § 57 a Abs. 1 Satz 2 StVZO (Neufassung) sind außerdem folgende Fahrzeugkategorien von der Ausrüstungspflicht mit einem Fahrtschreiber befreit:

      
        	
          Kraftfahrzeuge mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h,

        

        	
          Kraftfahrzeuge (außer Kraftomnibussen) der Bundeswehr, außer der Bundeswehrverwaltung,

        

        	
          Kraftfahrzeuge der Feuerwehren und der anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes,

        

        	
          Fahrzeuge, die in § 18 Abs. 1 FPersV genannt sind,

        

        	

        	
          Fahrzeuge, die in Artikel 3 Buchstabe d bis g und i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 (ABl. EU Nr. L 102 S. 1) genannt sind.

        

      

    

    
      4.8.4. Verbleibende Anwendungsfälle

      1. In Anbetracht der weitgehenden Nicht-Anwendbarkeit von § 57 a StVZO bzw. der Vielzahl von Ausnahmen (§ 57 a Abs. 1 Satz 2 StVZO) verbleiben für den Fahrtschreiber im Wesentlichen nur Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km (Linienbusse, die auf längeren Linien eingesetzt werden, sind mit EG- bzw. AETR-Kontrollgeräten auszurüsten (Näheres siehe Kapitel 6).

      2. In einigen wenigen Fällen kommen auch andere Fahrzeugkategorien in Betracht, zum Beispiel Wohnmobile mit einem zulässigen Gesamtgewicht ab 7,5 t, worauf die amtliche Begründung ausdrücklich hingewiesen hatte. Der Hinweis war insofern berechtigt, als Wohnmobile nicht in § 18 Abs. 1 FPersV genannt sind; sie fallen auch nicht unter die Nr. 9 (Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen zur nichtgewerblichen Personenbeförderung). Gleichwohl fallen Wohnmobile nicht unter die Fahrpersonalverordnung, aber nicht, weil sie zu den in § 18 FPersV genannten Fahrzeugen gehören, sondern weil die Fahrpersonalverordnung, was Fahrzeuge zur Personenbeförderung angeht, nur Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km erfasst. Eine Ausrüstungspflicht von Wohnmobilen mit Fahrtschreibern nach § 57 a StVZO wäre nur dann nicht gegeben, wenn die spezifischen Ausnahmetatbestände nach § 57 a Satz 2 vorlägen, also insbesondere die Erwähnung in § 18 Abs. 1 FPersV. Dies ist aber nicht der Fall.

    

    
      4.8.5. Fahrtschreiber in Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km

      Erläuterungen hierzu finden Sie im Kapitel 5.

    

    
      4.8.6. Freiwillige Verwendung von EG-Kontrollgeräten

      Nach § 57 a Abs. 3 StVZO können statt des vorgeschriebenen Fahrtschreibers EG-Kontrollgeräte (auch digitale) verwendet werden. Erläuterungen hierzu finden Sie ebenfalls in Kapitel 5.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Kaum praxisgerecht ist, dass beim Einsatz von Linienbussen mit EG-Kontrollgeräten im Gelegenheitsverkehr von der fahrzeugbezogenen Betriebsweise auf die fahrerbezogene Betriebsweise umgestellt werden muss.

            Im Übrigen liegt eine Ungleichbehandlung im Verhältnis zu Linienbussen bei Linienlängen von mehr als 50 km insofern vor, als deren – allerdings obligatorischen – Kontrollgeräte fahrerbezogen zu betreiben sind.

          

        

      

    

    
      4.8.7. Austausch von Kontrollgeräten

      Durch § 57 a Abs. 3 Satz 4 und 5 StVZO wird näher definiert, was unter einem Austausch eines defekten herkömmlichen Kontrollgerätes zu verstehen ist. Diese Vorschrift hat mit dem Thema Fahrtschreiber nichts zu tun; die Vorschrift ist hier nur „geparkt” (siehe hierzu Kapitel 2 und 6).

    

  

  
    4.9. Buß- und Verwarnungsgeldkataloge

    Die Buß- und Verwarnungsgeldkataloge zum Fahrpersonalrecht beziehen sich auf Zuwiderhandlungen gegen

    
      	
        die Verordnung (EG) Nr. 561/2006,

      

      	
        die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

      

      	

      	
        die Verordnung (EG) Nr. 2135/98

      

      	
        die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85,

      

      	
        das AETR,

      

      	
        das Fahrpersonalgesetz,

      

      	
        die Fahrpersonalverordnung.

      

    

    Adressaten können sein

    
      	
        Fahrer von Kraftfahrzeugen,

      

      	
        Fahrzeughalter,

      

      	
        Verkehrsunternehmer,

      

      	
        Werkstattinhaber und Installateure.

      

      	
        im Hinblick auf die Verpflichtungen nach Artikel 10 Abs. 4 VO (EG) Nr. 561/2006 nunmehr auch neben Unternehmern Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrvermittlungsagenturen. Zu Ordnungswidrigkeitenverfahren kann es in diesen Fällen kommen, wenn entgegen Artikel 10 Abs. 4 vertraglich kein „Beförderungszeitplan” vereinbart bzw. nicht sichergestellt wurde, dass durch den Beförderungszeitplan die Einhaltung der Vorschriften über die höchstzulässigen Lenkzeiten sowie die Mindestdauer der Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten sichergestellt ist.

      

    

    Bußgeldbewehrung nach B. I Lfd. Nr. 18:

    Je vorschriftswidrigem Beförderungszeitplan (wozu offensichtlich auch ein nicht vorhandener zählt) für jedes betroffene Fahrzeug und für jeden Tag, an dem der Plan in Kraft war, 250,– Euro, mindestens 500,– Euro.

    Die Buß- und Verwarnungsgeldsätze sind im Übrigen (jedenfalls im internationalen Vergleich, soweit ein solcher möglich ist) „moderat” geblieben, gleichwohl können sich hohe Beträge durch die Addition von Einzelsätzen beim „Zusammentreffen mehrerer Gesetzesverletzungen” ergeben (Näheres hierzu mit Berechnungsbeispielen siehe Abschnitt A., der den verschiedenen Katalogen vorangestellt ist). Es ist sicher kein Zufall, dass die Bußgeldobergrenzen für Fahrerverstöße 5.000,– Euro und in den übrigen Fällen bis zu 15.000,– Euro betragen (§ 8 a Abs. 5 Fahrpersonalgesetz).

    
      
        
          
          
          
          
        
        
          	
            TIPP

          
          	
          	
          	
        

      

      
        
          HINWEISE

          1. Auch die neuen Buß- und Verwarnungsgeldkataloge stellen keine gesetzliche Regelung dar. Gerichte sind daher an die entsprechenden Berechnungen von Buß- und Verwarnungsgeldern nicht gebunden (können auch, was gelegentlich vorkommt, darunter bleiben). Die Kataloge dienen in erster Linie den zuständigen Behörden als Orientierung, dies mit dem Ziel einer möglichst bundeseinheitlichen Festsetzung von Buß- und Verwarnungsgeldern. Nicht zuletzt ermöglicht die Kenntnis der Kataloge den Betroffenen, sich darauf einzustellen, was auf sie zukommen kann.

          2. Die Kommission hat für den Fall, dass Ruhezeiten nicht eingehalten werden, zur Berechnung der Tageslenkzeit folgenden „Ansatz” empfohlen:

          „Die Berechnung der Tageslenkzeit endet am Anfang einer ununterbrochenen Ruhezeit von mindestens sieben Stunden. Die Berechnung der nachfolgenden Tageslenkzeit beginnt folglich am Ende dieser Ruhezeit von mindestens sieben Stunden.” (Vgl. Durchführungsbeschluss der Kommission vom 7. Juni 2011, abgedruckt im Anhang).

          Rechtlich handelt es sich um eine bloße Empfehlung der Kommission an die Mitgliedstaaten. Die Bundesrepublik Deutschland hat diese Empfehlung noch nicht aufgegriffen. So wird insbesondere in der amtlichen Verlautbarung der zuständigen Behörden des Bundes und der Länder (Stand September 2014) auf den Beschluss der Kommission nicht eingegangen. Die deutsche Vollzugspraxis bei Verstößen gegen Lenk- und Ruhezeitvorschriften bleibt daher vorerst unverändert.

          3. Die Neufassung des Buß- und Verwarnungsgeldkataloges, Stand Juni 2012, kann auf der Homepage des Bundesamtes für Güterverkehr (BAG) unter „Rechtsvorschriften, Lenk- und Ruhezeiten“ abgerufen werden.

        

      

    

  


  
     5. Sonderregelungen für Fahrer von Linienbussen

  

  
    5.1. Linienbusse bei Linienlängen von mehr als 50 km (EU- und AETR-Regelungen)

    
      5.1.1. Lenkzeiten, Unterbrechungen, Ruhezeiten

      Linienbusse bei Linienlängen von mehr als 50 km unterliegen der EU-Regelung (insbesondere Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und Verordnung (EWG) Nr. 3821/85) sowie dem AETR. Welche Regelung jeweils anzuwenden ist, ist in den Kapiteln I und III dargestellt. Hinsichtlich der höchstzulässigen Lenkzeiten und der Mindestdauer von Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten gelten dieselben Regelungen wie für Fahrer im Gelegenheits- oder Güterkraftverkehr.

    

    
      5.1.2. Kontrollmittel

      Kontrollmittel sind herkömmliche Geräte mit Schaublattverwendung bzw. digitale Kontrollgeräte mit Verwendung von Kontrollgerätkarten, insbesondere Fahrerkarten. Im AETR-Verkehr sind für in Deutschland nach dem 15. Juni 2010 erstmals zugelassene Fahrzeuge digitale Kontrollgeräte erforderlich (§ 19 FPersV in Verbindung mit Artikel 13 Abs. 1 AETR). Eine Nachrüstungspflicht für früher zugelassene Fahrzeuge besteht – im Unterschied zur EG-Regelung – nicht. (Siehe auch Hinweis S. 76).

    

    
      5.1.3. Nachrüstung von EG-Linienbussen mit digitalen Kontrollgeräten, die der EU-Regelung unterliegen (Regelung ab 31. Dezember 2007)

      Für die Nachrüstung von „EG-Linienbussen” mit digitalen Kontrollgeräten gibt es keine spezielle Regelung. Ob die betreffenden Fahrzeuge mit herkömmlichen oder mit digitalen Kontrollgeräten auszurüsten sind, richtet sich also nach der für digitale Kontrollgeräte geltenden allgemeinen Regelung (vgl. Kapitel 2.3.2). Das bedeutet:

      
        	
          „EG-Linienbusse” müssen auf ein digitales Kontrollgerät umgerüstet werden, wenn die erstmalige Zulassung des Fahrzeugs nach dem 1. Mai 2006 erfolgt war. Die Betriebsweise richtet sich nach den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (siehe auch § 2 Abs. 1 FPersV).

        

        	
          Bei erstmaliger Zulassung nach dem 1. Januar 1996 und vor dem 1. Mai 2006 müssen „EG-Linienbusse” nur dann auf digitale Kontrollgeräte umgerüstet werden, wenn ein defektes herkömmliches Kontrollgerät auszutauschen ist und es sich um Fahrzeuge handelt, deren zulässiges Gesamtgewicht 10 t übersteigt (vgl. auch § 57a Abs. 3 StVZO; demnach ist unter „Austausch” nur zu verstehen, wenn das gesamte Kontrollgerät-System, bestehend aus Registriereinheit und Geschwindigkeitsgeber, ausgetauscht wird. Damit entfällt zum Beispiel die Notwendigkeit, ein digitales Gerät einzubauen, nur weil beim bisherigen Gerät die Uhr nicht mehr funktioniert).

        

      

      In allen anderen Fällen ist das herkömmliche EG-Kontrollgerät ausreichend, aber nunmehr obligatorisch.
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            HINWEIS ZUR FREIWILLIGEN VERWENDUNG VON DIGITALEN KONTROLLGERÄTEN

            Selbstverständlich können digitale Kontrollgeräte auch freiwillig bzw. vorzeitig (d.h. noch vor Eintritt der Austauschnotwendigkeit) verwendet werden. Die (fahrerbezogene) Betriebsweise richtet sich auch in diesen Fällen nach den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (siehe § 2 Abs. 1 FPersV; die fahrzeugbezogene Betriebsweise nach § 57a Abs. 3 FPersV bezieht sich nur auf Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km; bei „EG-Linienbussen” (Linienlängen mehr als 50 km) hat die EU-Regelung auch hinsichtlich der Betriebsweise Vorrang).

            Digitale AETR-Kontrollgeräte können auf freiwilliger Basis auch in Fahrzeugen verwendet werden, deren Erstzulassung vor dem 15. Juni 2010 lag. Sie sind ggf. – fahrerbezogen – nach den Vorschriften des AETR zu betreiben.

          

        

      

    

  

  
    5.2. Sonderregelungen für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km (§ 1 FPersV in Verbindung mit § 57a Abs. 3 StVZO)

    Hinsichtlich der Lenkzeiten, Unterbrechungszeiten und Ruhezeiten findet die EU-Regelung grundsätzlich entsprechende Anwendung (Artikel 4, 6 bis 9 und 12 VO (EG) Nr. 561/2006). Abweichend von der EU-Regelung gibt es aber Sonderregelungen nach § 1 Absätze 3 und 4 FPersV.

    
      5.2.1. Sonderregelung über Fahrtunterbrechungen (§ 1 Abs. 3 FPersV)

      
        5.2.1.1. Vorbemerkung

        Die Sonderregelung nach § 1 Abs. 3 gilt „abweichend von Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006”. Dies bedeutet aber nicht, dass die EU-Regelung über Fahrtunterbrechungen „komplett” keine Anwendung findet. Die Abweichung bezieht sich nur auf Artikel 7 und damit ausschließlich auf die zeitliche Disponierung von Fahrtunterbrechungen. Unberührt bleibt Artikel 4, der ja gemäß § 1 Abs. 1 ebenfalls anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass die Definition der „Fahrtunterbrechung” nach Artikel 4 Buchstabe d VO (EG) Nr. 561/2006 unbeschadet der Sonderregelung nach § 1 Abs. 3 auch für Linienbusfahrer im Linienverkehr bis 50 km Linienlänge gilt. Dies wiederum hat erhebliche Bedeutung für die Frage, ob während der Fahrtunterbrechungen auch andere Tätigkeiten zulässig sind (vgl. nachstehenden Abschnitt 5.2.1.7).

        Allerdings dürfte der Begriff „Lenkdauer” (Artikel 4 Buchstabe q) für Fahrer im Linienverkehr bis zu 50 km Linienlänge keine Rolle spielen, und zwar deswegen nicht, weil in § 1 Abs. 3 ausdrücklich von „Lenkzeit” die Rede ist, also nicht von „Lenkdauer” (Beides läuft allerdings auf dasselbe hinaus, vgl. Kapitel 2.1.3).

      

      
        5.2.1.2. Die beiden Möglichkeiten

        § 1 Abs. 3 beinhaltet eine Sonderregelung für Fahrer von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km. Die Sonderregelung bezieht sich auf Zeitpunkt und Mindestdauer von Fahrtunterbrechungen. Demnach gilt Folgendes:

        Variante 1

        Bei einem durchschnittlichen Haltestellenabstand von mehr als 3 km muss nach 4 ½ Stunden Lenkzeit eine Unterbrechung von mindestens 30 Minuten eingelegt werden. Diese kann durch zwei Teilunterbrechungen von mindestens 20 Minuten oder drei Teilunterbrechungen von mindestens 15 Minuten ersetzt werden. Die Teilunterbrechungen müssen innerhalb der Lenkzeit von 4 ½ Stunden oder teils innerhalb der Lenkzeit und teils unmittelbar danach liegen.

        Sobald die Unterbrechungen ingesamt, zusammenhängend oder in Teilen, die vorgeschriebene Mindestdauer von 30 Minuten erreichen, beginnt ein neuer 4 ½-Stunden-Abschnitt (so jedenfalls Verkehrsblattverlautbarung vom 12. Dezember 1999; diese bezog sich auf die damalige EU-Regelung, dürfte aber entsprechend auch auf die Regelung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 FPersV anwendbar sein; zur Problematik vgl. Kapitel 2.1.3.4). Beginn eines neuen 4 ½-Stunden-Abschnitts bedeutet genauer, dass ab diesem Zeitpunkt die Lenkzeiten erneut addiert werden müssen. Spätestens nach Erreichen von 270 Minuten muss erneut die vorgeschriebene Unterbrechung eingelegt werden (oder eine Ruhezeit).
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              a) Nach zwei Stunden Lenkzeit → Teilunterbrechung von 20 Minuten, nach vier Stunden Lenkzeit → weitere Teilunterbrechung von 25 Minuten. Damit ist das „Unterbrechungssoll” erreicht und es beginnt ein neuer 4 ½-Stunden-Abschnitt. Dabei spielt es keine Rolle, dass der vorangegangene 4 ½-Stunden-Abschnitt noch nicht „verbraucht” war.

              b) Nach zwei Stunden Lenkzeit → Teilunterbrechung von 15 Minuten, nach drei Stunden Lenkzeit → weitere Teilunterbrechung von 15 Minuten, nach 4 ½ Stunden Lenkzeit → dritte Teilunterbrechung von 15 Minuten. Danach Beginn eines neuen 4 ½-Stunden-Abschnitts.
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              HINWEIS

              Da auch für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km die Definitionen des Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 gelten, ist auch in diesen Fällen unter Lenkzeit die Zeit zu verstehen, die vom Kontrollgerät als „Lenken” aufgezeichnet wird (Artikel 4 Buchstabe j). Allerdings nimmt diese Definition nur Bezug auf EG-Kontrollgeräte. Nach Sinn und Zweck der Regelung ist aber davon auszugehen, dass bei Linienbussen die Definition nach Artikel 4 Buchstabe j auch auf Fahrtschreiber im Sinne von § 57 a StVZO Anwendung findet. (Eine „Auslegungsalternative” wäre die „Rückkehr” zum Urteil des Bayerischen Oberlandesgerichts vom 30. Juni 1988, wonach unter Lenkzeit grundsätzlich auch noch die ersten drei Minuten nach einem Halt zu verstehen sind, ferner auch die Zeit in einem Stau. Dieses Urteil war allerdings schon durch die Verkehrsblattverlautbarung vom 19. Dezember 1999 (Verkehrsblatt Heft 1/2000) überholt, die Lenkzeit bereits als Zeit definierte, die vom Kontrollgerät als LENKEN aufgezeichnet wird.)

            

          

        

        Variante 2

        Bei einem durchschnittlichen Haltestellenabstand von nicht mehr als drei Kilometern sind als Fahrtunterbrechungen Arbeitsunterbrechungen von mindestens 10 Minuten ausreichend. Voraussetzung ist, dass diese Kurzpausen nach den Dienst- und Fahrplänen in der Arbeitsschicht enthalten sind und dass die Gesamtdauer der Arbeitsunterbrechungen mindestens ein Sechstel der vorgesehenen Lenkzeit beträgt. Durch Tarifvertrag kann vereinbart werden, dass Arbeitsunterbrechungen von mindestens 8 Minuten ausreichen.
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              HINWEIS

              Der auf Fahrer von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km anwendbare § 7 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG sieht ebenfalls die Möglichkeit vor, in Verkehrsbetrieben durch Tarifvertrag die Aufteilung der Ruhepausen in Kurzpausen zu vereinbaren, und zwar von „angemessener Dauer”. In Anbetracht der Regelung in § 1 Abs. 3 FPersV (2. Variante) dürfte allerdings das Kriterium „angemessene Dauer” Kurzpausen von mindestens acht Minuten erfordern. Wenn dies der Fall ist, erfüllt die Sechstellung gleichzeitig die Anforderungen an Ruhepausen nach § 4 ArbZG.

            

          

        

      

      
        5.2.1.3. Gilt die 4 ½-Stunden-Obergrenze auch für die 2. Variante?

        Nach Auffassung des für Sozialvorschriften zuständigen Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz gilt die 4 ½-Stunden-Begrenzung auch im Falle der Nr. 2. Diese enthalte lediglich die Möglichkeit kürzerer Fahrtunterbrechungen. Der Grundsatz, dass nicht länger als 4 ½ Stunden gefahren werden darf, bleibe aber unberührt, auch wenn davon im Text der Nr. 2 keine Rede ist.

        Diese Auffassung wird jedoch, soweit ersichtlich, durch sonstige Kommentierungen etc. nicht bestätigt. Wie die „bayerische Auslegung” im Einzelnen zu verstehen sein soll, ist auch unklar. Arbeitsunterbrechungen im Sinne von Nr. 2 sind im Unterschied zu Fahrtunterbrechungen nach Nr. 1 auf die gesamte Arbeitsschicht bezogen (mindestens ein Sechstel der in der Arbeitsschicht vorgesehenen Lenkzeiten) und nicht nur auf einen ersten Lenkzeitabschnitt von 4 ½ Stunden. Die Nr. 2 enthält daher konsequenterweise auch keine Bestimmung, zu welchem Zeitpunkt eine Arbeitsunterbrechung einzulegen ist. Die vorgesehenen „Arbeitsunterbrechungen” können daher beliebig auf die Gesamtschicht verteilt werden. Demgegenüber würde die bayerische Auslegung bedeuten, dass die auf die Gesamtschicht bezogenen Arbeitsunterbrechungen spätestens nach 4 ½ Stunden Lenkzeit eingelegt sein müssen. Dies wäre jedoch sinnwidrig und entspräche nicht Sinn und Zweck der Sonderregelung nach Nr. 2.

        Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen müssen allerdings § 4 des Arbeitszeitgesetzes beachten, wonach spätestens nach einer Arbeitszeit von sechs Stunden eine Ruhepause einzulegen ist.
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              Tagesdienst 8 Std. 18 Minuten, davon

              
                	
                  vorbereitende Tätigkeiten 20 Minuten,

                

                	
                  reine Fahrzeit 6 Stunden,

                

                	
                  erforderliche Arbeitsunterbrechungen nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 FPersV 60 Minuten,

                

                	
                  tatsächliche anrechenbaren Wendezeiten nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 FPersV 1 Stunde 30 Minuten.

                

              

              Nach einer Fahrzeit von 5 Std. 40 Minuten ist einschließlich der vorbereitenden Tätigkeiten eine Arbeitszeit von 6 Stunden erreicht. Nach § 4 ArbZG ist nunmehr eine Ruhepause von mindestens 30 Minuten erforderlich. Anschließend restliche Fahrzeit von 20 Minuten. Wenn während dieser 20 Minuten auf Grund der 1/6-Regelung noch Arbeitsunterbrechungen nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 FPersV anstehen, kann die 30-Minuten-Pause hierauf angerechnet werden.

            

          

        

      

      
        5.2.1.4. Kann bei einem durchschnittlichen Haltestellenabstand von nicht mehr als drei Kilometern (Nr. 2) wahlweise auch die Unterbrechungsregelung nach Nr. 1 angewandt werden?

        Gelegentlich wird die Auffassung vertreten, die Unterbrechungsregelung der Nr. 1 sei in den Fällen der Nr. 2 nicht anwendbar. Vorsorglich sei darauf hingewiesen, dass eine solche, wenn auch in Anbetracht des Wortlauts von Satz 1 der Nr. 1 zunächst naheliegende Auslegung nicht haltbar wäre bzw. nicht der allgemeinen Auslegung entspräche. So heißt es zum Beispiel im Kommentar von Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger (Arbeitszeit- und Sozialvorschriften für das Fahrpersonal im Straßenverkehr, Vogel-Verlag): „Wenn dies auch vom Wortlaut der Bestimmungen nicht eindeutig bestätigt wird, muss davon ausgegangen werden, dass bei einem Haltestellenabstand von weniger als 3 km wahlweise auch die Bestimmung nach Absatz 3 Nr. 1 angewandt werden kann.”

        Eine Bestätigung ergibt sich daraus, dass in § 1 Abs. 3 Nr. 2 in Satz 1 vor dem Wort „Arbeitsunterbrechungen” das Wort „auch” eingefügt worden ist. Damit wurde bekräftigt, dass die Regelung der Nummer 2 lediglich den Charakter einer ergänzenden Spezialregelung hat.

        Jedenfalls ergibt sich aus dem Kontext bzw. der logischen Abfolge der Nummern 1 und 2, dass die Pausenregelung nach Nr. 1 sozusagen den Regelfall darstellen soll und dass die „lockerere” Pausenregelung nach Nr. 2 nur ein Angebot ist, mit dem „den Besonderheiten des kurzen Personenlinienverkehrs, insbesondere des städtischen Omnibusverkehrs Rechnung getragen wird” (Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger). Dieses Angebot muss aber nicht angenommen werden. Vielmehr bleibt es aber dabei, dass die Regelung der Nr. 1 die Grundregelung darstellt, also auch in Anspruch genommen werden kann, wenn es sich um Haltestellenabstände von nicht mehr als 3 km handelt.

        Im Übrigen sind die Anforderungen nach Nr. 1 in der Regel insofern „strenger” als nach Nr. 2, weil auch Teilunterbrechungen nach Nr. 1 mindestens 20 bzw. 15 Minuten betragen müssen statt nur 10 Minuten bzw., wenn tariflich vereinbart, 8 Minuten nach Nr. 2.

        Dafür können sich nach Nr. 2 unter Umständen insgesamt längere Pausenzeiten ergeben (z.B. bei acht Stunden Lenkzeit Pausen von insgesamt 80 Minuten, während nach Nr. 1 nach 4 ½ Stunden nur 30 Minuten anfallen und nach weiteren 3 ½ Stunden weitere 30 Minuten, bei einer Lenkzeit von acht Stunden insgesamt also nur 60 Minuten). Unter Verkehrssicherheits- und Arbeitsschutzaspekten dürften die Anforderungen nach Nummer 1 aber, wie gesagt, in der Regel „strenger” sein als nach Nr. 2.
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              Inzwischen ist durch Ziffer 7.2.2 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, bestätigt worden, dass die Unterbrechungsregelung nach Nr. 1 auch dann anwendbar ist, wenn der durchschnittliche Haltestellenabstand nicht mehr als 3 km beträgt.

            

          

        

      

      
        5.2.1.5. Müssen auch die Unterbrechungen nach Nummer 2 ununterbrochen sein?

        Diese Frage könnte man stellen, weil die Fahrtunterbrechungen nach Nummer 1 „zusammenhängend”, also ohne Unterbrechungen, eingelegt werden müssen, in Nummer 2 aber der Begriff „zusammenhängend” fehlt. Dem sollte man aber keine besondere Bedeutung beimessen. Wenn schon nach Nummer 1 jede der zulässigen Fahrtunterbrechungen zusammenhängend eingelegt werden muss, dürfte dies erst recht für die wesentlichen kürzeren Unterbrechungszeiten von nur 10 bzw. nur 8 Minuten nach Nummer 2 gelten.

      

      
        5.2.1.6. Wie wirken sich Verspätungen aus?

        Bei Verspätungen können die vorgeschriebenen Unterbrechungen nicht immer voll eingehalten werden, weil ja fahrplanmäßig pünktlich weitergefahren werden muss. Die Unterschreitung der vorgeschriebenen Mindestdauer der Unterbrechungen ist aber nur dann hinnehmbar, wenn es sich nur um gelegentliche und nicht um regelmäßige Verspätungen handelt. Bei regelmäßigen Verspätungen müsste angenommen werden, dass der Dienstplan zu knapp kalkuliert ist.

        Im Falle der 2. Variante hat der Gesetzgeber ausdrücklich bestimmt, dass die Unterbrechungen in Dienst- und Fahrplänen enthalten sind. Dabei wird vorausgesetzt, dass die Arbeits- bzw. Lenkzeiten so kalkuliert sind, dass es im Normalfall zu keinen Verspätungen kommt. Der Einbau eines zeitlichen „Puffers” ist zwar nicht erforderlich, wohl aber die realistische Gestaltung der Dienst- und Fahrpläne.

      

      
        5.2.1.7. Wie wirken sich Fahreraktivitäten während der Unterbrechungen aus?

        In der Praxis üben Fahrer von Linienbussen während ihrer Pausen weitere Tätigkeiten aus, zum Beispiel Zielschilder umstellen, Fahrscheine zurechtlegen oder die Kasse ordnen.

        Wie schon erwähnt, gilt nach § 1 Abs. 1 FPersV auch im Linienverkehr bis zu 50 km die Definition der „Fahrtunterbrechung” nach Artikel 4 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (die Sonderregelung des § 1 Abs. 3 bezieht sich nur auf die zeitlichen Dispositionen der Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006). Demnach dürfen während einer Fahrtunterbrechung keine anderen Tätigkeiten ausgeübt werden – geschieht das dennoch, wird die betreffende Zeit nicht als „Fahrtunterbrechung” anerkannt. Dies ist auch die Auffassung der Aufsichtsbehörden wie auch der sonstigen Kommentierung.

        Wie in Kapitel 2 dargelegt, bedeutet dies, dass etwaige unterwegs anfallende sonstigen Tätigkeiten grundsätzlich zusätzlich zur eigentlichen Fahrtunterbrechung eingelegt werden müssen. Im Linienbusverkehr dürfte dies jedoch, insbesondere im Hinblick auf die Gestaltung von „Wendezeiten” zu erheblichen praktischen Schwierigkeiten führen.
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              Nach 3 Stunden Fahrt wird eine Fahrtunterbrechung von 15 Minuten eingelegt. Damit die 15 Minuten als „Fahrtunterbrechung” gelten können, könnten andere Arbeiten (z.B. Kontrolle und Verkauf von Fahrscheinen an einer Haltestelle) erst anschließend verrichtet werden. „Streng genommen” dürfte der Fahrer neue Fahrgäste also erst nach Ende der „Fahrtunterbrechung” von 15 Minuten einsteigen lassen, also erst zu Beginn der zusätzlichen Haltezeit. Dies wäre natürlich völlig praxisfern und würde bei den Fahrgästen auf Unverständnis stoßen.

              In Anbetracht der besonderen Gegebenheiten im Omnibus-Linienverkehr erscheint es daher vertretbar, dass derartige Tätigkeiten auch während einer Fahrt- oder Arbeitsunterbrechung toleriert werden. (Der Fall liegt ja ähnlich wie die Situation, dass ein Lkw-Fahrer auf einem Parkplatz oder Terminal genötigt ist, sein Fahrzeug auch während einer Fahrtunterbrechung zu bewegen. Für diesen Fall hat, wie dargelegt, die EU-Kommission aber zu Recht empfohlen, „ein Auge zuzudrücken” und die jeweilige Fahrtunterbrechung gleichwohl als solche anzuerkennen.)

            

          

        

        Gleichwohl heißt es in der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, unter Ziffer 7.2 ein wenig apodiktisch: „Eine Fahrtunterbrechung liegt nur dann vor, wenn der Fahrer während dieser Zeit keine Fahrtätigkeit und keine anderen Arbeiten, wie z.B. Fahrscheinverkauf oder Fahrscheinkontrolle, ausführt und dieser Zeitraum ausschließlich zur Erholung genutzt wird”. Gewiss – so ist die Regelung. Es dürfte wohl auf die Haltung der Kontrollorgane vor Ort ankommen.
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              Das Bundesarbeitsgericht hat sich in seinem Urteil vom 17. Juli 2008, 6 AZR 602/07, mit der Frage der Vergütung von Pausen- und Wendezeiten im öffentlichen Nahverkehr befasst. Im konkreten Fall kam das BAG zu dem Ergebnis, dass die betreffenden Zeiten einer Vergütung unterliegen. Daraus kann allerdings nicht hergeleitet werden, dass nach Auffassung des BAG Pausen und Wendezeiten, in denen der Fahrer (üblicherweise oder auch nach Maßgabe der Dienstpläne) bestimmte Tätigkeiten ausübt, als ordnungsgemäße „Fahrtunterbrechungen” im Sinne von § 1 Abs. 3 FPersV zu betrachten sind. Mit dieser Frage hat sich das Gericht gar nicht befasst. (Die Frage der Vergütung von Pausen und Wendezeiten kann auch in der vorliegenden Broschüre nicht behandelt werden; Fragen der Vergütung sind nicht Gegenstand der Sozialvorschriften im Straßenverkehr, mit der (scheinbaren) Ausnahme des Akkordlohnverbots, bei dem es dem Gesetzgeber aber nicht um die Frage von Vergütungen ging, sondern ausschließlich um Aspekte der Verkehrssicherheit und des Gesundheitsschutzes).

            

          

        

      

      
        5.2.1.8. Dienstplanbeispiel aus der Praxis
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                    DIENSTPLAN A

                  
                  	
                

                
                  	
                    5.02 bis 5.19 Fahr

                  
                  	
                    =17 Minuten

                  
                

                
                  	
                    5.19 bis 5.23 Pause

                  
                  	
                    =4 Minuten

                  
                

                
                  	
                    5.23 bis 5.53 Fahrt

                  
                  	
                    =30 Minuten

                  
                

                
                  	
                    5.53 bis 5.56 Pause

                  
                  	
                    =3 Minuten

                  
                

                
                  	
                    5.56 bis 6.40 Fahrt

                  
                  	
                    =44 Minuten

                  
                

                
                  	
                    6.40 bis 6.50 Pause

                  
                  	
                    =10 Minuten

                  
                

                
                  	
                    6.50 bis 7.40 Fahrt

                  
                  	
                    =50 Minuten

                  
                

                
                  	
                    7.40 bis 7.43 Pause

                  
                  	
                    =13 Minuten

                  
                

                
                  	
                    7.43 bis 8.15 Fahrt

                  
                  	
                    =32 Minuten

                  
                

                
                  	
                    8.15 bis 8.52 Pause

                  
                  	
                    =37 Minuten

                  
                

                
                  	
                    8.52 bis 9.23 Fahrt

                  
                  	
                    =31 Minuten

                  
                

                
                  	
                    9.23 bis 9.25 Pause

                  
                  	
                    =12 Minuten

                  
                

                
                  	
                    9.25 bis 10.13 Fahrt

                  
                  	
                    =48 Minuten

                  
                

                
                  	
                    10.13 bis 10.30 Pause

                  
                  	
                    =17 Minuten

                  
                

                
                  	
                    10.30 bis 11.20 Fahrt

                  
                  	
                    =50 Minuten

                  
                

                
                  	
                    11.20 bis 11.23 Pause

                  
                  	
                    =13 Minuten

                  
                

                
                  	
                    11.23 bis 12.08 Fahrt

                  
                  	
                    =45 Minuten

                  
                

                
                  	
                    12.08 bis 12.11 Pause

                  
                  	
                    =13 Minuten

                  
                

                
                  	
                    12.11 bis 13.06 Fahrt

                  
                  	
                    =55 Minuten

                  
                

                
                  	
                    13.06 bis 13.16 Pause

                  
                  	
                    =10 Minuten

                  
                

                
                  	
                    13.16 bis 13.54 Fahrt

                  
                  	
                    =38 Minuten

                  
                

                
                  	
                    Ab 13.54 Uhr Ruhezeit

                  
                  	
                

                
                  	
                    Lenkzeiten insgesamt

                  
                  	
                    440 Minuten

                  
                

                
                  	
                    Pausen insgesamt davon gültige Fahrt- bzw.

                  
                  	
                    92 Minuten

                  
                

                
                  	
                    Arbeitsunterbrechungen

                  
                  	
                    74 Minuten

                  
                

                
                  	
                    1/6 der Lenkzeit

                  
                  	
                    73,3 Minuten

                  
                

              

            

          

        

        Bewertung:

        Die Summe der Arbeitsunterbrechungen von mindestens 10 Minuten beträgt 74 Minuten. Die Bedingungen der 1/6-Regelung sind damit erfüllt.

        Der Dienstplan erfüllt auch die Bedingungen der Regelung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1:

        Nach einer Lenkzeit von 173 Minuten (also noch vor Ablauf von 4 ½ Stunden) wird um 8.15 eine Pause von 37 Minuten eingelegt, also die geforderte Unterbrechung von mindestens 30 Minuten. Danach beginnt ein neuer 4 ½-Stunden-Abschnitt.

        Nach einer weiteren Lenkzeit von 267 Minuten, also noch rechtzeitig vor Ablauf der Höchstdauer von 270 Minuten, legt der Fahrer seine Ruhezeit ein.

        Der Dienstplan geht somit in Ordnung.

      

    

    
      5.2.2. Sonderregelung für wöchentliche Ruhezeiten (§ 1 Abs. 4 FPersV)

      
        5.2.2.1. Sonderregelung und allgemeine Regelung

        Nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 FPersV findet die Regelung über wöchentliche Ruhezeiten (Artikel 8 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 561/2006) grundsätzlich auch auf Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km Anwendung. Nach der Sonderregelung des § 1 Abs. 4 braucht jedoch im Linienverkehr bis zu 50 km Linienlänge die wöchentliche Ruhezeit „abweichend von Artikel 8 Abs. 6” nicht schon nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt zu werden; stattdessen kann sie auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum verteilt werden.

        Damit scheint geklärt, dass die sonstigen Bestandteile der allgemeinen Regelung auch für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 Kilometern weiterhin gelten:

        
          	
            Wöchentliche Ruhezeit mindestens 45 Stunden (regelmäßige wöchentliche Ruhezeit gemäß Artikel 8 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h),

          

          	
            Verpflichtung, innerhalb von jeweils zwei aufeinander folgenden Wochen mindestens

            
              	
                zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten oder

              

              	
                eine regelmäßige und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit

              

            

            einzulegen (Artikel 8 Abs. 6 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h),

          

          	
            Möglichkeit zur Verkürzung mit Verpflichtung zum Ausgleich durch eine gleichwertige Ruhepause, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Folgewoche genommen werden muss (Artikel 8 Abs. 6), und zwar durch Anhängen an eine andere Ruhezeit von mindestens neun Stunden (Artikel 8 Abs. 7),

          

          	
            Möglichkeit, eine wöchentliche Ruhezeit, die in zwei Wochen fällt, wahlweise der einen oder der anderen Woche zuzuordnen (Artikel 8 Abs. 9).

          

        

        (Zur Auslegung der allgemeinen Regelung siehe die entsprechenden Erläuterungen in Kapitel 2.1.5).
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              Es fragt sich, ob der Passus „abweichend von Artikel 8 Abs. 6” auch auf die Verpflichtung bezogen werden kann, dass innerhalb von zwei Wochen mindestens zwei reguläre oder eine reguläre und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit einzulegen sind. Von dieser Bestimmung wäre dann der Linienverkehr bis zu 50 km Linienlänge ebenfalls befreit. So käme der durch die Verteilungsmöglichkeit geschaffene Spielraum stärker zur Geltung. (Was für eine solche Auslegung spricht.)

              Eine solche Auslegung stößt jedoch bei verschiedenen Kontrollbehörden auf Bedenken bzw. Ablehnung.

              Die Kommentierung „schweigt sich aus”. Immerhin enthält der Kommentar Froschhäuser/Höfer/ Rommelfanger den aufschlussreichen Hinweis, dass sich nach der Regelung des § 1 Abs. 4 FPersV „in einem 4-Wochen-Block rein rechnerisch die Möglichkeit einer 24-tägigen Arbeitsphase ohne Wochenruhezeit ergibt”, und zwar durch Einlegen der wöchentlichen Ruhezeiten der Wochen A und B gleich zu Beginn der Woche A, sodann durch Übertragung der wöchentlichen Ruhezeit der Woche C auf die Woche D, wobei die übertragene wöchentliche Ruhezeit erst an deren Ende eingelegt wird, und schließlich Übertragung der wöchentlichen Ruhezeit der Woche D auf die Woche E. Es liegt auf der Hand, dass dies alles nur möglich wäre, wenn keine Verpflichtung bestünde, in zwei aufeinander folgenden Wochen mindestens zwei reguläre oder eine reguläre und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit einzulegen (in den Doppelwochen B/C und C/D wäre dies nicht der Fall).

              Wie auch immer – die etwaige (je nach Auslegung) Freistellung von der Verpflichtung, innerhalb von zwei aufeinander folgenden Wochen mindestens zwei reguläre oder eine reguläre und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit einzulegen, würde allerdings bedeuten, dass damit die Verkürzungsmöglichkeit entfällt; dies ergibt sich daraus, dass die Verkürzungsmöglichkeit nur „vorbehaltlich der Bedingungen des Artikel 8 Abs. 6 der VO (EG) Nr. 561/2006” gilt (Artikel 4 Buchstabe h). Zu diesen Bedingungen gehört aber insbesondere die Bestimmung über die wöchentlichen Mindestruhezeiten in zwei aufeinander folgenden Wochen.

            

          

        

      

      
        5.2.2.2. Verteilung einer wöchentlichen Ruhezeit auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum

        
          5.2.2.2.1. Was heißt „Verteilung“?

          In der 18. Auflage (Seite 121 ff.) habe ich, u.a. durch Hinweis auf die Entstehungsgeschichte der Vorschrift, erläutert, dass „Verteilung” im Sinne von § 1 Abs. 4 FPersV bedeuten kann, dass eine wöchentliche Ruhezeit auch auf beide Wochen verteilt, besser gesagt aufgeteilt werden kann. Ich will das nicht weiter vertiefen, weil meine Auslegung (u.a. unter Hinweis auf vermeintliche Probleme bei der Abgrenzung von Verteilung und Verkürzung) in der Kontrollpraxis weitgehend abgelehnt wird.

          Ich rate also davon auszugehen, dass § 1 Abs. 4 FPersV lediglich gestattet, eine wöchentliche Ruhezeit als Ganzes auf die Folgewoche zu übertragen. „Verteilen auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum” heißt dann auch, dass eine wöchentliche Ruhezeit vorgezogen werden kann (Übertragung von der Woche B auf die Woche A).

        

        
          5.2.2.2.2. Keine Weiterübertragung?

          Allgemein wird davon ausgegangen, dass die weitere Übertragung einer von der Woche A auf die Woche B übertragenen wöchentlichen Ruhezeit nicht zulässig ist. Diese Frage ist allerdings nicht ausdrücklich geregelt und eigentlich auch falsch gestellt. Das zeigt folgende Überlegung:

          Wird die wöchentliche Ruhezeit der Woche A auf die Woche B übertragen, dann stehen in der Woche B zwei wöchentliche Ruhezeiten an, die der aus der Woche A übertragenen und die der Woche B. Hinsichtlich einer „Weiterübertragung” bestehen nun „theoretisch” zwei Möglichkeiten:

          
            	
              Möglichkeit: Übertragung beider wöchentlichen Ruhezeiten auf die Woche C. Es liegt auf der Hand, dass dies den Erfordernissen nach Artikel 8 Abs. 6 nicht genügen würde, weil in der Doppelwoche A/B schlicht keine wöchentliche Ruhezeit läge.

            

            	
              Möglichkeit: Übertragung einer der beiden wöchentlichen Ruhezeiten auf die Woche C. Auch dies entspricht nicht den Erfordernissen nach Artikel 8 Abs. 6; denn nun liegt in der Doppelwoche A/B lediglich eine wöchentliche Ruhezeit, was nach Artikel 8 Abs. 6 zu wenig ist. Dabei spielt es keine Rolle, welche der beiden wöchentlichen Ruhezeiten in die Woche C übertragen wird. Der Verstoß gegen Artikel 8 Abs. 6 ergibt sich einfach daraus, dass eine der beiden wöchentlichen Ruhezeiten auf die Woche C übertragen wird.

            

          

          Schlussfolgerung:

          Es kann also nicht geltend gemacht werden, dass die auf die Woche B übertragene wöchentliche Ruhezeit der Woche A ja nicht weiterübertragen wird, dass vielmehr lediglich die wöchentliche Ruhezeit der Woche B auf die Woche C übertragen wird. Abgesehen davon, dass man einer wöchentlichen Ruhezeit nicht ansehen kann, ob sie schon einmal übertragen worden war, geht auch dies nicht, weil auch in diesem Falle in der Doppelwoche A/B die Bedingungen nach Artikel 8 Abs. 6 nicht erfüllt wären. Allgemein gesagt:

          Die Übertragung bzw. Weiterübertragung wöchentlicher Ruhezeiten ist nur so weit zulässig, wie dadurch kein Verstoß gegen die Erfordernisse nach Artikel 8 Abs. 6 bewirkt wird (wodurch deutlich wird, dass die mit der „Verteilungsmöglichkeit” nach § 1 Abs. 4 FPersV bezweckten dispositionellen Spielräume nicht voll zur Geltung kommen, wenn man – nach herrschender Auffassung – auch für Linienbusse die Anwendung von Artikel 8 Abs. 6 verlangt).

        

        
          5.2.2.2.3. Zulässigkeit der „Überlappung“

          Wie bereits erwähnt, findet die Überlappungsregelung nach Artikel 8 Abs. 9 VO (EG) Nr. 561/2006 auch auf übertragene wöchentliche Ruhezeiten Anwendung. Dabei muss aber wiederum beachtet werden, dass nicht gegen die Erfordernisse aus Artikel 8 Abs. 6 VO (EG) Nr. 561/2006 verstoßen wird (Innerhalb eines Zwei-Wochen-Zeitraums mindestens zwei reguläre oder eine reguläre und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit).
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                Übertragung der wöchentlichen Ruhezeit der Woche A auf die Woche B. Beginn der übertragenen wöchentlichen Ruhezeit noch in der Woche A, Ende aber erst Anfang der Woche B.

                Die „überlappende” wöchentliche Ruhezeit kann entweder der Woche A oder der Woche B zugeordnet werden. Die Zuordnung zur Woche B würde aber dazu führen, dass dann im Zwei-Wochen-Zeitraum A/B nur eine wöchentliche Ruhezeit läge, nämlich die der Woche B. Dies würde den Erfordernissen aus Artikel 8 Abs. 6 nicht genügen, es sei denn, dass außer der überlappenden noch andere wöchentliche Ruhezeiten eingelegt werden, so dass trotz Zuordnung der überlappenden wöchentlichen Ruhezeit zur Woche B in der Doppelwoche A/B die Erfordernisse aus Artikel 8 Abs. 6 erfüllt sind.

                Wenn die überlappende wöchentliche Ruhezeit der Woche A zugeordnet wird, lägen in Übereinstimmung mit Artikel 8 Abs. 6 schon auf diese Weise in der Doppelwoche A/B zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten, nämlich die der Woche B und die von der Woche A nach der Woche B übertragene.

              

            

          

          Fazit:

          Auch eine übertragene wöchentliche Ruhezeit darf in die nächste Woche hineinragen. Bei der dann zu treffenden Entscheidung über die Zuordnung zu der einen oder anderen Woche muss jedoch darauf geachtet werden, dass für die jeweilige Doppelwoche den Erfordernissen aus Artikel 8 Abs. 6 Genüge getan wird. (Siehe auch Erläuterungen zur Überlappungsregelung generell in Kapitel 2 Abschnitt 2.1.5.7)

        

      

      
        5.2.2.3. Verkürzung einer übertragenen wöchentlichen Ruhezeit

        Auch eine übertragene wöchentlichen Ruhezeit kann verkürzt werden, aber ebenfalls nur nach den Bedingungen des Artikel 8 Abs. 6. Dazu gehört, dass im jeweiligen Zwei-Wochen-Zeitraum neben der verkürzten mindestens noch eine reguläre wöchentliche Ruhezeit eingelegt wird (vgl. vorstehenden Abschnitt 5.2). Es wäre somit unzulässig, sowohl die auf die Woche B übertragene wöchentliche Ruhezeit der Woche A wie auch die wöchentliche Ruhezeit der Woche B zu verkürzen. Dasselbe gilt, wenn die auf die Woche B übertragene wöchentliche Ruhezeit der Woche A verkürzt und die wöchentliche Ruhezeit der Woche B auf die Woche C übertragen würde.

      

      
        5.2.2.4. Zeitpunkt für das Einlegen der übertragenen wöchentlichen Ruhezeit

        Die übertragene wöchentliche Ruhezeit kann in der Woche, auf die sie übertragen worden ist, zu einem beliebigen Zeitpunkt eingelegt werden. Es besteht keine Verpflichtung, die übertragene wöchentliche Ruhezeit an die wöchentliche Ruhezeit der Folgewoche anzuhängen

      

    

    
      5.2.3. Kontrollmittel für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km (§ 57a StVZO)

      
        5.2.3.1. Fahrtschreiber nach § 57a StVZO

        Zu beachten ist, dass Fahrer von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km zwar den Lenk- und Ruhezeitvorschriften der Fahrpersonalverordnung unterliegen (§ 1 Abs. 1 Nr. 2), von der Aufzeichnungspflicht nach § 1 Abs. 6 aber ausgenommen sind (diese gilt nur für die Fahrzeuge zur Güterbeförderung nach Absatz 1 Nr. 1). Das für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km vorgeschriebene Kontrollmittel ist daher allein der Fahrtschreiber nach § 57a StVZO, es sei denn, es ist ein EG-Kontrollgerät vorhanden.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              WICHTIGER HINWEIS

              Wie erwähnt (vgl. Kapitel 4 Abschnitt 4.8) ist für Fahrzeuge mit Erstzulassung ab dem 1. Januar 2013 ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO nicht mehr erforderlich. Das bedeutet, dass für Linienbusse, die erstmals ab dem 1. Januar 2013 in Verkehr kommen, keinerlei Kontrollmittel vorgeschrieben sind (Aufzeichnungen nach § 1 Abs. 6 FPersV sind nur für Fahrzeuge zur Güterbeförderung erforderlich, EG- oder AETR-Kontrollgeräte nur für Linienbusse bei Linienlängen von mehr als 50 km).

              Große praktische Bedeutung dürfte das „Fehlen” eines obligatorischen Kontrollmittels nicht haben, da Linienbusse, damit sie auch im Gelegenheitsverkehr eingesetzt werden können, ohnehin mit EG-Kontrollgeräten ausgerüstet sind.

            

          

        

      

      
        5.2.3.2. Betriebsweise

        Die Betriebsweise richtet sich nach § 57 a Abs. 2 StVZO. Demnach müssen auf dem Schaublatt bzw. dem ersten Blatt eines Schaublattbündels vor Antritt der Fahrt die Namen der (vorgesehenen) Fahrer eingetragen werden, ebenso der jeweilige Kilometerstand vor Beginn und am Ende der Fahrt. Der Fahrtschreiber muss während der gesamten Fahrt in Betrieb sein. Wenn während der Fahrt ein anderer Fahrer das Fahrzeug übernimmt, wird das Schaublatt nicht entnommen, sondern auch für die Aufzeichnungen des neuen Fahrers genutzt. Damit handelt es sich um eine fahrzeugbezogene Betriebsart.

        Vergleich: Fahrzeuge zur Güterbeförderung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 FPersV)

        Nach § 1 Abs. 7 FPersV sind vorhandene EG-Kontrollgeräte oder Fahrtschreiber nach den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 bzw. § 57 a StVZO zu betreiben. Absatz 7 bezieht sich aber nur auf die in Absatz 6 genannten Fälle des § 1 Abs. 1 Nr. 1 (Fahrzeuge zur Güterbeförderung). In solchen Fahrzeugen installierte EG-Kontrollgeräte müssen also nach den EG-Vorschriften (fahrerbezogen) bzw. Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO (fahrzeugbezogen) betrieben werden.

        Dagegen folgt die fahrzeugbezogene Betriebsweise der für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km vorgeschriebenen Fahrtschreiber nicht aus § 1 Abs. 7 FPersV, sondern unmittelbar aus § 57 a Abs. 3 StVZO.

      

      
        5.2.3.3. Freiwillige Verwendung von EG-Kontrollgeräten (Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km)

        a) Für Linienbusse mit Erstzulassung vor dem 1. Januar 2013 bleibt es bei der bisherigen Regelung:

        Nach § 57 a StVZO können statt des vorgeschriebenen Fahrtschreibers EG-Kontrollgeräte (auch digitale) verwendet werden. Diese sind nach den Regeln des Absatz 2 zu betreiben (s. vorstehenden Abschnitt), also grundsätzlich fahrzeugbezogen.

        Im Falle von Linienbussen steht das allerdings im Widerspruch zu § 2 Abs. 1 FPersV, wonach bei Verwendung von digitalen Kontrollgeräten in Linienbussen, die unter die Fahrpersonalverordnung fallen (Linienlängen bis zu 50 km) die fahrerbezogene Betriebsweise erforderlich ist.

        Allerdings werden digitale Kontrollgeräte insofern stets fahrzeugbezogen betrieben, als der Massenspeicher sämtliche Lenkzeiten aufzeichnet, egal wie viele bzw. welche Fahrer tätig werden. Werden dagegen von den jeweiligen Fahrern zusätzlich Fahrerkarten gesteckt, führt dies zu einer fahrerbezogenen Betriebsweise; denn die Fahrerkarte ist ja ein persönliches Dokument und muss daher vom Fahrer nach Ende seiner Lenktätigkeit bzw. bei einem Fahrerwechsel mitgenommen werden.

        Da nach § 57 a Abs. 3 StVZO bei Verwendung eines digitalen Kontrollgerätes die Fahrerkarte nicht gesteckt werden muss, ergibt sich also, wenn der Fahrer von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, eine rein fahrzeugbezogene Betriebsweise. Steckt der Fahrer die Karte (was die Formulierung von Absatz 3 offensichtlich zulässt), bedeutet dies natürlich eine fahrerbezogene Betriebsweise. Insofern kann man sagen, dass digitale Kontrollgeräte in Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km wahlweise fahrzeug- oder fahrerbezogen betrieben werden können.

        Bei Nicht-Stecken der Fahrerkarte, also bei fahrzeugbezogener Betriebsweise, erfolgen die Aufzeichnungen ausschließlich durch den Massenspeicher, dessen Daten vom Unternehmen alle drei Monate heruntergeladen werden müssen.

        b) Da Linienbusse, die nach dem 1. Januar 2013 erstmals in den Verkehr gekommen sind, nicht mehr mit einem Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO ausgerüstet sein müssen, stellt in diesen Fällen die Verwendung von Kontrollgeräten keinen Ersatz mehr dar für einen Fahrtschreiber. Kontrollgeräte sind nunmehr nicht mehr obligatorisch, es sei denn der Bus soll auch im Gelegenheitsverkehr verwendet werden. Damit entfällt eine fahrzeugbezogene Betriebsweise nach § 57 a Abs. 3 StVZO; stattdessen ist das Kontrollgerät fahrerbezogen zu betreiben (§ 2 Abs. 1 FPersV).

      

      
        5.2.3.4. Aufzeichnungspflichten im Linienverkehr

        a) Für Linienbusse, die vor dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen sind, ist Folgendes zu beachten:

        § 1 Abs. 6 FPersV bezieht sich nur auf Fahrzeuge zur Güterbeförderung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1), nicht aber auf Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km (§ 1 Abs. 1 Nr. 2).

        Nach der amtlichen Verlautbarung vom 1.12.2011 besteht aber für die „Anfahrt zum Beginn und die Abreise am Ende des Linienverkehrs eine Aufzeichnungspflicht nach § 57 a StVZO”. Diese Aussage erscheint zweifelhaft.

        Wie in der Verlautbarung zutreffend festgestellt wird, ist das Kontrollmittel für Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km der Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO. Was dabei zu beachten ist, ist in § 57 a Abs. 2 und 3 abschließend geregelt. Demnach beziehen sich die Aufzeichnungspflichten nur auf die Fahreraktivitäten ab Übernahme des Fahrzeugs bis zum Ende der Fahrt, also nicht auf An- und Abfahrten.

        Auch das BAG hat gegenüber einem Verband darauf hingewiesen, dass der Fahrtschreiber nur vom Beginn bis zum Ende der Fahrt in Betrieb sein muss. Dass bei Verwendung des Fahrtschreibers zusätzlich noch Aufzeichnungen über An- und Abfahrten erforderlich sein sollen, ist aus dem Wortlaut von § 57 a Abätze 2 und 3 jedenfalls nicht ersichtlich.

        Aufzeichnungspflichten über An- und Abfahrten bestehen auch nicht bei Verwendung eines EG-Kontrollgerätes. Nach § 57 a Absatz 3 sind ggf. EG-Kontrollgeräte nach den Absätzen 2 und 3 zu betreiben (fahrzeugbezogen). Das bedeutet, dass die VO (EWG) Nr. 3821/85 (fahrerbezogene Betriebsweise) keine Anwendung findet. Damit entfallen bei Linienbussen (Linienlängen bis 50 km) auch die bei Beginn der Fahrt nach der VO (EWG) Nr. 3821/85 für „EG-Fahrzeuge” erforderlichen manuellen Eingaben über vorangegangene Aktivitäten, z.B. die Anfahrt.

        Ebenso entfällt die Aufzeichnung von An- und Abfahrten als „Arbeitszeiten”, wie sie der EuGH mit Urteil vom 18. Januar 2001 gefordert hatte; denn dieses Urteil bezog sich ausschließlich auf die VO (EWG) Nr. 3821/85.

        Artikel 6 Abs. 5 (Verpflichtung, zurückliegende Fahrten mit Fahrzeugen, die nicht der EG-Regelung unterliegen, bei Übernahme des „EG-Fahrzeugs” als andere Tätigkeiten aufzuzeichnen) ist auf Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km nicht anwendbar, weil es sich hierbei nicht um eine auf Linienbusse entsprechend anzuwendende Vorschrift der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 handelt (siehe Kapitel 4.3.2.1).

        Falls der in diesem Zusammenhang stehende Hinweis in Ziffer 7.1 der Verlautbarung (Stand September 2014), dass „außerdem die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes einzuhalten sind”, bedeuten soll, dass Aufzeichnungen über An- und Abfahrten (auch) auf Grund des Arbeitszeitgesetzes erforderlich sind, erschiene auch dies fraglich.

        Ob An- und Abfahrten von Linienbussen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 FPersV unter den Begriff Arbeitszeit (§ 2 Abs. 1 ArbZG) fallen, dürfte eine Frage von Tarifvereinbarungen sein. Jedenfalls enthält das Arbeitszeitgesetz keine spezifischen Aufzeichnungspflichten für An- und Abfahrten. Die Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers nach § 16 Abs. 2 ArbZG beziehen sich nicht auf bestimmte Arten von Arbeitszeiten (wie ggf. An- und Abfahrten), sondern nur generell auf verlängerte werktägliche Arbeitszeiten.

        b) Da Linienbusse, die erstmals ab dem 1. Januar 2013 in Verkehr kommen, nicht mit einem (laut amtlicher Begründung am Markt auch kaum noch erhältlichen) Fahrtschreiber ausgerüstet sein müssen, dürften diese Fahrzeuge in der Regel mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sein. Da dieses keinen Ersatz für den (nicht mehr vorgeschriebenen) Fahrtschreiber darstellt, sondern freiwillig verwendet wird, sind zwar gemäß § 2 Abs. 1 FPersV die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 3821/85 zu beachten, ob dies die Verpflichtung zur Auszeichnung von An- und Abfahrtzeiten einschließt, ist allerdings fraglich.

        Die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 enthält keine entsprechende ausdrückliche Regelung.

        Ebenfalls ist fraglich, ob das oben erwähnte Urteil des EuGH vom 18. Januar 2001, das im Rahmen von Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 auch für Wegzeiten eine Aufzeichnungspflicht vorsah, anwendbar ist. Fraglich deswegen, weil sich das Urteil nur auf Fälle bezieht, bei denen in dem zu übernehmenden Fahrzeug ein Kontrollgerät benutzt werden muss. Diese Voraussetzung ist aber bei Verwendung eines Kontrollgeräts in einem Linienbus, der nach dem 1. Januar 2013 erstmals in den Verkehr gekommen ist, nicht erfüllt. Die Verwendung geschieht ja freiwillig.

      

    

  

  
    5.3. „Mischverkehr“

    Welche Vorschriften bei wechselndem Einsatz eines Fahrers im Linienverkehr und im Gelegenheitsverkehr anzuwenden sind, ist nicht geregelt. Grundsätzlich ist die für die jeweilige Einsatzart maßgebliche Vorschrift anzuwenden. Für den Tag, an dem der Fahrer im Gelegenheitsverkehr tätig ist, muss er die auf diesen Tag bezogenen EG-Vorschriften über zulässige Lenkzeiten, Mindestruhezeiten und Mindestdauer und Zeitpunkt von Fahrtunterbrechungen einhalten. Für Tage im Linienverkehr sind zusätzlich die Spezialregelungen des § 1 Abätze 3 und 4 FPersV zu beachten.

    Zur Frage der wöchentlichen Ruhezeiten heißt es unter Ziffer 7.3 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, dass bei einem Wechsel zwischen Linien- und Gelegenheitsverkehr die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 gelten, wonach spätestens nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen eine wöchentliche Ruhezeit einzulegen ist.

    Die Verlautbarung lässt offen, ob die ja nur für den Linienverkehr geltende Übertragbarkeit einer wöchentlichen Ruhezeit auf die folgende Woche (§ 1 Abs. 4 FPersV) auch möglich ist, wenn der Fahrer in der betreffenden Woche auch im Gelegenheitsverkehr eingesetzt worden war. Die naheliegende Lösung dürfte sein, die Übertragungsmöglichkeit dann anzuwenden, wenn in der betreffenden Woche der Fahrer überwiegend im Linienverkehr eingesetzt worden war.

    
      
        
          
          
          
          
        
        
          	
            TIPP

          
          	
          	
          	
        

      

      
        
          HINWEIS

          Dem Vernehmen nach gibt es im zuständigen Bund/Länderausschuss unterschiedliche Auffassungen; man will sich aber um baldige Klärung bemühen.

        

      

    

  

  
    5.4. Übersicht Kontrollmittel für Linienbusse

    
      
        
        
        
      
      
        	
        	
          Kontrollmittel

        
        	
          Betriebsweise

        
      

      
        	
          Linienlänge bis 50 km

        
        	
          Obligatorisch: Fahrtschreiber nach § 57a StVZO (Nur noch für Fahrzeuge mit Erstzulassung vor 1.1.2013)

        
        	
          fahrzeugbezogen (§ 57a Abs. 3 StVZO)

        
      

      
        	
          Freiwillig: EG-Kontrollgerät (Analoges oder digitales Gerät)

        
        	
          fahrerbezogen

        
      

      
        	
          Linienlänge über

          50 km (AETR)

        
        	
          Obligatorisch: AETR-Kontrollgerät (Digitale Geräte für deutsche Fahrzeuge inzwischen vorgeschrieben)

        
        	
          fahrerbezogen (§ 10 AETR)

        
      

      
        	
          Linienlänge über 50 km (EU-Regelung)

        
        	
          Obligatorisch ab 31. 12. 2007:

          a) Digitales EG-Kontrollgerät:

          – Fahrzeuge mit Erstzulassung ab 1. Mai 2006,

          – Fahrzeuge mit z. G. G. von mehr als

          10 Tonnen, bei Erstzulassung ab 1.1. 1996, aber nur bei defektem herkömmlichen Gerät

        
        	
          fahrerbezogen (VO (EWG) Nr. 3821/85)

        
      

      
        	
          b) Analoges Gerät in allen übrigen Fällen

        
        	
          fahrerbezogen (VO (EWG) Nr. 3821/85)

        
      

      
        	
          Freiwillig bzw. vorzeitig: Digitales Gerät

        
        	
          fahrerbezogen (§ 2 Abs. 1 FPersV)

        
      

    

  


  
     6. Weitere Übersichten mit Erläuterungen

  

  
    6.1. Gesamtüberblick Sozialvorschriften

    Erläuterungen zur Übersicht Seite 138

    ① „Tageslenkzeiten” nach Artikel 6 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe k VO (EG) Nr. 561/2006, Artikel 6 AETR und § 1 Abs. 1 FPersV sind Lenkzeiten zwischen Ruheperioden. Bezogen auf 24-Stunden-Zeiträume, z.B. Kalendertag können sich längere Lenkzeiten als die „Tageslenkzeiten” von 9 bzw. 10 Stunden ergeben.

    ② Nach inzwischen vorherrschender Auffassung ist unter „Werktag” (wie im Falle der „Tageslenkzeit”) ein Zeitraum zwischen zwei Ruhezeiten zu verstehen. Damit können sich auch für die werktägliche Arbeitszeit, bezogen auf einen 24-Stunden-Zeitraum, z.B. den Kalendertag, höhere Werte als 10 Stunden ergeben.

    Entsprechendes gilt für Nachtarbeit und Nachtfahrten.

    Nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 besteht für selbständige Kraftfahrer eine Obergrenze der Nachtarbeit von 10 Stunden innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums.

    ③ Vgl. Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006, bzw. Artikel 7 AETR sowie § 1 Abs. 1 FPersV. Es sind zwei Teilunterbrechungen von mindestens 15 und mindestens 30 Minuten zulässig, die ggf. in dieser Reihenfolge eingelegt werden müssen.

    ④ Vgl. § 1 Absatz 3 FPersV. Demnach besteht für Fahrer von Linienbussen bei Linienlängen von nicht mehr als 50 km bezüglich der notwendigen Fahrtunterbrechungen eine Sonderregelung, insbesondere Möglichkeit der „Sechstelung”.

    ⑤ Ergänzende Regelung nach § 4 des Arbeitszeitgesetzes (zugleich Umsetzung von Artikel 5 der Richtlinie 2002/15/EG vom 11. März 2002). Im Unterschied zur Unterbrechungsregelung nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 7 des AETR werden bei der Höchstdauer von 6 Stunden neben den Lenkzeiten auch sonstige Arbeitstätigkeiten mitgerechnet. Die Mindestdauer der Pause beträgt 30 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden bzw. 45 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als neun Stunden. Teilpausen von jeweils mindestens 15 Minuten sind zulässig.

    Für selbständige Kraftfahrer enthält § 5 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 eine entsprechende Regelung.

    ⑥ Nach Artikel 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 beträgt die Obergrenze der wöchentlichen Lenkzeit 56 Stunden. Dies gilt inzwischen auch für die Fahrpersonalverordnung und das AETR.

    ⑦ Für Fahrer, die der EG-Regelung, dem AETR oder der Fahrpersonalverordnung unterliegen, beträgt die Obergrenze der wöchentlichen Arbeitszeit, einschließlich etwaiger Tätigkeiten an Sonn- und Feiertagen, 60 Stunden (siehe auch Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.4, Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1 sowie Kapitel 4 Abschnitt 4.3.2.1 und 4.6.2.4). Dies gilt auch für selbstständige Kraftfahrer (§ 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. 7. 2012).

    
       6.1.1. Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen und selbständige Fahrer

      
        [image: IMG]

      

      ⑧ Vgl. Art. 6 Abs. 3 VO (EG) Nr. 561/2006, Artikel 6 Abs. 3 AETR und § 1 Abs. 1 FPersV.

      ⑨ Vgl. Artikel 8 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe g VO (EG) Nr. 561/2006, Artikel 8 AETR und § 1 Abs. 1 FPersV. Demnach kann die tägliche Ruhezeit zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten dreimal verkürzt werden.

      Außerdem besteht die Möglichkeit zur Aufteilung täglicher Ruhezeiten an Tagen, an denen sie nicht verkürzt werden.

      Die Aufteilung ist nur in zwei Abschnitten möglich, von denen der erste mindestens 3 Stunden und der zweite mindestens 9 Stunden betragen muss (die Reihenfolge ist verbindlich), so dass sich insgesamt 12 Stunden ergeben.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Die Regelungen der EG, des AETR und der Fahrpersonalverordnung über tägliche Ruhezeiten haben gegenüber den Ruhezeitregelungen des Arbeitszeitgesetzes Vorrang (§ 21 a Absätze 1 und 5 ArbZG, §§ 1 und 4 des Gesetzes v. 11.7.2012 und § 1 FPersG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 FPersV).

          

        

      

      ⑩ Vgl. § 5 Absätze 1 und 2 ArbZG.

      ⑪ Für Mehr-Fahrer-Besatzungen beträgt die tägliche Ruhezeit mindestens 9 Stunden innerhalb von 30 Stunden.

      Passive Zeiten im fahrenden Fahrzeug gelten nicht als Ruhezeiten, sondern als Bereitschaftszeiten bzw. Unterbrechungszeiten. Ruhezeiten können nur im stehenden Fahrzeug eingelegt werden, sofern eine Schlafkabine vorhanden ist.

      ⑫ Vgl. Artikel 8 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe h VO (EG) Nr. 561/2006, Artikel 8 Abs. 3 AETR sowie § 1 Abs. 1 FPersV.

      Bei der wöchentlichen Ruhezeit handelt es sich um eine auf 45 Stunden verlängerte tägliche Ruhezeit.

      Verkürzung:

      Die wöchentliche Ruhezeit kann generell auf 24 Stunden verkürzt werden. Die fehlenden Zeiten müssen bis zum Ende der dritten Folgewoche nachgeholt werden.

      Beginn und Übertragbarkeit:

      Die wöchentliche Ruhezeit muss spätestens nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt werden, im grenzüberschreitenden Personenverkehr (ohne Linienverkehr) erst nach zwölf 24-Stunden-Zeiträumen.

      „Überlappung“:

      Wöchentliche Ruhezeiten, die in die Folgewoche reichen, können vollständig der einen oder der anderen Woche zugeordnet werden.

      Wöchentliche Ruhezeiten in der Doppelwoche:

      In einem Zwei-Wochen-Zeitraum müssen entweder zwei vollständige wöchentliche Ruhezeiten liegen oder mindestens eine vollständige und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit.

      Dies gilt inzwischen auch für die AETR-Regelung.

      
        [image: img]

        
          WICHTIG!

          Dies gilt nicht für Mehr-Fahrer-Besatzungen, die im AETR-Verkehr eingesetzt werden. Für diese reichen auch in der Doppelwoche zwei verkürzte Wochenruhezeiten aus.

        

      

      ⑬ Fahrer von Linienbussen bei Linienlängen bis zu 50 km können ihre wöchentlichen Ruhezeiten auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum verteilen (§ 1 Abs. 4 FPersV).

      ⑭ Ab dem 1. Mai 2006 muss das EG-Kontrollgerät ein digitales Gerät nach Anhang IB VO (EWG) Nr. 3821/85 sein, und zwar a) für ab dem 1. Mai 2006 neu zugelassene Fahrzeuge und b) für nach dem 1. Januar 1996 zugelassene Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 12 t (Güterverkehr) bzw. mehr als 10 t (Personenverkehr). Die Umrüstung auf ein digitales Kontrollgerät ist den Fällen nach b) aber nur erforderlich, wenn das komplette Kontrollgerät-System mit Schaublatt nicht mehr funktioniert.

      In Deutschland zugelassene Fahrzeuge, die im AETR-Verkehr eingesetzt werden, müssen mit digitalen Kontrollgeräten ausgerüstet sein, wenn die Erstzulassung nach dem 15. Juni 2010 erfolgt war.

      ⑮ Siehe § 1 Abs. 6 FPersV

      ⑯ Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km müssen mit einem Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO ausgerüstet sein, es sei denn ein EG-Kontrollgerät ist vorhanden.

      Für Fahrzeuge mit Erstzulassung ab dem 1. Januar 2013 ist ein Fahrtschreiber nicht mehr erforderlich.

      ⑰ Vgl. § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 3 ArbZG. Die Aufzeichnungspflichten sind soweit gegenstandslos, wie diese Zeiten durch Schaublätter, Arbeitszeitpläne etc. ohnehin aufgezeichnet werden (keine „doppelte Buchführung”).

    

    
      6.1.2. Übersicht Lenkzeiten/Arbeitszeiten

      
        6.1.2.1. Tageslenkzeiten (TZ)/werktägliche Arbeitszeit (AZ)

        
          
            
            
            
          
          
            	
            	
              Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen

            
            	
              Selbständige

            
          

          
            	
              EG

            
            	
              10 Std. LZ, 10 Std. AZ, *

            
            	
              10 Std. LZ, AZ nicht geregelt

            
          

          
            	
              AETR

            
            	
              10 Std. LZ, 10 Std. AZ, *

            
            	
              10 Std. LZ, AZ nicht geregelt

            
          

          
            	
              FPersV

            
            	
              10 Std. LZ, 10 Std. AZ, *

            
            	
              10 Std. LZ, AZ nicht geregelt

            
          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS*

              Überschreitbarkeit der Obergrenze der AZ von 10 Std. wegen Vorrang der LZ-Regelungen ist strittig bzw. wird von Kontrollbehörden als Zuwiderhandlung betrachtet und geahndet (siehe Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.3).

            

          

        

      

      
        6.1.2.2. Wöchentliche Lenkzeiten/Höchstarbeitszeit

        
          
            
            
            
          
          
            	
            	
              Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen

            
            	
              Selbständige

            
          

          
            	
              EG

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ (s. Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.4)

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ

              (s. Kapitel 2 Abschnitt 2.1.2.4)

            
          

          
            	
              AETR

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ, (s. Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1)

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ

              (s. Kapitel 3 Abschnitt 3.3.1.3.1)

            
          

          
            	
              FPersV

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ (s. Kapitel 4 Abschnitt 4.3.2.2)

            
            	
              56 Std. LZ, 60 Std. AZ

              (s. Kapitel 4 Abschnitt 4.3.2.2)

            
          

        

      

    

  

  
    6.2. Überblick Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten der Unternehmer

    
      6.2.1. Die Regelungen

      a) Alle Daten aus dem Massenspeicher müssen spätestens drei Monate nach Beginn der Aufzeichnungen zur Speicherung im Betrieb kopiert werden (§ 4 Abs. 3 FPersG, § 2 Abs. 5 FPersV, § 57 a Abs. 3 StVZO, in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 5 a VO (EG) Nr. 561/2006).

      b) Alle Daten der Fahrerkarten müssen spätestens 28 Tage nach dem ersten Tag der Aufzeichnung zur Speicherung im Betrieb kopiert werden (§ 2 Abs. 3 FPersG, § 2 Abs. 5 FPersV in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 5 a VO (EG) Nr. 561/2006).

      c) Alle gemäß a) und b) vom Massenspeicher und der Fahrerkarte heruntergeladenen Daten müssen mindestens zwölf Monate aufbewahrt werden (§ 4 Abs. 3 FPersG in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 5 a Buchstaben ii) der Verordnung (EG) Nr. 561/2006).

      d) Von allen nach a) und b) heruntergeladenen Daten sind unverzüglich auf einem gesonderten Datenträger Sicherheitskopien zu erstellen (§ 2 Abs. 5 FPesV).

      e) Schaublätter sind mindestens ein Jahr im Unternehmen aufzubewahren (§ 4 Abs. 3 FPersG in Verbindung mit Artikel 14 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85).

      f) Nach § 2 Abs. 3 FPersV in Verbindung mit Artikel 15 Abs. 1 Unterabsatz 5 bzw. Artikel 16 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85 müssen bei nicht funktionierender Fahrerkarte oder defektem Kontrollgerät Ausdrucke bzw. handschriftliche Aufzeichnungen gefertigt werden. Die wegen beschädigter oder fehlender Fahrerkarte erforderlichen Ausdrucke sind im Unternehmen mindestens ein Jahr nach Ende der Mitführungspflicht nach Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85 aufzubewahren (§ 4 Abs. 3 FPersG).

      Für die wegen defektem Kontrollgerät erforderlichen Ausdrucke ist keine Aufbewahrungspflicht vorgesehen. § 4 Abs. 3 FPersG nimmt hinsichtlich der Aufbewahrungspflicht von einem Jahr ausdrücklich nur auf Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 der VO (EWG) Nr. 3821/85 Bezug. Satz 2 bezieht sich aber ausschließlich auf den Fall einer beschädigten oder fehlenden Fahrerkarte. Auch § 15 Abs. 1 Unterabsatz 5 VO (EWG) Nr. 3821/85 auf den § 2 Abs. 3 FPersV Bezug nimmt, bezieht sich nur auf die Fälle beschädigter oder fehlender Fahrerkarten (Versehen des Gesetzgebers?).

      g) Ist bei Einsatz eines Mietfahrzeuges die mieterbezogene Datenspeicherung in begründeten Ausnahmefällen nicht möglich, müssen zu Beginn und Ende des Mietzeitraums Ausdrucke wie bei Fehlfunktionen der Karte erstellt und im Unternehmen ein Jahr aufbewahrt werden (§ 2 Abs. 4 FPersV).

      
        [image: img]

        
          WICHTIG!

          Nach Ablauf der einjährigen Aufbewahrungsfrist in den vorgenannten Fällen sind die jeweiligen Daten zu löschen und die jeweiligen Ausdrucke und Schaublätter bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21 a des Arbeitszeitgesetzes (jeweils zwei Jahre) oder zu steuerlichen oder sozialrechtlichen Zwecken noch benötigt werden.

        

      

      h) Der Unternehmer muss die ihm und seinen Fahrern von den zuständigen Personen überlassenen Niederschriften, Ergebnisprotokolle und andere Unterlagen über die bei ihm vorgenommenen Betriebskontrollen bzw. bei seinen Fahrern erfolgten Straßenkontrollen ein Jahr lang aufbewahren (§ 2 a FPersV).

      i) Bescheinigungen über „berücksichtigungsfreie Tage” muss der Unternehmer nach Rückgabe durch den Fahrer ein Jahr lang aufbewahren (§ 20 Abs. 3).

      j) Aufzeichnungen des Fahrers über Lenkzeiten etc. nach § 1 Abs. 6 der Fahrpersonalverordnung muss der Unternehmer ein Jahr lang „in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form außerhalb des Fahrzeugs” aufbewahren. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Aufzeichnungen bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten (Datenschutz), es sei denn, sie sind zur Erfüllung von anderweitigen Aufbewahrungspflichten, insbesondere denen nach § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes notwendig.

      k) Der Arbeitgeber muss Arbeitszeiten seiner Fahrer, die über die werktägliche Arbeitszeit des § 3 Abs. 1 ArbZG hinausgehen (Obergrenze 10 Stunden, durchschnittlich acht Stunden), aufzeichnen und die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre lang aufbewahren (§ 16 Abs. 2 ArbZG).

      l) Der Arbeitgeber muss sämtliche Arbeitszeiten der Fahrer, die unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder das AETR fallen, aufzeichnen und die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre lang aufbewahren (§ 21 a Abs. 7 ArbZG).

      NEU:

      m) Tägliche Aufzeichnungspflicht der Arbeitszeiten von selbständigen Kraftfahrern (§ 6 des Gesetzes vom 11. Juli 2012).

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEISE ZU I)

            - Aufzuzeichnen sind anhand von Angaben des Fahrers auch vorangegangene Arbeitszeiten bei anderen Arbeitgebern (§ 21 a Abs. 8).

            - Aus § 4 Abs. 3 FPersG ergibt sich, dass dem Erfordernis der Aufzeichnung von Arbeitszeiten auch durch Aufbewahren von Schaublättern bzw. Daten aus Massenspeichern und Fahrerkarten Genüge getan wird (keine „doppelte Buchführung”).

          

        

      

    

    
      6.2.2. Übersicht unternehmerische Aufbewahrungspflichten

      
        
          
          
          
        
        
          	
            Normale Schaublätter

          
          	
            Aufbewahrungspflicht 1 Jahr

          
          	
            Artikel 14 Abs. 2 Satz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 bzw. § 4 Abs. 3 FPersG

          
        

        
          	
            Normale Tagesausdrucke

          
          	
            Keine Verpflichtung zur Erstellung, ggf. keine Augbewahrungspflichten

          
          	
        

        
          	
            Bei Betriebsstörungen: Handschriftliche Vermerke auf Schaublättern oder auf gesondertem Blatt

          
          	
            Aufzeichnungspflicht, aber keine Aufbewahrungspflichten

          
          	
            Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85

          
        

        
          	
            Bei beschädigter oder fehlender Fahrerkarte: Ausdruck von Zeitgruppen

          
          	
            Aufbewahrungspflicht 1 Jahr

          
          	
            Artikel 15 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85, Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 , Artikel 14 Abs. 2 Satz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 bzw. § 4 Abs. 3 FPersG und § 2 Abs. 3 FPersV

          
        

        
          	
            Auf betriebliche Datenträger herunterzuladende Daten aus Massenspeichern und von Fahrerkarten

          
          	
            Aufbewahrungspflicht 1 Jahr

          
          	
            Artikel 10 Abs. 5 a VO (EG) Nr. 561/2006 bzw. § 4 Abs. 3 FPersG und § 2 Abs. 5 FPersV

          
        

        
          	
            Auf gesonderten betrieblichen Datenträgern zu erstellende Sicherheitskopien der von Massenspeichern und Fahrerkarten heruntergeladenen Daten

          
          	
            Keine Regelung der Dauer der Speicherung und der Löschung

          
          	
            § 2 Abs. 5 FPersV

          
        

        
          	
            Bei Einsatz von Mietfahrzeugen: Speicherung der Daten des Massenspeichers auf betriebliche Datenträger; wenn dies nicht möglich ist, Erstellung von Ausdrucken wie bei beschädigter oder fehlender Fahrerkarte

          
          	
            Aufbewahrungspflicht für Ausdrucke 1 Jahr

          
          	
            § 2 Abs. 4 FPersV

          
        

        
          	
            Aufbewahrung von Kontrollunterlagen

          
          	
            Aufbewahrungsfrist 1 Jahr

          
          	
            § 2 a FpersV 

          
        

        
          	
            Aufbewahrungen von Bescheinigungen über berücksichtigungsfreie Tage

          
          	
            Aufbewahrungsrist 1 Jahr

          
          	
            § 20 Abs. 3 FPersV

          
        

        
          	
            Handschriftliche Aufzeichnungen der Fahrer von Fahrzeugen, die unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Fahrpersonalverordnung fallen

          
          	
            Aufbewahrungsfrist 1 Jahr

          
          	
            § 1 Abs. 6 FPersV

          
        

        
          	
            Aufzeichnungen von Arbeitszeiten, die über die zulässige werktägliche Arbeitszeit hinausgehen

          
          	
            Aufbewahrungsfrist 2 Jahre

          
          	
            § 16 Abs. 2 ArbZG

          
        

        
          	
            Aufzeichnungen der Arbeitszeiten von Fahrern, die unter die EG- oder AETR-Regelung fallen, einschließlich Arbeitszeiten bei anderen Arbeitgebern

          
          	
            Aufbewahrungsfrist 2 Jahre

          
          	
            § 21 a Absätze 7 und 8 ArbZG

          
        

        
          	
            Aufzeichnungen der täglichen Arbeitszeiten von selbständigen Kraftfahrern, die der EG- oder AETR-Regelung unterliegen

          
          	
            Aufbewahrungsfrist 2 Jahre

          
          	
            § 6 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeiten von selbstständigen Kraftfahrern

          
        

      

    

  

  
    6.3. Gesamtübersicht Aufzeichnungs- Mitführ- und Aufbewahrungspflichten der Fahrer

    
      6.3.1. Aufzeichnungen nach Artikel 6 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      
        	
          über die Zeiten im Sinne von Artikel 4 Buchstabe e („andere Arbeiten”),

        

        	
          als „andere Arbeiten” Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das für gewerbliche Zwecke außerhalb des Anwendungsbereiches der VO (EG) Nr. 561/2006 verwendet wird.

        

        	
          Bereitschaftszeiten im Sinne von Artikel 15 Abs. 3 Buchstabe c der VO (EWG) Nr. 3821/85, die seit der letzten täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit angefallen sind.

        

      

      Diese Zeiten sind entweder handschriftlich auf einem Schaublatt oder einem Ausdruck einzutragen oder manuell in das Kontrollgerät einzugeben.

    

    
      6.3.2. Aufzeichnungen nach Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      In Notfällen muss der Fahrer Art und Grund der ggf. zulässigen Abweichungen von den Vorschriften der Verordnung handschriftlich auf dem Schaublatt des Kontrollgerätes oder auf einem Ausdruck oder im Arbeitszeitplan vermerken.

    

    
      6.3.3. Aufbewahrungspflichten nach Artikel 20 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      Der Fahrer muss alle Belege, die Sanktionen wegen Zuwiderhandlungen betreffen, solange aufbewahren, bis die Zuwiderhandlung nicht mehr in ein zweites Verfahren oder eine zweite Sanktion münden kann.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Es erscheint zweifelhaft, ob der Fahrer stets beurteilen kann, ob ein bestimmter Verstoß zu einem zweiten Verfahren führen kann. Der Fahrer sollte die jeweiligen Belege daher vorsichtshalber über einen längeren Zeitraum aufbewahren.

          

        

      

    

    
      6.3.4. Ausdrucke bei beschädigten oder fehlenden Fahrerkarten (Artikel 15 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 16 Abs. 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85)

    

    
      6.3.5. Aufzeichnungen und manuelle Eingaben nach Artikel 15 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85 bzw. § 2 Abs. 2 FPersV:

      
        	
          Handschriftliche Eintragungen auf dem Schaublatt von Zeiten, die in Artikel 15 Abs. 3 Buchstaben b, c und d genannt sind: Andere Arbeiten, Bereitschaftszeiten, Unterbrechungs- und Ruhezeiten,

        

        	
          Manuelle Eingabe derartiger Zeiten bei Übernahme eines Fahrzeugs mit digitalem Kontrollgerät, in dem diese vorangegangenen Aktivitäten noch nicht gespeichert sind (§ 2 Abs. 2 FPersV in Verbindung mit Artikel 15 Abs. 2 VO (EG) Nr. 3821/85).

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEISE ZU A. UND E.

            a) Nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 gelten als „andere Arbeiten” auch Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das für gewerbliche Zwecke verwendet wird, aber nicht der EG-Regelung unterliegt. Dies gilt insbesondere für die Verwendung von Fahrzeugen, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen. Bei Übernahme eines Fahrzeugs, das der EG-Regelung unterliegt, muss der Fahrer vorangegangene Lenkzeiten auf einem Fahrzeug, dass der Fahrpersonalverordnung unterliegt, je nach Art des Kontrollgeräts entweder auf einem Schaublatt nachtragen oder manuell in das digitale Kontrollgerät eingeben.

            b) Aus Artikel 15 Abs. 2 VO (EG) Nr. 3821/85 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 FPersV ergibt sich, dass bei Übernahme eines Fahrzeugs mit digitalem Kontrollgerät vorangegangene Lenkzeiten auf einem Fahrzeug mit herkömmlichem Kontrollgerät nicht in das digitale Gerät einzugeben sind. Diese Lenkzeiten sind durch die (mitzuführenden) Schaublätter hinreichend dokumentiert.

          

        

      

    

    
      6.3.6. Mitführpflichten nach Artikel 15 Abs. 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

      a) Verwendet der Fahrer ein Fahrzeug mit herkömmlichen Kontrollgerät, muss er mit sich führen:

      
        	
          das Schaublatt des laufenden Tages und die Schaublätter der vorangehenden 28 Tage,

        

        	
          die Fahrerkarte, falls er eine solche besitzt,

        

        	
          alle während des genannten Zeitraums gemäß der VO (EWG) Nr. 3821/85 erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke,

        

      

      b) Verwendet der Fahrer ein Fahrzeug mit digitalem Kontrollgerät, muss er mit sich führen

      
        	
          die Fahrerkarte, „falls er Inhaber einer solchen Karte ist” (was er aber sein muss!),

        

        	
          die während der genannten Zeiträume gemäß der VO (EWG) Nr. 3821/85 erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke,

        

        	
          die während der genannten Zeiträume angefallenen Schaublätter bei Benutzung von Fahrzeugen mit herkömmlichem Kontrollgerät,

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Die Mitführpflichten nach Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85 beziehen sich nur auf Fahrzeuge, die mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sein müssen. Mitzuführen sind ausschließlich die in Artikel 15 Abs. 7 aufgelisteten Unterlagen. Zu diesen zählen nicht die nach § 1 Abs. 6 FPersV für Fahrzeuge zur Güterbeförderung, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, vorgeschrieben handschriftlichen Aufzeichnungen.

            Damit stellt sich die Frage, wie bei Benutzung von Fahrzeugen, die obligatorisch mit EG-Kontrollgeräten ausgerüstet sind, vorangegangene Zeiten auf Fahrzeugen, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, dokumentiert werden sollen. Die Antwort ergibt sich aus Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006. Demnach muss der Fahrer bei Übernahme eines Fahrzeugs mit EG-Kontrollgerät vorangegangene Aktivitäten, die bei einem Fahrzeug angefallen sind, das nicht der VO (EG) Nr. 561/2006 unterliegt, auf dem Schaublatt eintragen bzw. manuell in das Kontrollgerät eingeben (und zwar Lenkzeiten als andere Arbeiten). Wird dies vom Fahrer versäumt, begeht er eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 a Abs. 2 Nr. 2 FPersG.

            Was aber, wenn der Fahrer die nach § 6 Abs. 5 vorgeschriebenen Eintragungen bzw. Eingaben versäumt hat, dafür aber – auch wenn das in diesen Fällen nicht vorgeschrieben ist, siehe Hinweis zu I. – handschriftliche Aufzeichnungen nach § 1 Abs. 6 FPersV mit sich führt? Das müsste zumindest als „mildernder Umstand” gesehen werden, zumal ja der Zweck der Vorschrift nach Artikel 6 Abs. 5 (Transparenz über Zeiten auf Nicht-EG-Fahrzeugen) auf diese Weise durchaus erfüllt ist.

          

        

      

    

    
      6.3.7. Mitführpflichten nach dem AETR

      Die Regelung über Mitführpflichten (Artikel 12 Absatz 7 des Anhangs zum AETR) entspricht nunmehr der EG-Regelung (Artikel 15 Absatz 7 VO (EWG) Nr. 3821/85).

    

    
      6.3.8. Handschriftliche Aufzeichnungen bei Betriebsstörungen des Kontrollgeräts (Artikel 16 Abs. 2 Unterabsatz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85)

    

    
      6.3.9. Aufzeichnungs- und Mitführpflichten nach § 1 Absätze 1, 6 und 7 der Fahrpersonalverordnung (Benutzung von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis zu 3,5 t)

      
        	
          Verpflichtung des Fahrers, Aufzeichnungen über Lenkzeiten, alle sonstigen Arbeitszeiten, die Fahrtunterbrechungen und die Ruhezeiten zu führen.

        

        	
          Der Fahrer muss die Aufzeichnungen der laufenden Woche und der dieser vorangegangenen 15 Tage (ab 1. Januar 2008 des laufenden Tages und der vorangegangenen 28 Kalendertage) mit sich führen.

        

        	
          Hat der Fahrer während der genannten Zeiträume Fahrzeuge geführt, die unter die EG-Regelung oder das AETR allen, sind für die betreffenden Fahrtage an Stelle der Aufzeichnungen die nach diesen Regelungen erforderlichen Nachweise mitzuführen.

        

        	
          Hat der Fahrer ein Fahrzeug benutzt, das mit einem Fahrtschreiber nach § 5 a StVZO ausgerüstet ist, hat er Schicht und Pausen jeweils bei Beginn und Ende der Fahrt auf dem Schaublatt zu vermerken.

        

        	
          Hat der Fahrer eines Fahrzeugs mit digitalem Kontrollgerät während der genannten Zeiträume ein Fahrzeug mit herkömmlichen Schaublatt benutzt, hat er die entsprechenden Schaublätter mitzuführen.

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            § 1 Abs. 7 bezieht sich hinsichtlich der Mitführpflichten ausschließlich auf Artikel 15 Abs. 7 (VO) EG Nr. 3821/85. Demnach ist der Fahrer eines Fahrzeugs zur Güterbeförderung, das der Fahrpersonalverordnung unterliegt, aber mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet ist, nicht verpflichtet, handschriftliche Aufzeichnungen vorangegangener Aktivitäten auf einem Fahrzeug ohne EG-Kontrollgerät mitzuführen. Auch aus § 1 Abs. 6 FPersV ist Derartiges nicht zu entnehmen. Es besteht auch keine Aufzeichnungspflicht nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006. (Keine entsprechende Anwendung, vgl. Seite 95).

          

        

      

    

    
      6.3.10. Mitführpflichten des Fahrers nach § 6 FPersV (ungültige Fahrerkarte)

      
        	
          Fahrerkarte ist nach Ablauf der Gültigkeit noch mindestens 28 Tage im Fahrzeug mitzuführen,

        

        	
          Ausdrucke, die gemäß Artikel 15 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 bei fehlender oder beschädigter Fahrerkarte zu erstellen sind, müssen für die dem Umtausch vorausgehenden 28 Tage nach dem Umtausch noch 28 Tage mitgeführt werden.

        

      

    

    
      6.3.11. Verpflichtung des Fahrers, für den laufenden Tag und die vorangegangenen 28 Kalendertage Bescheinigungen des Arbeitgebers über berücksichtigungsfreie Tage mitzuführen (§ 20 FPersV).

      Es handelt sich um Tage, an denen der Fahrer kein Fahrzeug geführt hat (z. B. wegen Urlaub oder Krankheit) oder nur solche Fahrzeuge, für deren Führen keine Nachweispflichten bestehen.

    

    
      6.3.12. Aufzeichnungen über Arbeitszeiten bei anderen Arbeitgebern (§ 21a Abs. 8 ArbZG)

      Verpflichtung von Fahrern in Arbeitsverhältnissen, die bzw. deren Fahrzeuge unter die EU- bzw. die AETR-Regelung fallen, dem Arbeitgeber eine Aufstellung der bei einem anderen Arbeitgeber angefallenen Arbeitszeit vorzulegen (§ 21 a Abs. 8 ArbZG).

      Damit soll es dem Arbeitgeber ermöglicht werden, seinerseits der Verpflichtung nachzukommen, die Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer aufzuzeichnen (§ 21 a Abs. 8 ArbZG). Dass zu den vom Arbeitgeber aufzuzeichnenden Arbeitszeiten auch die Arbeitszeiten gehören, die bei einem anderen Arbeitgeber angefallen sind, ergibt sich aus § 2 Abs. 1 ArbZG.

      Zweck der Regelung ist, dass der Arbeitgeber jederzeit über die nötigen Informationen verfügt, ob sein Fahrer in Anbetracht vorangegangener Tätigkeiten überhaupt noch fahren darf oder zunächst eine Ruhezeit einlegen muss (siehe Verantwortlichkeit des Unternehmers nach Artikel 10 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006 bzw. § 1 Abs. 5 FPersV).

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Die Verpflichtung des Fahrers, seinen Arbeitgeber über vorangegangene Tätigkeiten bei anderen Arbeitgebern zu informieren, ist von besonderer Bedeutung bei Fahrern, die hauptberuflich als Arbeitnehmer andere Tätigkeiten ausüben, aber gelegentlich Fahrertätigkeiten ausüben, zum Beispiel an Wochenenden als Busfahrer im Gelegenheitsverkehr. In diesen Fällen muss der Verkehrsunternehmer zunächst feststellen, ob die vorangegangene wöchentliche Arbeitszeit von maximal 60 Stunden (§ 21 a Abs. 4 ArbZG) noch Spielraum für weitere Arbeitszeiten, in diesem Falle Lenkzeiten, lässt. Dabei ist zu beachten, dass sich die wöchentliche Arbeitszeit auf den Zeitraum von Montag 0 Uhr bis Sonntag 24 Uhr bezieht (§ 21 a Abs. 2 ArbZG).

          

        

      

      
        
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              BEISPIEL

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            Ein Fahrlehrer ist für ein Busunternehmen als Fahrer für Ausflugfahrten am Wochenende (Samstag und Sonntag) tätig. Der Busunternehmer stellt anhand der Angaben des Fahrlehrers fest, dass dieser während der Woche in der Fahrschule, in der er beschäftigt ist, bereits 50 Stunden gearbeitet hat. Dann darf er den Fahrlehrer als Fahrer von Bussen bis zum Ende der Woche (Sonntag 24.00 Uhr) nur noch 10 Stunden einsetzen.

          

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            WEITERER HINWEIS

            Die Informationspflichten des Fahrers nach § 21 a Abs. 8 ArbZG bzw. die Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers nach § 21 a Abs. 7 ArbZG ersetzen nicht die Aufzeichnungs- und Eingabepflichten des Fahrers nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 15 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85 bzw. § 2 Abs. 2 FPersV (siehe oben Ziffern 1 und 2). Es bleibt also auch einem Aushilfsfahrer bzw. einem Fahrer, der hauptberuflich andere Tätigkeiten ausübt, nicht erspart, vorangegangene andere Tätigkeiten auf dem Schaublatt einzutragen bzw. manuell in das Kontrollgerät einzugeben.

            Wie weit zurück die Eintragungen bzw. Eingaben reichen müssen, ist nicht eindeutig geregelt. Allerdings besteht für manuelle Eingaben in das digitale Kontrollgerät insofern eine zeitliche Begrenzung, als die manuellen Eingaben für Fahreraktivitäten seit der letzten Entnahme der Fahrerkarte erforderlich sind (Anhang IB, Kapitel 3 Ziffer 6.2 zur VO (EWG) Nr. 3821/85).

            Aber dies kann nicht das „letzte Wort” sein. Liegt bei einem Aushilfsfahrer die letzte Entnahme der Fahrerkarte Monate oder gar Jahre zurück, kann sicher nicht verlangt werden, dass er bei Übernahme des Fahrzeugs nunmehr die entsprechenden Zeiträume dokumentiert.

            Ein Anhaltspunkt ist der Zeitraum für Mitführpflichten ab dem 1. Januar 2008 (laufender Tag und die vorangegangenen 28 Tage). Von einem Aushilfsfahrer sollte nicht verlangt werden, noch weiter zurückliegende berufliche Tätigkeiten als andere Arbeitszeiten auf Schaublättern zu vermerken oder manuell in digitale Kontrollgeräte einzugeben.

          

        

      

    

    
      6.3.13. Aufzeichnungen selbständiger Kraftfahrer über tägliche Arbeitszeiten (§ 6 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeiten selbständiger Kraftfahrer)

      Die Aufzeichnungspflicht gilt nicht für allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen.

      Die Aufzeichnungspflicht entfällt, wenn Aufzeichnungen durch ein Kontrollgerät nach Anhang I oder Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erfolgen.

    

  

  
    6.4. Gesamtübersicht Ausnahmeregelung für bestimmte Fahrzeugkategorien (verkürzte Wiedergabe)

    
      6.4.1. Ausnahmen nach Artikel 2 Abs. 1 bzw. Artikel 3 (VO) EG Nr. 561/2006

      Im Wesentlichen Fahrzeuge

      
        	
          zur Güterbeförderung, deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 3,5 t nicht übersteigt, oder

        

        	
          zur Personenbeförderung, die für die Beförderung von nicht mehr als neun Personen einschließlich des Fahrers konstruiert oder dauerhaft angepasst und zu diesem Zweck bestimmt sind,

        

        	

        	
          Ab 2. März 2015: Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse bis zu 7,5 t zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen zur Arbeitsstelle

        

        	
          zur Personenbeförderung im Linienverkehr bei Linienlängen bis zu 50 km,

        

        	
          mit zulässiger Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h,

        

        	
          der Streitkräfte, des Katastrophenschutzes, der Feuerwehr,

        

        	
          für den nichtgewerblichen Einsatz in Notfällen,

        

        	
          für medizinische Zwecke (Spezialfahrzeuge),

        

        	
          für Probefahrten im Rahmen der technischen Entwicklung

        

        	
          mit einem z. G. G. von nicht mehr als 7,5 t für nichtgewerbliche Güterbeförderung,

        

        	
          zum nichtgewerblichen Einsatz, wenn es sich um als historisch eingestufte Nutzfahrzeuge handelt.

        

      

    

    
      6.4.2. Ausnahmen nach Artikel 13 VO (EG) Nr. 561/2006 (Ermächtigung der Mitgliedstaaten, weitere Ausnahmen für ihr Hoheitsgebiet zuzulassen) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung

      Im Wesentlichen Fahrzeuge

      
        	
          von Behörden, wenn ihr Einsatz nicht im Wettbewerb mit Privaten steht,

        

        	
          von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, die zur Güterbeförderung in einem Umkreis bis zu 100 km verwendet werden,

        

        	
          land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen beim Einsatz innerhalb von 100 km,

        

        	
          von Universalanbietern in einem Umkreis von 50 km (ab 2. März 2015: Umkreis von 100 km),

        

        	
          zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen in einem Umkreis von 50 km, einschl. Verkaufswagen (entfällt ab 2. März 2015),

        

        	
          die ausschließlich auf Inseln von nicht mehr als 2.300 qkm eingesetzt werden,

        

        	
          zur Güterbeförderung von nicht mehr als 7,5 t z. G. G., die in einem Umkreis von 50 km, die mit Gas- oder Elektroantrieb betrieben werden,

        

        	
          für den Fahrschulunterricht,

        

        	
          für Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung, der Straßenbauämter, der Müllabfuhr, der Telefonanbieter, der Radio- und Fernsehgesellschaften,

        

        	
          mit 10 bis 17 Sitzplätzen, die ausschließlich zur nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet werden,

        

        	
          des Schaustellergewerbes,

        

        	
          für Lehrzwecke,

        

        	
          zum Abholen von Milch von landwirtschaftlichen Betrieben,

        

        	
          für Geldtransporte,

        

        	
          für Beförderung von tierischen Abfällen,

        

        	
          zur ausschließlichen Verwendung in Güterverteilzentren,

        

        	
          zur Beförderung innerhalb von 50 km von lebenden Tieren.

        

      

    

    
      6.4.3. Ausnahmen nach Artikel 2 Abs. 2 des AETR

      Wie Ausnahmen nach Artikel 2 Abs. 1 bzw. Artikel 3 VO (EG) Nr. 561/2006 (s. A.).

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Eine Ermächtigung für „nationale” Ausnahmen im Sinne von Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 enthält das AETR nicht.

          

        

      

    

    
      6.4.4. Ausnahmen nach § 1 Abs. 2 der Fahrpersonalverordnung

      
        	
          die in § 18 genannten Fahrzeuge,

        

        	
          die in Artikel 3 Buchstabe b bis i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge,

        

        	

        	
          Fahrzeuge, die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen und Maschinen, die der Fahrer zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit benötigt, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

        

        	
          Fahrzeuge, die zur Beförderung von Gütern, die im Betrieb, dem der Fahrer angehört, in handwerklicher Fertigung oder Kleinserie hergestellt wurden oder deren Reparatur im Betrieb vorgesehen ist oder durchgeführt wurde, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt,

        

        	
          Fahrzeuge, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf verwendet werden und für diese Zwecke besonders ausgestattet sind, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt,

        

        	
          Selbstfahrende Arbeitsmaschinen nach § 2 Nr. 17 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung.

        

      

    

    
      6.4.5. Ausnahmen von der Fahrtschreiberpflicht nach § 57a StVZO

      Nicht relevant für Fahrzeuge, die ab dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr kommen.

      Für Fahrzeuge, die vor dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen sind, gelten folgende Ausnahmen:

      
        	
          Fahrzeuge, die mit einem EG- oder AETR-Kontrollgerät ausgerüstet sein müssen,

        

        	
          Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von weniger als 7,5 t,

        

        	
          Zugmaschinen (Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 40 kW und darüber) jedoch nur, wenn sie ausschließlich für land- und forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden)

        

        	
          zur Beförderung von Personen bestimmte Kraftfahrzeuge mit 8 oder weniger Fahrgastplätzen

        

        	
          Kraftfahrzeuge mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h

        

        	
          Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, es sei denn, dass es sich um Kraftfahrzeuge der Bundeswehrverwaltung oder um Kraftomnibusse handelt

        

        	
          Kraftfahrzeuge der Feuerwehren und der anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes,

        

        	
          die in § 18 Abs. 1 FpersV genannten Fahrzeuge.

        

        	
          die in Artikel 3 Buchstabe d bis g und i der VO (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge

        

      

    

  

  
    6.5. Gesamtübersicht Kontrollmittel mit Hinweisen zur Betriebsweise von Kontrollgräten (insbesondere bei freiwilliger Verwendung)

    Regelung bis 2. März 2016, anschließend Neuregelung nach VO (EU) Nr. 165/2014

    
      6.5.1. EG-Kontrollgerät (VO (EWG) Nr. 3821/85)

      
        6.5.1.1. Obligatorisch für Fahrzeuge, die in einem EU-Staat oder EWR-Staat zugelassen sind, und zwar

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 3,5 t,

          

          	
            Busse mit mehr als acht Fahrgastplätzen

            
              	
                im Gelegenheitsverkehr,

              

              	
                im Linienverkehr bei Linienlängen von mehr als 50 km.

              

            

          

        

        Digitales Kontrollgerät

        
          	
            für Neufahrzeuge ab 1. Mai 2006

          

          	
            für nach dem 1. Januar 1996 zugelassene Fahrzeuge bei Ersetzung des herkömmlichen Geräts

          

        

      

      
        6.5.1.2. Ausnahmen von der obligatorischen Verwendung von EG-Kontrollgeräten:

        
          	
            die in Artikel 3 VO (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeugkategorien,

          

          	
            die in § 18 Abs. 1 FPersV genannten Fahrzeugkategorien.

          

        

      

      
        6.5.1.3. Freiwillige Verwendung von EG-Kontrollgeräten in den vorgenannten Fahrzeugkategorien

        Es sind zwei Fälle zu unterscheiden:

        
          	
            Freiwillige Verwendung in den Fällen, in denen statt des EG-Kontrollgeräts ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO vorgeschrieben ist.

          

        

        Beispiel: Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km.

        In diesem Fall ist ein freiwillig verwendetes EG-Kontrollgerät fahrzeugbezogen zu betreiben (§ 57 a Abs. 3 StVZO), sofern es sich um ein Fahrzeug handelt, das vor dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen ist.

        Bei Erstzulassung nach dem 1. Januar 2013 stellt die freiwillige Verwendung eines EG-Kontrollgerätes keinen Ersatz mehr dar für die Verwendung eines Fahrtschreibers. In diesem Fall ist das Gerät fahrerbezogen zu betreiben (§ 2 Abs. 1 FPersV).

        
          	
            Freiwillige Verwendung in Fällen, in denen weder ein EG-Kontrollgerät noch ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO erforderlich ist.

          

        

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                BEISPIEL

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              Fahrzeuge zur nichtgewerblichen Güterbeförderung

              Haben derartige Fahrzeuge ein zulässiges Gesamtgewicht von nicht mehr als 7,5 t, brauchen sie nicht mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet zu sein (Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 in Verbindung mit Artikel 3 Buchstabe h VO (EG) Nr. 561/2006). Ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO ist ebenfalls nicht erforderlich, weil die Fahrtschreiberpflicht erst bei einem zulässigen Gesamtgewicht von 7,5 t einsetzt.

              In diesen Fällen ist die Betriebsweise nicht vorgeschrieben. Die fahrzeugbezogene Betriebsweise nach § 57 Abs. 3 StVZO bezieht sich nur auf die Fälle, in denen ein EG-Kotrollgerät „an Stelle eines vorgeschriebenen Fahrtschreibers” verwendet wird.

            

          

        

      

    

    
      6.5.2. AETR-Kontrollgerät (Artikel 10 AETR)

      
        6.5.2.1. Obligatorisch für Fahrzeuge, die in einem AETR-Staat zugelassen sind, wobei es sich um dieselben Fahrzeugkategorien handelt wie nach der EU-Regelung

        Neu: Digitales Kontrollgerät im AETR-Verkehr

        Die AETR-Staaten mussten bis zum 16. Juni 2010 für bei ihnen neu zugelassene Fahrzeuge digitale Kontrollgeräte vorschreiben.

        In der Bundesrepublik Deutschland ist dies inzwischen durch Ergänzung von § 19 FPersV geschehen. Demnach müssen Fahrzeuge, die in Deutschland erstmalig nach dem 15. Juni 2010 zugelassen und im AETR-Verkehr eingesetzt werden, mit einem digitalen Kontrollgerät ausgerüstet sein.

      

      
        6.5.2.2. Ausnahmen von der obligatorischen Verwendung von AETR-Kontrollgeräten gelten für die in Artikel 2 Abs. 2 des AETR genannten Fahrzeugkategorien.

        In diesen Fällen ist die Betriebsweise weder in § 2 Abs. 1 FPersV noch in § 57 a Abs. 3 StVZO vorgeschrieben (beide Bestimmungen beziehen sich ausschließlich auf die obligatorische Verwendung von EG-Kontrollgeräten oder Fahrtschreibern). Es liegt aber nahe, bei obligatorische Verwendung eines AETR- Kontrollgerätes an Stelle eines vorgeschriebenen Fahrtschreibers in entsprechender Anwendung von § 57 a Abs. 3 StVZO von einer fahrzeugbezogenen Betriebsweise auszugehen.

        Dies gilt allerdings nicht für Fahrzeuge, die ab dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen sind, also nicht der Fahrtschreiberpflicht nach § 57 a Abs. 1 StVZO unterliegen. In diesem Falle stellt die Verwendung eines Kontrollgerätes keinen Ersatz für den Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO dar. Das Gerät ist daher nicht fahrzeugsondern Fahrerbezogen zu betreiben.

      

    

    
      6.5.3. Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO

      
        6.5.3.1. Obligatorisch für Fahrzeuge, die vor dem 1. Januar 2013 erstmals in Verkehr gekommen sind:

        a) Fahrzeuge (Güterverkehr) mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 7,5 t und darüber, Zugmaschinen (ab 40 KW Motorleistung) außer bei ausschließlicher Verwendung in Land- und Forstwirtschaft.

        Ausnahmen:

        
          	
            die in § 57 a StVZO Absatz 1 Satz 2 genannten Fahrzeugkategorien,

          

          	
            Fahrzeuge, die mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sind (§ 57 a Abs. 3 StVZO),

          

          	
            sämtliche nach Artikel 3 Absatz 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 bzw. nach Artikel 10 des AETR obligatorisch mit einem Kontrollgerät auszurüstenden Fahrzeuge.

          

        

        b) Omnibusse im Linienverkehr,

        es sei denn, ein EG- oder AETR-Kontrollgerät ist obligatorisch oder wird freiwillig verwendet.

        
          
            
              
              
              
              
            
            
              	
                TIPP

              
              	
              	
              	
            

          

          
            
              HINWEIS FÜR OMNIBUSSE IM GELEGENHEITSVERKEHR

              Omnibusse im Gelegenheitsverkehr fallen zwar formal unter die Fahrtschreiberpflicht nach § 57 a (vgl. Abs. 1 Nr. 3), sind aber gemäß Artikel 3 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85 mit einem EG-Kontrollgerät auszurüsten. Diese Vorschrift hat Vorrang gegenüber § 57 a StVZO.

              Im Übrigen entfällt auch für Omnibusse, die im Gelegenheitsverkehr eingesetzt werden, bei Erstzulassung ab dem 1. Januar 2013 die Fahrtschreiberpflicht nach § 57 a StVZO.

            

          

        

      

      
        6.5.3.2. Freiwillige Verwendung

        Die freiwillige Verwendung von Fahrtschreibern nach § 57 a StVZO kommt insbesondere an Stelle der nach § 1 Abs. 6 FPersV vorgeschriebenen handschriftlichen Aufzeichnungen in Betracht (näheres hierzu vgl. nächste Ziffer).

        Praktische Bedeutung dürfte diese Möglichkeit aber nicht haben.

      

    

    
      6.5.4. Handschriftliche Aufzeichnungen (§ 1 Abs. 6 FPersV)

      
        6.5.4.1. Obligatorisch für Fahrer von Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis 3,5 t (§ 1 Abs. 1 Nr. 1FPersV in Verbindung mit Absatz 6).

        Für die Aufzeichnungen können Formulare nach einem amtlichen Muster verwendet werden (vgl. nachstehende Ziffer 3).

      

      
        6.5.4.2. Anstelle der vorgeschriebenen handschriftlichen Aufzeichnungen können EG-Kontrollgeräte oder Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO verwendet werden. Ggf. sind EG-Kontrollgeräte nach den EG-Vorschriften, also fahrerbezogen zu betreiben, Fahrtschreiber dagegen fahrzeugbezogen (§ 1 Abs. 7 FPersV in Verbindung mit § 57 a Abs. 3 StVZO).

      

      
        6.5.4.3. Muster nach § 1 Abs. 6 FPersV

        Das gemäß § 1 Abs. 6 FPersV vorgesehene Muster (Anlage zu § 1 Abs. 6) ist nachstehend abgedruckt. Das Formular kann beim Verlag Heinrich Vogel, Aschauer Straße 28 – 30, 81549 München, unter der Bestellnummer 13440 bezogen werden (DIN A5-Heft mit 28 Tageskontrollbättern).

        Siehe Seite 154.

      

    

    
      6.5.5. Bescheinigung des Arbeitgebers über berücksichtigungsfreie Tage (§ 20 FPersV), Bescheinigungsmuster

      Nach § 20 FPersV müssen Fahrer für Tage, für die sie die nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 bzw. dem AETR vorgeschriebenen Nachweise nicht oder nicht vollständig vorlegen können, weil sie am Tag der Kontrolle oder an einem diesem Tag vorausgegangenen 28 Tage kein Fahrzeug gelenkt haben oder nur solche Fahrzeuge, für deren Führen eine Nachweispflicht nicht besteht, eine entsprechende Bescheinigung des Arbeitgebers mit sich führen.

      Für die Bescheinigungen nach § 20 FPersV können Muster verwendet werden:

      
        	
          EU-einheitliches Bescheinigungsmuster

          Die EU-Kommission hat ein neues EU-einheitliches Bescheinigungsmuster herausgegeben (Amtsblatt der Europäischen Union vom 16.12. 2009, L 330/80). Das Muster ist auf Seite 156 abgedruckt. Eine elektronische und druckfähige Fassung des Musters (Formblatt) ist im Internet unter ec.europa.eu verfügbar.

          
            	
              AETR-Muster (Entspricht EU-Muster)

            

            	
              Amtliches deutsches Muster (Verkehrsblatt Heft 6/1999, Nr. 53)

            

          

          Dieses werden die Kontrollbehörden vorerst weiter akzeptieren (das Muster ist auf Seite 149 abgedruckt).

          Das Formular kann beim Verlag Heinrich Vogel, Aschauer Straße 28 – 30, 81549 München, unter der Bestellnummer 13678 bezogen werden (DIN A4-Block mit 50 Seiten).

        

      

      Zum EU-Muster

      BESCHLUSS DER KOMMISSION

      vom 14. Dezember 2009 zur Änderung der Entscheidung 2007/230/EG über ein Formblatt betreffend die Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr

      (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K (2009) 9895)

      (Text von Bedeutung für den EWR)

      (2009/959/EU)

      DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION –

      gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union und den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

      gestützt auf die Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates1, insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 13,

      in Erwägung nachstehender Gründe:

      (1) Hauptquelle von Informationen bei Straßenkontrollen sind Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers. Das Fehlen von Aufzeichnungen sollte nur gerechtfertigt sein, wenn Fahrtenschreiberaufzeichnungen, einschließlich der manuellen Erfassung von Daten, aus objektiven Gründen nicht möglich waren. In diesen Fällen sollte eine Bescheinigung ausgestellt werden, in der die Gründe dafür bestätigt werden.

      (2) Das Formblatt der Bescheinigung im Anhang der Entscheidung 2007/230/EG der Kommission2 hat sich als unzureichend erwiesen, da es nicht alle Fälle abdeckt, in denen es technisch nicht möglich ist, die Fahrertätigkeit mit dem Kontrollgerät zu erfassen.

      (3) Um die Effizienz und Wirksamkeit der mitgliedstaatlichen Kontrollen der Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates3 zu steigern, sollte das Formblatt durch Hinzufügung weiterer Elemente über die in Artikel 11 Absatz 3 der Richtlinie 2006/22/EG genannten hinaus geändert werden.

      (4) Das Formblatt zur Bescheinigung sollte nur verwendet werden, wenn aus objektiven technischen Gründen anhand der Fahrtenschreiberaufzeichnungen nicht belegt werden kann, dass die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 eingehalten wurden.

      (5) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des durch Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr4 eingesetzten Ausschusses –

      HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

      Artikel 1

      Der Anhang der Entscheidung 2007/230/EG erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

      Artikel 2

      Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

      Brüssel, den 14. Dezember 2009

      Zum AETR-Muster

      Neue Anlage 3 des Anhangs zum AETR 5

      Nach Anlage 2 des Anhangs wird eine neue Anlage 3 mit folgendem Wortlaut angefügt:

      „Musterformulare”

      Gemäß Artikel 12 dieses Übereinkommens können die Straßenverkehrsunternehmen folgende Musterformulare zu Erleichterung von Straßenkontrollen verwenden:

      1. Die Arbeitsbescheinigung ist zu verwenden, wenn ein Fahrer in Krankheitsurlaub oder Jahresurlaub war oder wenn er ein Fahrzeug gelenkt hat, das nicht in den Geltungsbereich des AETR gemäß Artikel 2 des vorliegenden Übereinkommens fällt.

       Amtliches Muster für Aufzeichnungen nach § 1 Abs. 6 FPersV

      
        [image: IMG]

      

      Hinweise zur Benutzung (wenn möglich auf der Rückseite des Formulars)

      a) Alle Felder des Formulars sind vor Fahrtantritt durch das Verkehrsunternehmen und den betroffenen Fahrer auszufüllen.

      b) Der Text des Formulars darf nicht verändert werden.

      c) Um gültig zu sein, muss das Formular sowohl durch den Bevollmächtigten des Verkehrsunternehmens als auch durch den Fahrer selbst unterzeichnet sein. Bei Einzelunternehmen unterzeichnet der Fahrer einmal für das Unternehmen und zum anderen als Fahrer. Nur das unterzeichnete Original ist gültig.

      d) Das Formular kann auf Papier mit dem Firmenlogo des Unternehmens gedruckt werden. Die Abschnitte 1 bis 5 können bereits vorgedruckt werden. Die Unterschrift des Unterzeichneten kann nicht durch den Firmenstempel des Unternehmens ersetzt werden, dieser kann jedoch zusätzlich angebracht werden.

      e) Alle zusätzlichen nationalen oder regionalen Informationen müssen auf der Rückseite des Formulars erscheinen.

      f) Ist das Formular in einer anderen Sprache als Englisch oder Französisch abgefasst, muss der Titel in der Landessprache nach den englischen und französischen Titeln erscheinen. Die Überschriften der einzelnen Abschnitte sind ebenfalls in Englisch anzugeben, wenn das Original in einer anderen Sprache als Englisch (siehe beigefügtes Muster) abgefasst ist.

       ANHANG

      
        [image: IMG]

      

       Zum Bescheinigungsmuster nach Verkehrsblatt Heft 6/1999

      (in der im folgenden Abschnitt erläuterten aktualisierten, insoweit nicht-amtlichen Fassung)

      
        [image: IMG] 

      

    

    
      6.5.6. Müssen freiwillig installierte EG-Kontrollgeräte oder Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO auch tatsächlich benutzt werden?

      Sind in einem Fahrzeug EG-Kontrollgeräte, AETR-Kontrollgeräte oder Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO installiert, müssen diese grundsätzlich nur verwendet werden, wenn ihre Verwendung vorgeschrieben ist. Dazu gehört auch, dass ein Kontrollgerät oder ein Fahrtschreiber anstelle eines vorgeschriebenen anderen Kontrollmittels installiert ist.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              BEISPIEL

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            
              	
                Verwendung eines EG-Kontrollgerätes in einem Linienbus, der auf Linien bis zu 50 km Länge eingesetzt wird. Obligatorisches Kontrollmittel ist in diesem Fall ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO, sofern es sich um ein Fahrzeug mit Erstzulassung vor dem 1. Januar 2013 handelt. Wenn statt des Fahrtschreibers ein EG-Kontrollgerät vorhanden ist, muss dieses auch benutzt werden (§ 57 a Abs. 3 StVZO).

              

              	
                Verwendung eines EG-Kontrollgeräts in einem Fahrzeug zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t bis zu 3,5 t. Die Verwendung des EG-Kontrollgerätes ist zwar freiwillig, das Gerät muss aber benutzt werden, wenn der Fahrer die vorgeschriebenen handschriftlichen Aufzeichnungen vermeiden will (§ 1 Abs. 6 FPersV).

              

              	
                Vorzeitige, also freiwillige Verwendung eines digitalen Kontrollgerätes in einem Fahrzeug, das mit einem digitalen Kontrollgerät erst dann ausgerüstet sein muss, wenn das vorgeschriebene her kömmliche Gerät funktionsunfähig wird (vgl. Artikel 2 b VO (EG) Nr. 2135/98).

              

            

            Wird die Funktionsunfähigkeit gar nicht erst abgewartet und stattdessen ein digitales Gerät vorzeitig installiert, muss es auch benutzt werden (als Ersatz für das bis zur Funktionsunfähigkeit zu betreibende herkömmliche Gerät).

          

        

      

      Ist jedoch ein EG- oder AETR-Kontrollgerät oder ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO vorhanden, obwohl keinerlei Kontrollmittel vorgeschrieben ist (auch keine handschriftlichen Aufzeichnungen), braucht das vorhandene Gerät nicht benutzt zu werden.

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Dies ist inzwischen durch die amtliche Verlautbarung, Stand September 2014, bestätigt worden (Ziffer 5.1, letzter Satz, Benutzungspflicht vorhandener Kontrollgeräte (nur) bei aufzeichnungspflichtigen Fahrten).

            Soweit freiwillig installierte Geräte benutzt werden müssen, stellt sich die Frage der Betriebsweise.

            
              	
                Wird ein EG-Kontrollgerät anstelle eine Fahrtschreibers nach § 57 a StVZO verwendet, muss es nach § 57 a Abs. 2 betrieben werden, also fahrzeugbezogen (vgl. § 57 a Abs. 3 StVZO).

              

              	
                Wird ein EG-Kontrollgerät anstelle vorgeschriebener handschriftlicher Aufzeichnungen verwendet, muss es nach den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 betrieben werden, also fahrerbezogen (vgl. § 1 Abs. 7 FPersV). In diesem Fall stellt sich die Frage, ob der Fahrer „nach Belieben” mal das Kontrollgerät verwendet, mal sich mit handschriftlichen Aufzeichnungen begnügt. Denn offenbar hat er eine entsprechende Wahlmöglichkeit.

              

            

            Einschränkung:

            Allerdings erscheint es nicht vertretbar, die erwähnte Wahlmöglichkeit ständig neu auszuüben, also bei einer Fahrt handschriftliche Aufzeichnungen zu fertigen und bei der folgenden Fahrt das vorhandene EG-Kontrollgerät einzuschalten. Zumindest aus der Sicht der Kontrolleure könnten auf diese Weise Unklarheiten über die Fahreraktivitäten entstehen. Es erscheint daher vertretbar, dass der Verkehrsunternehmer bzw. sein Fahrer an eine einmal getroffene Entscheidung darüber, ob handschriftliche Aufzeichnungen gefertigt werden sollen oder ob ein vorhandenes EG-Kontrollgerät benutzt werden soll, grundsätzlich auch weiterhin gebunden ist, also nicht von Fahrt zu Fahrt oder gar während einer Fahrt, anders entscheiden kann. Eine Änderung der Entscheidung erscheint nur vertretbar, wenn dafür besondere Gründe vorliegen, insbesondere natürlich bei Einsatz eines anderen Fahrers, dem vielleicht die Benutzung des vorhandenen Kontrollgerätes angenehmer ist, als zeitaufwendige handschriftliche Aufzeichnungen.

          

        

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              BEISPIEL

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            
              	
                In einem Fahrzeug eines Handwerkerbetriebs ist ein EG-Kontrollgerät installiert. Das Fahrzeug hat ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t. Es sind weder ein EG-Kontrollgerät noch ein Fahrtschreiber noch handschriftliche Aufzeichnungen erforderlich (vorausgesetzt die Fahrten bewegen sich in einem Umkreis von maximal 50 km und die Fahrtätigkeit stellt nicht die Haupttätigkeit dar). Folge: Das EG-Kontrollgerät braucht nicht benutzt zu werden, auch nicht mit der Begründung, es könne ja passieren, dass der 50-km-Radius gelegentlich überschritten wird. Dies müsste schon tatsächlich geschehen. Dann allerdings müsste das vorhandene EG-Kontrollgerät auch benutzt werden.

              

              	
                Ein „Digi-Fan” hat sich in seinen SMART ein digitales Kontrollgerät einbauen las sen. Es wäre ein Fall von „amtlichem Humor”, wenn ein Kontrolleur beanstanden würde, dass das Gerät nicht in Betrieb ist.

              

              	

            

          

        

      

    

  

  
    1 ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 35.

    2 ABl. L 99 vom 14.4.2007, S. 14

    3 ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1.

    4 ABl. L 370 vom 31.12.1985, S. 8.

    5 Abdruck des Musters für EG- und AETR-Farher siehe Seite 156

  


  
     7. Beispiele für Fahrtabläufe

  

  
    7.1. Zulässige Lenkzeit in einem 24-Stunden-Zeitraum

    
      [image: IMG] 

    

  

  
    7.2. Aufteilung („splitting“) von täglichen Ruhezeiten (Artikel 4 Buchstabe g VO (EG) Nr. 561/2006) (vgl. Seite 53)
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    7.3. Fahrtunterbrechung/Pause, wenn neben der Lenktätigkeit auch andere Arbeiten anfallen, hier vorangehendes Beladen (Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 bzw. § 4 ArbZG und § 5 des Gesetzes/Selbständige vom 11. Juli 2012 (vgl. Seite 48))
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    7.4. Unterbrechungsregelung (Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006) (vgl. Seite 44)
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     8. Fragen aus der Praxis

  

  
    8.1. Fragen zur Anwendung
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        Welche Vorschriften sind anzuwenden?
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        Es kommt auf die Fahrzeugkategorien an.

        Unter die EU-Regelung und unter das AETR fallen:

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 3,5 t sowie

          

          	
            Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr als acht Fahrgastplätzen, ausgenommen Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km.

          

        

        Unter die Fahrpersonalverordnung fallen:

        
          	
            Fahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, von mehr als 2,8 t bis 3,5 t,

          

          	
            Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km.
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        Was gilt im Schweiz-Verkehr?

      

    

    
    
      [image: img]

      
        Die EU-Regelung bestimmt, dass im Schweiz-Verkehr die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 Anwendung findet (Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b). Dies steht in Widerspruch zu der Tatsache, dass die Schweiz nicht EU-Mitgliedstaat, sondern ausschließlich Vertragsstaat des AETR ist. AETR-Vertragsstaaten sind aber nicht ermächtigt, mit anderen Staaten oder auch mit der Europäischen Union die Anwendung anderer Vorschriften zu vereinbaren. Im Falle der Schweiz ist dies inzwischen aber dadurch geschehen, dass in das zwischen der Schweiz und der Europäischen Union bestehende „Landverkehrsabkommen” nunmehr auch in die Verordnung EG/561/2006 aufgenommen worden ist.

        Damit hat die Schweiz die einseitige Regelung des Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b der VO (EG) Nr. 561/2006 gewissermaßen „abgesegnet”.

        Gegen etwaige Bußgeldbescheide wegen Nicht-Beachtung von EG-Vorschriften könnte aber immer noch Einspruch eingelegt werden mit der Begründung, dass im Schweiz-Verkehr „eigentlich” das AETR gilt. Nach der EU-Anpassung hätte das aber nur noch in einem Fall praktische Bedeutung. Nach Artikel 8 Nr. 6 c gilt die Regelung, dass innerhalb eines Zwei-Wochen-Zeitraums entweder zwei reguläre wöchentliche Ruhezeiten oder eine reguläre und eine verkürzte wöchentliche Ruhezeit liegen müssen, nicht für Mehrfahrer-Besatzungen. Es genügen zwei verkürzte wöchentliche Ruhezeiten. Eine solche Bestimmung ist in der EU-Regelung nicht enthalten.
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        Wie ist die Abgrenzung des Geltungsbereichs der EU-Regelung und des AETR?

      

    

    
    
      [image: img]

      
        Das AETR gilt nur im grenzüberschreitenden Verkehr, die EU-Regelung jedoch im Binnenverkehr der Mitgliedstaaten und im grenzüberschreitenden Verkehr zwischen Mitgliedstaaten.

      

    

  

  
    8.2. Fragen zur EU- und AETR-Regelung
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        Wann muss bei Aufteilung einer täglichen Ruhezeit der 3-Stunden-Abschnitt spätestens  beginnen und wieviel Zeit darf zwischen dem Ende des 3-Stundenabschnitts und dem Beginn des 9-Stundenabschnitts liegen?
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        Zu diesen Fragen gibt es keine Regelung. Zu beachten ist lediglich, dass die aufgeteilte tägliche Ruhezeit innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums eingelegt wird und dass der 3-Stunden-Abschnitt zeitlich vor dem 9-Stunden-Abschnitt liegen muss.
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        Kann bei Aufteilung einer täglichen Ruhezeit der 3-Stunden-Abschnitt auch unmittelbar im Anschluss an die vorangegangene Ruhezeit genommen werden?
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        Nein.

        Eine sich an die vorangegangene Ruhezeit unmittelbar anschließende 3-stündige Ruhezeit wäre noch Bestandteil der vorangegangenen Ruhezeit. Erst danach würde ein neuer 24-Stunden-Abschnitt beginnen, innerhalb dessen eine tägliche Ruhezeit, z.B. eine in zwei Abschnitten von 3 und 9 Stunden, liegen müsste.
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        Kann nach Ende einer Ruhezeit, wenn ein neuer 24-Stunden-Abschnitt beginnt, zunächst mit einer Fahrtunterbrechung im Sinne von Artikel 7 begonnen werden?
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        Nein.

        Eine solche Zeit wäre Bereitschaftszeit vor Fahrtantritt. „Fahrtunterbrechung” setzt aber schon begrifflich voraus, dass zunächst für eine gewisse Zeit gefahren worden ist und erst dann die Fahrtunterbrechung eingelegt wird.
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        Darf der Fahrer nach 4 ½-Stunden Fahrt erst einmal andere Tätigkeiten (z.B. Entladen) verrichten und erst danach die „Fahrtunterbrechung“ einlegen?
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        Ja.

        Voraussetzung ist, dass sich die tätigkeitsfreie Fahrtunterbrechung auch tatsächlich anschließt, ehe weitergefahren wird.
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        Darf der Fahrer vor Fahrtbeginn zunächst andere Tätigkeiten ausüben?
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        Grundsätzlich ja.

        Er muss aber darauf achten, dass die sich anschließende Lenkzeit bis zum Beginn der nächsten Ruhezeit (die innerhalb von 24 Stunden genommen werden muss) 9 bzw. 10 Stunden nicht übersteigt (Tageslenkzeit) und dass die vorgeschriebenen Fahrtunterbrechungen eingelegt werden.

        Fahrer in Beschäftigungsverhältnissen müssen zusätzlich darauf achten, dass nach sechs Stunden Arbeitszeit eine Ruhepause nach § 4 des Arbeitszeitgesetzes einzulegen ist.

        Beispiel: 3 Stunden Fahrzeug beladen. Spätestens nach sich anschließender Fahrt von 3 Stunden (insgesamt 6 Stunden Arbeitszeit) muss eine Ruhepause nach § 4 ArbZG eingelegt werden, also nicht etwa erst nach 4 ½ Stunden Fahrt. Ruhepausen nach § 4 ArbZG werden allerdings auf Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 angerechnet.
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        Wann beginnt ein für den Zeitpunkt von Fahrtunterbrechungen maßgeblicher 4 ½-Stunden-Abschnitt?
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        Nach (allerdings nicht ganz zweifelsfreier) vorherrschender Auffassung beginnt ein neuer 4 ½-Stunden-Zeitabschnitt immer dann, wenn Fahrtunterbrechungen von insgesamt mindestens 45 Minuten erreicht sind, und zwar auch dann, wenn der ursprüngliche 4 ½-Stunden-Zeitabschnitt noch nicht „verbraucht” ist.
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        Was ist darunter zu verstehen, dass Fahrtunterbrechungen nach einer „Lenkdauer“ von 4 ½ Stunden erforderlich sind?
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        „Lenkdauer” ist definiert als „Gesamtlenkzeit”. Demnach ist eine Fahrtunterbrechung einzulegen, wenn die Summe aller vom Kontrollgerät als Lenkzeit registrierten Zeiten 4 ½ Stunden erreicht.

        Zeiten anderer Tätigkeiten, Fahrtunterbrechungen, auch solche von weniger als 15 Minuten, werden nicht mitgerechnet.
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        Wie verhalten sich Ruhepausen nach § 4 ArbZG bzw. § 5 des Gesetzes/Selbstänidige vom 11. Juli 2012 und Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 VO (EWG) Nr. 3821/85 zueinander?
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        Fahrtunterbrechungen und Ruhepausen sind gegenseitig anrechnungsfähig. Eine spätestens nach 6 Stunden Arbeitstätigkeiten (einschließlich Lenktätigkeiten) einzulegende Ruhepause ist zugleich auch Fahrtunterbrechung im Sinne von Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 und umgekehrt. Es besteht nicht etwa eine Verpflichtung zur „kumulativen” Einlegung von Ruhepausen und Fahrtunterbrechungen.
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        Als was sind Beifahrerzeiten anzusehen?
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        Insbesondere auch nach Auffassung der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, sind Beifahrerzeiten als Fahrtunterbrechungen anzusehen (so auch ausdrücklich Artikel 7 Abs. 3 des AETR, die entsprechende EG-Regelung wird aber genau so verstanden).
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        Können Wartezeiten an der Grenze als Fahrtunterbrechungen angesehen werden?
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        Nach Ziffer 3.1 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014, nein. Die Begründung, bei Wartezeiten an der Grenze könne der Fahrer über seine Zeit nicht frei verfügen, überzeugt jedoch nicht. Erstens kommt es nach der Definition des Begriffes „Fahrtunterbrechungen” nach Artikel 4 Buchstabe d auf eine „freie Verfügbarkeit” gar nicht an und zweitens kann auch der Beifahrer –streng genommen – über seine Zeit nicht frei verfügen; gleichwohl wird aber (siehe oben) seine Zeit als Beifahrer von der Verlautbarung als Fahrtunterbrechung anerkannt.
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        Müssen verkürzte tägliche Ruhezeiten nachgeholt werden?

      

    

    
    
      [image: img]

      
        nein.
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        Kann die wöchentliche Ruhezeit unterbrochen, also in Teilabschnitten genommen werden?
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        Nein.

        Die wöchentliche Ruhezeit ist definiert als „Ruhepause” und diese wiederum als „ununterbrochener Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann” (Artikel 4 Buchstabe f VO (EG) Nr. 561/2006). Wöchentliche Ruhezeiten können also nicht beliebig „gestückelt”, wohl aber auf 24 Stunden verkürzt werden.
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        Können nachzuholende Teile verkürzter wöchentlicher Ruhezeiten „gestückelt“, d.h. an verschiedene andere Ruhezeiten angehängt werden?
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        Nach vorherrschender Auffassung nein.

        Klärungsbedürftig erscheint allerdings, dass der Verordnungsgeber von einer nachzuholenden „gleichwertigen Ruhepause” spricht, was möglicherweise Auslegungsspielräume lässt.
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        Muss die wöchentliche Ruhezeit schon nach sechs „verkürzten“ 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt werden oder erst nach sechs vollen Kalendertagen?
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        Zu verkürzten 24-Stunden-Zeiträumen kann es kommen, wenn die tägliche Ruhezeit vor Ablauf des 24-Stunden-Zeitrauims eingelegt bzw. beendet wurde. In diesem Fall kann die Fahrt noch während des ursprünglichen 24-Stunden-Zeitraums wieder aufgenommen werden.

        Auf diese Weise kann es schon nach wenigen Tagen zu sechs „verkürzten” 24-Std.-Zeiträumen kommen. Diese sind aber nicht maßgeblich für die Einlegung einer wöchentlichen Ruhezeit.

        Diese ist erst spätestens nach sechs vollen („ungekürzten”) 24-Stunden-Zeiträumen einzulegen (Einzelheiten siehe Kapitel 2, Abschnitte 2.1.2.4 und 2.1.5.4).
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        Welche Regelung über wöchentliche Ruhezeiten gilt im grenzüberschreitenden Personenverkehr?
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        Im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr gilt sowohl nach der EU-Regelung wie auch nach dem AETR eine Sonderregelung. Demnach braucht die wöchentliche Ruhezeit nicht schon nach sechs sondern erst nach zwölf 24-Stunden-Zeiträumen eingelegt zu werden, vorausgesetzt von der Fahrt entfallen mindestens 24 Stunden auf ausländisches Territorium (Einzelheiten siehe Kapitel 2.1.5).
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        Was gilt für den Fährverkehr?
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        Die tägliche Ruhezeit kann auf einer Fähre höchstens zweimal bis zu insgesamt einer Stunde unterbrochen werden.

        Es bleibt aber bei der Mindestdauer von 11 Stunden.

        (Näheres siehe Ziffer 3.7 der amtlichen Verlautbarung, Stand September 2014).
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        Wie sind An- und Abreisen einzuordnen?
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        Die Anreise zu einem Fahrzeug, das an einem anderen Ort als dem Standort übernommen werden soll, gilt als Arbeitszeit und ist als solche bei Übernahme des Fahrzeugs nachzutragen.

        Nach Ziffer 7.1 der Verlautbarung, Stand September 2014, gilt dies auch für Linienbusse im Nahverkehr (Linienlängen bis zu 50 km). Diese Auffassung ist jedoch zweifelhaft. Nach § 57 a StVZO bestehen hier nur Aufzeichnungspflichten (durch den Fahrtschreiber oder ein EG-Kontrollgerät) für die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Fahrt (Näheres siehe Kapitel 5.2.3.4).
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        Wie sind die täglichen Fahrten zur Firma einzuordnen?
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        Nach Ziffer 3.10 der amtlichen Verlautbarung (Stand September 2014) handelt es sich hierbei um Ruhezeiten, egal welches Verkehrsmittel benutzt wird, also auch bei An- und Abfahrten mit einem privaten Pkw. Gegen diese Interpretation spricht, dass nach Artikel 6 Abs. 5 VO (EG) Nr. 561/2006 bei Übernahme eines „EG-Fahrzeugs” vorangegangene Fahrten mit einem Fahrzeug, das nicht der EG-Regelung unterliegt, z.B. privater Pkw, als andere Tätigkeiten aufgezeichnet werden müssen (Kapitel 2.4.4).
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        Unter welchen Voraussetzungen kann die Regelung über Mehr-Fahrer-Besatzungen in Anspruch genommen werden?
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        Grundsätzlich nur, wenn auf der gesamten Fahrt zwei bzw. mehrere Fahrer „an Bord” sind. Während der ersten Stunde der Fahrt genügt allerdings die Anwesenheit von nur einem Fahrer (Einzelheiten siehe Kapitel 2.1.4.3).

      

    

  

  
    8.3. Fragen zur Fahrpersonalverordnung
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        Welche Fahrzeuge fallen unter die Fahrpersonalverordnung?
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            Fahrzeuge, die der Güterbeförderung dienen, mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 bis zu 3,5 Tonnen sowie

          

          	
            Linienbusse bei Linienlängen bis zu 50 km.
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        Was gilt für Busse im Gelegenheitsverkehr?
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        Es gelten ausschließlich die EU- und die AETR-Vorschriften.
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        Fallen auch Pkw unter die Fahrpersonalverordnung?
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        Ja, sofern das zulässige Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger, 2,8 t übersteigt und das Fahrzeug der Güterbeförderung dient. Dies betrifft vor allem Kurierfahrzeuge bzw. so genannte Transporter, wie zum Beispiel den bekannten „Sprinter”. Wichtig ist, dass es auf die zulassungsrechtliche Einordnung nicht ankommt.
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        Was sind die Unterschiede zwischen der EU-Regelung und der Fahrpersonalverordnung?
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        Grundsätzlich finden die Vorschriften der EU-Regelung (Verordnung (EG) Nr. 561/2006) auch auf Fahrzeuge Anwendung, die unter die Personalverordnung fallen. Damit ist die wöchentliche Lenkzeit auch für Fahrer, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen, nunmehr auf 56 Stunden begrenzt.
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        Was gilt für Linienbusse?
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        Auch für Linienbusse, die der Fahrpersonalverordnung unterliegen (Linienlängen bis zu 50 km) ist grundsätzlich de EU-Regelung anzuwenden.

        Zu beachten sind aber zwei Sonderregelungen:

        
          	
            Kürzere Fahrtunterbrechungen (siehe Kapitel 5 Abschnitt 5.2.1) und

          

          	
            Verteilbarkeit der wöchentlichen Ruhezeit auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum (siehe Kapitel 5 Abschnitt 5.2.2).

          

        

      

    

    Fragen zur Unterbrechungsregelung nach § 1 Abs. 3 FPersV
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        Kann auch bei einem durchschnittlichen Haltestellenabstand von weniger als 3 km nach der 1. Alternative gefahren werden?
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        Ja.

        Dies ist die einhellige Auffassung in der Kommentierung, die auch vom Bundesverkehrsministerium geteilt wird.
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        Müssen auch bei der 2. Alternative die dort vorgeschriebenen Arbeitsunterbrechungen spätestens nach 4 ½ Stunden Lenkzeit eingelegt werden?
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        Nach meiner Auffassung nein (Näheres in Kapitel 5.2.1).
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        Müssen auch die Arbeitsunterbrechungen nach der 2. Alternative wie die Fahrtunterbrechungen nach der 1. Alternative zusammenhängend genommen werden, also ununterbrochen?
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        Ja.

        Die Regelung nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 FPersV kommt durch wesentlich kürzere Unterbrechungszeiten dem Bedürfnis nach flexibler Dienstplangestaltung schon weit entgegen. Es würde kaum Sinn und Zweck der Vorschrift gerecht werden, nun auch noch die Unterbrechung der ohnehin verkürzten Unterbrechungszeiten zu gestatten.
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        Dürfen während der Fahrt- bzw. Arbeitsunterbrechungen andere Tätigkeiten ausgeübt werden (z.B. Fahrkartenverkauf)?

      

    

    
    
      [image: img]

      
        Grundsätzlich nicht – in der Praxis dürfte dies aber jedenfalls im Linienbusverkehr zu tolerieren sein (Näheres in Kapitel 5.2.1.7).
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        Können Fahrt- bzw. Arbeitsunterbrechungen wegen Verspätungen gekürzt werden?
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        Die Kontrollpraxis geht dahin, dies zu gestatten bzw. zu tolerieren, vorausgesetzt, dass bei der Dienstplangestaltung die betreffenden Verspätungen nach allen Erfahrungen nicht voraussehbar waren.
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        Welche Vorschriften sind anzuwenden, wenn ein Fahrer wechselnd im Linienverkehr bis zu 50 km Linienlänge und im Linienverkehr über 50 km Linienlänge oder im Gelegenheitsverkehr eingesetzt wird?
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        Hierzu gibt es keine ausdrücklichen Bestimmungen. Grundsätzlich ist für jede Fahrt die entsprechende Regelung anzuwenden. Das führt jedoch zu erheblichen Schwierigkeiten. Fährt z.B. ein Fahrer innerhalb einer Schicht wechselnd Linien über und unter 50 km Länge, müssten „streng genommen” während der Schicht z.B. unterschiedliche Unterbrechungsregelungen angewandt werden. Entsprechendes gilt, wenn ein Fahrer, der im Linienverkehr bis 50 km Linienlänge eingesetzt ist, gelegentlich auch im Gelegenheitsverkehr unterwegs ist.

        Die Kontrollinstanzen verfahren (soweit sie den Nahverkehr mit Linienbussen überhaupt kontrollieren) pragmatisch, indem sie in der Regel darauf abheben, in welcher Verkehrsart der Fahrer überwiegend eingesetzt war. Auf der „sicheren Seite” sind Unternehmer und Fahrer aber nur, wenn sie die jeweils „strengere Regelung” anwenden, also z.B. die EU-Unterbrechungsregelung, auch wenn der Fahrer nur gelegentlich Linien über 50 km gefahren ist, überwiegend aber Linien bis zu 50 km.

      

    

    
      
        
          
          
          
          
        
        
          	
            TIPP

          
          	
          	
          	
        

      

      
        
          NOCH EIN HINWEIS

          Nicht „verhandelbar” ist im „Mischverkehr” die Frage der Art des Kontrollgeräts. Wird ein Bus wechselnd im Linienverkehr bis zu und über 50 Kilometern eingesetzt, kommt es nicht darauf an, ob über 50 Kilometer überwiegt oder nicht. Bei den Fahrten auf Linien über 50 km muss ein EG-Kontrollgerät vorhanden sein, auch wenn das Fahrzeug überwiegend auf Linien bis zu 50 Kilometern eingesetzt wird. Dasselbe gilt für den Einsatz eines Linienbusses im Gelegenheitsverkehr. In der Praxis sind Linienbusse daher in der Regel mit EG-Kontrollgeräten ausgerüstet.
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        Kann ein Fahrer, der von Montag bis Freitag im Linienverkehr eingesetzt war, am Wochenende noch als Fahrer im Gelegenheitsverkehr (Ausflugfahrten) tätig sein?
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        Grundsätzlich ja.

        Er muss aber darauf achten, dass die Montag bis Freitag erreichten Lenkzeiten zusammen mit den für die Wochenendfahrten vorgesehenen Lenkzeiten die Obergrenze von 56 Stunden nicht überschreiten. Da die Wochenendfahrten der EG-Regelung unterliegen (Gelegenheitsverkehr), ist auch § 21 a Abs. 8 ArbZG zu beachten. Nach dieser Vorschrift muss sich der „Wochenend-Arbeitgeber” vom Fahrer nachweisen lassen, welche Arbeitszeiten (zu denen natürlich auch die Lenkzeiten gehören) während der Woche bereits erreicht worden sind.
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        Sind die Vorschriften über Linienverkehr bei Linienlängen von über 50 km auch dann Anzuwenden, wenn die Linie zwar länger ist als 50 km, ein Fahrer aber regelmäßig nur auf einer Teilstrecke von weniger als 50 km eingesetzt wird?
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        Nach dem Zweck der Regelungen erscheint das vertretbar; zumindest könnten die Ordnungsbehörden im Rahmen des „Opportunitätsprinzips” eine solche Praktizierung der Vorschriften tolerieren.
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        Sind Stadtrundfahrten Linienverkehr?
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        Nur dann, wenn eine entsprechende Genehmigung vorliegt, was aber regelmäßig der Fall sein dürfte.

      

    

    Fragen zur Sonderregelung über die wöchentlichen Ruhezeiten nach § 1 Abs. 4 FPersV

    
      [image: img]

      
        Was bedeutet „Verteilung auf einen Zwei-Wochen-Zeitraum“?
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        Nach vorherrschender Auffassung bedeutet dies, dass eine wöchentliche Ruhezeit nur vollständig übertragen werden kann. Dabei kann es sich um die Übertragung der wöchentlichen Ruhezeit A auf die Woche B handeln, aber auch umgekehrt der wöchentlichen Ruhezeit B auf die Woche A.
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        Kann eine übertragene wöchentliche Ruhezeit weiter übertragen werden?
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        Nach vorherrschender Auffassung nein.
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        Kann eine übertragene wöchentliche Ruhezeit verkürzt werden?
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        Ja, es muss aber darauf geachtet werden, dass im jeweiligen Zwei-Wochen-Zeitraum neben der verkürzten wöchentlichen Ruhezeit noch eine volle wöchentliche Ruhezeit eingelegt wird.
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        Kann auch eine von der Woche A in die Woche B übertragene wöchentliche Ruhezeit in die dann folgende Woche C „hineinragen“ und dann der Woche C zugeordnet werden („Überlappung“)?
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        Nur wenn sichergestellt ist, dass in der Doppelwoche A/B trotzdem mindestens eine reguläre und eine verkürze wöchentliche Ruhezeit liegen.

      

    

  

  
    8.4. Fragen zu einzelnen Begriffen

    
      [image: img]

      
        Wie sind „Lenkzeiten“ definiert?
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        Eine Definition findet sich erstmals in der Verordnung (EG) Nr. 561/2006. Demnach ist Lenkzeit die von Kontrollgeräten als Lenkzeit aufgezeichnete Fahrtätigkeit.

        Zur „Lenkzeit” rechnen demnach nicht Zeiten anderer Tätigkeiten, Unterbrechungszeiten, auch nicht Unterbrechungszeiten von weniger als 15 Minuten.
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        Was sind „Tageslenkzeiten“
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        Tageslenkzeit ist die Summe aller Lenkzeiten zwischen zwei Ruhezeiten. Der Begriff „Tageslenkzeit” bezieht sich damit nicht auf 24-Stunden-Zeiträume, z.B. den Kalendertag. Bezogen auf 24-Stunden-Zeiträume können sich längere zulässige Lenkzeiten als 9 bzw. 10 Stunden ergeben (Näheres in Kapitel 2.1.2.2.4).

        Das ändert aber nichts daran, dass die zulässige wöchentliche Gesamtlenkzeit auf 56 Stunden begrenzt ist (EU-Regelung und Fahrpersonalverordnung) bzw. in der Doppelwoche (auch nach AETR) auf 90 Stunden.
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        Wann spricht man von Mehr-Fahrer-Besatzungen?
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        Auch dazu gibt es erstmals in der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 eine Definition: Einsatz von mindestens zwei Fahrern zwischen zwei Ruhezeiten (Artikel 4 Buchstabe o). Wenn während der ersten Stunde der Fahrt nur ein Fahrer an Bord ist, während der weiteren Fahrt aber mindestens zwei Fahrer, gilt die gesamte Fahrt als im „Mehr-Fahrer-Betrieb” durchgeführt.
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        Was versteht man unter „werktäglicher Arbeitszeit“?
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        Nach inzwischen vorherrschender Auffassung versteht man unter „werktäglicher Arbeitszeit” nicht die Arbeitszeit an einem Kalendertag, sondern die Gesamtarbeitszeit zwischen zwei Ruhezeiten.

      

    

    
  

  
    8.5. Fragen zu Kontrollmitteln und Kontrollgeräten
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        Welche Fahrzeuge müssen mit welchen Kontrollgeräten ausgerüstet sein?
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        a) EU-Fahrzeuge

        Fahrzeuge, die unter die EG-Regelung fallen, müssen grundsätzlich mit einem EG-Kontrollgerät ausgerüstet sein. Für Fahrzeuge, die nach dem 1. Mai 2006 erstmals zugelassen werden, ist ein digitales Kontrollgerät erforderlich, außerdem auch für bestimmte Altfahrzeuge, wenn das bisherige herkömmliche Kontrollgerät erneuert werden muss (Einzelheiten zum digitalen Kontrollgerät siehe auch Broschüre „Das Digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell- Nr. 23003).

        b) AETR-Fahrzeuge

        Fahrzeuge, die dem AETR unterliegen, müssen mit einem Kontrollgerät ausgerüstet sein.

        Dieses entspricht hinsichtlich Bauart und Funktionsweise dem EG-Kontrollgerät.

        Für Fahrzeuge, deren Erstzulassung nach dem 15. Juni 2010 liegt, ist nunmehr auch nach dem AETR ein digitales Kontrollgerät vorgeschrieben. Auch dieses entspricht hinsichtlich Bauart und Funktionsweise dem digitalen EG-Kontrollgerät.

        c) Fahrzeuge, die unter die Fahrpersonalverordnung fallen

        Bei Fahrzeugen zur Güterbeförderung genügen handschriftliche Aufzeichnungen. Für Linienbusse (Linienlängen bis zu 50 km) ist ein Fahrtschreiber nach § 57 a StVZO erforderlich. Anstelle von handschriftlichen Aufzeichnungen bzw. von Fahrtschreibern ist die Verwendung von EG-Kontrollgeräten zulässig.
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        Muss ein vorhandenes, aber nicht vorgeschriebenes Kontrollgerät auch benutzt werden?
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        Keine Benutzungspflicht besteht, wenn weder ein Kontrollgerät noch ein Fahrtschreiber noch handschriftliche Aufzeichnungen vorgeschrieben sind. Beispiel: Handwerker-Fahrzeuge.

        Ist jedoch ein Kontrollmittel vorgeschrieben (z. B. handschriftliche Aufzeichnungen) muss ein vorhandenes Kontrollgerät auch benutzt werden, wenn seine Verwendung an Stelle des an sich vorgeschriebenen Kontrollmittels erfolgt, wenn also zum Beispiel vorgeschriebene handschriftliche Aufzeichnungen unterbleiben.
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        Was muss der Fahrer bei Verkehrkontrollen alles bei sich haben?
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        Leider eine ganze Menge, u. a.

        
          	
            vorgeschriebene Schaublätter und Ausdrucke des laufenden Tages und der zurückliegenden 28 Tage (Regelung ab 1. Januar 2008),

          

          	
            Fahrerkarte,

          

          	
            abgelaufene Fahrerkarte,

          

          	
            Bescheinigung über Krankheits- und Urlaubstage
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        (Einzelheiten siehe Kapitel 6 Abschnitt 6.3)

      

    

  


  
     9. Texte der Regelungen

  

  
    9.1. EU-Regelungen

    
      9.1.1. Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates

      Kapitel I

      Einleitende Bestimmungen

      
        Artikel 1

        Durch diese Verordnung werden Vorschriften zu den Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten für Kraftfahrer im Straßengüter- und -personenverkehr festgelegt, um die Bedingungen für den Wettbewerb zwischen Landverkehrsträgern, insbesondere im Straßenverkehrsgewerbe, anzugleichen und die Arbeitsbedingungen sowie die Straßenverkehrssicherheit zu verbessern. Ziel dieser Verordnung ist es ferner, zu einer besseren Kontrolle und Durchsetzung durch die Mitgliedstaaten sowie zu einer besseren Arbeitspraxis innerhalb des Straßenverkehrsgewerbes beizutragen.

      

      
        Artikel 2

        (1) Diese Verordnung gilt für folgende Beförderungen im Straßenverkehr:

        a) Güterbeförderung mit Fahrzeugen, deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 3,5 t übersteigt, oder

        b) Personenbeförderung mit Fahrzeugen, die für die Beförderung von mehr als neun Personen einschließlich des Fahrers konstruiert oder dauerhaft angepasst und zu diesem Zweck bestimmt sind.

        (2) Diese Verordnung gilt unabhängig vom Land der Zulassung des Fahrzeugs für Beförderungen im Straßenverkehr:

        a) ausschließlich innerhalb der Gemeinschaft oder

        b) zwischen der Gemeinschaft, der Schweiz und den Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum.

        (3) Das AETR gilt anstelle dieser Verordnung für grenzüberschreitende Beförderungen im Straßenverkehr, die teilweise außerhalb der in Absatz 2 genannten Gebiete erfolgen,

        a) im Falle von Fahrzeugen, die in der Gemeinschaft oder in Staaten, die Vertragsparteien des AETR sind, zugelassen sind, für die gesamte Fahrstrecke;

        b) Im Falle von Fahrzeugen, die in einem Drittstaat, der nicht Vertragspartei des AETR ist, zugelassen sind, nur für den Teil der Fahrstrecke, der im Gebiet der Gemeinschaft oder von Staaten liegt, die Vertragsparteien des AETR sind.

        Die Bestimmungen des AETR sollten an die Bestimmungen dieser Verordnung angepasst werden, damit die wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung über das AETR auf solche Fahrzeuge für den auf Gemeinschaftsgebiet liegenden Fahrtabschnitt angewendet werden können.

      

      
        Artikel 3

        Diese Verordnung gilt nicht für Beförderungen im Straßenverkehr mit folgenden Fahrzeugen:

        a) Fahrzeuge, die zur Personenbeförderung im Linienverkehr verwendet werden, wenn die Linienstrecke nicht mehr als 50 km beträgt;

        1aa) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur Ausübung seines Berufes benötigt, und die nur in einem Umkreis von 100 km vom Standort des Unternehmens und unter der Bedingung benutzt werden, dass das Lenken des Fahrzeugs für den Fahrer nicht die Haupttätigkeit darstellt.

        b) Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h;

        c) Fahrzeuge, die Eigentum der Streitkräfte, des Katastrophenschutzes, der Feuerwehr oder der für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräfte sind oder von ihnen ohne Fahrer angemietet werden, sofern die Beförderung aufgrund der diesen Diensten zugewiesenen Aufgaben stattfindet und ihrer Aufsicht unterliegt;

        d) Fahrzeuge, einschließlich Fahrzeuge, die für nichtgewerbliche Transporte für humanitäre Hilfe, in Notfällen oder bei Rettungsmaßnahmen verwendet werden;

        e) Spezialfahrzeuge für medizinische Zwecke;

        f) spezielle Pannenhilfefahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von 100 km um ihren Standort eingesetzt werden;

        g) Fahrzeuge, mit denen zum Zweck der technischen Entwicklung oder im Rahmen von Reparatur- oder Wartungsarbeiten Probefahrten auf der Straße durchgeführt werden, sowie neue oder umgebaute Fahrzeuge, die noch nicht in Betrieb genommen worden sind;

        h) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur nichtgewerblichen Güterbeförderung verwendet werden;

        i) Nutzfahrzeuge, die nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie verwendet werden, als historisch eingestuft werden und die zur nichtgewerblichen Güter- oder Personenbeförderung verwendet werden.

      

      
        Artikel 4

        Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

        a) „Beförderung im Straßenverkehr” jede ganz oder teilweise auf einer öffentlichen Straße durchgeführte Fahrt eines zur Personen- oder Güterbeförderung verwendeten leeren oder beladenen Fahrzeugs;

        b) „Fahrzeug” ein Kraftfahrzeug, eine Zugmaschine, einen Anhänger oder Sattelanhänger oder eine Kombination dieser Fahrzeuge gemäß den nachstehenden Definitionen:

        
          	
            „Kraftfahrzeug”: jedes auf der Straße verkehrende Fahrzeug mit Eigenantrieb, das normalerweise zur Personen- oder Güterbeförderung verwendet wird, mit Ausnahme von dauerhaft auf Schienen verkehrenden Fahrzeugen;

          

          	
            „Zugmaschine”: jedes auf der Straße verkehrende Fahrzeug mit Eigenantrieb, das speziell dafür ausgelegt ist, Anhänger, Sattelanhänger, Geräte oder Maschinen zu ziehen, zu schieben oder zu bewegen, mit Ausnahme von dauerhaft auf Schienen verkehrenden Fahrzeugen;

          

          	
            „Anhänger”: jedes Fahrzeug, das dazu bestimmt ist, an ein Kraftfahrzeug oder eine Zugmaschine angehängt zu werden;

          

          	

          	
            „Sattelanhänger”: ein Anhänger ohne Vorderachse, der so angehängt wird, dass ein beträchtlicher Teil seines Eigengewichts und des Gewichts seiner Ladung von der Zugmaschine oder vom Kraftfahrzeug getragen wird;

          

        

        c) „Fahrer” jede Person, die das Fahrzeug, sei es auch nur kurze Zeit, selbst lenkt oder sich in einem Fahrzeug befindet, um es – als Bestandteil seiner Pflichten – gegebenenfalls lenken zu können;

        d) „Fahrtunterbrechung” jeden Zeitraum, in dem der Fahrer keine Fahrtätigkeit ausüben und keine anderen Arbeiten ausführen darf und der ausschließlich zur Erholung genutzt wird;

        e) „andere Arbeiten” alle in Artikel 3 Buchstabe a der Richtlinie 2002/15/EG als „Arbeitszeit” definierten Tätigkeiten mit Ausnahme der Fahrtätigkeit sowie jegliche Arbeit für denselben oder einen anderen Arbeitgeber, sei es inner- oder außerhalb des Verkehrssektors;

        f) „Ruhepause” jeden ununterbrochenen Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann;

        g) „tägliche Ruhezeit” den täglichen Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der eine „regelmäßige tägliche Ruhezeit” und eine „reduzierte tägliche Ruhezeit” umfasst;

        – „regelmäßige tägliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens elf Stunden. Diese regelmäßige tägliche Ruhezeit kann auch in zwei Teilen genommen werden, wobei der erste Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens drei Stunden und der zweite Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens neun Stunden umfassen muss;

        – „reduzierte tägliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens neun Stunden, aber weniger als elf Stunden;

        h) „wöchentliche Ruhezeit” den wöchentlichen Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und die eine „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit” und eine „reduzierte wöchentliche Ruhezeit” umfasst;

        – „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens 45 Stunden;

        – „reduzierte wöchentliche Ruhezeit” eine Ruhepause von weniger als 45 Stunden, die vorbehaltlich der Bedingungen des Artikels 8 Absatz 6 auf eine Mindestzeit von 24 aufeinander folgenden Stunden reduziert werden kann;

        i) „Woche” den Zeitraum zwischen Montag 00.00 Uhr und Sonntag 24.00 Uhr;

        j) „Lenkzeit” die Dauer der Lenktätigkeit, aufgezeichnet entweder:

        – vollautomatisch oder halbautomatisch durch Kontrollgeräte im Sinne der Anhänge I und IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, oder

        – von Hand gemäß den Anforderungen des Artikels 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85;

        k) „Tageslenkzeit” die summierte Gesamtlenkzeit zwischen dem Ende einer täglichen Ruhezeit und dem Beginn der darauf folgenden täglichen Ruhezeit oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit;

        l) „Wochenlenkzeit” die summierte Gesamtlenkzeit innerhalb einer Woche;

        m) „zulässige Höchstmasse” die höchstzulässige Masse eines fahrbereiten Fahrzeugs einschließlich Nutzlast;

        n) „Personenlinienverkehr” inländische und grenz überschreitende Verkehrsdienste im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 684/92 des Rates vom 16. März 1992 zur Einführung gemeinsamer Regeln für den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen 1;

        o) „Mehrfahrerbetrieb” den Fall, in dem während der Lenkdauer zwischen zwei aufeinander folgenden täglichen Ruhezeiten oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit mindestens zwei Fahrer auf dem Fahrzeug zum Lenken eingesetzt sind. Während der ersten Stunde des Mehrfahrerbetriebs ist die Anwesenheit eines anderen Fahrers oder anderer Fahrer fakultativ, während der restlichen Zeit jedoch obligatorisch;

        p) „Verkehrsunternehmen” jede natürliche oder juristische Person und jede Vereinigung oder Gruppe von Personen ohne Rechtspersönlichkeit mit oder ohne Erwerbszweck sowie jede eigene Rechtspersönlichkeit besitzende oder einer Behörde mit Rechtspersönlichkeit unterstehende offizielle Stelle, die Beförderungen im Straßenverkehr gewerblich oder im Werkverkehr vornimmt;

        q) „Lenkdauer” die Gesamtlenkzeit zwischen dem Zeitpunkt, zu dem ein Fahrer nach einer Ruhezeit oder einer Fahrtunterbrechung beginnt, ein Fahrzeug zu lenken, und dem Zeitpunkt, zu dem er eine Ruhezeit oder Fahrtunterbrechung einlegt. Die Lenkdauer kann ununterbrochen oder unterbrochen sein.

      

      Kapitel II

      Fahrpersonal, Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten

      
        Artikel 5

        (1) Das Mindestalter für Schaffner beträgt 18 Jahre.

        (2) Das Mindestalter für Beifahrer beträgt 18 Jahre. Die Mitgliedstaaten können jedoch das Mindestalter für Beifahrer unter folgenden Bedingungen auf 16 Jahre herabsetzen:

        a) Die Beförderung im Straßenverkehr erfolgt innerhalb eines Mitgliedstaats in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Fahrzeugs, einschließlich des Verwaltungsgebiets von Gemeinden, deren Zentrum innerhalb dieses Umkreises liegt,

        b) die Herabsetzung erfolgt zum Zwecke der Berufsausbildung und

        c) die von den arbeitsrechtlichen Bestimmungen des jeweiligen Mitgliedstaates vorgegebenen Grenzen werden eingehalten.

      

      
        Artikel 6

        (1) Die tägliche Lenkzeit darf neun Stunden nicht überschreiten.

        Die tägliche Lenkzeit darf jedoch höchstens zweimal in der Woche auf höchstens zehn Stunden verlängert werden.

        (2) Die wöchentliche Lenkzeit darf 56 Stunden nicht überschreiten und nicht dazu führen, dass die in der Richtlinie 2002/15/EG festgelegte wöchentliche Höchstarbeitszeit überschritten wird.

        (3) Die summierte Gesamtlenkzeit während zweier aufeinander folgender Wochen darf 90 Stunden nicht überschreiten.

        (4) Die tägliche und die wöchentliche Lenkzeit umfassen alle Lenkzeiten im Gebiet der Gemeinschaft oder im Hoheitsgebiet von Drittstaaten.

        (5) Der Fahrer muss die Zeiten im Sinne des Artikels 4 Buchstabe e sowie alle Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das für gewerbliche Zwecke außerhalb des Anwendungsbereichs der vorliegenden Verordnung verwendet wird, als andere Arbeiten festhalten; ferner muss er die seit seiner letzten täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit verbrachten Bereitschaftszeiten im Sinne des Artikels 15 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 festhalten. Diese Zeiten sind entweder handschriftlich auf einem Schaublatt oder einem Ausdruck einzutragen oder manuell in das Kontrollgerät einzugeben.

      

      
        Artikel 7

        Nach einer Lenkdauer von viereinhalb Stunden hat ein Fahrer eine ununterbrochene Fahrtunterbrechung von wenigstens 45 Minuten einzulegen, sofern er keine Ruhezeit einlegt.

        Diese Unterbrechung kann durch eine Unterbrechung von mindestens 15 Minuten, gefolgt von einer Unterbrechung von mindestens 30 Minuten ersetzt werden, die in die Lenkzeit so einzufügen sind, dass die Bestimmungen des Absatzes 1 eingehalten werden.

      

      
        Artikel 8

        (1) Der Fahrer muss tägliche und wöchentliche Ruhezeiten einhalten.

        (2) Innerhalb von 24 Stunden nach dem Ende der vorangegangenen täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit muss der Fahrer eine neue tägliche Ruhezeit genommen haben.

        Beträgt der Teil der täglichen Ruhezeit, die in den 24-Stunden-Zeitraum fällt, mindestens neun Stunden, jedoch weniger als elf Stunden, so ist die fragliche tägliche Ruhezeit als reduzierte tägliche Ruhezeit anzusehen.

        (3) Eine tägliche Ruhezeit kann verlängert werden, so dass sich eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit oder eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit ergibt.

        (4) Der Fahrer darf zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten höchstens drei reduzierte tägliche Ruhezeiten einlegen.

        (5) Abweichend von Absatz 2 muss ein im Mehrfahrerbetrieb eingesetzter Fahrer innerhalb von 30 Stunden nach dem Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit eine neue tägliche Ruhezeit von mindestens neun Stunden genommen haben.

        (6) In zwei jeweils aufeinander folgenden Wochen hat der Fahrer mindestens folgende Ruhezeiten einzuhalten:

        – zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten

        oder

        – eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden. Dabei wird jedoch die Reduzierung durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach der betreffenden Woche genommen werden muss.

        Eine wöchentliche Ruhezeit beginnt spätestens am Ende von sechs 24-Stunden-Zeiträumen nach dem Ende der vorangegangenen wöchentlichen Ruhezeit.

        (6a) Abweichend von Absatz 6 darf ein Fahrer, der für einen einzelnen Gelegenheitsdienst im grenzüberschreitenden Personenverkehr im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrs (2) eingesetzt wird, die wöchentliche Ruhezeit auf bis zu 12 aufeinander folgende 24-Stunden-Zeiträume nach einer vorhergehenden regelmäßigen wöchentlichen Ruhezeit unter folgenden Voraussetzungen verschieben:

        a) der Dienst dauert mindestens 24 aufeinander folgende Stunden in einem anderen Mitgliedstaat oder unter diese Verordnung fallenden Drittstaat als demjenigen, in dem jeweils der Dienst begonnen wurde;

        b) nach der Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung nimmt der Fahrer

        i) entweder zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten oder

        ii) eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden. Dabei wird jedoch die Reduzierung durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach dem Ende des Ausnahmezeitraums genommen werden muss;

        c) ab dem 1. Januar 2014 ist das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät entsprechend den Anforderungen des Anhangs IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgestattet und

        d) ab dem 1. Januar 2014, sofern das Fahrzeug bei Fahrten während des Zeitraums von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr mit mehreren Fahrern besetzt ist oder die Lenkdauer nach Artikel 7 auf drei Stunden vermindert wird.

        Die Kommission überwacht die Inanspruchnahme dieser Ausnahmeregelung genau, um die Aufrechterhaltung der Sicherheit im Straßenverkehr unter sehr strengen Voraussetzungen sicherzustellen, insbesondere indem sie darauf achtet, dass die summierte Gesamtlenkzeit während des unter die Ausnahmeregelung fallenden Zeitraums nicht zu lang ist. Bis zum 4 Dezember 2012 erstellt die Kommisssion einen Bericht, in dem sie die Folgen der Ausnahmeregelung in Bezug auf die Sicherheit im Straßenverkehr sowie soziale Aspekte bewertet. Wenn sie es für sinnvoll erachtet, schlägt die Kommission diesbezügliche Änderungen der vorliegenden Verordnung vor.

        (7) Jede Ruhepause, die als Ausgleich für eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit eingelegt wird, ist an eine andere Ruhezeit von mindestens neun Stunden anzuhängen.

        (8) Sofern sich ein Fahrer hierfür entscheidet, können nicht am Standort eingelegte tägliche Ruhezeiten und reduzierte wöchentliche Ruhezeiten im Fahrzeug verbracht werden, sofern das Fahrzeug über geeignete Schlafmöglichkeiten für jeden Fahrer verfügt und nicht fährt.

        (9) Eine wöchentliche Ruhezeit, die in zwei Wochen fällt, kann für eine der beiden Wochen gezählt werden, nicht aber für beide.

      

      
        Artikel 9

        (1) Legt ein Fahrer, der ein Fahrzeug begleitet, das auf einem Fährschiff oder mit der Eisenbahn befördert wird, eine regelmäßige tägliche Ruhezeit ein, so kann diese Ruhezeit abweichend von Artikel 8 höchstens zwei Mal durch andere Tätigkeiten unterbrochen werden, deren Dauer insgesamt eine Stunde nicht überschreiten darf. Während dieser regelmäßigen täglichen Ruhezeit muss dem Fahrer eine Schlafkabine oder ein Liegeplatz zur Verfügung stehen.

        (2) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um zu einem in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahrzeug, das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers oder der Betriebstätte des Arbeitgebers, dem der Fahrer normalerweise zugeordnet ist, befindet, anzureisen oder von diesem zurückzureisen, ist nur dann als Ruhepause oder Fahrtunterbrechung anzusehen, wenn sich der Fahrer in einem Zug oder auf einem Fährschiff befindet und Zugang zu einer Koje oder einem Liegewagen hat.

        (3) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um mit einem nicht in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahrzeug zu einem in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahrzeug, das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers oder der Betriebsstätte des Arbeitgebers, dem der Fahrer normalerweise zugeordnet ist, befindet, anzureisen oder von diesem zurückzureisen, ist als andere Arbeiten anzusehen.

      

      Kapitel III

      Haftung von Verkehrsunternehmen

      
        Artikel 10

        (1) Verkehrsunternehmen dürfen angestellten oder ihnen zur Verfügung gestellten Fahrern keine Zahlungen in Abhängigkeit von der zurückgelegten Strecke und/oder der Menge der beförderten Güter leisten, auch nicht in Form von Prämien oder Lohnzuschlägen, falls diese Zahlungen geeignet sind, die Sicherheit im Straßenverkehr zu gefährden und/oder zu Verstößen gegen diese Verordnung ermutigen.

        (2) Das Verkehrsunternehmen organisiert die Arbeit der in Absatz 1 genannten Fahrer so, dass diese die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 sowie des Kapitels II der vorliegenden Verordnung einhalten können. Das Verkehrsunternehmen hat den Fahrer ordnungsgemäß anzuweisen und regelmäßig zu überprüfen, dass die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und Kapitel II der vorliegenden Verordnung eingehalten werden.

        (3) Das Verkehrsunternehmen haftet für Verstöße von Fahrern des Unternehmens, selbst wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder eines Drittstaates begangen wurde.

        Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, Verkehrsunternehmen uneingeschränkt haftbar zu machen, können die Mitgliedstaaten diese Haftung von einem Verstoß des Unternehmens gegen die Absätze 1 und 2 abhängig machen. Die Mitgliedstaaten können alle Beweise prüfen, die belegen, dass das Verkehrsunternehmen billigerweise nicht für den begangenen Verstoß haftbar gemacht werden kann.

        (4) Unternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen stellen sicher, dass die vertraglich vereinbarten Beför derungszeitpläne nicht gegen diese Verordnung verstoßen.

        (5) 3a) Ein Verkehrsunternehmen, das Fahrzeuge einsetzt, die unter die vorliegende Verordnung fallen und die mit einem Kontrollgerät ausgestattet sind, das dem Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 entspricht, stellt Folgendes sicher:

        i) Alle Daten werden von dem Bordgerät und der Fahrerkarte so regelmäßig heruntergeladen, wie es der Mitgliedstaat vorschreibt4; diese relevanten Daten werden in kürzeren Abständen heruntergeladen, damit sichergestellt ist, dass alle von dem Unternehmen oder für das Unternehmen durchgeführten Tätigkeiten heruntergeladen werden.

        ii) Alle sowohl vom Bordgerät als auch von der Fahrerkarte heruntergeladenen Daten werden nach ihrer Aufzeichnung mindestens zwölf Monate lang aufbewahrt und müssen für einen Kontrollbeamten auf Verlangen entweder direkt oder zur Fernabfrage von den Geschäftsräumen des Unternehmens zugänglich sein.

        b) Im Sinne dieses Absatzes wird der Ausdruck „heruntergeladen” entsprechend der Begriffsbestimmung in Anhang IB Kapitel I Buchstabe s der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgelegt.

        c) Die Kommission entscheidet nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren über den Höchstzeitraum für das Herunterladen der relevanten Daten gemäß Buchstabe a Ziffer i.5

      

      KAPITEL IV

      Ausnahmen

      
        Artikel 11

        Ein Mitgliedstaat kann für Beförderungen im Straßenverkehr, die vollständig in seinem Hoheitsgebiet durchgeführt werden, längere Mindestfahrtunterbrechungen und Ruhezeiten oder kürzere Höchstlenkzeiten als nach den Artikeln 6 bis 9 festlegen. In einem solchen Fall muss der Mitgliedstaat die relevanten kollektiven oder anderen Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern berücksichtigen. Für Fahrer im grenzüberschreitenden Verkehr gilt jedoch weiterhin diese Verordnung.

      

      
        Artikel 12

        Sofern die Sicherheit im Straßenverkehr nicht gefährdet wird, kann der Fahrer von den Artikeln 6 bis 9 abweichen um einen geeigneten Halteplatz zu erreichen, soweit dies erforderlich ist, um die Sicherheit von Personen, des Fahrzeugs oder seiner Ladung zu gewährleisten. Der Fahrer hat Art und Grund dieser Abweichung spätestens bei Erreichen des geeigneten Halteplatzes handschriftlich auf dem Schaublatt des Kontrollgeräts oder einem Ausdruck aus dem Kontrollgerät oder im Arbeitszeitplan zu vermerken.

      

      
        Artikel 13

        (1) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele nicht beeinträchtigt wird, kann jeder Mitgliedstaat für sein Hoheitsgebiet oder mit Zustimmung der betreffenden Mitgliedstaaten für das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats Abweichungen von den Artikeln 5 bis 9 zulassen und solche Abweichungen für die Beförderung mit folgenden Fahrzeugen an individuelle Bedingungen knüpfen:

        a) Fahrzeuge, die Eigentum von Behörden sind oder von diesen ohne Fahrer angemietet sind, um Beförderungen im Straßenverkehr durchzuführen, die nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen;

        b) Fahrzeuge, die von Landwirtschafts-, Gartenbau-, Forstwirtschafts- oder Fischereiunternehmen zur Güterbeförderung im Rahmen ihrer eigenen unternehmerischen Tätigkeit in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens benutzt oder ohne Fahrer angemietet werden;

        c) land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die für land- oder forstwirtschaftliche Tätigkeiten eingesetzt werden, und zwar in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens, das das Fahrzeug besitzt, anmietet oder least;

        d) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t,

        – die von Universaldienstanbietern im Sinne des Artikels 2 Absatz 13 der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität zum Zweck der Zustellung von Sendungen im Rahmen des Universaldienstes benutzt werden6, oder

        – die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur Ausübung seines Berufes benötigt7

        Diese Fahrzeuge dürfen nur in einem Umkreis von 50 km8 vom Standort des Unternehmens und unter der Bedingung benutzt werden, dass das Lenken des Fahrzeugs für den Fahrer nicht die Haupttätigkeit darstellt;

        e) Fahrzeuge, die ausschließlich auf Inseln mit einer Fläche von nicht mehr als 2.300 qkm verkehren, die mit den übrigen Teilen des Hoheitsgebiets weder durch eine Brücke, eine Furt oder einen Tunnel, die von Kraftfahrzeugen benutzt werden können, verbunden sind;

        f) Fahrzeuge, die im Umkreis von 50 km* vom Standort des Unternehmens zur Güterbeförderung mit Druckerdgas-; Flüssiggas- oder Elektroantrieb benutzt werden und deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 7,5 t nicht übersteigt;

        g) Fahrzeuge, die zum Fahrschulunterricht und zur Fahrprüfung zwecks Erlangung des Führerscheins oder eines beruflichen Befähigungsnachweises dienen, sofern diese Fahrzeuge nicht für die gewerbliche Personen- oder Güterbeförderung benutzt werden;

        h) Fahrzeuge, die in Verbindung mit Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung, Straßenunterhaltung und -kontrolle, Hausmüllabfuhr, Telegramm- und Telefondienstleistungen, Rundfunk und Fernsehen sowie zur Erfassung von Radio- bzw. Fernsehsendern oder -geräten eingesetzt werden;9

        i) Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet werden;

        j) Spezialfahrzeuge, die Ausrüstungen des Zirkus- oder Schaustellergewerbes transportieren;

        k) speziell ausgerüstete Projektfahrzeuge für mobile Projekte, die hauptsächlich im Stand zu Lehrzwecken dienen;

        l) Fahrzeuge, die zum Abholen von Milch bei landwirtschaftlichen Betrieben und zur Rückgabe von Milchbehältern oder von Milcherzeugnissen für Futterzwecke an diese Betriebe verwendet werden;

        m) Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte;

        n) Fahrzeuge, die zur Beförderung von tierischen Abfällen oder von nicht für den menschlichen Verzehr bestimmten Tierkörpern verwendet werden;

        o) Fahrzeuge, die ausschließlich auf Straßen in Güterverteilzentren wie Häfen, Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs und Eisenbahnterminals benutzt werden.

        p) Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 50 Kilometern10 für die Beförderung lebender Tiere von den landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen Märkten und umgekehrt oder von den Märkten zu den lokalen Schlachthäusern verwendet werden.

        (2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Ausnahmen mit, die sie nach Absatz 1 gewähren, und die Kommission unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten hiervon.

        (3) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele nicht beeinträchtigt wird und ein angemessener Schutz der Fahrer sichergestellt ist, kann ein Mitgliedstaat mit Genehmigung der Kommission in seinem Hoheitsgebiet in geringem Umfang Ausnahmen von dieser Verordnung für Fahrzeuge, die in zuvor festgelegten Gebieten mit einer Bevölkerungsdichte von weniger als fünf Personen pro Quadratkilometer eingesetzt werden, in folgenden Fällen zulassen:

        – Bei inländischen Personenlinienverkehrsdiensten, sofern ihr Fahrplan von den Behörden bestätigt wurde (in diesem Fall dürfen nur Ausnahmen in Bezug auf Fahrtunterbrechungen zugelassen werden) und

        – im inländischen Werkverkehr oder gewerblich durchgeführten Güterkraftverkehr, soweit sich diese Tätigkeiten nicht auf den Binnenmarkt auswirken und für den Erhalt bestimmter Wirtschaftszweige in dem betroffenen Gebiet notwendig sind und die Ausnahmebestimmungen dieser Verordnung einen Umkreis von höchstens 100 km vorschreiben.

        Eine Beförderung im Straßenverkehr nach dieser Ausnahme kann eine Fahrt zu einem Gebiet mit einer Bevölkerungsdichte von fünf Personen pro Quadratmeter oder mehr nur einschließen, wenn damit eine Fahrt beendet oder begonnen wird. Solche Maßnahmen müssen ihrer Art und ihrem Umfang nach verhältnismäßig sein.

      

      
        Artikel 14

        (1) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele nicht beeinträchtigt wird, können die Mitgliedstaaten nach Genehmigung durch die Kommission Ausnahmen von den Artikeln 6 bis 9 für unter außergewöhnlichen Umständen durchgeführte Beförderungen zulassen.

        (2) Die Mitgliedstaaten können in dringenden Fällen eine vorübergehende Ausnahme für einen Zeitraum von höchstens 30 Tagen zulassen, über die die Kommission sofort zu unterrichten ist.

        (3) Die Kommission teilt den übrigen Mitgliedstaaten alle nach diesem Artikel gewährten Ausnahmen mit.

      

      
        Artikel 15

        Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Fahrer der in Artikel 3 Buchstabe a genannten Fahrzeuge unter nationale Vorschriften fallen, die in Bezug auf die erlaubten Lenkzeiten sowie die vorgeschriebenen Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten einen angemessenen Schutz bieten.

      

      Kapitel V

      Überwachung und Sanktionen 

      
        Artikel 1611

        (1) Verfügt ein Fahrzeug nicht über ein mit der Verordnung (EWG) 3821/85 übereinstimmendes Kontrollgerät, so gelten die Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels für:

        a) nationale Personenlinienverkehrsdienste und

        b) grenzüberschreitende Personenlinienverkehrsdienste, deren Endpunkte in der Luftlinie höchstens 50 km von einer Grenze zwischen zwei Mitgliedstaaten entfernt sind und deren Fahrstrecke höchstens 100 km beträgt.

        (2) Das Verkehrsunternehmen erstellt einen Fahrplan und einen Arbeitszeitplan, in dem für jeden Fahrer der Name, der Standort und der im Voraus festgelegte Zeitplan für die verschiedenen Zeiträume der Lenktätigkeit, der anderen Arbeiten und der Fahrtunterbrechungen sowie die Bereitschaftszeiten angegeben werden.

        Jeder Fahrer, der in einem Dienst im Sinne des Absatzes 1 eingesetzt ist, muss einen Auszug aus dem Arbeitszeitplan und eine Ausfertigung des Linienfahrplans mit sich führen.

        (3) Der Arbeitszeitplan muss

        a) alle in Absatz 2 aufgeführten Angaben mindestens für den Zeitraum der vorangegangenen 28 Tage enthalten; diese Angaben sind in regelmäßigen Abständen von höchstens einem Monat zu aktualisieren;

        b) die Unterschrift des Leiters des Verkehrsunternehmens oder seines Beauftragten tragen;

        c) vom Verkehrsunternehmen nach Ablauf des Geltungszeitraums ein Jahr lang aufbewahrt werden. Das Verkehrsunternehmen händigt den betreffenden Fahrern auf Verlangen einen Auszug aus dem Arbeitszeitplan aus und

        d) auf Verlangen einem dazu befugten Kontrollbeamten vorgelegt und ausgehändigt werden.

      

      
        Artikel 17

        (1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission unter Verwendung des in der Entscheidung 93/173/EWG12 vorgesehenen Berichtsmusters die notwendigen Informationen, damit diese alle zwei Jahre einen Bericht über die Durchführung der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und über die Entwicklungen auf dem betreffenden Gebiet erstellen kann.

        (2) Diese Angaben müssen bei der Kommission spätestens am 30. September des Jahres nach Ende des betreffenden Zweijahreszeitraums mitgeteilt werden.

        (3) In dem Bericht wird zugleich angegeben, inwieweit von den Ausnahmeregelungen gemäß Artikel 13 Gebrauch gemacht wird.

        (4) Die Kommission leitet den Bericht innerhalb von dreizehn Monaten nach Ende des betreffenden Zweijahreszeitraums dem Europäischen Parlament und dem Rat zu.

      

      
        Artikel 18

        Die Mitgliedstaaten ergreifen die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen.

      

      
        Artikel 19

        (1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die vorliegende Verordnung und die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 Sanktionen fest und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um deren Durchführung zu gewährleisten. Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig, abschreckend und nicht diskriminierend sein. Ein Verstoß gegen die vorliegende Verordnung und gegen die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 kann nicht mehrmals Gegenstand von Sanktionen oder Verfahren sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Maßnahmen und die Regeln bezüglich Sanktionen bis zu dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten Datum mit. Die Kommission informiert die Mitgliedstaaten entsprechend.

        (2) Ein Mitgliedstaat ermächtigt die zuständigen Behörden, gegen ein Unternehmen und/oder einen Fahrer bei einem in seinem Hoheitsgebiet festgestellten Verstoß gegen diese Verordnung eine Sanktion zu verhängen, sofern hierfür noch keine Sanktion verhängt wurde, und zwar selbst dann, wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines Drittstaats begangen wurde.

        Dabei gilt folgende Ausnahmeregelung: Wird ein Verstoß festgestellt,

        – der nicht im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats begangen wurde und

        – der von einem Unternehmen, das seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, oder von einem Fahrer, der seinen Arbeitsplatz in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, begangen wurde,so kann ein Mitgliedstaat bis zum 1. Januar 2009, anstatt eine Sanktion zu verhängen, der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats oder des Drittstaats, in dem das Unternehmen seinen Sitz oder der Fahrer seinen Arbeitsplatz hat, den Verstoß melden.

        (3) Leitet ein Mitgliedstaat in Bezug auf einen bestimmten Verstoß ein Verfahren ein oder verhängt er eine Sanktion, so muss er dem Fahrer gegenüber angemessene schriftliche Belege beibringen.

        (4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein System verhältnismäßiger Sanktionen, die finanzielle Sanktionen umfassen können, für den Fall besteht, dass Unternehmen oder mit ihnen verbundene Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungs agenturen gegen die vorliegende Verordnung oder die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 verstoßen.

      

      
        Artikel 20

        (1) Der Fahrer muss alle von einem Mitgliedstaat zu Sanktionen oder zur Einleitung von Verfahren beigebrachten Belege so lange aufbewahren, bis derselbe Verstoß gegen diese Verordnung nicht mehr in ein zweites Verfahren oder eine zweite Sanktion gemäß dieser Verordnung münden kann.

        (2) Der Fahrer hat die in Absatz 1 genannten Belege auf Verlangen vorzuweisen.

        (3) Ein Fahrer, der bei mehreren Verkehrsunternehmen beschäftigt ist oder mehreren Verkehrsunternehmen zur Verfügung steht, verschafft jedem Unternehmen ausreichende Informationen, um diesem die Einhaltung der Bestimmungen des Kapitels II zu ermöglichen.

      

      
        Artikel 21

        In Fällen, in denen ein Mitgliedstaat der Auffassung ist, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt, der die Straßenverkehrssicherheit eindeutig gefährden könnte, ermächtigt er die betreffende zuständige Behörde, das betreffende Fahrzeug so lange stillzulegen, bis die Ursache des Verstoßes behoben ist. Die Mitgliedstaaten können dem Fahrer auferlegen, eine tägliche Ruhezeit einzulegen. Die Mitgliedstaaten können ferner gegebenenfalls die Zulassung eines Unternehmens entziehen, aussetzen oder einschränken, falls er seinen Sitz in diesem Mitgliedstaat hat, oder sie können die Fahrerlaubnis eines Fahrers entziehen, aussetzen oder einschränken. Die Kommission entwickelt nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren Leitlinien, um eine harmonisierte Anwendung dieses Artikels zu erreichen.

      

      
        Artikel 22

        (1) Die Mitgliedstaaten leisten einander Beistand bei der Anwendung dieser Verordnung und bei der Überwachung ihrer Einhaltung.

        (2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten tauschen regelmäßig alle verfügbaren Informationen aus, über

        a) die von Gebietsfremden begangenen Verstöße gegen die Bestimmungen des Kapitels II und die gegen diese Verstöße verhängten Sanktionen;

        b) die von einem Mitgliedstaat verhängten Sanktionen für Verstöße, die seine Gebietsansässigen in anderen Mitgliedstaaten begangen haben.

        (3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission regelmäßig relevante Informationen über die nationale Auslegung und Anwendung dieser Verordnung; die Kommission stellt diese Informationen den anderen Mitgliedstaaten in elektronischer Form zur Verfügung.

        (4) Die Kommission unterstützt durch den in Artikel 24 Absatz 1 genannten Ausschuss den Dialog zwischen den Mitgliedstaaten über die einzelstaatliche Auslegung und Anwendung dieser Verordnung.

      

      
        Artikel 23

        Die Gemeinschaft wird mit Drittländern die Verhandlungen aufnehmen, die zur Durchführung dieser Verordnung gegebenenfalls erforderlich sind.

      

      
        Artikel 24

        (1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 eingesetzten Ausschuss unterstützt.

        (2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

        (3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

      

      
        Artikel 25

        (1) Auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich aus

        a) prüft die Kommission die Fälle, in denen die Bestimmungen dieser Verordnung, insbesondere bezüglich der Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten, unterschiedlich angewendet und durchgesetzt werden;

        b) klärt die Kommission die Bestimmungen dieser Verordnung, um einen gemeinsamen Ansatz sicherzustellen.

        (2) In den in Absatz 1 genannten Fällen trifft die Kommission eine Entscheidung über einen empfohlenen Ansatz nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren. Die Kommission übermittelt ihre Entscheidung dem Europäischen Parlament, dem Rat und den Mitgliedstaaten.

      

      Kapitel VI

      Schlussbestimmungen

      
        Artikel 26

        Hier nicht abgedruckt. Betrifft Änderungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, vgl. insoweit Abschnitt I. E.

      

      
        Artikel 27

        Hier nicht abgedruckt. Betrifft Änderungen der Verordnung (EG) Nr. 2135/98 (Termin für Inkrafttreten der Vorschriften über das digitale Kontrollgerät, vgl. insoweit Abschnitt I. E.).

      

      
        Artikel 28

        Die Verordnung (EWG) 3820/85 wird aufgehoben und durch die vorliegende Verordnung ersetzt. Artikel 5 Absätze 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 gelten jedoch bis zu den in Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2003/59/EG genannten Terminen (vgl. Hinweis zu Artikel 5).

      

      
        Artikel 29

        Diese Verordnung tritt am 11. April 2007 in Kraft, ausgenommen Artikel 10 Absatz 5, Artikel 26 Absätze 3 und 4 und Artikel 27, die am 1. Mai 2006 in Kraft treten.

        Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

        Geschehen zu Brüssel am

        Im Namen des Europäischen Parlaments Der Präsident

        Im Namen des Rates Der Präsident

      

    

    
      9.1.2. Leitlinien der EU-Kommission zu den Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und Nr. (EWG) Nr. 3821/85 sowie zur Richtlinie 2006/22/EG

      Leitlinie Nr. 1

      Sachverhalt

      Ausnahmsweise Abweichung von den Mindestruhezeiten und maximalen Lenkzeiten zum Aufsuchen eines geeigneten Halteplatzes.

      Artikel

      Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.

      Leitlinien

      Gemäß den Bestimmungen von Artikel 12 darf ein Fahrer von den in den Artikeln 6 bis 9 festgelegten Mindestruhezeiten und maximalen Lenkzeiten abweichen, um nach einem geeigneten Halteplatz zu suchen. Artikel 12 erlaubt es einem Fahrer jedoch nicht, von den Bestimmungen der Verordnung aus Gründen abzuweichen, die bereits vor Fahrtantritt bekannt waren. Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Fahrern ermöglichen, auf Situationen zu reagieren, die unerwartet während der Fahrt eintreten und es unmöglich machen, die Vorschriften der Verordnung einzuhalten, also auf Situationen, in denen der Fahrer sich mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten konfrontiert sieht, die von seinem Willen unabhängig, anscheinend unvermeidbar und selbst bei gebotener Sorgfalt unvorhersehbar sind. Mit der Ausnahmeregelung soll darüber hinaus die Sicherheit von Personen, Fahrzeug und Ladung gewährleistet und der Auflage nachgekommen werden, in jedem Fall die Erfordernisse der Straßenverkehrssicherheit zu berücksichtigen.

      Drei Parteien unterliegen in derartigen Situationen bestimmten Verpflichtungen:

      (1) Ein Verkehrsunternehmen hat den Einsatz eines Fahrers so sorgfältig zu planen, dass die Sicherheit gewährleistet ist, indem beispielsweise regelmäßig auftretende Verkehrsstaus, die Wetterbedingungen und die Verfügbarkeit angemessener Parkplätze bedacht werden. Das bedeutet, dass das Unternehmen die Arbeit so organisieren muss, dass es dem Fahrer möglich ist, die Bestimmungen der Verordnung einzuhalten. Außerdem sollte darauf geachtet werden, dass den Anforderungen von Speditionen und Versicherungsunternehmen in Bezug auf ein sicheres Parken nachgekommen wird.

      (2) Ein Fahrer muss sich strikt an die Vorschriften halten und darf nicht von den maximal zulässigen Lenkzeiten abweichen, es sei denn, es wird aufgrund unerwartet eintretender außergewöhnlicher Umstände unmöglich, die Bestimmungen der Verordnung einzuhalten, ohne die Straßenverkehrssicherheit oder die Sicherheit von Personen, Fahrzeug oder Ladung zu gefährden. Gelangt ein Fahrer zu dem Schluss, dass eine Abweichung von den Bestimmungen der Verordnung erforderlich ist und dass dadurch nicht die Sicherheit im Straßenverkehr gefährdet wird, hat er, sobald er anhält, handschriftlich Art und Grund der Abweichung zu vermerken (in einer beliebigen Gemeinschaftssprache auf dem Schaublatt oder auf einem Ausdruck aus dem Kontrollgerät oder im Arbeitszeitplan).

      (3) Es liegt im pflichtgemäßen Ermessen der für die Durchsetzung zuständigen Stellen, bei der Kontrolle eines Fahrers zu bewerten, ob die Abweichung von den maximal zulässigen Lenkzeiten gerechtfertigt ist. Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer Abweichung auf der Grundlage von Artikel 12 hat die zuständige Stelle sämtliche Umstände des Einzelfalls sorgfältig zu prüfen. Insbesondere ist Folgendes zu beachten:

      (a) Es sind die früheren Aufzeichnungen über die Lenkzeiten des betreffenden Fahrers zu prüfen, um dessen üblichen Arbeitsrhythmus zu ermitteln und festzustellen, ob er in der Regel die vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten einhält und ob die Abweichung tatsächlich eine Ausnahme darstellt.

      (b) Bei der Abweichung von den maximal zulässigen Lenkzeiten darf es sich nicht um ein regelmäßiges Vorkommnis handeln. Die Abweichung muss ihren Grund in außergewöhnlichen Umständen haben, wie etwa größeren Verkehrsunfällen, extremen Wetterbedingungen, Verkehrsumleitungen, Parkplatzmangel. (Diese Aufzählung möglicher außergewöhnlicher Umstände ist nicht abschließend. Bei der Beurteilung des Einzelfalls ist nach dem Grundsatz zu verfahren, dass der Grund für eine etwaige Abweichung von den maximal zulässigen Lenkzeiten nicht im Voraus bekannt und auch nicht vorhersehbar sein darf.)

      (c) Die maximal zulässigen täglichen und wöchentlichen Lenkzeiten sollten eingehalten werden. Der Fahrer sollte also nicht die Möglichkeit haben, durch Überschreitung der zulässigen Lenkzeiten bei der Parkplatzsuche einen Zeitvorteil zu erzielen.

      (d) Die Abweichung von den Vorschriften über die Lenkzeiten darf nicht zur Verkürzung der vorgeschriebenen Fahrtunterbrechungen und der täglichen und wöchentlichen Ruhezeit führen.

      Bezug

      Europäischer Gerichtshof, Rechtssache C-235/94.

      Leitlinie Nr. 2

      Sachverhalt

      Erfassung der Zeiten, die ein Fahrer aufwendet, um sich zu einem Ort zu begeben, bei dem es sich nicht um den üblichen Ort der Übernahme oder Übergabe eines in den Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 fallenden Fahrzeugs handelt.

      Artikel

      Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.

      Leitlinien

      Ein Fahrer, der sich zu einem bestimmten Ort begibt, bei dem es sich nicht um die Betriebsstätte des Arbeitgebers handelt und an dem er gemäß Weisung seines Arbeitgebers ein von ihm zu lenkendes, mit einem Kontrollgerät ausgestattetes Fahrzeug zu übernehmen hat, erfüllt damit eine Verpflichtung gegenüber seinem Arbeitgeber und verfügt somit nicht frei über seine Zeit.

      Daher gilt in Übereinstimmung mit Artikel 9 Absätze 2 und 3 Folgendes:

      
        	
          Die von einem Fahrer aufgewandten Zeiten, um zu einem Ort zu gelangen oder von einem Ort zurückzukehren, bei dem es sich weder um den Wohnsitz des Fahrers noch um die Betriebsstätte des Arbeitgebers handelt und an dem der Fahrer ein in den Geltungsbereich der Verordnung fallendes Fahrzeug zu übernehmen oder abzustellen hat, sollten – unabhängig davon, ob der Arbeitgeber Weisungen erteilt hat, wann und wie dieser Weg zurückzulegen ist, oder ob dies ins Ermessen des Fahrers gestellt wurde – entweder als „Bereitschaftszeiten” oder als „andere Arbeiten” erfasst werden.

        

        	
          Die von einem Fahrer aufgewandten Zeiten, um ein nicht in den Geltungsbereich der Verordnung fallendes Fahrzeug zu einem Ort zu fahren oder von einem Ort wegzufahren, bei dem es sich weder um den Wohnsitz des Fahrers noch um die Betriebsstätte des Arbeitgebers handelt und an dem der Fahrer ein in den Geltungsbereich der Verordnung fallendes Fahrzeug zu übernehmen oder abzustellen hat, sollten als „sonstige Arbeiten” erfasst werden.

        

      

      In folgenden drei Fällen können die An- und Abfahrtzeiten als „Ruhepausen” oder „Fahrtunterbrechungen” angesehen werden:

      (1) Wenn ein Fahrer ein Fahrzeug begleitet, das auf einem Fährschiff oder mit der Eisenbahn befördert wird. In diesem Fall kann der Fahrer eine Ruhepause oder eine Fahrtunterbrechung einlegen, sofern ihm eine Schlafkabine bzw. ein Liegeplatz zur Verfügung steht (Artikel 9 Absatz 1).

      (2) Wenn der Fahrer nicht ein Fahrzeug begleitet, sondern sich in einem Zug oder auf einem Fährschiff zu einem Ort begibt oder von einem Ort zurückkehrt, an dem er ein in den Geltungsbereich der Verordnung fallendes Fahrzeug übernimmt bzw. übergeben hat (Artikel 9 Absatz 2), vorausgesetzt, er hat in dem betreffenden Zug Zugang zu einem Liegewagen bzw. auf dem betreffenden Fährschiff Zugang zu einer Koje.

      (3) Wenn ein Fahrzeug mit mehr als einem Fahrer besetzt ist. Steht bei Bedarf ein zweiter Fahrer zum Lenken des Fahrzeugs zur Verfügung, der neben dem Fahrer des Fahrzeugs sitzt und diesen nicht aktiv bei seiner Tätigkeit unterstützt, kann ein Zeitraum von 45 Minuten der „Bereitschaftszeiten” dieser Person als „Fahrtunterbrechung” angesehen werden.

      Es erfolgt keine Differenzierung in Abhängigkeit von der Art des Arbeitsvertrags des Fahrers. Die betreffenden Vorschriften gelten somit sowohl für Fahrer, die in einem Dauerarbeitsverhältnis stehen als auch für Fahrer, die bei einem Zeitarbeitsunternehmen beschäftigt sind.

      Bei einem „entliehenen” Fahrer ist die „Betriebsstätte des Arbeitgebers” die Betriebsstätte eines Unternehmens, das für die Durchführung von Straßentransporten die Dienste des betreffenden Fahrers in Anspruch nimmt, („Entleihunternehmen”) und nicht der Hauptsitz des Zeitarbeitsunternehmens.

      Bezug

      Europäischer Gerichtshof, Rechtssachen C-76/77 und C-297/99.

      Leitlinie Nr. 3

      Sachverhalt

      Anordnung einer Unterbrechung einer Ruhepause oder einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit zum Bewegen eines Fahrzeugs an einem Terminal, einem Parkplatz oder einer Grenze.

      Artikel

      Artikel 4 Buchstaben d und f der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.

      Leitlinien

      Generell sollte ein Fahrer während seiner täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit frei über seine Zeit verfügen können und somit nicht verpflichtet sein, sich in der Nähe seines Fahrzeugs aufzuhalten.

      In der Regel stellt die Unterbrechung einer Ruhepause oder einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit einen Verstoß dar (es sei denn, die „Fährenregelung” (Artikel 9 Absatz 1) findet Anwendung). An einem Terminal oder Parkplatz kann jedoch eine unerwartete Situation oder ein Notfall eintreten, in dem ein Fahrzeug bewegt werden muss.

      Üblicherweise gibt es an einem Terminal einen Fahrer (einen Angestellten des Terminals), der die Fahrzeuge bei Bedarf bewegt. Ist dies nicht der Fall und ist ein Bewegen des Fahrzeugs aufgrund außergewöhnlicher Umstände unerlässlich, darf der Fahrer des betreffenden Fahrzeugs seine Ruhepause unterbrechen, allerdings nur nach Aufforderung durch eine zuständige Behörde oder einen Bediensteten des Terminals, die ermächtigt sind, die Bewegung eines Fahrzeugs anzuordnen.

      An anderen Orten (z.B. auf Parkplätzen, an Grenzübergängen sowie in Notfällen) hat der Fahrer bei Vorliegen objektiver, notfallbedingter Gründe, aus denen das Fahrzeug bewegt werden muss, oder auf entsprechende polizeiliche oder sonstige behördliche Anordnung (z.B. durch Feuerwehr, Straßenverwaltungsbehörden, Zollbeamte) seine Pause oder Ruhezeit für einige Minuten zu unterbrechen. In diesem Fall sollte die Zuwiderhandlung nicht geahndet werden.

      Sollte ein solcher Fall eintreten, müssen die für die Durchsetzung zuständigen nationalen Stellen nach Würdigung der individuellen Umstände eine gewisse Toleranz walten lassen.

      Eine derartige Unterbrechung der Ruhepause oder Ruhezeit eines Fahrers ist von diesem handschriftlich festzuhalten und sollte, soweit möglich, von der zuständigen Behörde, die dem Fahrer die Anweisung erteilt hat, das Fahrzeug zu bewegen, bestätigt werden.

      Leitlinie Nr. 4

      Sachverhalt

      Aufzeichnung der Lenkzeiten durch digitale Fahrtenschreiber bei Fahrten, die mit häufigen Stopps verbunden sind.

       Artikel

      Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 mit Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 1360/2002 (Anhang 1 B).

      Leitlinien

      Da digitale Kontrollgeräte genauere Aufzeichnungen liefern als analoge Kontrollgeräte, können sich Fahrer, die während der Fahrt häufig Stopps einlegen müssen, mit dem Problem konfrontiert sehen, dass bei Verwendung eines digitalen Kontrollgerätes längere Lenkzeiten erfasst werden als dies bei Verwendung eines analogen Kontrollgerätes der Fall wäre. Dieses Problem ist vorübergehender Natur und betrifft in erster Linie Auslieferungstransporte im Nahbereich. Es tritt nur während eines Übergangszeitraums auf, in dem analoge und digitale Kontrollgeräte nebeneinander verwendet werden.

      Um eine rasche Verbreitung digitaler Kontrollgerätes zu fördern und gleichzeitig eine Gleichbehandlung der Fahrer – unabhängig vom verwendeten Kontrollgerät – zu gewährleisten, sollten die für die Durchsetzung zuständigen nationalen Stellen während dieses Übergangszeitraums einen Toleranzspielraum vorsehen können. Die übergangsweise angewandte Toleranz sollte für Fahrzeuge gelten, die mit häufigen Stopps verbundene Transporte durchführen und mit digitalen Kontrollgeräten ausgerüstet sind.

      Von den für die Durchsetzung zuständigen Stellen wird erwartet, dass sie nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen entscheiden. Im Übrigen sind sämtliche Zeiten, während derer ein Fahrer am Steuer des Fahrzeugs sitzt und aktiv an der Durchführung eines in den Geltungsbereich der Verordnung fallenden Transports mitwirkt, – unabhängig von den jeweiligen Umständen (ob er beispielsweise im Stau steht oder an einer Ampel halten muss) – als Lenkzeiten anzusehen.

      Daher gilt Folgendes:

      
        	
          Die Mitgliedstaaten sollten ihre Kontrollorgane darüber unterrichten, dass sie bei der Überprüfung der von einem digitalen Kontrollgerät aufgezeichneten Daten eine Toleranz von bis zu 15 Minuten für einen Zeitraum von viereinhalb (4,5) Stunden ununterbrochener Lenkzeit gelten lassen dürfen bei Fahrzeugen, die mit häufigen Stopps verbundene Fahrten durchführen, vorausgesetzt, dass dies nachgewiesen werden kann. Diese Toleranz kann beispielsweise angewandt werden in Form des Abzugs einer Minute je ununterbrochene Lenkzeit zwischen den einzelnen Stopps, wobei jedoch insgesamt maximal 15 Minuten je ununterbrochene Lenkzeit von viereinhalb (4,5) Stunden in Abzug gebracht werden dürfen.

        

        	
          Die Kontrollorgane sollten, wenn sie von ihrem Ermessensspielraum Gebrauch machen, alle Umstände des Einzelfalls berücksichtigen und hierzu die ihnen vorgelegten Nachweise heranziehen (wie etwa einen überprüfbaren Nachweis darüber, dass der Fahrer häufige Stopps einlegen musste). Sie haben sicherzustellen, dass ihre Auslegung nicht der ordnungsgemäßen Anwendung der Lenkzeitvorschriften zuwiderläuft und dass dadurch nicht die Sicherheit im Straßenverkehr beeinträchtigt wird.

        

        	
          Die Mitgliedstaaten können Auswertesoftware verwenden, die so konfiguriert ist, dass sie bei der Berechnung der Lenkzeiten eine Toleranz einkalkuliert. Dabei ist jedoch zu beachten, dass dadurch später Probleme bezüglich der Nachweisbarkeit entstehen können. Die Toleranz darf in keinem Fall 15 Minuten für eine ununterbrochene Lenkzeit von viereinhalb (4,5) Stunden überschreiten.

        

        	
          Bei der Anwendung der Toleranz sollten weder inländische noch ausländische Fahrer diskriminiert oder benachteiligt werden. Die Toleranz sollte nur für Transporte gelten, die eindeutig mit häufigen Stopps verbunden sind.

        

      

      Leitlinie Nr. 5

      Gegenstand

      Formblatt zur Bescheinigung von Tätigkeiten gemäß dem Beschluss der Kommission vom 14. Dezember 2009 zur Änderung der Entscheidung 2007/230/EG über ein Formblatt betreffend die Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr.

      Artikel

      Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 13 der Richtlinie 2006/22/EG

      Leitlinien

      Die Bescheinigung ist nicht erforderlich für Tätigkeiten, die vom Fahrtenschreiber erfasst werden können. Hauptquelle von Informationen bei Straßenkontrollen sind Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers. Das Fehlen von Aufzeichnungen sollte nur gerechtfertigt sein, wenn Fahrtenschreiberaufzeichnungen, einschließlich manueller Einträge, aus objektiven Gründen nicht möglich waren. In jedem Fall sind die vollständigen Fahrtenschreiberaufzeichnungen, gegebenenfalls ergänzt durch das Formblatt, für den Nachweis der Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder des AETR als hinreichend anzuerkennen, sofern kein begründeter Verdacht besteht.

      Die Bescheinigung gilt für bestimmte Tätigkeiten, die während des in Artikel 15 Absatz 7 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Zeitraums, d. h. während des laufenden Tages und der vorausgehenden 28 Tage, ausgeübt werden.

      Die Bescheinigung darf ausgestellt werden, wenn der Fahrer:

      
        	
          erkrankt war;

        

        	
          sich im Erholungsurlaub als Teil seines Jahresurlaubs im Sinne der in dem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, geltenden Rechtsvorschriften befunden hat;

        

        	
          sich im Urlaub oder in Ruhezeit befunden hat;

        

        	
          ein vom Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder des AETR ausgenommenes Fahrzeug gelenkt hat;

        

        	
          andere Tätigkeiten als Lenktätigkeiten ausgeführt hat;

        

        	
          zur Verfügung stand

        

      

      und es nicht möglich war, diese Tätigkeiten mit dem Kontrollgerät zu erfassen.

      Das Kästchen „Urlaub oder Ruhezeit” darf angekreuzt werden, wenn der Fahrer keine Lenk- oder sonstigen Tätigkeiten ausgeübt hat oder nicht zur Verfügung stand, nicht erkrankt war und sich nicht im Erholungsurlaub befand, was auch Fälle wie Kurzarbeit, Streik oder Aussperrung einschließt.

      Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, die Verwendung dieses Formblatts zu verlangen. Ist jedoch die Ausstellung eines Formblatts vorgeschrieben, so muss dieses standardisierte Formblatt anerkannt werden. Für die normalen täglichen oder wöchentlichen Ruhezeiten darf jedoch keine Verwendung von Formblättern vorgeschrieben werden.

      Das elektronische und druckfähige Formblatt sowie Angaben zu den Mitgliedstaaten, die ausschließlich dieses Formblatt anerkennen, sind abrufbar unter:

      http://ec.europa.eu/transport/road/policy/social_provision/social_form_en.htm.

      Das Formblatt wird in der gesamten EU in allen Amtssprachen der Union anerkannt. Aufgrund seines Standardformats kann das Formblatt leicht gelesen werden, da die auszufüllenden Felder genau vorgegeben und nummeriert sind. Im AETR-Verkehr wird die Verwendung des von der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa erstellten Formblatts empfohlen

      (http://www.unece.org/trans/main/sc1/sc1.html).

      Alle Felder des Formblatts sind maschinenschriftlich auszufüllen. Das Formblatt ist nur gültig, wenn es von einem Vertreter des Unternehmens und vom Fahrer vor Antritt der Fahrt unterzeichnet wurde. Selbständig tätige Fahrer unterzeichnen sowohl als Vertreter des Unternehmens wie auch als Fahrer.

      Nur das im Original unterzeichnete Formblatt ist gültig. Der Text des Formblatts darf nicht verändert werden. Das Formblatt darf weder vorab unterzeichnet noch handschriftlich verändert werden. Nur unter außergewöhnlichen Umständen und soweit nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zulässig, kann ein Fax oder eine digitalisierte Kopie anerkannt werden. Das Formblatt kann mit dem Unternehmenslogo und den Adressangaben auf Papier ausgedruckt werden, wobei allerdings die Felder mit den Angaben zum Unternehmen trotzdem auszufüllen sind.

      Leitlinie Nr. 6

      Sachverhalt

      Aufzeichnung der Zeiten, die der Fahrer in einer Eisenbahn oder auf einem Fährschiff verbringt, wo er Zugang zu einer Schlafkabine oder einem Liegeplatz hat.

      Artikel

      9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.

      Leitlinien

      Während einer Ruhepause kann der Fahrer gemäß Artikel 4 Buchstabe f frei über seine Zeit verfügen. Des Weiteren hat der Fahrer Anspruch auf tägliche oder wöchentliche Ruhezeiten oder Fahrtunterbrechungen, wenn er sich in einer Eisenbahn oder auf einem Fährschiff befindet, sofern ihm eine Schlafkabine oder ein Liegeplatz zur Verfügung stehen. Dies ergibt sich aus Artikel 9 Absatz 2, nach dem Anreise- oder Rückreisezeit „nur dann als Ruhepause oder Fahrtunterbrechung anzusehen [ist], wenn sich der Fahrer in einer Eisenbahn oder auf einem Fährschiff befindet und Zugang zu einer Schlafkabine oder einem Liegeplatz hat.”

      Gemäß Artikel 9 Absatz 1 darf außerdem eine regelmäßige tägliche Ruhezeit von mindestens 11 Stunden in einer Eisenbahn oder auf einem Fährschiff (sofern dem Fahrer eine Schlafkabine oder ein Liegeplatz zur Verfügung stehen) höchstens zwei Mal durch andere Tätigkeiten (beispielsweise an Bord/von Bord des Fährschiffes gehen oder in die Eisenbahn ein-/aus der Eisenbahn aussteigen) unterbrochen werden. Die Dauer dieser Tätigkeiten darf insgesamt eine Stunde nicht überschreiten. In keinem Fall darf diese Zeit zu einer Reduzierung einer regelmäßigen täglichen Ruhezeit führen.

      Wird die regelmäßige tägliche Ruhezeit in zwei Teilen genommen, wobei (gemäß Artikel 4 Buchstabe g) der erste Teil mindestens 3 Stunden und der zweite Teil mindestens 9 Stunden umfassen muss, gilt die Anzahl der Unterbrechungen (höchstens zwei) für den gesamten Zeitraum der täglichen Ruhezeit und nicht für jeden Teil der täglichen Ruhezeit, wenn sie in zwei Teilen genommen wird.

      Die abweichende Regelung in Artikel 9 Absatz 1 gilt weder für die regelmäßige noch für die reduzierte wöchentliche Ruhezeit.

    

    
      9.1.3. Durchführungsbeschluss der Kommission vom 7.6.2011 zur Berechnung der Tageslenkzeit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (Text von Bedeutung für den EWR)

      Die Europäische Kommission –

      gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

      gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates13, insbesondere auf Artikel 25 Absatz 2, in Erwägung nachstehender Gründe:

      (1) Der Begriff „Tageslenkzeit” wird in Artikel 4 Buchstabe k der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 definiert als die summierte Gesamtlenkzeit zwischen dem Ende einer täglichen Ruhezeit und dem Beginn der darauf folgenden täglichen Ruhezeit oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit.

      (2) Der Begriff „tägliche Ruhezeit” wird in Artikel 4 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 definiert als der tägliche Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der eine „regelmäßige tägliche Ruhezeit” und eine „reduzierte tägliche Ruhezeit” umfasst. Eine „regelmäßige tägliche Ruhezeit” ist eine Ruhepause von mindestens 11 Stunden. Diese regelmäßige tägliche Ruhezeit kann auch in zwei Teilen genommen werden, wobei der erste Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens 3 Stunden und der zweite Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens 9 Stunden umfassen muss. Eine „reduzierte tägliche Ruhezeit” ist eine Ruhepause von mindestens 9 Stunden, aber weniger als 11 Stunden.

      (3) Nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 beginnt nach dem Ende der vorangegangenen täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit ein 24-Stunden-Zeitraum, innerhalb dessen ein Fahrer erneut eine tägliche Ruhezeit nehmen muss.

      (4) Die Vollzugsbehörden der Mitgliedstaaten wenden für den Fall, dass Fahrer die von der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschriebenen Ruhezeiten nicht vollständig genommen haben, unterschiedliche Regeln für die Berechnung der Tageslenkzeit an.

      (5) Diese Unterschiede führen zu einer uneinheitlichen Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, da die Nichteinhaltung der Bestimmungen zu den Ruhezeiten zur Folge haben kann, dass die Anzahl und die Schwere der nach Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates14 festgestellten Verstöße in Abhängigkeit davon variieren, in welchem Mitgliedstaat die Verstöße ermittelt werden. So werden auch die zwischen den Mitgliedstaaten ausgetauschten Informationen über Verstöße verfälscht.

      (6) Dessen ungeachtet sollte die Nichteinhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu den Ruhezeiten stets als Verstoß gegen diese Verordnung betrachtet werden.

      (7) Im Interesse einer klaren, wirksamen, verhältnismäßigen und einheitlichen Durchsetzung der Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ist es wünschenswert, dass eine einheitliche Auslegung der Regeln durch die Vollzugsbehörden der Mitgliedstaaten und übereinstimmende Vorgehensweisen derselben sichergestellt werden, weshalb in dieser Frage ein empfohlener Ansatz verabschiedet werden sollte.

      (8) Dieser Beschluss steht im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates15 eingesetzten Ausschusses – hat folgenden Beschluss erlassen:

      
        Artikel 1

        Unbeschadet Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 wird ausschließlich zum Zwecke der Berechnung der Lenkzeit in dem Fall, dass ein Fahrer die von der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschriebenen Ruhezeiten nicht vollständig genommen hat, folgender Ansatz empfohlen: Die Berechnung der Tageslenkzeit endet am Anfang einer ununterbrochenen Ruhezeit von mindestens sieben Stunden. Die Berechnung der nachfolgenden Tageslenkzeit beginnt folglich am Ende dieser Ruhezeit von mindestens sieben Stunden.

      

      
        Artikel 2

        Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

        Geschehen zu Brüssel am 7.6.2011

        Für die Kommission

        Siim KALLAS

        Vizepräsident.

      

    

    
      9.1.4. Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben

      – auszugsweise –

      
        Artikel 2 Anwendungsbereich

        (1) Diese Richtlinie gilt für das Fahrpersonal von Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, das im Straßenverkehr im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 oder ansonsten des AETR-Übereinkommens tätig ist.

        Unbeschadet der Bestimmungen im folgenden Unterabsatz findet die vorliegende Richtlinie auf die selbständigen Kraftfahrer ab dem 23. März 2009 Anwendung.

        Spätestens 2 Jahre vor diesem Datum legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht vor. Dieser Bericht untersucht die Auswirkungen des Ausschlusses selbständiger Kraftfahrer vom Geltungsbereich der Richtlinie auf die Straßenverkehrssicherheit, die Wettbewerbsbedingungen und die Berufsstruktur sowie soziale Aspekte. Die Bedingungen in jedem einzelnen Mitgliedstaat mit Blick auf die Struktur des Transportgewerbes und Arbeitsbedingungen der im Straßentransport Tätigen werden berücksichtigt. Auf der Grundlage dieses Berichts legt die Kommission einen Vorschlag mit dem Ziel vor, um gegebenenfalls entweder

        – die Bedingungen für die Einbeziehung selbständiger Kraftfahrer in den Geltungsbereich dieser Richtlinie mit Blick auf bestimmte selbständige Kraftfahrer festzulegen, die nicht im Straßenverkehr in anderen Mitgliedstaaten tätig sind und die aus objektiven Gründen lokalen Beschränkungen unterliegen, beispielsweise Standort in Randlage, große Inlandsentfernungen und ein besonders starker Wettbewerb, oder – die selbständigen Kraftfahrer nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie aufzunehmen.

        (2) Für das Fahrpersonal, das vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen ist, gilt die Richtlinie 93/104/EG.

        (3) Soweit diese Richtlinie spezifischere Vorschriften für das Fahrpersonal im Straßenverkehr enthält, hat sie gemäß Artikel 14 der Richtlinie 93/104/EG Vorrang vor den einschlägigen Bestimmungen jener Richtlinie.

        (4) Diese Richtlinie ergänzt die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 und erforderlichenfalls des AETR-Übereinkommens, die Vorrang vor den Bestimmungen dieser Richtlinie haben.

      

      
        Artikel 3 Begriffsbestimmungen

        Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

        a) „Arbeitszeit” ist

        1. bei Fahrpersonal: die Zeitspanne zwischen Arbeitsbeginn und Arbeitsende, während der der Beschäftigte an seinem Arbeitsplatz ist, dem Arbeitgeber zur Verfügung steht, und während der er seine Funktion oder Tätigkeit ausübt, d. h.

        – die Zeit sämtlicher Tätigkeiten im Straßenverkehr. Diese Tätigkeiten umfassen insbesondere Folgendes.

        i) Fahren,

        ii) Be- und Entladen,

        iii) Hilfe beim Ein- und Aussteigen der Fahrgäste,

        iv) Reinigung und technische Wartung,

        v) alle anderen Arbeiten, die dazu dienen, die Sicherheit des Fahrzeugs, der Ladung und der Fahrgäste zu gewährleisten bzw. die gesetzlichen oder behördlichen Formalitäten, die einen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen, zu erledigen; hierzu gehören auch: Überwachen des Beladens/ Entladens, Erledigung von Formalitäten im Zusammenhang mit Polizei, Zoll, Einwanderungsbehörden usw.;

        – die Zeiten, während deren das Fahrpersonal nicht frei über seine Zeit verfügen kann und sich an seinem Arbeitsplatz bereithalten muss, seine normale Arbeit aufzunehmen, wobei es bestimmte mit dem Dienst verbundene Aufgaben ausführt, insbesondere während der Zeit des Wartens auf das Be- und Entladen, wenn deren voraussichtliche Dauer nicht im Voraus bekannt ist, d. h. entweder vor der Abfahrt bzw. unmittelbar vor dem tatsächlichen Beginn des betreffenden Zeitraums oder gemäß den allgemeinen zwischen den Sozialpartnern ausgehandelten und/oder durch die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen.

        2. bei selbständigen Kraftfahrern gilt die gleiche Definition: Zeitspanne zwischen Arbeitsbeginn und Arbeitsende, in der sich der selbständige Kraftfahrer an seinem Arbeitsplatz befindet, dem Kunden zur Verfügung steht und während deren er seine Funktionen oder Tätigkeiten ausübt; dies umfasst nicht allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen.

        Nicht zur Arbeitszeit gerechnet werden die Ruhepausen gemäß Artikel 5, die Ruhezeiten gemäß Artikel 6 sowie unbeschadet der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten oder der Vereinbarungen der Sozialpartner, nach denen derartige Zeiten ausgeglichen oder begrenzt werden, die Bereitschaftszeit gemäß Buchstabe b) des vorliegenden Artikels.

        b) „Bereitschaftszeit”

        – andere Zeiten als Ruhepausen und Ruhezeiten, in denen das Fahrpersonal nicht verpflichtet ist, an seinem Arbeitsplatz zu bleiben, in denen es sich jedoch in Bereitschaft halten muss, um etwaigen Anweisungen zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der Fahrtätigkeit oder zur Ausführung anderer Arbeiten Folge zu leisten. Als Bereitschaftszeit gelten insbesondere die Zeiten, in denen das Fahrpersonal ein Fahrzeug während der Beförderung auf einer Fähre oder mit einem Zug begleitet sowie Wartezeiten an den Grenzen und infolge von Fahrverboten.

        Diese Zeiten und ihre voraussichtliche Dauer müssen dem Fahrpersonal im Voraus bekannt sein, d. h. entweder vor der Abfahrt bzw. unmittelbar vor dem tatsächlichen Beginn des betreffenden Zeitraums oder gemäß den allgemeinen zwischen den Sozialpartnern ausgehandelten und/oder durch die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen;

        – für Fahrpersonal, das sich beim Fahren abwechselt, die Zeit, die während der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbracht wird;

        c) „Arbeitsplatz”

        – den Standort der Hauptniederlassung des Unternehmens, für das die Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben, tätig sind, und seine verschiedenen Zweigniederlassungen, ob sie nun mit seinem Geschäftssitz oder seiner Hauptniederlassung zusammenfallen oder nicht;

        – das Fahrzeug, das die Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben, bei ihrer Tätigkeit benutzen und

        – jeden anderen Ort, an dem die mit der Beförderung verbundenen Tätigkeiten ausgeführt werden;

        d) „Fahrpersonal” – alle Arbeitnehmer, einschließlich Praktikanten und Auszubildende, die im Dienst eines Unternehmens, das auf Rechnung Dritter oder auf eigene Rechnung Fahrgäste oder Waren im Straßenverkehr befördert, eine Fahrtätigkeit ausüben;

        e) „selbständiger Kraftfahrer” – alle Personen, deren berufliche Tätigkeit hauptsächlich darin besteht, mit Gemeinschaftslizenz oder einer anderen berufsspezifischen Beförderungsermächtigung gewerblich im Sinne des Gemeinschaftsrechts Fahrgäste oder Waren im Straßenverkehr zu befördern, die befugt sind, auf eigene Rechnung zu arbeiten, und die nicht durch einen Arbeitsvertrag oder ein anderes arbeitsrechtliches Abhängigkeitsverhältnis an einen Arbeitgeber gebunden sind, die über den erforderlichen freien Gestaltungsspielraum für die Ausübung der betreffenden Tätigkeit verfügen, deren Einkünfte direkt von den erzielten Gewinnen abhängen und die die Freiheit haben, als Einzelne oder durch eine Zusammenarbeit zwischen selbständigen Kraftfahrern Geschäftsbeziehungen zu mehreren Kunden zu unterhalten.

        Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegen Fahrer, die diese Kriterien nicht erfüllen, den gleichen Verpflichtungen, und genießen die gleichen Rechte, wie sie diese Richtlinie für Fahrpersonal vorsieht.

        f) „Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben” – Fahrpersonal oder selbständige Kraftfahrer;

        g) „Woche” – den Zeitraum von Montag 00.00 Uhr bis Sonntag 24.00 Uhr;

        h) „Nachtzeit” – jede in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegte Zeitspanne von mindestens vier Stunden in der Zeit zwischen 00.00 Uhr und 7.00 Uhr;

        i) „Nachtarbeit” – jede Arbeit, die während der Nachtzeit ausgeführt wird.

      

      
        Artikel 4 Wöchentliche Höchstarbeitszeit

        Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit Folgendes gewährleistet ist:

        a) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit darf 48 Stunden nicht überschreiten. Die wöchentliche Höchstarbeitszeit kann bis zu 60 Stunden betragen, sofern der Wochendurchschnitt in einem Zeitraum von vier Monaten 48 Stunden nicht übersteigt. Artikel 6 Absatz 1 Unterabsätze 4 und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 oder erforderlichenfalls Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 4 des AETR-Übereinkommens haben Vorrang vor den Bestimmungen dieser Richtlinie, sofern die betroffenen Fahrer eine durchschnittliche Arbeitszeit von 48 Stunden pro Woche in einem Zeitraum von vier Monaten nicht überschreiten.

        b) Die Arbeitszeiten bei verschiedenen Arbeitgebern werden zusammengerechnet. Der Arbeitgeber fordert das Fahrpersonal schriftlich auf, ihm eine Aufstellung der bei einem anderen Arbeitgeber geleisteten Arbeitszeit vorzulegen. Das Fahrpersonal legt diese Angaben schriftlich vor.

      

      
        Artikel 5 Ruhepausen

        (1) Unbeschadet des Schutzes, der durch die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 oder ansonsten durch das AETR-Übereinkommen gewährleistet wird, treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, damit Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben, unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 2 Absatz 1 auf keinen Fall länger als sechs Stunden hintereinander ohne Ruhepausen arbeiten. Die Arbeit ist durch eine Ruhepause von mindestens 30 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von sechs bis neun Stunden und von mindestens 45 Minuten bei einer Gesamtarbeitszeit von mehr als neun Stunden zu unterbrechen.

        (2) Die Ruhepausen können in Pausen von einer Mindestdauer von je 15 Minuten aufgeteilt werden.

      

      
        Artikel 6 Ruhezeit

        Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegen Auszubildende und Praktikanten in Bezug auf die Ruhezeit denselben Bestimmungen wie das übrige Fahrpersonal gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 oder ansonsten dem AETR-Übereinkommen.

      

      
        Artikel 7 Nachtarbeit

        (1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit Folgendes gewährleistet ist:

        – Wenn Nachtarbeit geleistet wird, darf die tägliche Arbeitszeit in einem Zeitraum von jeweils 24 Stunden zehn Stunden nicht überschreiten.

        – Es erfolgt ein Ausgleich für Nachtarbeit nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen, Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern und/oder einzelstaatlichen Gepflogenheiten, sofern dieser Ausgleich die Sicherheit im Straßenverkehr nicht gefährdet.

        (2) Die Kommission beurteilt bis zum 23. März 2007 im Rahmen des von ihr nach Artikel 13 Absatz 2 zu erstellenden Berichts die Auswirkungen der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels vorgesehenen Bestimmungen. Die Kommission fügt diesem Bericht gegebenenfalls entsprechende Vorschläge bei.

        (3) Die Bestimmungen über die Ausbildung der Berufskraftfahrer, einschließlich solcher, die Nachtarbeit leisten, werden Gegenstand eines Richtlinienvorschlags der Kommission sein, in dem die allgemeinen Grundsätze dieser Ausbildung festgelegt werden.

      

      
        Artikel 15 Inkrafttreten

        Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

      

      
        Artikel 16 Adressaten

        Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

      

    

    
      9.1.5. Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2135/98 des Rates am 24. September 1998 in der Fassung nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006

      (1) a) Ab dem zwanzigsten Tag nach dem Tag der Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Raten vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates(*) müssen Fahrzeuge, die erstmals zum Verkehr zugelassen werden, mit einem Kontrollgerät gemäß den Bestimmungen des Anhangs IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet sein.

      b) Ab dem Inkrafttreten des Buchstaben a) unterliegen Fahrzeuge für die Personenbeförderung mit mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und einer Höchstmasse von mehr als 10t sowie Fahrzeuge für die Güterbeförderung mit einer Höchstmasse von mehr als 12t, die ab dem 1. Januar 1996 erstmals zum Verkehr zugelassen sind, im Fall der Ersetzung des Kontrollgeräts, mit dem sie ausgerüstet sind, den Bestimmungen des Anhangs IB der Verordnung /EWG) Nr. 3821/85, sofern die Übermittlung der Signale an dieses Gerät völlig elektronisch erfolgt.

      (2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass sie die Fahrerkarten spätestens am zwanzigsten Tag nach dem Tag der Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ausstellen können.

      (3) Sollte zwölf Monate nach dem Datum der Veröffentlichung des in Absatz 1 genannten Rechtsakts keine EG-Bauartgenehmigung für ein Kontrollgerät gemäß Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erteilt worden sein, so unterbreitet die Kommission dem Rat einen Vorschlag zur Verlängerung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Fristen.

      (4) Die Fahrer, die vor dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt ein Fahrzeug lenken, das mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet ist, und denen die zuständigen Behörden noch keine Fahrerkarte ausstellen konnte, drucken am Ende ihres Arbeitstags die vom Kontrollgerät aufgezeichneten Angaben zu den Zeitgruppen aus, übertragen die Angaben, die ihre Identifizierung ermöglichen (Name und Nummer des Führerscheins), auf das ausgedruckte Dokument und unterzeichnen es.

    

    
      9.1.6. Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr

      Gültig bis 2. März 2016, anschließend Regelung nach VO (EU) Nr. 165/2014 vom 4.2.2014 (Abgedruckt in der 7. Auflage der Broschüre „Das digitale Kontrollgerät”, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr.: 23003) – auszugsweise, Anhänge abgedruckt bei Froschhäuser/Höfer/Rommelfanger, Verlag Heinrich Vogel –

      Kapitel I

      Grundsätze und Anwendungsbereich

      
        Artikel 1

        Als Kontrollgerät im Sinne dieser Verordnung gilt ein Kontrollgerät, das hinsichtlich Bauart, Einbau, Benutzung und Prüfung den Vorschriften dieser Verordnung ein schließlich der Anhänge I bzw. IB und II entspricht. (Anhang IB, betreffend das digitale Kontrollgerät, Umfang 252 Seiten, ist auszugsweise abgedruckt in der Broschüre „Das digitale Kontrollgerät“, Verlag Heinrich Vogel, Bestell-Nr. 23003. Vollständiger Abdruck siehe VO (EG) Nr. 1360/2002 v. 13. 6. 2002 (Amtsblatt der EU Nr. L 207 v. 5. 8. 2002)

      

      
        Artikel 2

        Für diese Verordnung sind die Definitionen des Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG Nr. 3820/85 des Rates anwendbar.

      

      
        Artikel 3

        (1) Das Kontrollgerät muss bei Fahrzeugen eingebaut und benutzt werden, die der Personen- oder Güterbeförderung im Straßenverkehr dienen und in einem Mitgliedstaat zugelassen sind; ausgenommen sind die in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge. Die in Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge und Fahrzeuge, die von der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 freigestellt waren, die gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 jedoch nicht mehr freigestellt sind, müssen diese Vorschrift spätestens ab dem 31. Dezember 2007 erfüllen.

        (2) Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 13 Absätze 1 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge von der Anwendung der vorliegenden Verordnung freistellen.

        (3) Die Mitgliedstaaten können – nach Genehmigung durch die Kommission – Fahrzeuge, die für die in Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Beförderungen eingesetzt werden, von der Anwendung der vorliegenden Verordnung freistellen.

        (4) Die Mitgliedstaaten können für den Binnenverkehr vorschreiben, dass in allen Fahrzeugen, in denen gemäß Absatz 1 kein Kontrollgerät eingebaut und benutzt zu werden braucht, Kontrollgeräte gemäß dieser Verordnung eingebaut und benutzt werden.

      

      Kapitel II

      Bauartgenehmigung

      
        Artikel 4

        Im Sinne dieses Kapitels ist unter dem Ausdruck „Kontrollgerät” das „Kontrollgerät oder seine Komponenten” zu verstehen.

        Jeder Antrag auf eine EWG-Bauartgenehmigung für ein Kontrollgerät- oder ein Schaublatt- oder ein Fahrerkarten-Muster wird zusammen mit einer entsprechenden Beschreibung vom Hersteller oder einem Beauftragten bei einem Mitgliedstaat eingereicht. Für ein und dasselbe Kontrollgerät- oder Schaublatt- oder Fahrerkarten-Muster kann dieser Antrag nur bei einem Mitgliedstaat gestellt werden.

      

      
        Artikel 5

        Jeder Mitgliedstaat erteilt die EG-Bauartgenehmigung für alle Kontrollgeräte-, Schaublatt- oder Speicherkarten-Muster, wenn diese den Vorschriften der Anhänge I oder IB entsprechen und wenn der Mitgliedstaat die Möglichkeit hat, die Übereinstimmung der Fertigung mit dem zugelassenen Muster zu überwachen.

        Das System muss in bezug auf die Sicherheit den technischen Vorschriften des Anhangs IB entsprechen. Die Kommission stellt nach dem Verfahren des Artikels 18 sicher, dass in diesen Anhang Vorschriften aufgenommen werden, nach denen die EG-Bauartgenehmigung für ein Kontrollgerät nur erteilt werden kann, wenn für das Gesamtsystem (das Kontrollgerät selbst, die Speicherkarte und die elektrischen Verbindungen mit dem Getriebe) nachgewiesen wurde, dass es gegen Manipulationen oder Verfälschungen der Daten über die Lenkzeiten gesichert ist. Die hierfür erforderlichen Prüfungen werden von Sachverständigen durchgeführt, denen die neuesten Manipulationstechniken bekannt sind.

        Änderungen oder Ergänzungen eines Musters, für das die Bauartgenehmigung bereits erteilt ist, bedürfen einer Nachtrags-EWG-Bauartgenehmigung des Mitgliedstaates, der die ursprüngliche EWG-Bauartgenehmigung erteilt hat.

      

      
        Artikel 6

        Die Mitgliedstaaten erteilen dem Antragsteller für jedes gemäß Artikel 5 zugelassene Kontrollgerät- oder Schaublatt- oder Fahrerkarten-Muster ein EWG-Prüfzeichen entsprechend dem Muster in Anhang II.

      

      
        Artikel 7

        Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, bei dem die Bauartgenehmigung beantragt worden ist, übermitteln den Behörden der anderen Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats eine Durchschrift des Genehmigungsbogens sowie eine Durchschrift der erforderlichen Beschreibung für jedes genehmigte Kontrollgerät- oder Schaublatt- oder Fahrerkarten-Muster oder unterrichten sie über jede Ablehnung eines Genehmigungsantrages; im Falle der Ablehnung teilen sie die Gründe dafür mit.

      

      
        Artikel 8

        (1) Stellt ein Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartgenehmigung gemäß Artikel 5 erteilt hat, fest, dass Kontrollgeräte oder Schaublätter oder Fahrerkarten mit dem von ihm erteilten EWG-Prüfzeichen nicht dem von ihm zugelassenen Muster entsprechen, so trifft er die erforderlichen Maßnahmen, um die Übereinstimmung der Fertigung mit dem zu gelassenen Muster sicherzustellen. Diese können gegebenenfalls bis zum Entzug der EWG-Bauartgenehmigung gehen.

        (2) Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt hat, muss diese widerrufen, wenn das Kontrollgerät oder das Schaublatt oder die Fahrerkarte, wofür die Bauartgenehmigung erteilt worden ist, als nicht im Einklang mit dieser Verordnung einschließlich ihrer Anhänge stehend anzusehen ist oder bei seiner Verwendung einen Fehler allgemeiner Art erkennen lässt, der es für seinen Zweck ungeeignet macht.

        (3) Wird der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt hat, von einem anderen Mitgliedstaat darüber unterrichtet, dass einer der in den Absätzen 1 und 2 genannten Fälle vorliegt, so trifft er nach Anhörung dieses Staates ebenfalls die in diesen Absätzen vorgesehenen Maßnahmen vorbehaltlich des Absatzes 5.

        (4) Der Mitgliedstaat, der einen der in Absatz 2 genannten Fälle festgestellt hat, kann den Vertrieb und die Inbetriebnahme der Kontrollgeräte oder Schaublätter oder Fahrerkarten bis auf weiteres untersagen. Dasselbe gilt für den in Absatz 1 vorgesehenen Fall, wenn der Hersteller nach erfolgter Anmahnung die Übereinstimmung der von der EWG-Ersteichung befreiten Kontrollgeräte oder Schaublätter oder Fahrerkarten mit der zugelassenen Bauart bzw. mit den Anforderungen dieser Verordnung nicht herbeigeführt hat.

        Auf jeden Fall teilen die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten einander und der Kommission innerhalb eines Monats den Entzug einer EWG-Bauartgenehmigung oder andere in Übereinstimmung mit den Absätzen 1, 2 und 3 getroffenen Maßnahmen sowie die dafür maßgeblichen Gründe mit.

        (5) Bestreitet der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt hat, dass die in den Absätzen 1 und 2 genannten Fälle, auf die er hingewiesen worden ist, gegeben sind, so bemühen sich die betreffenden Mitgliedstaaten um die Beilegung des Streitfalls und unterrichten die Kommission laufend darüber.

        Haben die Gespräche zwischen den Mitgliedstaaten nicht binnen vier Monaten nach der Unterrichtung gemäß Absatz 3 zu einem Einvernehmen geführt, so trifft die Kommission nach Anhörung der Sachverständigen sämtlicher Mitgliedstaaten und nach Prüfung aller einschlägigen Faktoren, z. B. in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht, binnen sechs Monaten eine Entscheidung, die den beteiligten Mitgliedstaaten notifiziert und gleichzeitig den übrigen Mitgliedstaaten mitgeteilt wird. Die Kommission setzt je nach Lage des Falls die Frist für den Beginn der Anwendung ihrer Entscheidung fest.

      

      
        Artikel 9

        (1) Beim Antrag auf eine EWG-Bauartgenehmigung für ein Schaublatt-Muster ist anzugeben, für welches Kontrollgerät (welche Kontrollgeräte) dieses Schaublatt bestimmt ist; für Prüfungen des Schaublatts ist außerdem ein geeignetes Kontrollgerät des (der) entsprechenden Typs (Typen) zur Verfügung zu stellen.

        (2) Die zuständigen Behörden eines jeden Mitgliedstaats geben auf dem Bauartgenehmigungsbogen des Schaublatt-Musters an, in welchem Kontrollgerät (welchen Kontrollgeräten) dieses Schaublatt-Muster verwendet werden kann.

      

      
        Artikel 10

        Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung oder die Benutzung der mit dem Kontroll gerät ausgerüsteten Fahrzeuge nicht aus Gründen ablehnen bzw. verbieten, die mit dieser Ausrüstung zusammenhängen, wenn das Gerät das in Artikel 6 bezeichnete EWG-Prüfzeichen und die in Artikel 12 genannte Einbauplakette aufweist.

      

      
        Artikel 11

        Jede Verfügung aufgrund dieser Verordnung, durch die eine Bauartgenehmigung für ein Kontrollgerät- oder Schaublatt- oder Fahrerkarten-Muster verweigert oder entzogen wird, ist eingehend zu begründen. Sie ist dem Betreffenden unter Angabe der Rechtsmittel und der Rechtsmittelfrist mitzuteilen, die nach dem geltenden Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen sind.

      

      Kapitel III

      Einbau und Prüfung

      
        Artikel 12

        (1) Einbau und Reparaturen des Kontrollgeräts dürfen nur von Installateuren oder Werkstätten vorgenommen werden, die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten hierzu zugelassen worden sind, wobei diese Behörden vor der Zulassung die beteiligten Hersteller anhören können.

        Die Gültigkeitsdauer der Karten der zugelassenen Werkstätten und der zugelassenen Installateure darf ein Jahr nicht überschreiten.

        Bei Erneuerung, Beschädigung, Fehlfunktion, Verlust oder Diebstahl der den zugelassenen Werkstätten oder den zugelassenen Installateuren ausgestellten Karten stellt die ausstellende Behörde binnen fünf Werktagen nach Eingang eines entsprechenden begründeten Antrags eine Ersatzkarte aus.

        Wird eine neue Karte ausgestellt, die die alte ersetzt, erhält die neue Karte die gleiche Werkstattinformationsnummer, der Index wird jedoch um eins erhöht. Die ausstellende Behörde führt ein Verzeichnis der verlorenen, gestohlenen und defekten Karten.

        Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Möglichkeit einer Fälschung der den zugelassenen Werkstätten oder den zugelassenen Installateuren ausgestellten Karten auszuschließen.

        (2) Der zugelassene Installateur oder die zugelassene Werkstatt versehen die durchgeführten Plombierungen mit einem besonderen Zeichen; außerdem geben sie im Fall von Kontrollgeräten gemäß Anhang IB die elektronischen Sicherheitsdaten ein, anhand deren sich insbesondere die Authentifizierungskontrollen durchführen lassen. Die zuständigen Behörden eines jeden Mitgliedstaats führen ein Verzeichnis der verwendeten Zeichen und elektronischen Sicherheitsdaten sowie der den zugelassenen Werkstätten und den zugelassenen Installateuren ausgestellten Karten.

        (3) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission das Verzeichnis der zugelassenen Installateure und Werkstätten sowie der von ihnen ausgestellten Karten; außerdem übermitteln sie ihr eine Abschrift der verwendeten Zeichen und die erforderlichen Informationen betreffend die verwendeten elektronischen Sicherheitsdaten.

        (4) Durch die Einbauplakette nach den Anhängen I und IB wird bescheinigt, dass der Einbau des Kontrollgeräts den Vorschriften dieser Verordnung entsprechend erfolgt ist.

        (5) Alle Plombierungen können von Installateuren oder Werkstätten, die gemäß Absatz 1 von den zuständigen Behörden zu gelassen sind, oder unter den in Anhang I Ziffer V Nummer 4 oder Anhang IB Kapitel VI Buchstabe c) beschriebenen Umständen entfernt werden.

      

      Kapitel IV

      Benutzungsvorschriften

      
        Artikel 13

        Der Unternehmer und die Fahrer sorgen für das einwandfreie Funktionieren und die ordnungsgemäße Benutzung des Kontrollgeräts sowie der Fahrerkarte, wenn der Fahrer ein Fahrzeug benutzt, das mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang IB ausgerüstet ist.

      

      
        Artikel 14

        (1) Der Unternehmer händigt den Fahrern von Fahrzeugen mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang I eine ausreichende Anzahl Schaublätter aus, wobei dem persönlichen Charakter dieser Schaublätter, der Dauer des Dienstes und der Möglichkeit Rechnung zu tragen ist, dass beschädigte oder von einem zuständigen Kontrollbeamten beschlagnahmte Schaublätter ersetzt werden müssen. Der Unternehmer händigt den Fahrern nur solche Schaublätter aus, die einem amtlich genehmigten Muster entsprechen und die sich für das in das Fahrzeug eingebaute Gerät eignen.

        Ist ein Fahrzeug mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang IB ausgerüstet, tragen der Unternehmer und der Fahrer dafür Sorge, dass im Fall einer Kontrolle der Ausdruck gemäß Anhang IB unter Berücksichtigung der Dauer des Dienstes auf Anforderung ordnungsgemäß erfolgen kann.

        (2) Das Unternehmen bewahrt die Schaublätter und – sofern Ausdrucke gemäß Artikel 15 Absatz 1 erstellt wurden – die Ausdrucke in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form nach der Benutzung mindestens ein Jahr lang auf und händigt den betreffenden Fahrern auf Verlangen eine Kopie aus. Das Unternehmen händigt den betreffenden Fahrern ferner auf Verlangen eine Kopie der von den Fahrerkarten heruntergeladenen Daten sowie Ausdrucke davon aus. Die Schaublätter, die Ausdrucke und die heruntergeladenen Daten sind jedem befugten Kontrollbeamten auf Verlangen vorzulegen oder auszuhändigen.

        (3) Die in Anhang IB beschriebene Fahrerkarte wird dem Fahrer auf seinen Antrag von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem er seinen gewöhnlichen Wohnsitz hat, erteilt.

        Ein Mitgliedstaat kann verlangen, dass jeder Fahrer, der der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 unterliegt und seinen gewöhnlichen Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats hat, Inhaber der Fahrerkarte ist.

        a) Im Sinne dieser Verordnung gilt als „gewöhnlicher Wohnsitz” der Ort, an dem eine Person wegen persönlicher und beruflicher Bindungen oder – im Fall einer Person ohne berufliche Bindungen – wegen persönlicher Bindungen, die enge Beziehungen zwischen der Person und dem Wohnort erkennen lassen, gewöhnlich, d. h. während mindestens 185 Tagen im Kalenderjahr, wohnt.

        Jedoch gilt als gewöhnlicher Wohnsitz einer Person, deren berufliche Bindungen an einem anderen Ort als dem ihrer persönlichen Bindungen liegen und die daher veranlasst ist, sich abwechselnd an verschiedenen Orten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten aufzuhalten, der Ort ihrer persönlichen Bindungen, sofern sie regelmäßig dorthin zurückkehrt. Dies ist nicht erforderlich, wenn sich die Person in einem Mitgliedstaat zur Ausführung eines Auftrags von bestimmter Dauer aufhält.

        b) Die Fahrer erbringen den Nachweis über ihren gewöhnlichen Wohnsitz anhand aller geeigneten Mittel, insbesondere des Personalausweises oder jedes anderen beweiskräftigen Dokuments.

        c) Bestehen bei den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, der die Fahrerkarte ausstellt, Zweifel über die Richtigkeit der Angabe des gewöhnlichen Wohnsitzes nach Buchstabe b) oder sollen bestimmte spezifische Kontrollen vorgenommen werden, so können diese Behörden nähere Auskünfte oder zusätzliche Belege verlangen.

        d) Die zuständigen Behörden des ausstellenden Mitgliedstaats vergewissern sich im Rahmen des Möglichen, dass der Antragsteller nicht bereits Inhaber einer gültigen Fahrerkarte ist.

        4)a) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats versieht gemäß Anhang IB die Fahrerkarte mit den persönlichen Daten des Fahrers.

        Die Gültigkeitsdauer der Fahrerkarte darf fünf Jahre nicht überschreiten.

        Der Fahrer darf nur Inhaber einer einzigen gültigen Fahrerkarte sein. Er darf nur seine eigene persönliche Fahrerkarte benutzen. Er darf weder eine defekte Fahrerkarte benutzen, noch eine Fahrerkarte, deren Gültigkeit abgelaufen ist.

        Wird eine neue Fahrerkarte ausgestellt, die die alte ersetzt, erhält die neue Karte die gleiche Ausstellungsnummer, der Index wird jedoch um eins erhöht. Die ausstellende Behörde führt ein Verzeichnis der ausgestellten, gestohlenen, verlorenen und defekten Fahrerkarten, in dem die Fahrerkarten mindestens bis zum Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer aufgeführt sind.

        Bei Beschädigung, Fehlfunktion, Verlust oder Diebstahl der Fahrerkarte stellt die ausstellende Behörde binnen fünf Werktagen nach Eingang eines entsprechenden begründeten Antrags eine Ersatzkarte aus.

        Bei Antrag auf Erneuerung einer Karte, deren Gültigkeitsdauer abläuft, stellt die Behörde vor Ablauf der Gültigkeit eine neue Karte aus, sofern sie den Antrag bis zu der in Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Frist erhalten hat.

        b) Fahrerkarten werden nur Antragstellern ausgestellt, die der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 unterliegen.16

        c) Die Fahrerkarte ist persönlich. Während ihrer Gültigkeitsdauer darf sie unter keinen Umständen entzogen oder ihre Gültigkeit ausgesetzt werden, es sei denn, die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats stellt fest, dass die Karte gefälscht worden ist, der Fahrer eine Karte verwendet, deren Inhaber er nicht ist, oder die Ausstellung der Karte auf der Grundlage falscher Erklärungen und/oder gefälschter Dokumente erwirkt wurde. Werden die vorgenannten Maßnahmen zum Entzug oder zur Aussetzung der Gültigkeit der Karte von einem anderen als dem ausstellenden Mitgliedstaat getroffen, so sendet dieser Mitgliedstaat die Karte an die Behörden des ausstellenden Mitgliedstaats zurück und begründet sein Vorgehen.

        d) Die Fahrerkarten werden von den Mitgliedstaaten gegenseitig anerkannt.

        Hat der Inhaber einer von einem Mitgliedstaat ausgestellten gültigen Fahrerkarte seinen gewöhnlichen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat begründet, so kann er einen Antrag auf Umtausch seiner Karte gegen eine gleichwertige Fahrerkarte stellen; es ist Sache des umtauschenden Mitgliedstaats, gegebenenfalls zu prüfen, ob die vorgelegte Karte tatsächlich noch gültig ist.

        Die Mitgliedstaaten, die einen Umtausch vornehmen, senden die einbehaltene Karte den Behörden des ausstellenden Mitgliedstaats zurück und begründen ihr Vorgehen.

        e) Wird eine Fahrerkarte von einem Mitgliedstaat ersetzt oder umgetauscht, so wird dieser Vorgang ebenso wie jede weitere Ersetzung oder Erneuerung in dem betreffenden Mitgliedstaat erfasst.

        f) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle für die Vermeidung einer Fälschung von Fahrerkarten erforderlichen Maßnahmen.

        (5) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die für die Überwachung der Einhaltung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 und der Richtlinie 92/6/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 über Einbau und Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft17 erforderlichen Daten, die von den Kontrollgeräten gemäß Anhang IB dieser Verordnung aufgezeichnet und gespeichert werden, nach ihrer Aufzeichnung mindestens 365 Tage lang gespeichert bleiben und unter solchen Bedingungen, die die Sicherheit und Richtigkeit der Angaben garantieren, zugänglich gemacht werden können.

        Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Weiterveräußerung oder Stillegung von Kontrollgeräten insbesondere die ordnungsgemäße Anwendung dieses Absatzes nicht beeinträchtigen können.

      

      
        Artikel 15

        (1) Die Fahrer dürfen keine angeschmutzten oder beschädigten Schaublätter oder Fahrerkarten verwenden. Die Schaublätter oder die Fahrerkarten müssen deshalb in angemessener Weise geschützt werden.

        Fahrer, die die Erneuerung ihrer Fahrerkarte wünschen, müssen bei den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz haben, spätestens fünfzehn Werktage vor Ablauf der Gültigkeit der Karte einen entsprechenden Antrag stellen.

        Wird ein Schaublatt oder eine Fahrerkarte, welches bzw. welche Aufzeichnungen enthält, beschädigt, so haben die Fahrer das beschädigte Schaublatt oder die Fahrerkarte dem ersatzweise verwendeten Reserveblatt beizufügen.

        Bei Beschädigung, Fehlfunktion, Verlust oder Diebstahl der Fahrerkarte müssen die Fahrer bei den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz haben, binnen sieben Kalendertagen einen Antrag auf Ersetzung der Karten stellen.

        Wenn eine Fahrerkarte beschädigt ist, Fehlfunktionen aufweist oder sich nicht im Besitz des Fahrers befindet, hat der Fahrer

        a) zu Beginn seiner Fahrt die Angaben über das von ihm gelenkte Fahrzeug auszudrucken und in den Ausdruck

        i) die Angaben, mit denen der Fahrer identifiziert werden kann (Name, Nummer der Fahrerkarte oder des Führerscheins), einzutragen und seine Unterschrift anzubringen;

        ii) die in Absatz 3 zweiter Gedankenstrich Buchstaben b, c und d genannten Zeiten einzutragen;

        b) am Ende seiner Fahrt die Angaben über die vom Kontrollgerät aufgezeichneten Zeiten auszudrucken, die vom Fahrtenschreiber nicht erfassten Zeiten, in denen er seit dem Erstellen des Ausdrucks bei Fahrtantritt andere Arbeiten ausgeübt hat, Bereitschaft hatte oder eine Ruhepause eingelegt hat, zu vermerken und auf diesem Dokument die Angaben einzutragen, mit denen der Fahrer identifiziert werden kann (Name, Nummer der Fahrerkarte oder des Führerscheins), sowie seine Unterschrift anzubringen.

        (2) Die Fahrer benutzen für jeden Tag, an dem sie lenken, ab dem Zeitpunkt, an dem sie das Fahrzeug übernehmen, Schaublätter oder Fahrerkarten. Das Schaublatt oder die Fahrerkarte wird erst nach der täglichen Arbeitszeit entnommen, es sei denn, eine Entnahme ist auf andere Weise zulässig. Kein Schaublatt oder Fahrerkarte darf über den Zeitraum, für den sie bestimmt ist, hinaus verwendet werden.

        Wenn der Fahrer sich nicht im Fahrzeug aufhält und daher nicht in der Lage ist, das in das Fahrzeug eingebaute Gerät zu betätigen, müssen die in Absatz 3 zweiter Gedankenstrich Buchstaben b, c und d genannten Zeiträume,

        a) wenn das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang I ausgestattet ist, von Hand, durch automatische Aufzeichnung oder auf andere Weise lesbar und ohne Verschmutzung des Schaublatts auf dem Schaublatt eingetragen werden, oder

        b) wenn das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang IB ausgestattet ist, mittels der manuellen Eingabevorrichtung des Kontrollgeräts auf der Fahrerkarte eingetragen werden.

        Befindet sich an Bord eines mit einem Kontrollgerät nach Anhang IB ausgestatteten Fahrzeugs mehr als ein Fahrer, so stellt jeder Fahrer sicher, dass seine Fahrerkarte in den richtigen Schlitz im Fahrtenschreiber eingeschoben wird.

        Wenn sich mehr als ein Fahrer im Fahrzeug befindet, nehmen die Fahrer auf den Schaublättern die erforderlichen Änderungen so vor, dass die in Anhang I Ziffer II Nummern 1 bis 3 genannten Angaben auf dem Schaublatt des Fahrers, der tatsächlich lenkt, aufgezeichnet werden.

        (3) Die Fahrer

        – achten darauf, dass die Zeitmarkierung auf dem Schaublatt mit der gesetzlichen Zeit des Landes übereinstimmt, in dem das Fahrzeug zugelassen ist;

        – betätigen die Schaltvorrichtung des Kontrollgeräts so, dass folgende Zeiten getrennt und unterscheidbar aufgezeichnet werden:

        a) unter dem Zeichen [image: IMG] die Lenkzeiten;

        b) „andere Arbeiten”: das sind alle anderen Tätigkeiten als die Lenktätigkeit im Sinne des Artikels 3 Buchstabe a der Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2001 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben sowie jegliche Arbeit für denselben oder einen anderen Arbeitgeber, sei es innerhalb oder außerhalb des Verkehrssektors; sie sind unter dem Zeichen [image: IMG] aufzuzeichnen;

        c) die „Bereitschaftszeit” im Sinne des Artikels 3 Buchstabe b der Richtlinie 2002/15/EG des Rates ist unter dem Zeichen [image: IMG] aufzuzeichnen.

        d) unter dem Zeichen [image: IMG] : die Arbeitsunterbrechungen und die Tagesruhezeiten.

        (4) entfällt

        (5) Der Fahrer hat auf dem Schaublatt folgende Angaben einzutragen:

        a) bei Beginn der Benutzung des Blattes: seinen Namen und Vornamen;

        b) bei Beginn und am Ende der Benutzung des Blattes: den Zeitpunkt und den Ort:

        c) die Kennzeichennummer des Fahrzeugs, das ihm zugewiesen ist, und zwar vor der ersten auf dem Blatt verzeichneten Fahrt und in der Folge im Falle des Fahrzeugwechsels während der Benutzung des Schaublatts;

        d) den Stand des Kilometerzählers:

        – vor der ersten auf dem Blatt verzeichneten Fahrt,

        – am Ende der letzten auf dem Blatt verzeichneten Fahrt,

        – im Falle des Fahrzeugwechsels während des Arbeitstags (Zähler des vorherigen Fahrzeugs und Zähler des neuen Fahrzeugs);

        e) gegebenenfalls die Uhrzeit des Fahrzeugwechsels.

        (5a) Der Fahrer gibt in das Kontrollgerät gemäß Anhang IB das Symbol des Landes, in dem er seinen Arbeitstag beginnt, und das Symbol des Landes ein, in dem er seinen Arbeitstag beendet. Ein Mitgliedstaat kann jedoch den Fahrern von Fahrzeugen, die einen innerstaatlichen Transport in seinem Hoheitsgebiet durchführen, vorschreiben, dem Symbol des Landes genauere geographische Angaben hinzuzufügen, sofern sie der Kommission von diesem Mitgliedstaat vor dem 1. April 1998 mitgeteilt worden sind und ihre Zahl nicht über zwanzig liegt.

        Die Eingaben der vorgenannten Daten werden vom Fahrer vorgenommen; sie können entweder völlig manuell oder, wenn das Kontrollgerät an ein satellitengestütztes Standortbestimmungssystem angeschlossen ist, automatisch sein.

        (6) Das Kontrollgerät gemäß Anhang I muss außerdem so beschaffen sein, dass die Kontrollbeamten nach etwaiger Öffnung des Gerätes, ohne das Schaublatt bleibend zu verformen, zu beschädigen oder zu verschmutzen, die Aufzeichnungen der letzten neun Stunden vor dem Kontrollzeitpunkt ablesen können.

        Das Gerät muss außerdem so beschaffen sein, dass ohne Öffnung des Gehäuses nachgeprüft werden kann, ob die Aufzeichnungen erfolgen.

      

      
        [image: IMG]

      

      (7) a) Lenkt der Fahrer ein Fahrzeug, das mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang I ausgerüstet ist, so muss er den Kontrollbeamten auf Verlangen jederzeit Folgendes vorlegen können:

      i) die Schaublätter für die laufende Woche und die vom Fahrer in den vorausgehenden 15 Tagen verwendeten Schaublätter,

      ii) die Fahrerkarte, falls er Inhaber einer solchen Karte ist, und

      iii) alle während der laufenden Woche und der vorausgehenden 15 Tage erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke, die gemäß der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrieben sind.

      Nach dem 1. Januar 2008 umfassen die in den Ziffern i und iii genannten Zeiträume jedoch den laufenden Tag und die vorausgehenden 28 Tage.

      b) Lenkt der Fahrer ein Fahrzeug, das mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang IB ausgerüstet ist, so muss er den Kontrollbeamten auf Verlangen jederzeit Folgendes vorlegen können:

      i) Die Fahrerkarte, falls er Inhaber einer solchen Karte ist,

      ii) alle während der laufenden Woche und der vorausgehenden 15 Tage erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke, die gemäß der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrieben sind, und

      iii) die Schaublätter für den Zeitraum gemäß Ziffer i, falls er in dieser Zeit ein Fahrzeug gelenkt hat, das mit einem Kontrollgerät gemäß Anhang I ausgerüstet ist.

      Nach dem 1. Januar 2008 umfasst der in Ziffer ii genannten Zeitraum jedoch den laufenden Tag und die vorausgehenden 28 Tage.

      c) Ein ermächtigter Kontrollbeamter kann die Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 überprüfen, indem er die Schaublätter, die im Kontrollgerät oder auf der Fahrerkarte gespeicherten Daten (mittels Anzeige oder Ausdruck) oder anderenfalls jedes andere beweiskräftige Dokument, das die Nichteinhaltung einer Bestimmung wie etwa des Artikels 16 Absätze 2 und 3 belegt, analysiert.

      (8) Die Verfälschung, Unterdrückung oder Vernichtung von Aufzeichnungen auf dem Schaublatt, des Speicherinhalts des Kontrollgeräts bzw. der Fahrerkarte sowie der von dem Kontrollgerät gemäß Anhang IB ausgedruckten Dokumente ist verboten. Dies gilt in gleicher Weise für Manipulationen am Kontrollgerät, am Schaublatt oder an der Fahrerkarte, durch die die Aufzeichnungen und/oder die ausgedruckten Dokumente verfälscht, unterdrückt oder vernichtet werden können. Im Fahrzeug darf keine Einrichtung vorhanden sein, die zu diesem Zweck verwendet werden kann.

      
        Artikel 16

        (1) Bei einer Betriebsstörung oder bei mangelhaftem Funktionieren des Gerätes muss der Unternehmer die Reparatur, sobald die Umstände dies gestatten, von einem zu gelassenen Installateur oder einer zugelassenen Werkstatt durchführen lassen.

        Kann die Rückkehr zum Sitz des Unternehmens erst nach mehr als einer Woche nach dem Tag des Eintritts der Störung oder der Feststellung des mangelhaften Funktionierens erfolgen, so ist die Reparatur unterwegs vorzunehmen.

        Die Mitgliedstaaten können im Rahmen des Artikels 19 vorsehen, dass die zuständigen Behörden die Benutzung des Fahrzeugs verbieten können, wenn eine Betriebsstörung oder ein mangelhaftes Funktionieren nicht gemäß den Unterabsätzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels behoben wird.

        (2) Während einer Betriebsstörung oder bei Fehlfunktion des Kontrollgerätes hat der Fahrer auf dem Schaublatt (den Schaublättern) oder auf einem besonderen, entweder dem Schaublatt oder der Fahrerkarte beizufügenden Blatt die vom Kontrollgerät nicht mehr einwandfrei aufgezeichneten oder aus gedruckten Angaben über die Zeitgruppen zu vermerken, zusammen mit den An gaben zu seiner Person (Name und Nummer seines Führerscheins oder Name und Nummer seiner Fahrerkarte) und seiner Unterschrift.

        Bei Verlust, Diebstahl, Beschädigung oder Fehlfunktion der Fahrerkarte lässt der Fahrer am Ende der Fahrt die Angaben über die Zeitgruppen ausdrucken, die das Kontrollgerät aufgezeichnet hat, macht auf dem Ausdruck Angaben zu seiner Person (Name und Nummer seines Führerscheins oder Name und Nummer seiner Fahrerkarte) und versieht ihn mit seiner Unterschrift.

        (3) Bei Beschädigung oder Fehlfunktion der Fahrerkarte gibt der Fahrer diese Karte der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem er seinen gewöhnlichen Wohnsitz hat, zurück. Der Diebstahl einer Fahrerkarte ist den zuständigen Behörden des Staates, in dem sich der Diebstahl ereignet hat, ordnungsgemäß zu melden.

        Der Verlust einer Fahrerkarte ist den zuständigen Behörden des ausstellenden Staates sowie, sofern es sich nicht um denselben Staat handelt, den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem der Fahrer seinen gewöhnlichen Wohnsitz hat, ordnungsgemäß zu melden.

        Der Fahrer darf seine Fahrt ohne Fahrerkarte während eines Zeitraums von höchstens 15 Kalendertagen fortsetzen, bzw. während eines längeren Zeitraums, wenn das für die Rückkehr des Fahrzeugs zu dem Standort des Unternehmens erforderlich ist, sofern er nachweisen kann, dass es unmöglich war, die Fahrerkarte während dieses Zeitraums vorzulegen oder zu benutzen.

        Handelt es sich bei den Behörden des Mitgliedstaats, in dem der Fahrer seinen gewöhnlichen Wohnsitz hat, nicht um die Behörden, die die Fahrerkarte ausgestellt haben, und müssen diese die Fahrerkarte erneuern, ersetzen oder austauschen, teilen sie den Behörden, die die bisherige Karte ausgestellt haben, die genauen Gründe für die Erneuerung, die Ersetzung oder den Austausch mit.

      

      Kapitel V Schlussbestimmungen

      
        Artikel 17

        (1) Die Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge an den technischen Fortschritt notwendig sind, werden nach dem Verfahren des Artikels 18 erlassen.

        (2) Die technischen Spezifikationen für folgende Punkte des Anhangs IB werden möglichst bald und wenn möglich vor dem 1. Juli 1998 nach demselben Verfahren festgelegt:

      

      
        
          
            
            
            
            
          
          
            	
              TIPP

            
            	
            	
            	
          

        

        
          
            HINWEIS

            Der weitere Text ist hier nicht abgedruckt. Es handelt sich um die inzwischen erfolgten Spezifikationen.

          

        

      

      
        Artikel 19

        (1) Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der Kommission rechtzeitig die zur Durchführung dieser Verordnung notwendigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

        Diese Vorschriften müssen sich unter anderem auf die Organisation, das Verfahren und die Mittel für die Überwachung sowie auf die Ahndung im Falle von Zuwiderhandlungen erstrecken.

        (2) Die Mitgliedstaaten gewähren einander Beistand im Hinblick auf die Anwendung dieser Verordnung und die Überwachung der Anwendung.

        (3) Im Rahmen dieses gegenseitigen Beistandes übermitteln die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten einander regelmäßig alle verfügbaren Angaben über die von Gebietsfremden begangenen Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung und ihre Ahndung, die von einem Mitgliedstaat verhängten Maßnahmen zur Ahndung von Zuwiderhandlungen, die seine Gebietsansässigen in anderen Mitgliedstaaten begangen haben.

      

    

    
      9.1.7. VERORDNUNG (EU) Nr. 581/2010 DER KOMMISSION vom 1. Juli 2010 zur Festlegung der Höchstzeiträume für das Herunterladen relevanter Daten von Fahrzeugeinheiten und Fahrerkarten18

      (Text von Bedeutung für den EWR)

      DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

      gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

      gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates19, insbesondere auf Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe c,

      in Erwägung nachstehender Gründe:

      (1) Um wirksam kontrollieren zu können, ob die in der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 festgelegten Bestimmungen zu den Lenk- und Ruhezeiten von den Fahrern und Unternehmen eingehalten werden, müssen die von der Fahrzeugeinheit und auf der Fahrerkarte aufgezeichneten Daten regelmäßig heruntergeladen werden.

      (2) Durch die Festlegung der Höchstzeiträume, innerhalb denen die relevanten Daten von der Fahrzeugeinheit und der Fahrerkarte heruntergeladen werden müssen, werden die Bedingungen für Kraftverkehrsunternehmen unionsweit weiter harmonisiert.

      (3) Zur Bestimmung der Höchstzeiträume für das Herunterladen von Daten sollten lediglich die Tage gezählt werden, an denen eine Tätigkeit aufgezeichnet wurde.

      (4) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr20 gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten in Durchführung dieser Verordnung.

      (5) Zur Verringerung des Verwaltungsaufwands für die Unternehmen ist es zweckmäßig, die herunterzuladenden relevanten Daten zu definieren.

      (6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des durch Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates21 eingesetzten Ausschusses —

      HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

      
        Artikel 1

        (1) In dieser Verordnung werden die Höchstzeiträume festgelegt, innerhalb denen die relevanten Daten für die Zwecke von Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe a Ziffer i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 von der Fahrzeugeinheit und der Fahrerkarte heruntergeladen werden müssen.

        (2) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Begriff „relevante Daten” sämtliche vom digitalen Fahrtenschreiber aufgezeichneten Daten mit Ausnahme detaillierter Geschwindigkeitsdaten.

        (3) Die Höchstzeiträume, innerhalb denen die relevanten Daten heruntergeladen werden müssen, betragen:

        a) 90 Tage für Daten der Fahrzeugeinheit;

        b) 28 Tage für Daten der Fahrerkarte.

        (4) Die relevanten Daten müssen so heruntergeladen werden, dass keine Daten verloren gehen.

      

      
        Artikel 2

        Inkrafttreten

        Sie gilt ab dem neunzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung.

        Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

      

    

    
      9.1.8. Umsetzung der Richtlinie 2006/22/EG

      
        9.1.8.1. Verkehrsblattverlautbarungen vom 2. Februar 2007 und vom 5. November 2009, Verkehrsblatt 4/2007 bzw. 22/2009

        – auszugsweise –

        1. Gegenstand

        Die Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über die Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABl. L102 vom 11. 4. 2006, 35) wird gemäß den nachfolgenden Bestimmungen durchgeführt.

        2. Kontrollumfang

        (1) Es werden regelmäßige Straßen- und Betriebskontrollen durchgeführt, durch die ein bedeutender, repräsentativer Teil der Fahrer, der Unternehmen und der Kraftfahrzeuge jeder Beförderungsart erfasst wird, die in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 fallen.

        (2) Die Kontrollen werden in der Weise durchgeführt, dass bis zum 31. 12. 2007 mindestens 1 Prozent der Tage, an denen Fahrer von in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 fallenden Fahrzeugen arbeiten, erfasst werden; hiervon müssen mindestens 15 Prozent der Arbeitstage bei Straßenkontrollen und mindestens 30 Prozent bei Betriebskontrollen überprüft werden. Ab dem 1. Januar 2008 sind jährlich mindestens 2 Prozent der Tage, an denen Fahrer von in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 fallenden Fahrzeugen arbeiten, zu erfassen; hiervon müssen mindestens 30 Prozent aller überprüften Arbeitstage bei Straßenkontrollen und mindestens 50 Prozent der überprüften Arbeitstage bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen geprüft werden. Ab dem 1. Januar 2010 sind jährlich mindestens 3 Prozent der Tage, an denen Fahrer von in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 fallenden Fahrzeugen arbeiten, zu erfassen; Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend.

        (3) Der Kontrollumfang soll in jedem Land entsprechend seinem Anteil an den nach Nr. 3 Satz 3 dort zugelassenen Fahrzeugen erbracht werden. Der bisherige Kontrollumfang in den Ländern soll nicht verringert werden.

        (4) Bei der Prüfung von Kontrollgeräten soll die Empfehlung der Kommission vom 23. Januar 2009 – Leitlinien zur optimalen Vorgehensweise bei der Prüfung von Kontrollgeräten im Rahmen von Fahrzeugkontrollen auf der Straße und durch zugelassene Werkstätten (ABl. L 21 vom 24.01.2009, S. 87) – berücksichtigt werden.

        3. Berechnung des Kontrollumfangs

        Der prozentuale Mindestumfang der Kontrollen der Fahrtage nach Nr. 2 Abs. 2 wird erbracht durch die Überprüfung des entsprechenden Prozentsatzes der Summe der Fahrtage der Fahrer. Die Zahl der Fahrtage errechnet sich aus dem Produkt von 240 jährlichen Einsatztagen und der Zahl der in den einzelnen Ländern zugelassenen Kraftfahrzeuge, die unter den Anwendungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 fallen. Die Mindestzahlen der zu kontrollierenden Fahrtage richten sich nach den Fahrzeugbestandszahlen. Diese werden den Ländern durch das Bundesamt für Güterverkehr in Abstimmung mit dem Kraftfahrt-Bundesamt jährlich bis zum 31. März für das vorhergehende Jahr als Basis für die Kontrollen im laufenden Jahr zur Verfügung gestellt.

        4. Straßenkontrollen

        (1) Straßenkontrollen werden an verschiedenen Orten zu beliebigen Zeiten in einem Teil des Straßennetzes durchgeführt, der so groß ist, dass eine Umgehung der Kontrollposten schwierig ist.

        (2) Bund und Länder stellen sicher, dass

        1. auf oder in der Nähe von bestehenden und geplanten Straßen Kontrollposten in ausreichender Zahl vorgesehen werden, und dass – soweit erforderlich – insbesondere Tankstellen und andere sichere Plätze auf Autobahnen sowie Autohöfe als Kontrollposten dienen können;

        2. Kontrollen nach einem System der Zufallsrotation mit einem angemessenen geografischen Gleichgewicht durchgeführt werden.

        (3) Bei den Straßenkontrollen sind zu prüfen:

        1. Tägliche und wöchentliche Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen, Ruhepausen sowie tägliche und wöchentliche Ruhezeiten; daneben die Schaublätter der vorhergehenden Tage, die gemäß Artikel 15 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 im Fahrzeug mitzuführen sind, und/oder die für den gleichen Zeitraum auf der Fahrerkarte und/oder im Speicher des Kontrollgeräts aufgezeichneten Daten und/oder Ausdrucke;

        2. Während des in Artikel 15 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Zeitraums jede Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs, das heißt jeder Zeitraum von mehr als einer Minute, während dessen die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bei Fahrzeugen der Klasse N3 90 km/h bzw. bei Fahrzeugen der Klasse M3 105 km/h überschritten hat (wobei die Fahrzeugklassen N3 und M3 der Definition des Anhangs II Teil A der Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl. L 42 vom 23. 2. 1970, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/28/EG der Kommission; ABl. L 65 vom 7. 3. 2006, S. 27) entsprechen);

        3. erforderlichenfalls die nach den Aufzeichnungen des Kontrollgeräts in den letzten höchstens 24 Stunden der Fahrzeugnutzung zeitweilig vom Fahrzeug erreichten Geschwindigkeiten;

        4. das einwandfreie Funktionieren des Kontrollgeräts (Feststellung eines möglichen Missbrauchs des Geräts und/oder der Fahrerkarte und/oder der Schaublätter) oder gegebenenfalls Vorlage der in Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Dokumente;

        5. erforderlichenfalls und unter gebührender Beachtung der Sicherheitsaspekte das in den Fahrzeugen eingebaute Kontrollgerät, um die Anbringung und/oder Verwendung von Geräten festzustellen, mit denen Daten zerstört, unterdrückt, manipuliert oder verändert oder der elektronische Datenaustausch zwischen den Komponenten des Kontrollgeräts gestört oder die Daten auf derartige Weise schon vor der Verschlüsselung blockiert oder verändert werden sollen.

        Die Kontrollen können sich erforderlichenfalls auf einen spezifischen Punkt konzentrieren.

        (4) Die Straßenkontrollen sind unbeschadet der Nr. 6 ohne Diskriminierung durchzuführen. Insbesondere dürfen die für die Kontrollen zuständigen Stellen nicht nach einem der folgenden Gesichtspunkte diskriminieren:

        1. Land der Zulassung des Fahrzeugs;

        2. Land des Wohnsitzes des Fahrers;

        3. Land der Niederlassung des Unternehmens;

        4. Ursprung und Bestimmung der Beförderung;

        5. Art des Kontrollgerätes: analog oder digital.

        (5) Um die Aufgabe der für die Straßenkontrollen zuständigen Personen zu erleichtern, ist ihnen

        1. eine Liste der zu überprüfenden Hauptpunkte gemäß Absatz 3 Satz 1 und

        2. eine Standardausrüstung bestehend aus

        a.) Ausrüstung, die es ermöglicht, Daten vom Fahrzeuggerät und der Fahrerkarte des digitalen Kontrollgerätes herunterzuladen, zu lesen und zu analysieren und/oder zur Analyse an eine zentrale Datenbank zu übertragen;

        b.) Ausrüstung zur Überprüfung der Schaublätter;

        c.) einer besonderen Analyseausrüstung mit geeigneter Software zur Überprüfung und Bestätigung der mit den Daten verknüpften digitalen Signatur sowie besonderer Analysesoftware, die ein detailliertes Geschwindigkeitsprofil der Fahrzeuge vor der Kontrolle ihres Kontrollgeräts liefert.

        zur Verfügung zu stellen.

        (6) Legt das Ergebnis einer Straßenkontrolle, der das Fahrpersonal eines Verkehrsunternehmens mit Sitz im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum unterzogen wird, den Verdacht auf Verstöße nahe, die während der Kontrolle nicht nachgewiesen werden können, weil die erforderlichen Angaben fehlen, so leistet die zuständige Stelle diesem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum Amtshilfe.

        5. Kontrollen auf dem Betriebsgelände

        (1) Bei der Planung von Betriebskontrollen werden die bisherigen Erfahrungen mit den verschiedenen Beförderungsarten und Unternehmenstypen berücksichtigt. Sie werden auch durchgeführt, wenn bei Straßenkontrollen schwere Verstöße gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 oder Nr. 3821/85 festgestellt wurden.

        (2) Bei den Betriebskontrollen sind zusätzlich zu den Prüfgegenständen bei Straßenkontrollen (Nr. 4 Absatz 3 Satz 1) zu prüfen:

        1. wöchentliche Ruhezeiten und Lenkzeiten zwischen diesen Ruhezeiten;

        2. die Einhaltung der vierzehntägigen Begrenzung der Lenkzeiten;

        3. Schaublätter, Daten im digitalen Kontrollgerät und auf der Fahrerkarte sowie Ausdrucke.

        Bei Feststellung eines Verstoßes ist gegebenenfalls zu prüfen, ob eine Mitverantwortung anderer Beteiligter der Beförderungskette, wie Verlader, Spediteure oder Unterauftragnehmer, vorliegt; dabei ist auch zu prüfen, ob die für das Erbringen von Verkehrsdienstleistungen geschlossenen Verträge die Einhaltung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 ermöglichen.

        (3) Um die Aufgabe der für die Betriebskontrollen zuständigen Personen zu erleichtern, ist ihnen

        1. eine Liste der zu überprüfenden Hauptpunkte gemäß Absatz 2 Satz 1 und

        2. eine Standardausrüstung nach Nr. 4 Absatz 5 Nr. 2 zur Verfügung zu stellen.

        (4) Im Zuge ihrer Kontrollen berücksichtigen die zuständigen Stellen alle Informationen, die von einer gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2006/22/EG benannten Verbindungsstelle eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zur Geschäftstätigkeit des betreffenden Unternehmens übermittelt wurden.

        (5) Als Betriebskontrolle gilt auch die Überprüfung von Unterlagen und/oder Daten, die der zuständigen Stelle auf Verlangen übersandt werden.

        (6) Die Befugnis der zuständigen Stellen zu weitergehenden Kontrollen (insbesondere Planung der Arbeitszeiten der Fahrer) bleibt unberührt.

        6. Risikoeinstufungssystem 

        Unternehmen mit Sitz im Inland werden im Hinblick auf das Risiko von Verstößen gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85 klassifiziert. Unternehmen mit einer hohen Risikoeinstufung sind strenger und häufiger zu prüfen.

        Die Risikoeinschätzung erfolgt unter Berücksichtigung des Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 (ABl. L 102 S. 35), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2009/5/EG der Kommission vom 30. Januar 2009 zur Änderung von Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr (ABl. L 29, S. 45, L 215 S. 7, L 256 S. 38).

      

      
        9.1.8.2. Liste der Verstöße, welche gemäß ihrer Schwere in Kategorien eingeteilt sind

        (Aktualisierte Anlage III zur Richtlinie 2006/22/EG)
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              HINWEIS

              Anlage III abgedruckt in der 19. Auflage, Seiten 207 ff. Die Liste der Anlage III ist bereits im Bußkatalog berücksichtigt.

            

          

        

      

    

  

  
    9.2. Europäisches Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 1985 (BGBl. II S. 889), mit den seitdem erfolgten Änderungen („amendments“), zuletzt durch amendment 4, 5 und 6.

    Amtliche Deutsche Fassung siehe Gesetz zur Vierten, Fünften und Sechsten Änderung des Europäischen Übereinkommens vom 1. Juli 1970 über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR). Vom 2. November 2011 (BGBl. II S. 1095).

    Vorbemerkungen

    Die amtliche deutsche Fassung der amendments 4, 5 und 6 ist durch Gesetz vom 2. November 2011 (BGBl. II Seite 1095) erfolgt. Das Gesetz ist am 10. November 2011 in Kraft getreten.

    Nach Artikel 21 Absatz 6 des AETR ist die vierte Änderung am 27. Februar 2004, die fünfte Änderung am 16. Juni 2006 und die sechste Änderung am 20. September 2010, wie es in Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes heißt, „für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft getreten”.

    Dazu drei Anmerkungen:

    1. Es handelte sich um das völkerrechtliche Wirksamwerden, d.h. um den Zeitpunkt, ab dem die Vertragsstaaten zur Umsetzung der Änderungen in nationales Recht verpflichtet waren (in Deutschland durch Bekanntgabe der entsprechenden amtlichen deutschen Fassung). Damit sind zumindest diejenigen Bestimmungen, die vom Fahrpersonal zu beachten sind (insbesondere Vorschriften über Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten), für diese erst mit Inkrafttreten des Gesetzes vom 2. November 2011 rechtsverbindlich geworden, d.h. zum 10. November 2011.

    2. Amendment 4 betreffend Artikel 12 (Durchführungsmaßnahmen) ist durch amendment 6 wiederum geändert worden. Bei der nachfolgenden – auszugsweisen – Textwiedergabe wird nur der geänderte endgültige Text wiedergegeben.

    
      Artikel 1 Begriffsbestimmungen

      Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet

      
        	
          „Fahrzeug” jedes Kraftfahrzeug oder jeden Anhänger; dieser Begriff schließt miteinander verbundene Fahrzeuge ein;

        

        	
          „Kraftfahrzeug” jedes mit eigener Kraft verkehrende Straßenfahrzeug mit Antriebsmotor, das üblicherweise auf der Straße der Beförderung von Personen oder Gütern oder dem Ziehen von Fahrzeugen dient, die für die Personen- oder Güterbeförderung benutzt werden; dieser Begriff schließt landwirtschaftliche Zugmaschinen nicht ein;

        

        	
          „Anhänger” jedes Fahrzeug, das dazu bestimmt ist, an ein Kraftfahrzeug angehängt zu werden; dieser Begriff schließt Sattelanhänger ein;

        

        	
          „Sattelanhänger” jeden Anhänger, der dazu bestimmt ist, mit einem Kraftfahrzeug so verbunden zu werden, dass er teilweise auf diesem aufliegt und dass ein wesentlicher Teil seines Gewichts und des Gewichts seiner Ladung von diesem getragen wird;

        

        	
          „miteinander verbundene Fahrzeuge” solche miteinander verbundenen Fahrzeuge, die am Straßenverkehr als Einheit teilnehmen;

        

        	
          „höchste zulässige Gesamtmasse” die Gesamtmasse des beladenen Fahrzeugs, die von der zuständigen Behörde des Zulassungsstaats als zulässig erklärt wurde;

        

        	
          „Beförderung im Straßenverkehr” jede Fortbewegung eines zur Personen- oder Güterbeförderung benutzten leeren oder beladenen Fahrzeugs, die ganz oder teilweise auf Straßen erfolgt, zu denen die Öffentlichkeit Zugang hat;

        

        	
          „internationaler Straßenverkehr” jeden Straßenverkehr, der mindestens einen Grenzübergang umfasst;

        

        	
          „Linienverkehr” ist die regelmäßige Beförderung von Personen in einer bestimmten Verkehrsverbindung, wobei Fahrgäste an vorher festgelegten Haltestellen ein- oder aussteigen können.

          Eine Betriebsregelung oder entsprechende Dokumente, die von den zuständigen Behörden der Vertragsparteien genehmigt und vom Verkehrsunternehmer vor ihrer Anwendung veröffentlicht werden müssen, legen die Beförderungsbedingungen, insbesondere die Zahl der Fahrten, den Fahrplan, die Tarife und die Beförderungspflicht fest, soweit diese Bedingungen nicht durch Gesetz oder Verordnung bestimmt sind.

          Als Linienverkehr gilt unabhängig davon, wer den Ablauf der Fahrten bestimmt, auch die regelmäßige Beförderung bestimmter Kategorien von Personen unter Ausschluss anderer Fahrgäste, soweit die Merkmale des Linienverkehrs nach Satz 1 gegeben sind. Diese Beförderungen – vor allem die Beförderung von Arbeitnehmern zur Arbeitsstelle und von dort zu ihrer Wohnung und die Beförderung von Schülern zur Lehranstalt und von dort zu ihrer Wohnung – werden als „Sonderformen des Linienverkehrs” bezeichnet.

        

        	
          „Fahrer” jede Person, gleichviel ob im Arbeitsverhältnis stehend oder nicht, die das Fahrzeug, sei es auch nur für kurze Zeit, selbst lenkt oder sich im Fahrzeug befindet, um es – als Bestandteil seiner Pflichten – gegebenenfalls lenken zu können;

        

        	
          „Mitglied des Fahrpersonals” den Fahrer oder eine der nachstehenden Personen, gleichviel ob im Arbeitsverhältnis stehend oder nicht:

          
            	
              „Beifahrer” jede Person, die den Fahrer begleitet, um ihn bei bestimmten im Verkehr zu verrichtenden Tätigkeiten zu unterstützen, und die sich in der Regel an den Beförderungshandlungen tatsächlich beteiligt, ohne Fahrer im Sinne des Buchstabens j dieses Artikels zu sein;

            

            	
              „Schaffner” jede Person, die den Fahrer eines zur Personenbeförderung eingesetzten Fahrzeugs begleitet und beauftragt ist, insbesondere die Fahrausweise oder sonstigen Ausweise, die zur Fahrt berechtigen, zu verkaufen und zu kontrollieren;

            

          

        

        	
          „Woche” der Zeitraum zwischen Montag 00.00 Uhr und Sonntag 24.00 Uhr;

        

        	
          „Ruhezeit” jeder ununterbrochene Zeitraum, in dem der Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann;

        

        	
          „Fahrtunterbrechung” jeder Zeitraum, in dem der Fahrer keine Fahrtätigkeit ausüben und keine anderen Arbeiten durchführen darf und der ausschließlich zur Erholung genutzt wird;

        

        	
          „tägliche Ruhezeit” den täglichen Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der eine „regelmäßige tägliche Ruhezeit” und eine „reduzierte tägliche Ruhezeit” umfasst:

          
            	
              „regelmäßige tägliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens 11 Stunden. Diese regelmäßige tägliche Ruhezeit kann auch in zwei Teilen genommen werden, wobei der erste Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens 3 Stunden und der zweite Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens 9 Stunden umfassen muss;

            

            	
              „reduzierte tägliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens 9 Stunden, aber weniger als 11 Stunden;

            

          

        

        	
          „wöchentliche Ruhezeit” den wöchentlichen Zeitraum, in dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der eine ‚regelmäßige wöchentliche Ruhezeit’ und eine ‚reduzierte wöchentliche Ruhezeit’ umfasst:

          
            	
              „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit” eine Ruhepause von mindestens 45 Stunden;

            

            	
              „reduzierte wöchentliche Ruhezeit” eine Ruhepause von weniger als 45 Stunden, die vorbehaltlich der Bedingungen des Artikels 8 Absatz 6 auf eine Mindestzeit von 24 aufeinander folgenden Stunden reduziert werden kann;

            

          

        

        	
          „andere Arbeiten” alle Tätigkeiten, mit Ausnahme der Fahrtätigkeit sowie jegliche Arbeit für denselben oder einen anderen Arbeitgeber, sei es inner- oder außerhalb des Verkehrssektors. Nicht eingeschlossen sind Wartezeiten und die Zeit an Bord eines fahrenden Fahrzeugs, einer Fähre oder eines Zuges, in der der Fahrer nicht selbst lenkt;

        

        	
          „Lenkzeit” die Dauer der Lenktätigkeit, die automatisch oder halbautomatisch oder von Hand gemäß den Anforderungen dieses Übereinkommens aufgezeichnet wird;

        

        	
          „Tageslenkzeit” die summierte Gesamtlenkzeit zwischen dem Ende einer täglichen Ruhezeit und dem Beginn der darauf folgenden täglichen Ruhezeit oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit;

        

        	
          „Wochenlenkzeit” die summierte Gesamtlenkzeit innerhalb einer Woche;

        

        	
          „Lenkdauer” die Gesamtlenkzeit zwischen dem Zeitpunkt, zu dem ein Fahrer nach einer Ruhezeit oder einer Fahrtunterbrechung beginnt, ein Fahrzeug zu lenken, und dem Zeitpunkt, zu dem er eine Ruhezeit oder Fahrtunterbrechung einlegt. Die Lenkdauer kann ununterbrochen oder unterbrochen sein;

        

        	
          „Mehrfahrerbetrieb” den Fall, in dem während der Lenkdauer zwischen zwei aufeinander folgenden täglichen Ruhezeiten oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit mindestens zwei Fahrer auf dem Fahrzeug zum Lenken eingesetzt sind. Während der ersten Stunde des Mehrfahrerbetriebs ist die Anwesenheit eines anderen Fahrers oder anderer Fahrer fakultativ, während der restlichen Zeit jedoch obligatorisch;

        

        	
          „Verkehrsunternehmen” jede natürliche oder juristische Person und jede Vereinigung oder Gruppe von Personen ohne Rechtspersönlichkeit mit oder ohne Erwerbszweck sowie jede eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzende oder einer Behörde mit Rechtspersönlichkeit unterstehende offizielle Stelle, die Beförderungen im Straßenverkehr gewerblich oder im Werkverkehr vornimmt.

        

      

    

    
      Artikel 2 Geltungsbereich

      (1) Dieses Übereinkommen gilt im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für den internationalen Straßenverkehr mit jedem Fahrzeug, das im Hoheitsgebiet dieser oder einer anderen Vertragspartei zugelassen ist.

      (2) Jedoch gilt vorbehaltlich einer abweichenden Vereinbarung zwischen Vertragsparteien, deren Hoheitsgebiet befahren wird, dieses Übereinkommen nicht für die Beförderung im internationalen Straßenverkehr mit

      
        	
          Fahrzeugen, die zur Güterbeförderung dienen und deren zulässige Gesamtmasse, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, 3,5 Tonnen nicht übersteigt;

        

        	
          Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung dienen und die nach Bauart und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, bis zu neun Personen einschließlich des Fahrers zu befördern;

        

        	
          Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung im Linienverkehr dienen, wenn die Linienstrecke nicht mehr als 50 km beträgt;

        

        	
          Fahrzeugen, mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h;

        

        	
          Fahrzeugen, die Eigentum der Streitkräfte, des Zivilschutzes, der Feuerwehr und der für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräfte sind oder von ihnen ohne Fahrer angemietet werden, sofern die Beförderung aufgrund der diesen Diensten zugewiesenen Aufgaben stattfindet und ihrer Aufsicht unterliegt;

        

        	
          Fahrzeugen – einschließlich Fahrzeugen, die für nichtgewerbliche Transporte für humanitäre Hilfe verwendet werden –, die in Notfällen oder für Rettungsmaßnahmen eingesetzt werden;

        

        	
          Spezialfahrzeugen für ärztliche Aufgaben;

        

        	
          besonderen Pannenhilfefahrzeugen, die innerhalb eines Umkreises von 100 km um ihren Standort eingesetzt werden;

        

        	
          Fahrzeugen, mit denen zum Zweck der technischen Entwicklung oder im Rahmen von Reparatur- oder Wartungsarbeiten Probefahrten auf der Straße gemacht werden, sowie neuen oder umgebauten Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen worden sind;

        

        	
          Fahrzeugen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 Tonnen, die zur nichtgewerblichen Güterbeförderung verwendet werden;

        

        	
          Nutzfahrzeugen, die nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sie verwendet werden, als historisch eingestuft werden und die zur nichtgewerblichen Güter- oder Personenbeförderung verwendet werden.

        

      

    

    
      Artikel 3 Anwendung von Bestimmungen des Übereinkommens auf den Straßenverkehr mit Fahrzeugen aus Nichtvertragsstaaten

      (1) Jede Vertragspartei wendet in ihrem Hoheitsgebiet auf den internationalen Straßenverkehr mit Fahrzeugen, die in Nichtvertragsstaaten zugelassen sind, mindestens ebenso strenge Bestimmungen an, wie in den Artikeln 5, 6, 7, 8, 9 und 10 vorgesehen sind.

      (2)

      
        	
          Jedoch bleibt es jeder Vertragspartei überlassen, bei Fahrzeugen, die in einem Nichtvertragsstaat zugelassen sind, anstelle eines Kon-trollgeräts, das den Spezifikationen im Anhang dieses Übereinkommens entspricht, nur Tageskontrollblätter zu verlangen, die von jedem Mitglied der Fahrzeugbesatzung für den Zeitraum ab der Einfahrt in das Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei handschriftlich auszufüllen sind.

        

        	
          Zu diesem Zweck trägt jedes Mitglied der Fahrzeugbesatzung in sein Tageskontrollblatt die Angaben zu seinen beruflichen Tätigkeiten und Ruhezeiten ein und verwendet dabei die entsprechenden graphischen Symbole gemäß Artikel 12 des Anhangs zu diesem Übereinkommen.

        

      

    

    
      Artikel 4 Allgemeine Grundsätze

      Jede Vertragspartei kann höhere Mindestwerte oder niedrigere Höchstwerte als nach den Artikeln 5 bis 8 anwenden. Dieses Übereinkommen gilt jedoch weiterhin für diejenigen Fahrer, die in Fahrzeugen, welche in einem anderen Vertragsstaat oder Nichtvertragsstaat zugelassen sind, Beförderungen im internationalen Straßenverkehr durchführen.

    

    
      Artikel 5 Fahrpersonal

      (1) Das Mindestalter der im Güterverkehr eingesetzten Fahrer wird festgesetzt:

      
        	
          bei Fahrzeugen mit einem höchstzulässigen Gesamtgewicht bis zu 7,5 Tonnen einschließlich – Anhänger oder Sattelanhänger gegebenenfalls inbegriffen – auf das vollendete 18. Lebensjahr;

        

        	
          bei den übrigen Fahrzeugen auf

          
            	
              das vollendete 21. Lebensjahr oder

            

            	
              das vollendete 18. Lebensjahr, falls der Fahrer Inhaber eines Befähigungsnachweises über den erfolgreichen Abschluss einer von einer Vertragspartei anerkannten Ausbildung für Fahrer im Güterkraftverkehr ist. Die Vertragsparteien werden sich gegenseitig über das geltende nationale Mindestniveau der Ausbildung und andere sachdienliche Bedingungen unterrichten, die auf Fahrer im internationalen Güterverkehr anzuwenden sind, soweit sie unter dieses Übereinkommen fallen.

            

          

        

      

      (2) Die im Personenverkehr eingesetzten Fahrer müssen mindestens 21 Jahre alt sein.

      Die im Personenverkehr im Umkreis von mehr als 50 km um den Standort des Fahrzeugs eingesetzten Fahrer müssen außerdem

      
        	
          mindestens ein Jahr lang die Tätigkeit eines im Güterverkehr eingesetzten Fahrers von Fahrzeugen mit einem zulässigen Höchstgewicht von mehr als 3,5 Tonnen ausgeübt haben oder

        

        	
          mindestens ein Jahr lang die Tätigkeit eines Fahrers ausgeübt haben, der im Personenverkehr im Umkreis von bis zu 50 km um den Standort des Fahrzeugs oder in anderen Arten der Personenbeförderung eingesetzt war, die nicht unter dieses Übereinkommen fallen, aber nach Auffassung der zuständigen Behörde die erforderliche Erfahrung verliehen haben, oder

        

        	
          Inhaber eines Befähigungsnachweises über den erfolgreichen Abschluss einer von einer der Vertragsparteien anerkannten Ausbildung für Fahrer im Personenkraftverkehr sein.

        

      

    

    
      Artikel 6 Lenkzeiten

      (1) Die Tageslenkzeit gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 1 Buchstabe s darf 9 Stunden nicht überschreiten. Sie darf zweimal pro Woche auf höchstens 10 Stunden verlängert werden.

      (2) Die Wochenlenkzeit gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 1 Buchstabe t darf 56 Stunden nicht überschreiten.

      (3) Die summierte Gesamtlenkzeit während zweier aufeinander folgender Wochen darf 90 Stunden nicht überschreiten.

      (4) Die Lenkzeiten umfassen alle Fahrten im Gebiet von Vertragsparteien und im Gebiet von Nichtvertragsparteien.

      (5) Der Fahrer muss die Zeiten im Sinne des Artikels 1 Buchstabe q sowie alle Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das für gewerbliche Zwecke außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Übereinkommens verwendet wird, als andere Arbeiten festhalten; ferner muss er die Bereitschaftszeiten im Sinne des Artikels 12 Absatz 3 Buchstabe c des Anhangs zu diesem Übereinkommen festhalten. Diese Zeiten sind entweder handschriftlich auf einem Schaublatt oder einem Ausdruck einzutragen oder manuell in das Kontrollgerät einzugeben.

    

    
      Artikel 7 Unterbrechungen

      (1) Nach einer Lenkzeit von 4 ½ Stunden ist eine ununterbrochene Unterbrechung von mindestens 45 Minuten einzulegen, sofern der Fahrer keine Ruhezeit nimmt.

      (2) Diese Unterbrechung im Sinne von Artikel 1 Buchstabe n kann durch eine Unterbrechung von mindestens 15 Minuten, gefolgt von einer Unterbrechung von mindestens 30 Minuten, ersetzt werden, die in die Lenkzeit oder unmittelbar nach dieser so einzufügen sind, dass Absatz 1 eingehalten wird.

      (3) Für die Anwendung dieses Artikels gelten die Wartezeit oder die Nicht-Lenkzeit, die in einem fahrenden Fahrzeug, auf einer Fähre oder in einem Zug verbracht werden, nicht als ‚andere Arbeiten’ im Sinne von Artikel 1 Buchstabe q, sondern als ‚Unterbrechung’.

      (4) Nach diesem Artikel eingelegte Unterbrechungen dürfen nicht als tägliche Ruhezeit betrachtet werden.

    

    
      Artikel 8 Ruhezeiten

      (1) Der Fahrer muss tägliche und wöchentliche Ruhezeiten gemäß Artikel 1 Buchstaben o und p einhalten.

      (2) Innerhalb von 24 Stunden nach dem Ende der vorangegangenen täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit muss der Fahrer eine neue tägliche Ruhezeit genommen haben. Beträgt der Teil der täglichen Ruhezeit, die in den 24-Stunden-Zeitraum fällt, mindestens 9 Stunden, jedoch weniger als 11 Stunden, so ist die fragliche tägliche Ruhezeit als verkürzte tägliche Ruhezeit anzusehen.

      (3) Abweichend von Absatz 2 muss ein im Mehrfahrerbetrieb eingesetzter Fahrer innerhalb von 30 Stunden nach dem Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit eine neue tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden genommen haben.

      (4) Eine tägliche Ruhezeit kann verlängert werden, so dass sich eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit oder eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit ergibt.

      (5) Der Fahrer darf zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten höchstens drei reduzierte tägliche Ruhezeiten einlegen.

      (6)

      
        	
          In jeweils zwei aufeinander folgenden Wochen hat der Fahrer mindestens folgende Ruhezeiten einzuhalten:

          
            	
              zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten oder

            

            	
              eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden. Dabei wird jedoch die Reduzierung durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach der betreffenden Woche genommen werden muss.

            

          

          Eine wöchentliche Ruhezeit beginnt spätestens am Ende von sechs 24-Stunden-Zeiträumen nach dem Ende der vorangegangenen wöchentlichen Ruhezeit.

        

        	
          Abweichend von Absatz 6 Buchstabe a kann ein Fahrer, der im Rahmen eines internationalen Straßenpersonenverkehrs, der kein Linienverkehr ist, eine Einzelfahrt durchführt, die wöchentliche Ruhezeit nach einer vorangegangenen regelmäßigen wöchentlichen Ruhezeit um bis zu zwölf aufeinander folgende 24-Stunden-Zeiträume verschieben, vorausgesetzt, dass

          
            	
              der Verkehrsdienst mindestens 24 aufeinander folgende Stunden im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei oder in einem Drittland andauert, das nicht mit dem Land identisch ist, in dem der Verkehrsdienst seinen Ausgang genommen hat und

            

            	
              der Fahrer nach dieser Ausnahme:

              
                	
                  entweder zwei wöchentliche Ruhezeiten nimmt,

                

                	
                  oder eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden. Dabei wird jedoch die Reduzierung durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach der betreffenden Woche genommen werden muss;

                

              

            

            	
              vier Jahre, nachdem das Zulassungsland den digitalen Fahrtenschreiber eingeführt hat, das Fahrzeug gemäß den Anforderungen in Anlage 1 B des Anhangs mit einem Kontrollgerät ausgerüstet ist und

            

            	
              nach dem 1. Januar 2014 das Fahrzeug im Zeitraum zwischen 22.00 Uhr und 06.00 Uhr im Mehrfahrerbetrieb gefahren wird oder die in Artikel 7 genannte Lenkzeit auf drei Stunden verringert wird.

            

          

        

        	
          Abweichend von Absatz 6 Buchstabe a muss ein im Mehrfahrerbetrieb eingesetzter Fahrer jede Woche eine regelmäßige Ruhezeit von mindestens 45 Stunden nehmen. Dieser Zeitraum kann auf ein Minimum von 24 Stunden reduziert werden (reduzierte wöchentliche Ruhezeit). Dabei wird jedoch die Reduzierung durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach der betreffenden Woche genommen werden muss.

          Eine wöchentliche Ruhezeit beginnt spätestens am Ende von sechs 24-Stunden-Zeiträumen nach dem Ende der vorangegangenen wöchentlichen Ruhezeit.

        

      

      7. Jede Ruhepause, die als Ausgleich für eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit eingelegt wird, ist an eine andere Ruhezeit von mindestens 9 Stunden anzuhängen.

      8. Sofern sich ein Fahrer hierfür entscheidet, können nicht am Standort eingelegte tägliche Ruhezeiten und reduzierte wöchentliche Ruhezeiten im Fahrzeug verbracht werden, sofern das Fahrzeug über geeignete Schlafmöglichkeiten für jeden Fahrer verfügt und nicht fährt.

      9. Eine wöchentliche Ruhezeit, die in zwei aufeinander folgende Wochen fällt, kann für eine der beiden Wochen gezählt werden, nicht aber für beide.

    

    
      Artikel 8a Ausnahmen von Artikel 8

      (1) Legt ein Fahrer, der ein Fahrzeug begleitet, das auf einem Fährschiff oder mit der Eisenbahn befördert wird, eine regelmäßige tägliche Ruhezeit ein, so kann diese Ruhezeit abweichend von Artikel 8 höchstens zwei Mal durch andere Tätigkeiten unterbrochen werden, sofern

      
        	
          der an Land verbrachte Teil der täglichen Ruhezeit vor oder nach dem Teil der täglichen Ruhezeit genommen werden kann, der auf einem Fährschiff oder in der Eisenbahn verbracht wird;

        

        	
          der Zeitraum zwischen den beiden Teilen der täglichen Ruhezeit so kurz wie möglich ist und auf keinen Fall vor der Verladung des Fahrzeugs oder nach dem Verlassen der Eisenbahn oder des Schiffs durch das Fahrzeug 1 Stunde übersteigt; dabei umfasst der Vorgang der Verladung bzw. des Verlassens auch die Zollformalitäten. Dem Fahrer muss während dieser täglichen Ruhezeit eine Schlafkabine oder ein Liegeplatz zur Verfügung stehen.

        

      

      (2) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um zu einem in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Fahrzeug, das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers oder der Betriebsstätte des Arbeitsgebers, dem der Fahrer normalerweise zugeordnet ist, befindet, anzureisen oder von diesem zurückzureisen, ist nur dann als Ruhepause oder Fahrtunterbrechung anzusehen, wenn sich der Fahrer auf einem Fährschiff oder in einem Zug befindet und Zugang zu einer Koje oder einem Liegewagen hat.

      (3) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um mit einem nicht in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Fahrzeug zu einem in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Fahrzeug, das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers oder der Betriebsstätte des Arbeitgebers, dem der Fahrer normaler weise zugeordnet ist, befindet, anzureisen oder von diesem zurückzureisen, ist als „andere Arbeiten” anzusehen.

    

    
      Artikel 9 Ausnahmen

      Wenn es mit der Sicherheit im Straßenverkehr vereinbar ist, kann der Fahrer, um einen geeigneten Halteplatz zu erreichen, von diesem Übereinkommen abweichen, soweit dies erforderlich ist, um die Sicherheit der Fahrgäste, des Fahrzeugs oder seiner Ladung zu gewährleisten. Der Fahrer hat spätestens bei Ankunft an einem geeigneten Halteplatz Art und Grund der Abweichung von den Bestimmungen auf dem Schaublatt oder einem Ausdruck des Kontrollgeräts oder in seinem Arbeitszeitplan zu vermerken.

    

    
      Artikel 10 Kontrollgerät

      (1) Die Vertragsparteien schreiben für die in ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeuge den Einbau und die Benutzung eines Kontrollgeräts nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Übereinkommens einschließlich des Anhangs und seiner Anlagen vor.

      (2) Das Kontrollgerät im Sinne dieses Übereinkommens muss hinsichtlich Bauart, Einbau, Benutzung und Prüfung den Vorschriften dieses Übereinkommens einschließlich des Anhangs und seiner Anlagen entsprechen.

      (3) Ein Kontrollgerät, das in Bezug auf Konstruktion, Installation, Benutzung und Test die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 erfüllt, wird so betrachtet, als erfülle es die Bestimmungen dieses Übereinkommens einschließlich des Anhangs und seiner Anlagen.

    

    
      Artikel 11 Überwachung durch das Unternehmen

      (1) Das Verkehrsunternehmen organisiert den Fahrbetrieb und unterrichtet die Fahrer so, dass diese die Bestimmungen des Übereinkommens einhalten können.

      (2) Das Unternehmen hat die Dauer der Lenkzeiten und der weiteren Arbeiten sowie die Ruhezeiten regelmäßig zu überwachen und sich hierbei aller ihm zur Verfügung stehenden Unterlagen zu bedienen, wie zum Beispiel der persönlichen Kontrollbücher22. Stellt das Unternehmen Verstöße gegen dieses Übereinkommen fest, so müssen diese unverzüglich abgestellt und Maßnahmen getroffen werden, die eine Wiederholung ausschließen, zum Beispiel durch Abänderung der Zeitpläne und der Fahrstrecken.

      (3) Fahrer im Lohnverhältnis dürfen nicht nach Maßgabe der zurückgelegten Strecke und/oder der Menge der beförderten Güter entlohnt werden, auch nicht in Form von Prämien oder Zuschlägen für diese Fahrstrecke oder Gütermengen, es sei denn, dass diese Entgelte nicht geeignet sind, die Sicherheit im Straßenverkehr zu beeinträchtigen oder zu Verstößen gegen dieses Übereinkommen ermutigen.

      (4) Das Verkehrsunternehmen haftet für Verstöße von Fahrern des Unternehmens, selbst wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder eines Drittstaates begangen wurde.

      Unbeschadet des Rechts der Vertragsparteien, Verkehrsunternehmen uneingeschränkt haftbar zu machen, können die Vertragsparteien diese Haftung von einem Verstoß des Unternehmens gegen die Absätze 1 und 2 abhängig machen. Die Vertragsparteien können alle Beweise prüfen, die belegen, dass das Verkehrsunternehmen billigerweise nicht für den begangenen Verstoß haftbar gemacht werden kann.

      (5) Unternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen stellen sicher, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungszeitpläne nicht gegen dieses Übereinkommen verstoßen.

    

    
      Artikel 12 Durchführungsmaßnahmen

      (1) Jede Vertragspartei trifft alle geeigneten Maßnahmen, um die Beachtung dieses Übereinkommens sicherzustellen, insbesondere durch einen angemessenen Umfang von Straßenkontrollen und Kontrollen auf den Geschäftsgrundstücken der Unternehmen. Diese Kontrollen erfassen jedes Jahr einen großen und repräsentativen Anteil von Fahrern, Unternehmen und Fahrzeugen aller Kategorien, die in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallen.

      
        	
          Die zuständigen Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien führen diese Kontrollen in der Weise durch, dass

          
            	
              in jedem Kalenderjahr mindestens 1 v.H. der Arbeitstage der Fahrer von Fahrzeugen, die in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallen, kontrolliert werden. Ab dem 1. Januar 2010 erhöht sich dieser Anteil auf mindestens 2 v.H. und ab dem 1. Januar 2012 auf mindestens 3 v.H.;

            

            	
              an mindestens 15 v.H. aller überprüften Arbeitstage Straßenkontrollen und an mindestens 25 v.H. Kontrollen auf den Geschäftsgrundstücken der Unternehmen durchgeführt werden. Ab dem 1. Januar 2010 werden mindestens 30 v.H. aller kontrollierten Arbeitstage im Rahmen von Straßenkontrollen und mindestens 50 v.H. im Rahmen von Kontrollen auf den Geschäftsgrundstücken überprüft.

            

          

        

        	
          Im Rahmen von Straßenkontrollen werden überprüft:

          
            	
              die Tages- und Wochenlenkzeiten, die Unterbrechungen sowie die täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten;

            

            	
              die Schaublätter der vorangegangenen Tage, die im Fahrzeug mitgeführt werden müssen und/oder die im persönlichen Kontrollbuch des Fahrers gespeicherten Daten und/oder die im Kontrollgerät gespeicherten Daten für denselben Zeitraum und/oder gegebenenfalls die Ausdrucke hiervon;

            

            	
              das fehlerfreie Funktionieren des Kontrollgeräts.

            

          

          Diese Kontrollen sind ohne Diskriminierung nach gebietsansässigen oder gebietsfremden Fahrzeugen, Unternehmen und Fahrern und ungeachtet des Ausgangs- oder Zielpunktes der Fahrt oder der Art des Fahrtenschreibers durchzuführen.

        

        	
          Bei den Kontrollen auf den Geschäftsgrundstücken der Unternehmen wird zusätzlich zu den bei den Straßenkontrollen überprüften Punkten und der Übereinstimmung mit den Anforderungen des Artikels 11 Absatz 2 der Anlage folgendes überprüft:

          
            	
              die wöchentlichen Ruhezeiten und die Lenkzeiten zwischen diesen Ruhezeiten;

            

            	
              die Beschränkungen der Lenkzeit während zweier aufeinander folgenden Wochen;

            

            	
              der Ausgleich für die verkürzten wöchentlichen Ruhezeiten gemäß Absatz 6;

            

            	
              die Verwendung von Schaublättern und/oder der Daten der Fahrzeugeinheit und des Fahrerkontrollbuchs und deren Ausdrucke und/oder die Planung der Arbeitszeiten der Fahrer.

            

          

        

      

      (2) Im Rahmen eines gegenseitigen Beistandes übermitteln die zuständigen Behörden der Vertragsparteien einander regelmäßig alle verfügbaren Angaben über

      
        	
          die von Gebietsfremden begangenen Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Übereinkommen und ihre Ahndung,

        

        	
          die von einer Vertragspartei verhängten Maßnahmen zur Ahndung von Zuwiderhandlungen, die ihre Gebietsansässigen auf dem Territorium einer anderen Vertragspartei begangen haben.

        

      

      In Fällen von schweren Verstößen enthalten diese Informationen auch die verhängte Strafe.

      (3) Legt das Ergebnis einer Straßenkontrolle, der der Fahrer eines im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei zugelassenen Fahrzeugs unterzogen wird, den Verdacht auf Verstöße nahe, die während der Kontrolle nicht aufgedeckt werden können, weil die erforderlichen Angaben fehlen, so leisten die zuständigen Behörden der betreffenden Vertragsparteien einander Amtshilfe. Führt die zuständige Vertragspartei hierzu eine Kontrolle auf den Geschäftsgrundstücken des Unternehmens durch, so werden die Ergebnisse dieser Kontrolle der betreffenden anderen Vertragspartei mitgeteilt.

      (4) Die Vertragsparteien arbeiten bei der Durchführung abgestimmter Straßenkontrollen zusammen.

      (5) Die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa veröffentlicht alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung der Bestimmungen in Absatz 1 durch die Vertragsparteien.

      (6)

      
        	
          Eine Vertragspartei ermächtigt ihre zuständigen Behörden, gegen einen Fahrer bei einem in ihrem Hoheitsgebiet festgestellten Verstoß gegen dieses Übereinkommen eine Sanktion zu verhängen, sofern hierfür noch keine Sanktion verhängt wurde, und zwar selbst dann, wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei oder eines Drittstaates begangen wurde;

        

        	
          Eine Vertragspartei ermächtigt ihre zuständigen Behörden, gegen ein Unternehmen bei einem in ihrem Hoheitsgebiet festgestellten Verstoß gegen dieses Übereinkommen eine Sanktion zu verhängen, sofern hierfür noch keine Sanktion verhängt wurde, und zwar selbst dann, wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei oder eines Drittstaates begangen wurde.

        

      

      Dabei gilt folgende Ausnahmeregelung: Wird ein Verstoß festgestellt, der von einem Unternehmen begangen wurde, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei oder eines Drittstaates hat, so muss die Verhängung von Sanktionen dem Verfahren entsprechen, das im bilateralen Straßenverkehrsabkommen zwischen den beiden betroffenen Parteien festgelegt ist.

      Ab 2011 prüfen die Vertragsparteien die Möglichkeit einer Streichung dieser Ausnahmeregelung in Absatz 6 Buchstabe b, sofern alle Vertragsparteien dazu bereit sind.

      (7) Leitet eine Vertragspartei in Bezug auf einen bestimmten Verstoß ein Verfahren ein oder verhängt sie eine Sanktion, so muss sie dem Fahrer gegenüber angemessene schriftliche Belege beibringen.

      (8) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass ein System verhältnismäßiger Sanktionen, die finanzielle Sanktionen umfassen können, für den Fall besteht, dass Unternehmen oder mit ihnen verbundene Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen gegen das vorliegende Übereinkommen verstoßen.

    

    
      Artikel 12a Standardisierte Musterformulare

      (1) Zur Vereinfachung internationaler Straßenkontrollen werden standardisierte Musterformblätter, die bei Bedarf verwendet werden, in den Anhang aufgenommen, der entsprechend um eine neue Anlage 3 erweitert wird. Diese Formulare werden gemäß dem in Artikel 22ter festgelegten Verfahren aufgenommen oder geändert.

      (2) Die Muster in Anlage 3 sind nicht verbindlich. Wenn sie jedoch verwendet werden, sind ihr Inhalt, insbesondere die Nummerierung, die Reihenfolge und die Überschriften der einzelnen Punkte zu beachten.

      (3) Die Vertragsparteien können diese Angaben durch zusätzliche Informationen ergänzen, um nationalen oder regionalen Bestimmungen zu entsprechen. Diese zusätzlichen Informationen sind in keinem Fall für Beförderungen erforderlich, die im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei oder in einem Drittstaat ihren Ausgang nehmen. Daher sind diese Angaben getrennt von den Angaben zu internationalen Beförderungen auf dem Formblatt aufzuführen.

      (4) Diese Formulare werden bei Straßenkontrollen, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei des Übereinkommens durchgeführt werden, akzeptiert.

    

    
      Artikel 13 Übergangsbestimmungen

      (1) Alle neuen Bestimmungen dieses Übereinkommens, einschließlich seines Anhanges und der Anlagen 1 B und 2, im Zusammenhang mit der Einführung eines digitalen Kontrollgeräts werden für die Vertragsparteien dieses Übereinkommens spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten der Änderungen gemäß den Verfahren nach Artikel 21 verbindlich. Nach Ablauf dieser Frist müssen somit alle Fahrzeuge, die unter dieses Übereinkommen fallen und nach Ablauf dieser Frist neu zum Verkehr zugelassen werden, mit einem Kontrollgerät ausgerüstet werden, das diesen neuen Anforderungen entspricht. In diesem Zeitraum von vier Jahren haben Vertragsparteien, die diese Änderungen in ihren Ländern noch nicht eingeführt haben, Fahrzeuge, die im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei zugelassen und bereits mit einem derartigen digitalen Kontrollgerät ausgerüstet sind, auf ihrem Hoheitsgebiet zu tolerieren und entsprechend zu kontrollieren.

      (2)

      
        	
          Die Vertragsparteien ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um die im Anhang des Übereinkommens in seiner geänderten Fassung genannten Fahrerkarten spätestens drei Monate vor Ablauf der in Absatz 1 vorgesehenen Frist von vier Jahren auszustellen. Diese Mindestdauer von drei Monaten muss auch eingehalten werden, wenn eine Vertragspartei die Bestimmungen im Zusammenhang mit dem digitalen Kontrollgerät nach Anlage 1 B des Anhangs vor Ablauf der Frist von vier Jahren einführt. Diese Vertragsparteien halten das Sekretariat des Hauptausschusses Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa über die Fortschritte bei der Einführung des digitalen Kontrollgeräts in ihrem Hoheitsgebiet nach Anlage 1 B dieses Anhanges auf dem Laufenden.

        

        	
          Die Bestimmungen gemäß Artikel 14 des Anhangs zu diesem Übereinkommen gelten bis zur Ausstellung der in Buchstabe a genannten Fahrerkarten durch die Vertragsparteien für Fahrer, die eventuell Fahrzeuge lenken müssen, die mit einem digitalen Kontrollgerät in Übereinstimmung mit Anlage 1 B zu diesem Anhang ausgerüstet sind.

        

      

      (3) Jede Ratifikations- oder Beitrittsurkunde, die ein Staat nach Inkrafttreten der in Absatz 1 genannten Änderungen hinterlegt, gilt für das Übereinkommen in seiner geänderten Fassung, einschließlich der in Absatz 1 angegebenen Frist für die Umsetzung.

      Falls ein Beitritt weniger als zwei Jahre vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 erfolgt, unterrichtet der beitretende Staat den Verwahrer bei Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde über den Zeitpunkt der tatsächlichen Einführung des digitalen Kontrollgeräts auf seinem Hoheitsgebiet. Dieser Staat kann eine Übergangsfrist von höchstens zwei Jahren ab dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens auf seinem Hoheitsgebiet geltend machen. Der Verwahrer unterrichtet alle Vertragsparteien darüber.

      Die Bestimmungen des vorangehenden Absatzes gelten auch für den Fall, dass ein Staat nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist von vier Jahren für die Umsetzung beitritt.

    

    
      Artikel 13a Übergangsbestimmungen

      Die Bestimmungen, auf die am Ende von Artikel 12 Absatz 7 Buchstaben a und b des Anhangs verwiesen wird, gelten drei Monate nach dem Inkrafttreten dieser Änderung.

    

    
      Artikel 14 Schlussbestimmungen

      (1) Dieses Übereinkommen liegt bis zum 31. März 1971 zur Unterzeichnung auf; nach diesem Tag liegt es für die Mitgliedstaaten der Wirtschaftskommission für Europa und für Staaten, die nach Absatz 8 der Statuten in beratender Eigenschaft zu dieser Kommission zugelassen sind, zum Beitritt auf.

      (2) Das Übereinkommen bedarf der Ratifikation.

      (3) Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.

      (4) Dieses Übereinkommen tritt am hundertachtzigsten Tag nach der Hinterlegung der achten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

      (5) Für jeden Staat, der dieses Übereinkommen nach der in Absatz 4 genannten Hinterlegung der achten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm beitritt, tritt dieses Übereinkommen am hundertachtzigsten Tag nach der Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

    

    
      Artikel 15

      (1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation kündigen.

      (2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

    

    
      Artikel 16

      Dieses Übereinkommen tritt außer Kraft, wenn nach seinem Inkrafttreten die Zahl der Vertragsparteien während zwölf aufeinanderfolgender Monate weniger als drei beträgt.

    

    
      Artikel 17

      (1) Jeder Staat kann bei Unterzeichnung dieses Übereinkommens, bei Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde oder zu jedem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation erklären, dass sich die Gültigkeit dieses Übereinkommens auf alle oder einzelne Hoheitsgebiete erstreckt, deren internationale Beziehungen er wahrnimmt. Das Übereinkommen wird für jedes in der Notifikation genannte Hoheitsgebiet am hundertachtzigsten Tage nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär oder, falls das Übereinkommen dann noch nicht in Kraft getreten ist, mit seinem Inkrafttreten wirksam.

      (2) Jeder Staat, der nach Absatz 1 erklärt hat, dass sich dieses Übereinkommen auf ein Hoheitsgebiet erstreckt, dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt, kann das Übereinkommen in bezug auf dieses Hoheitsgebiet nach Artikel 15 kündigen.

    

    
      Artikel 18

      (1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens wird, soweit möglich, durch Verhandlungen zwischen den streitenden Parteien beigelegt.

      (2) Jede Streitigkeit, die nicht durch Verhandlungen beigelegt werden konnte, wird auf Antrag einer der streitenden Vertragsparteien einem Schiedsverfahren unterworfen und demgemäß einem oder mehreren Schiedsrichtern unterbreitet, die von den streitenden Parteien in gegenseitigem Einvernehmen ausgewählt werden. Einigen sich binnen drei Monaten nach dem Tage des Antrags auf ein Schiedsverfahren die streitenden Parteien nicht über die Wahl eines Schiedsrichters oder der Schiedsrichter, so kann jede dieser Parteien den Generalsekretär der Vereinten Nationen ersuchen, einen einzigen Schiedsrichter zu ernennen, dem der Streitfall zur Entscheidung überwiesen wird.

      (3) Die Entscheidung des nach Absatz 2 bestellten Schiedsrichters oder der Schiedsrichter ist für die streitenden Vertragsparteien bindend.

    

    
      Artikel 19

      (1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, bei der Ratifikation oder beim Beitritt zu diesem Übereinkommen erklären, dass er sich durch Artikel 18 Absätze 2 und 3 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsparteien sind durch diese Absätze gegenüber keiner Vertragspartei gebunden, die einen solchen Vorbehalt gemacht hat.

      (2) Macht ein Staat bei der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde einen anderen als den in Absatz 1 vorgesehenen Vorbehalt, so teilt der Generalsekretär der Vereinten Nationen diesen Vorbehalt jenen Staaten mit, die ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunden bereits hinterlegt und das Übereinkommen seitdem nicht gekündigt haben. Der Vorbehalt gilt als angenommen, wenn binnen sechs Monaten nach dieser Mitteilung keiner dieser Staaten gegen die Annahme Einspruch erhoben hat. Andernfalls ist der Vorbehalt unzulässig, und die Ratifikations- oder Beitrittsurkunde des betreffenden Staates ist ungültig, falls er seinen Vorbehalt nicht zurückzieht. Bei der Anwendung dieses Absatzes wird der Einspruch von Staaten nicht berücksichtigt, deren Beitritt oder Ratifikation wegen von ihnen erhobener Vorbehalte auf Grund dieses Absatzes ungültig ist.

      (3) Jede Vertragspartei, deren Vorbehalt im Unterzeichnungsprotokoll zu diesem Übereinkommen angenommen worden ist oder die nach Absatz 1 einen Vorbehalt gemacht hat oder die einen Vorbehalt gemacht hat, der nach Absatz 2 angenommen worden ist, kann ihn jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückziehen.

    

    
      Artikel 20

      (1) Ist dieses Übereinkommen drei Jahre lang in Kraft gewesen, so kann jede Vertragspartei durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation die Einberufung einer Konferenz zur Revision des Übereinkommens beantragen. Der Generalsekretär notifziert diesen Antrag allen Vertragsparteien und beruft eine Revisionskonferenz ein, wenn binnen vier Monaten nach seiner Notifikation mindestens ein Drittel der Vertragsparteien ihm ihre Zustimmung zu dem Antrag mitteilt.

      (2) Wird eine Konferenz nach Absatz 1 einberufen, so setzt der Generalsekretär alle Vertragsparteien davon in Kenntnis und fordert sie auf, binnen drei Monaten die Vorschläge einzureichen, deren Prüfung durch die Konferenz sie wünschen. Der Generalsekretär teilt spätestens drei Monate vor Eröffnung der Konferenz allen Vertragsparteien die vorläufige Tagesordnung der Konferenz sowie den Wortlaut der Vorschläge mit.

      (3) Der Generalsekretär lädt zu jeder nach diesem Artikel einberufenen Konferenz alle in Artikel 14 Absatz 1 bezeichneten Staaten ein.

    

    
      Artikel 21

      (1) Jede Vertragspartei kann eine oder mehrere Änderungen dieses Übereinkommens vorschlagen. Der Wortlaut jedes Änderungsvorschlages ist dem Generalsekretär der Vereinten Nationen mitzuteilen, der ihn allen Vertragsparteien übermittelt und allen anderen in Artikel 14 Absatz 1 bezeichneten Staaten zur Kenntnis bringt.

      (2) Binnen sechs Monaten nach dem Tage der Übermittlung des Änderungsvorschlages durch den Generalsekretär kann jede Vertragspartei diesem bekanntgeben,

      
        	
          dass sie gegen den Änderungsvorschlag Einspruch erhebt, oder

        

        	
          dass sie den Vorschlag zwar anzunehmen beabsichtigt, die für die Annahme erforderlichen Voraussetzungen in ihrem Staat jedoch noch nicht erfüllt sind.

        

      

      (3) Solange eine Vertragspartei, die eine Mitteilung nach Absatz 2 Buchstabe b gemacht hat, dem Generalsekretär die Annahme des Änderungsvorschlags nicht notifiziert hat, kann sie binnen neun Monaten nach Ablauf der für die Mitteilung vorgesehenen Frist von sechs Monaten gegen den Änderungsvorschlag Einspruch erheben.

      (4) Wird nach den Absätzen 2 und 3 Einspruch gegen den Änderungsvorschlag erhoben, so gilt er als nicht angenommen und bleibt ohne jede Wirkung.

      (5) Ist kein Einspruch nach den Absätzen 2 und 3 gegen den Änderungsvorschlag erhoben worden, so gilt er zu folgendem Zeitpunkt als angenommen:

      
        	
          wenn keine Vertragspartei eine Mitteilung nach Absatz 2 Buchstabe b gemacht hat, mit Ablauf der in Absatz 2 vorgesehenen Frist von sechs Monaten,

        

        	
          wenn mindestens eine Vertragspartei eine Mitteilung nach Absatz 2 Buchstabe b gemacht hat, zum früheren der folgenden zwei Zeitpunkte:

          
            	
              sobald alle Vertragsparteien, die eine derartige Mitteilung gemacht haben, dem Generalsekretär ihre Annahme des Änderungsvorschlages notifiziert haben, jedoch frühestens mit Ablauf der in Absatz 2 vorgesehenen Frist von sechs Monaten, falls alle Annahmeerklärungen vor diesem Zeitpunkt notifiziert worden sind;

            

            	
              mit Ablauf der im Absatz 3 vorgesehenen Frist von neun Monaten.

            

          

        

      

      5a Tritt ein Staat diesem Übereinkommen zwischen der Übermittlung eines Änderungsvorschlags und dessen Annahme bei, so unterrichtet das Sekretariat des Hauptausschusses Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa den neuen Vertragsstaat unverzüglich über den Änderungsvorschlag. Dieser Vertragsstaat kann den Generalsekretär vor Ablauf der Frist von sechs Monaten ab der Übermittlung des ursprünglichen Änderungsvorschlags an alle Vertragsparteien über einen eventuellen Einspruch in Kenntnis setzen.

      (6) Jede Änderung tritt drei Monate nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem sie als angenommen gilt.

      (7) Der Generalsekretär notifiziert sobald als möglich allen Vertragsparteien, ob gegen den Änderungsvorschlag Einspruch nach Absatz 2 Buchstabe a erhoben worden ist und ob eine oder mehrere Vertragsparteien eine Mitteilung nach Absatz 2 Buchstabe b an ihn gerichtet haben. Haben eine oder mehrere Vertragsparteien eine solche Mitteilung gemacht, so notifiziert er in der Folge allen Vertragsparteien, ob die Vertragspartei oder die Vertragsparteien, die eine solche Mitteilung gemacht haben, Einspruch gegen den Änderungsvorschlag erheben oder ihn annehmen.

      (8) Unabhängig von dem in den Absätzen 1 bis 6 vorgesehenen Änderungsverfahren kann der Anhang zu diesem Übereinkommen durch Vereinbarung zwischen den zuständigen Verwaltungen aller Vertragsparteien geändert werden. Hat die Verwaltung einer Vertragspartei erklärt, dass nach ihrem innerstaatlichen Recht ihre Zustimmung zu einer solchen Vereinbarung von einer entsprechenden Sonderermächtigung oder von der Billigung durch eine gesetzgebende Körperschaft abhängt, so gilt die Zustimmung der betreffenden Vertragspartei zur Änderung des Anhangs als nicht erteilt, bis diese Verwaltung dem Generalsekretär notifiziert hat, dass die erforderliche Ermächtigung oder Billigung erteilt worden ist. Die Vereinbarung zwischen den zuständigen Verwaltungen legt den Tag des Inkrafttretens des geänderten Anhangs fest und kann vorsehen, dass während einer Übergangszeit der alte Anhang ganz oder teilweise neben dem neuen in Kraft bleibt.

    

    
      Artikel 22

      (1) Die Anlagen 1 und 2 zum Anhang dieses Übereinkommens können entsprechend dem in diesem Artikel festgelegten Verfahren geändert werden.

      (2) Auf Antrag einer Vertragspartei wird jede von ihr vorgeschlagene Änderung der Anlagen 1 und 2 zum Anhang dieses Übereinkommens vom Hauptausschuss Straßenverkehr der Europäischen Wirtschaftskommission geprüft.

      (3) Wird eine Änderung durch die Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglieder angenommen und stellt diese Mehrheit die Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien dar, wird sie der Generalsekretär an die zuständigen Behörden aller Vertragsparteien zwecks Zustimmung mitteilen.

      (4) Die Änderung ist angenommen, wenn innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten nach dieser Mitteilung weniger als ein Drittel der zuständigen Behörden der Vertragsparteien dem Generalsekretär ihren Einspruch gegen diese Änderung bekanntgeben.

      4a Tritt ein Staat diesem Übereinkommen zwischen der Übermittlung eines Änderungsvorschlags und dessen Annahme bei, so unterrichtet das Sekretariat des Hauptausschusses Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa den neuen Vertragsstaat unverzüglich über den Änderungsvorschlag. Dieser Vertragsstaat kann den Generalsekretär vor Ablauf der Frist von sechs Monaten ab der Übermittlung des ursprünglichen Änderungsvorschlags an alle Vertragsparteien über einen eventuellen Einspruch in Kenntnis setzen.

      (5) Jede angenommene Änderung wird durch den Generalsekretär allen Vertragsparteien mitgeteilt und tritt drei Monate nach dem Zeitpunkt ihrer Bekanntmachung in Kraft.

    

    
      Artikel 22a Verfahren zur Änderung der Anlage 1 B

      (1) Die Anlage 1 B zum Anhang dieses Übereinkommens wird entsprechend dem in diesem Artikel festgelegten Verfahren geändert.

      (2) Jeder Vorschlag über eine Änderung der einführenden Artikel der Anlage 1 B wird vom Hauptausschuss Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa mit Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien beschlossen. Das Sekretariat des Hauptausschusses übermittelt jede so beschlossene Änderung dem Generalsekretär, der sie allen Vertragsparteien mitteilt. Die Änderung tritt drei Monate nach dem Zeitpunkt der Mitteilung an die Vertragsparteien in Kraft.

      (3) Angesichts der Tatsache, dass die Anlage 1 B gemäß Artikel 10 dieses Übereinkommens auf der Grundlage des Anhangs 1 B23 der Verordnung (EWG) 3821/85 angepasst worden ist und damit direkt von weiteren Änderungen dieses Anhangs durch die Europäische Union abhängt, sind alle Änderungen des Anhangs 1 B nach folgendem Vorgehen auch auf die Anlage 1 B anwendbar:

      
        	
          Das Sekretariat des Hauptausschusses Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa informiert die zuständigen Behörden aller Vertragsparteien offiziell über die Veröffentlichung von Änderungen des Anhangs 1 B der Gemeinschaftsverordnung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften und teilt dies auch dem Generalsekretär unter Beilage einer Abschrift der maßgeblichen Texte mit.

        

        	
          Die genannten Änderungen treten für die Anlage 1 B drei Monate nach der Mitteilung an die Vertragsparteien in Kraft.

        

      

      (4) Beinhaltet der Vorschlag über eine Änderung des Anhangs zu diesem Übereinkommen auch eine Änderung der Anlage 1 B, können die Änderungen der Anlage nicht vor den Änderungen des Anhangs in Kraft treten. Werden in diesem Rahmen Änderungen der Anlage 1 B gleichzeitig mit Änderungen des Anhangs vorgelegt, so wird ihr Inkrafttreten von dem Zeitpunkt bestimmt, der sich aus der Anwendung des in Artikel 21 beschriebenen Verfahrens ergibt.

    

    
      Artikel 22b Verfahren zur Änderung der Anlage 3

      (1) Die Anlage 3 des Anhangs zu diesem Übereinkommen wird entsprechend dem im Folgenden beschriebenen Verfahren geändert.

      (2) Vorschläge zur Aufnahme von Musterformularen in Anlage 3 gemäß Artikel 12a oder zur Änderung bestehender Formulare werden dem Hauptausschuss Straßenverkehr der Wirtschaftskommission für Europa zur Annahme vorgelegt. Der Vorschlag gilt als angenommen, wenn die Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien ihn befürwortet.

      Das Sekretariat der Wirtschaftskommission für Europa unterrichtet die zuständigen Behörden aller Vertragsparteien offiziell über alle angenommenen Änderungen und leitet diese Mitteilung zusammen mit einer Abschrift des entsprechenden Wortlauts auch an den Generalsekretär weiter.

      (3) Jedes angenommene Musterformular kann drei Monate nach dem Zeitpunkt der Mitteilung an die Vertragsparteien verwendet werden.

    

    
      Artikel 23

      Außer den Notifikationen, die nach den Artikeln 20 und 21 vorgesehen sind, notifiziert der Generalsekretär der Vereinten Nationen den in Artikel 14 Absatz 1 bezeichneten Staaten

      
        	
          die Ratifikationen und Beitritte nach Artikel 14,

        

        	
          die Zeitpunkte, zu denen dieses Übereinkommen nach Artikel 14 in Kraft tritt,

        

        	
          die Kündigungen nach Artikel 15,

        

        	
          die Außerkrafttreten dieses Übereinkommens nach Artikel 16,

        

        	
          die Notifikationen nach Artikel 17,

        

        	
          die Erklärungen und Notifikationen nach Artikel 19,

        

        	
          das Inkrafttreten jeder Änderung nach Artikel 21.

        

      

    

    
      Artikel 24

      Das Unterzeichnungsprotokoll zu diesem Übereinkommen hat dieselbe Gültigkeit, Wirkung und Dauer wie das Übereinkommen selbst und gilt als Bestandteil desselben.

    

    
      Artikel 25

      Nach dem 31. März 1971 wird die Urschrift dieses Übereinkommens beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt allen in Artikel 14 Absatz 1 bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften.

    

    Anhang – Kontrollgerät
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          HINWEIS

          In seinem allgemeinen Teil enthält der Anhang Bestimmungen über Bauartgenehmigungen, Installation und Überwachung sowie Benutzungsvorschriften. Der allgemeine Teil (Artikel 1 bis 14) entspricht den Artikeln 4 bis 16 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (siehe Abschnitt 9.1.5) bzw. § 4 des Fahrpersonalgesetzes und § 2 der Fahrpersonalverordnung (siehe Abschnitt 9.3.3)

          Anhang, Anlage 1 enthält Spezifikationen zum herkömmlichen Kontrollgerät mit Schaublatt entsprechend der EG-Regelung.

          Anhang, Anlage IB enthält Spezifikationen zum digitalen Kontrollgerät bzw. den Verweis auf Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85.

          Anhang 3

          Betrifft das AETR-Muster einer Arbeitgeberbescheinigung nach § 20 FPersV (vgl. Seite 156)

        

      

    

  

  
    9.3. Nationale Vorschriften der Bundesrepublik Deutschland

    
      9.3.1. Fahrpersonalgesetz mit den Änderungen durch das Gesetz vom 6. Juli 2007, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2013 (BGBl. I S. 1558)

      – auszugsweise –

      
        § 1 Anwendungsbereich

        (1) Dieses Gesetz gilt für die Beschäftigung und für die Tätigkeit des Fahrpersonals von Kraftfahrzeugen sowie von Straßenbahnen, soweit sie am Verkehr auf öffentlichen Straßen teilnehmen. Mitglieder des Fahrpersonals sind Fahrer, Beifahrer und Schaffner.

        Sofern dieses Gesetz und die auf der Grundlage von § 2 Nr. 3 erlassenen Rechtsverordnungen Regelungen zur Arbeitszeitgestaltung treffen, gehen diese dem Arbeitszeitgesetz vor.

        (2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Mitglieder des Fahrpersonals

        1. von Dienstfahrzeugen der Bundeswehr, der Feuerwehr und der anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes, der Polizei und des Zolldienstes,

        2. von Kraftfahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht, einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger, bis zu 2,8 t, es sei denn, dass sie als Fahrpersonal in einem unter den Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes fallenden Arbeitsverhältnis stehen.

      

      
        § 2 Rechtsverordnungen

        (nicht abgedruckt)

      

      
        § 3 Verbot bestimmter Akkordlöhne, Prämien und Zuschläge

        Mitglieder des Fahrpersonals dürfen als Arbeitnehmer nicht nach den zurückgelegten Fahrstrecken oder der Menge der beförderten Güter entlohnt werden, auch nicht in Form von Prämien oder Zuschlägen für diese Fahrstrecken oder Gütermengen. Ausgenommen sind Vergütungen, die nicht geeignet sind, die Sicherheit im Straßenverkehr zu beeinträchtigen.

      

      
        § 4 Aufsicht

        (1) Die Aufsicht über die Ausführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85, (EG) Nr. 561/2006, (EWG) Nr. 3821/85 und der Verordnung (EG) Nr. 2135/98, des AETR sowie dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt den von den Landesregierungen bestimmten Behörden (Aufsichtsbehörden), soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

        (1 a) Die Aufsichtsbehörde kann die erforderlichen Maßnahmen anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten zu treffen hat.

        (2) Unberührt bleibt die Zuständigkeit des Bundesamtes für Güterverkehr nach § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes und nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a, § 12 Abs. 6 des Güterkraftverkehrsgesetzes.

        (3) Der Unternehmer, der Fahrzeughalter und die Mitglieder des Fahrpersonals sind verpflichtet, der zuständigen Behörde innerhalb einer von ihr festzusetzenden Frist

        1. die Auskünfte, die zur Ausführung der in Absatz 1 genannten Vorschriften erforderlich sind, wahrheitsgemäß und vollständig zu erteilen,

        2. die Unterlagen, die sich auf diese Angaben beziehen oder aus denen die Lohn- oder Gehaltszahlungen ersichtlich sind, zur Prüfung auszuhändigen oder einzusenden; werden die Unterlagen automatisiert gespeichert, sind sie den zuständigen Behörden auf deren Verlangen nach Maßgabe von Satz 12 durch Datenfernübertragung oder auf einem von der jeweiligen Behörde zu bestimmenden Datenträger nach Satz 12 zur Verfügung zu stellen.

        Mitglieder des Fahrpersonals haben die Schaublätter und Tätigkeitsnachweise der Vortage, die nicht mehr mitzuführen sind, unverzüglich dem Unternehmer auszuhändigen. Bei Einsatz eines Kontrollgerätes nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 hat der Unternehmer die auf der Fahrerkarte gespeicherten Daten in regelmäßigen Abständen zu kopieren. Hierzu haben ihm die Mitglieder des Fahrpersonals die jeweiligen Fahrerkarten zur Verfügung zu stellen. Der Unternehmer hat ferner die im Massenspeicher des Kontrollgerätes gespeicherten Daten in regelmäßigen Abständen zu kopieren. Der Unternehmer hat die von den Fahrerkarten und den Massenspeichern kopierten Daten unter Berücksichtigung der Grundsätze des Satzes 12 ein Jahr ab dem Zeitpunkt des Kopierens zu speichern.

        Der Unternehmer hat die Schaublätter im Sinne des Artikels 14 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und die gemäß Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 sowie § 2 Abs. 3 Satz 1 und 2 der Fahrpersonalverordnung zu fertigenden Ausdrucke ein Jahr nach dem Ablauf der Mitführpflicht nach Artikel 15 Abs. 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 aufzubewahren.

        Danach sind bis zum 31. März des auf das Kalenderjahr, in dem die Aufbewahrungsfrist endet, folgenden Kalenderjahres die Daten zu löschen und die Schaublätter und die gemäß Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und § 2 Abs. 3 Satz 1 und 2 der Fahrpersonalverordnung zu fertigenden Ausdrucke zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes, § 147 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der Abgabenordnung und § 28 f Abs. 1 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch benötigt werden.

        Der Unternehmer hat dabei dafür Sorge zu tragen, dass eine lückenlose Dokumentation der Lenk- und Ruhezeiten gewährleistet ist und die Daten sowie die Schaublätter und die gemäß Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und § 2 Abs. 3 Satz 1 und 2 der Fahrpersonalverordnung zu fertigenden Ausdrucke gegen Verlust und Beschädigung zu sichern. Er stellt den Mitgliedern des Fahrpersonals auf Verlangen eine Kopie der von ihrer Fahrerkarte kopierten Daten zur Verfügung. Artikel 10 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 bleibt unberührt. Im Falle der Datenfernübertragung sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrtheit und Zurechenbarkeit der Daten gewährleisten; im Falle der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.

        (4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

        (5) Während der Betriebs- und Arbeitszeit ist den Beauftragten der Aufsichtsbehörden, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist, das Betreten und Besichtigen der Grundstücke, Betriebsanlagen, Geschäftsräume und Beförderungsmittel gestattet. Das Betreten und Besichtigen außerhalb dieser Zeit oder wenn die Betriebsanlagen oder Geschäftsräume sich in einer Wohnung befinden, ist ohne Einverständnis nur zur Verhütung von dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zulässig. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Beauftragten der Aufsichtsbehörden erforderlich ist, können Prüfungen und Untersuchungen durchgeführt und die Einsicht in geschäftliche Unterlagen des Auskunftspflichtigen vorgenommen werden. Die Maßnahmen nach den Sätzen 1, 2 und 4 sind von den zu überwachenden Unternehmen und ihren Angestellten, einschließlich der Fahrer, zu dulden.

        (6) (weggefallen)

        (7) Zuständige Behörde im Sinne des Artikels 4 des Anhangs zum AETR und der Artikel 7 und 12 Abs. 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ist das Kraftfahrt-Bundesamt.

      

      
        § 4 a Zuständigkeiten

        Anträge auf Erteilung von Fahrer-, Werkstatt- oder Unternehmenskarten sind an die nach Landesrecht zuständigen Behörden oder Stellen zu richten. Die Länder können Dritte mit dieser Aufgabe betrauen.

      

      
        § 4 b Fahrerlaubnisrechtliche Auskünfte

        Durch Abruf im automatisierten Verfahren dürfen aus dem Zentralen Fahrerlaubnisregister die nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 11 und 15 der Fahrerlaubnis-Verordnung gespeicherten Daten für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ausgabe und Kontrolle von Fahrerkarten nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 an die hierfür zuständigen Stellen im Inland sowie in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum übermittelt werden.

      

      
        § 4 c Auskünfte aus dem Kontrollgerätkartenregister

        (1) Durch Abruf im automatisierten Verfahren dürfen aus dem Kontrollgerätkartenregister die nach § 12 der Fahrpersonalverordnung gespeicherten Daten für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ausgabe und Kontrolle von Fahrerkarten nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 an die hierfür zuständigen Behörden und Stellen im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz übermittelt werden.

        (2) Die zuständigen Behörden und Stellen dürfen die nach § 12 der Fahrpersonalverordnung gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abrufen, soweit die Kenntnis dieser Daten für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ausgabe und Kontrolle von Fahrerkarten nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erforderlich ist. Die Daten dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden. Die Daten sind zu löschen, soweit sie zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind.

        (3) Die für das Kontrollgerätkartenregister zuständige Stelle hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung der Daten zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann.

      

      
        § 5 Anordnungsbefugnis, Sicherungsmaßnahmen, Zurückweisung an der Grenze

        (1) Werden bei einer Kontrolle auf Verlangen keine oder nicht vorschriftsmäßig geführte Tätigkeitsnachweise vorgelegt oder wird festgestellt, dass vorgeschriebene Unterbrechungen der Lenkzeit nicht eingelegt oder die höchstzulässige Tageslenkzeit überschritten oder einzuhaltende Mindestruhezeiten nicht genommen worden sind, können die zuständigen Behörden die Fortsetzung der Fahrt untersagen, bis die Voraussetzungen zur Weiterfahrt erfüllt sind. Tätigkeitsnachweise oder Kontrollgeräte, aus denen sich der Regelverstoß ergibt oder mit denen er begangen wurde, können zur Beweissicherung eingezogen werden; die Fahrerkarte darf während ihrer Gültigkeitsdauer nicht entzogen oder ihre Gültigkeit ausgesetzt werden, es sei denn, es wird festgestellt, dass die Karte gefälscht worden ist, der Fahrer eine Karte verwendet, deren Inhaber er nicht ist, oder die Ausstellung der Karte auf der Grundlage falscher Erklärungen oder gefälschter Dokumente erwirkt wurde.

        (2) Im grenzüberschreitenden Verkehr können Kraftfahrzeuge, die nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassen sind und in das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einfahren wollen, in Fällen des Absatzes 1 an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zurückgewiesen werden.

        (3) Rechtsbehelfe gegen Anordnungen nach den Absätzen 1 und 2 sowie zur Durchsetzung der in § 4 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 geregelten Pflichten haben keine aufschiebende Wirkung.

      

      
        § 6 Allgemeine Verwaltungsvorschriften

        Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit Zustimmung des Bundesrates zur Durchführung der in § 2 genannten oder auf § 2 beruhenden Vorschriften allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, insbesondere über die Erteilung einer Verwarnung (§§ 56, 58 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 8 und darüber, in welchen Fällen eine solche Verwarnung nicht erteilt werden soll.

      

      
        § 7 Sicherheitsleistung

        Wird eine angeordnete Sicherheitsleistung nicht sofort erbracht, so kann die zuständige Behörde die Weiterfahrt bis zur vollständigen Erbringung untersagen.

      

      
        § 8 Bußgeldvorschriften

        (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

        1. als Unternehmer

        a) einer Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 2 Buchstabe b oder Nr. 3 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

        b) einer Vorschrift der Verordnung (EG) Nr. 2135/98, der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder des AETR zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 1 Buchstabe e, Nr.

        1 a Buchstabe b oder Nr. 2 Buchstabe e für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

        c) entgegen § 3 Satz 1 ein Mitglied des Fahrpersonals nach der zurückgelegten Fahrstrecke oder der Menge der beförderten Güter entlohnt,

        d) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, nicht oder nicht rechtzeitig einsendet oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

        e) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 6 dort genannte Daten nicht, nicht richtig oder nicht für die vorgeschriebene Dauer speichert,

        f) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 7 ein Schaublatt oder einen Ausdruck nicht oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt,

        g) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 8 dort genannte Daten nicht oder nicht rechtzeitig löscht oder ein Schaublatt oder einen Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig vernichtet,

        h) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 9 nicht dafür Sorge trägt, dass eine lückenlose Dokumentation und Datensicherung erfolgt,

        i) entgegen § 4 Abs. 5 Satz 5 eine Maßnahme nicht duldet oder

        j) einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 oder § 7 zuwiderhandelt,

        2. als Fahrer

        a) einer Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 2 Buchstabe b oder Nr. 3 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

        b) einer Vorschrift der Verordnung (EG) Nr. 2135/98, der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder des AETR zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 1 Buchstabe e, Nr.

        1 a Buchstabe b oder Nr. 2 Buchstabe e für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

        c) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht aushändigt,

        d) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 2 einen Tätigkeitsnachweis nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,

        e) entgegen § 4 Abs. 3 Satz 4 die Fahrerkarte zum Kopieren nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

        f) entgegen § 4 Abs. 5 Satz 5 eine Maßnahme nicht duldet oder

        g) einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 oder § 7 zuwiderhandelt oder

        3. als Fahrzeughalter entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, nicht oder nicht rechtzeitig einsendet oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt oder

        4. als Werkstattinhaber oder Installateur

        a) einer Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 2 Buchstabe b oder Nr. 3 Buchstabe c oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, oder

        b) einer Vorschrift der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder des AETR zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnung nach § 2 Nr. 1 Buchstabe e oder Nr. 2 Buchstabe e für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

        (2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.

        (3) Ordnungswidrigkeiten gemäß § 8 des Fahrpersonalgesetzes, die bis zum 10. April 2007 unter Geltung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 begangen wurden, werden abweichend von § 4 Abs. 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten nach den zum Zeitpunkt der Tat geltenden Bestimmungen geahndet.

        (4) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe b, Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 4 Buchstabe b kann eine Ordnungswidrigkeit wegen einer Zuwiderhandlung gegen das AETR auch dann geahndet werden, wenn die Ordnungswidrigkeit nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes begangen wurde.

      

      
        § 8 a Bußgeldvorschriften

        (1) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmer gegen die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. EU Nr. L 102 S. 1) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. einen Schaffner oder Beifahrer einsetzt, der das in Artikel 5 genannte Mindestalter nicht erreicht hat,

        2. nicht dafür sorgt, dass die in Artikel 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 genannten Lenkzeiten, die in Artikel 7 Satz 1 genannte Fahrtunterbrechung und die in Artikel 8 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 bis 7 genannten Ruhezeiten vom Fahrer eingehalten werden,

        3. entgegen Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 3 Buchstabe a Halbsatz 1 einen Fahrplan oder einen Arbeitszeitplan nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstellt oder

        4. entgegen Artikel 16 Abs. 3 Buchstabe c einen Arbeitszeitplan nicht oder nicht mindestens ein Jahr aufbewahrt.

        (2) Ordnungswidrig handelt, wer als Fahrer gegen die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. eine in Artikel 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 oder 3 genannte Lenkzeit, die in Artikel 7 Satz 1 genannte Fahrtunterbrechung oder eine in Artikel 8 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4, 5, 6 oder 7 genannte Ruhezeit oder Ruhepause nicht einhält,

        2. entgegen Artikel 6 Abs. 5 eine andere Arbeit oder eine Bereitschaftszeit nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise festhält,

        3. entgegen Artikel 12 Satz 2 Art oder Grund einer Abweichung nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vermerkt oder

        4. entgegen Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 2 einen Auszug aus dem Arbeitszeitplan oder eine Ausfertigung des Linienfahrplans nicht mit sich führt.

        (3) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmer, Verlader, Spediteur, Reiseveranstalter oder Fahrervermittler einen Beförderungszeitplan vertraglich vereinbart und nicht sicherstellt, dass dieser Beförderungszeitplan nicht gegen eine in Absatz 2 Nr. 1 genannte Vorschrift verstößt.

        (4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1 und 3 mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.

        (5) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann die Ordnungswidrigkeit auch dann geahndet werden, wenn sie nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes begangen wurde.

      

      
        § 9 Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

        (1) Wird ein Verstoß in einem Unternehmen begangen, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes seinen Sitz oder eine geschäftliche Niederlassung hat, ist nur die Verwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Bezirk die geschäftliche Niederlassung oder der Hauptsitz des Betriebes liegt, bei dem der Betroffene tätig ist. Die §§ 38 und 39 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gelten entsprechend. Soweit nach Satz 1 oder Satz 2 eine Verwaltungsbehörde zuständig ist, die nicht auch für die Kontrolle der Bestimmungen dieses Gesetzes auf dem Betriebsgelände zuständig ist, unterrichtet diese Verwaltungsbehörde die für die Kontrollen der Bestimmungen dieses Gesetzes auf dem Betriebsgelände zuständige Behörde über begangene Ordnungswidrigkeiten.

        (2) Wird ein Verstoß in einem Unternehmen begangen, das im Geltungsbereich des Gesetzes weder seinen Sitz noch eine geschäftliche Niederlassung hat, und hat auch der Betroffene im Geltungsbereich des Gesetzes keinen Wohnsitz, so ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten das Bundesamt für Güterverkehr.

        (3) gestrichen

      

      
        § 10 Datenschutzbestimmungen

        (1) Die nach § 9 für die Durchführung von Bußgeldverfahren zuständigen Behörden dürfen folgende personenbezogene Daten über laufende und abgeschlossene Bußgeldverfahren wegen der in § 8 Abs. 1 und der in § 8a Abs. 1–3 genannten Ordnungswidrigkeiten speichern, verändern und nutzen, soweit dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben oder für Zwecke der Beurteilung der Zuverlässigkeit des Unternehmens, bei dem der Betroffene angestellt ist, erforderlich ist:

        1. Name, Anschrift, Geburtsdatum und Geburtsort des Betroffenen, Name und Anschrift des Unternehmens,

        2. Zeit und Ort der Begehung der Ordnungswidrigkeit,

        3. die gesetzlichen Merkmale der Ordnungswidrigkeit,

        4. Bußgeldbescheide mit dem Datum ihres Erlasses und dem Datum des Eintritts ihrer Rechtskraft sowie

        5. die Höhe der Geldbuße und

        6. das Datum der Verwarnung oder des Erlasses des Verwarnungsgeldes.

        (2) Die in Absatz 1 genannten Behörden übermitteln die Daten nach Absatz 1 für die dort genannten Zwecke

        1. an öffentliche Stellen, soweit die Daten für die Entscheidung über den Zugang zum Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers erforderlich sind, oder

        2. auf Ersuchen an Gerichte und die Behörden, die in Bezug auf die Aufgaben nach diesem Gesetz Verwaltungsbehörde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind.

        3. in den Fällen des § 9 Absatz 1 Satz 3 an die für die Kontrollen der Bestimmungen dieses Gesetzes auf dem Betriebsgelände zuständigen Verwaltungsbehörden.

        (2 a) Die in Absatz 1 genannten Behörden haben Zuwiderhandlungen, die Anlass geben, an der Zuverlässigkeit des Unternehmers und der zur Führung der Kraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen zu zweifeln, dem Unternehmen und der für das Unternehmen zuständigen Erlaubnisbehörde nach § 3 Abs. 7 des Güterkraftverkehrsgesetzes oder der Genehmigungsbehörde nach § 11 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes mitzuteilen. Zur Feststellung von Wiederholungsfällen haben sie die Zuwiderhandlungen der Angehörigen desselben Unternehmens zusammenzuführen.

        (3) Eine Übermittlung unterbleibt, soweit hierdurch schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden und nicht das öffentliche Interesse das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen überwiegt.

        (4) Der Empfänger darf die nach Absatz 2 übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden.

        (5) Erweisen sich übermittelte Daten als unrichtig, so ist der Empfänger unverzüglich zu unterrichten, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist.

        (6) Die nach den Absätzen 1 und 2 gespeicherten Daten sind zwei Jahre nach dem Eintritt der Rechtskraft des Bußgeldbescheides zu löschen. Wurde das Bußgeld zwei Jahre nach Rechtskraft des Bußgeldbescheides noch nicht oder nicht vollständig gezahlt, so sind die nach den Absätzen 1 und 2 gespeicherten Daten erst bei Eintritt der Vollstreckungsverjährung zu löschen.

        Wurde der Betroffene schriftlich verwarnt oder das Verfahren eingestellt, so sind die Daten zwei Jahre nach dem Erlass der Verwarnung zu löschen. Daten eingestellter Verfahren sind unverzüglich zu löschen.

        (7) § 15 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 2 Nr. 6 und 7 des Bundesdatenschutzgesetzes sowie die entsprechenden Vorschriften der Landesdatenschutzgesetze bleiben unberührt.

      

      
        § 11

        (Inkrafttreten)

      

    

    
      9.3.2. Gesetz über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes

      Vom 4. August 1951, zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.8.2013 (BGBl. I S, 3313)

      – Auszug, Vorschriften nach dem Gesetz vom 15. Mai 2004 –

      
        § 2

        (1) Das Kraftfahrt-Bundesamt übernimmt

        2. die Führung

        d) des Zentralen Kontrollgerätkartenregisters nach der Rechtsverordnung zu § 2 Nr. 4 des Fahrpersonalgesetzes,

        9. die Aufgaben der deutschen Zertifizierungsstelle nach Anlage 11 Nummer 3 des Anhangs IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABl. EG Nr. L 370 S. 8) in der jeweils geltenden Fassung,

        10. die Personalisierung und Lieferung oder die Ausschreibung der Personalisierung und Lieferung der zum Betrieb des Kontrollgerätes nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erforderlichen Kontrollgerätkarten.

      

    

    
      9.3.3. Fahrpersonalverordnung mit den Änderungen der Verordnung vom 22. Mai 2013 (BGBl I S. 1395)

      Abschnitt 1

      Lenk und Ruhezeiten Im nationalen Bereich

      
        § 1 Lenk- und Ruhezeiten im Straßenverkehr

        (1) Fahrer

        1. von Fahrzeugen, die zur Güterbeförderung dienen und deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger mehr als 2,8 Tonnen und nicht mehr als 3,5 Tonnen beträgt, sowie

        2. von Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung dienen, nach ihrer Bauart und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, mehr als neun Personen einschließlich Fahrer zu befördern, und im Linienverkehr mit einer Linienlange bis zu 50 Kilometern eingesetzt sind,

        haben Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten nach Maßgabe der Artikel 4, 6 bis 9 und 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABI. EU Nr. L 102 S. 1) einzuhalten.

        (2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf

        1. Fahrzeuge, die in § 18 genannt sind,

        2. Fahrzeuge, die in Artikel 3 Buchstabe b bis i der Verordnung (EG) Ni. 561/2006 genannt sind,

        3. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen, die der Fahrer zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit benötigt, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

        3a. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Gütern, die im Betrieb, dem der Fahrer angehört, in handwerklicher Fertigung oder Kleinserie hergestellt wurden oder deren Reparatur im Betrieb vorgesehen ist oder durchgeführt wurde, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

        4. Fahrzeuge, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf verwendet werden und für diese Zwecke besonders ausgestattet sind soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt und

        5. auf selbstfahrende Arbeitsmaschinen nach § 2 Nr. 17 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung.

        (3) Abweichend von Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 haben Fahrer von Kraftomnibussen im Linienverkehr mit einer Linienlänge bis zu 50 Kilometern Fahrtunterbrechungen nach Maßgabe der folgenden Vorschriften einzuhalten:

        1. Beträgt der durchschnittliche Haltestellenabstand mehr als drei Kilometer, so ist nach einer Lenkzeit von viereinhalb Stunden eine Fahrtunterbrechung von mindestens 30 zusammenhängenden Minuten einzulegen. Diese Unterbrechung kann durch zwei Teilunterbrechungen von jeweils mindestens 20 zusammenhängenden Minuten oder drei Teilunterbrechungen von jeweils mindestens 15 Minuten ersetzt werden. Die Teilunterbrechungen müssen innerhalb der Lenkzeit von höchstens viereinhalb Stunden oder teils innerhalb dieser Zeit und teils unmittelbar danach liegen.

        2. Beträgt der durchschnittliche Haltestellenabstand nicht mehr als drei Kilometer, sind als Fahrtunterbrechungen auch Arbeitsunterbrechungen ausreichend, soweit diese nach den Dienst und Fahrplänen in der Arbeitsschicht enthalten sind (z. B. Wendezeiten). Voraussetzung hierfür ist, dass die Gesamtdauer der Arbeitsunterbrechungen mindestens ein Sechstel der vorgesehenen Lenkzeit beträgt. Arbeitsunterbrechungen unter zehn Minuten werden bei der Berechnung der Gesamtdauer nicht berücksichtigt. Durch Tarifvertrag kann vereinbart werden, dass Arbeitsunterbrechungen von mindestens acht Minuten berücksichtigt werden können, wenn ein Ausgleich vorgesehen ist, der die ausreichende Erholung des Fahrers erwarten lässt. Für Fahrer, die nicht in einem Arbeitsverhältnis stehen, kann die nach Landesrecht zuständige Behörde entsprechende Abweichungen bewilligen.

        (4) Abweichend von Absatz I in Verbindung mit Artikel 8 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr.

        561/2006 sind Fahrer der in Absatz I Nr. 2 genannten Fahrzeuge nicht zur Einlegung einer wöchentlichen Ruhezeit nach höchstens sechs 24-Stunden-Zeiträumen verpflichtet. Sie können die wöchentlich einzuhaltenen Ruhezeiten auf einen Zweiwochenzeitraum verteilen.

        (5) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Vorschriften über die Lenkzeiten, die Fahrtunterbrechungen und die Ruhezeiten gemäß den Artikeln 4, 6 bis 9 und 12 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 eingehalten werden. Artikel 10 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 findet entsprechende Anwendung.

        (6) Der Fahrer eines in Absatz 1 Nr. 1 genannten Fahrzeugs hat, sofern dieses Fahrzeug nicht nach Absatz 2 ausgenommen ist, folgende Zeiten aufzuzeichnen:

        
          	
            Lenkzeiten,

          

          	
            alle sonstigen Arbeitszeiten,

          

          	
            Fahrtunterbrechungen und

          

          	
            tägliche und wöchentliche Ruhezeiten.

          

        

        Die Aufzeichnungen sind für jeden Tag getrennt zu fertigen und müssen folgende Angaben enthalten:

        
          	
            Vor- und Familienname,

          

          	
            Datum,

          

          	
            amtliche Kennzeichen der benutzten Fahrzeuge,

          

          	
            Ort des Fahrtbeginns,

          

          	
            Ort des Fahrtendes und

          

          	
            Kilometerstände der benutzten Fahrzeuge bei Fahrtbeginn und Fahrtende.

          

        

        Der Fahrer hat alle Eintragungen jeweils unverzüglich zu Beginn und am Ende der Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten vorzunehmen.

        Die Aufzeichnungen der laufenden Woche und der der laufenden Woche vorausgegangenen 15 Kalendertage sind vom Fahrer mitzuführen und den zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen; ab dem 1. Januar 2008 umfasst dieser Zeitraum den laufenden Tag und die vorausgegangenen 28 Kalendertage.

        Hat der Fahrer während des in Satz 4 genannten Zeitraums ein Fahrzeug gelenkt, für das

        1. die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABI. EG Nr. L 370 S. 8) in der jeweils geltenden Fassung oder

        2. das Europäische Übereinkommen vom 1. Juli 1970 über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) (BGBl. 1974 II S. 1473) in der jeweils geltenden Fassung gilt,

        sind für dieses Fahrzeug Nachweise nach Maßgabe von Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder Artikel 12 des Anhangs zum AETR an Stelle der Aufzeichnungen mitzuführen.

        Der Fahrer hat dem Unternehmer alle Aufzeichnungen unverzüglich nach Ablauf der Mitführungspflicht auszuhändigen. Der Unternehmer hat

        1. dem Fahrer entsprechend dem Muster der Anlage 1 geeignete Vordrucke zur Fertigung der Aufzeichnungen in ausreichender Anzahl auszuhändigen,

        2. die Aufzeichnungen unverzüglich nach Aushändigung durch den Fahrer zu prüfen und unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um die Beachtung der Sätze 1 bis 5 zu gewährleisten,

        3. die Aufzeichnungen ein Jahr lang nach Aushändigung durch den Fahrer in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form außerhalb des Fahrzeugs aufzubewahren und den zuständigen Personen auf Verlangen vorzulegen und

        4. die Aufzeichnungen nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes, § 147 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der Abgabenordnung und § 28 f Abs. 1 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch benötigt werden.

        (7) Ist das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät nach Anhang I oder IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder einem Fahrtschreiber gemäß § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ausgerüstet, haben Fahrer der in Absatz I Nr. I genannten Fahrzeuge diese entsprechend den Artikeln 13, 14 Abs. 1 Unterabs. 2, Abs. 4 Buchstabe a Unterabs. 3 Satz 2 und 3, Artikel 15 Abs. I Unterabs. 1, 3 und 5, Abs. 2, Abs. 3, 5, 5 a und 7 und Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. I und Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder § 57 a Abs. 2 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu betreiben. Im Falle der Verwendung eines Fahrtschreibers gemäß § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung hat der Fahrer die Schicht und die Pausen jeweils bei Beginn und Ende auf dem Schaublatt zu vermerken. Der Unternehmer hat bei Verwendung eines Kontrollgeräts nach Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder eines Fahrtschreibers dem Fahrer vor Beginn der Fahrt die für das Gerät zugelassenen Schaublätter in ausreichender Anzahl auszuhändigen und dafür zu sorgen, dass das Kontrollgerät nach Anhang I oder IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder der Fahrtschreiber ordnungsgemäß benutzt wird; Absatz 6 Satz 4 bis 6 und 7 Nr. 2 bis 4 gilt entsprechend. Hat der Fahrer eines mit einem Kontrollgerät nach Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüsteten Fahrzeugs in dem in Absatz 6 Satz 4 genannten Zeitraum ein Fahrzeug gelenkt, das mit einem Kontrollgerät nach Anhang I zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet ist, hat er die Schaublätter dieses Kontrollgerätes während der Fahrt ebenfalls mitzuführen und den zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

      

      
        § 2 Kontrollgerät nach Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

        (1) Ein Fahrer, der ein Fahrzeug lenkt, das in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 fällt, oder der Lenk- oder Ruhezeiten nach § I dieser Verordnung einzuhalten hat und dabei ein Kontrollgerät gemäß Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 betreibt, hat das Kontrollgerät entsprechend den Artikeln 13, 14 Abs. I Unterabs. 2, Abs. 4 Buchstabe a Unterabs. 3 Satz 2 und 3, Artikel 15 Abs. I Unterabs. 1, 3 und 5, Abs. 2, Abs. 3, 5, 5 a und 7 und Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. I und Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 zu bedienen und die Benutzerführung zu beachten.

        (2) Die in Artikel 15 Abs. 3 zweiter Gedankenstrich Buchstabe b bis d der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Zeiträume müssen bei Übernahme des Fahrzeugs auf der Fahrerkarte unter Benutzung der im Kontrollgerät vorgesehenen manuellen Eingabemöglichkeiten eingetragen werden, wenn der Fahrer vor Übernahme des Fahrzeugs solche Zeiten verbracht hat.

        (3) Die nach Artikel 15 Abs. I Unterabs. 5 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vorgeschriebenen Ausdrucke hat der Fahrer den zuständigen Personen auf Verlangen vorzulegen. Der Unternehmer hat die Ausdrucke in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form außerhalb des Fahrzeugs aufzubewahren und den zuständigen Personen auf Verlangen vorzulegen.

        (4) Bei Einsatz von Mietfahrzeugen, deren Verwendung in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder dieser Verordnung fällt, hat der Unternehmer, der das Fahrzeug anmietet, zu Beginn und am Ende des Mietzeitraums durch Verwendung der Unternehmenskarte sicherzustellen, dass die Daten des Fahrzeugspeichers über die mit den Fahrzeugen durchgeführten Fahrten übertragen und bei ihm gespeichert werden.

        Ist dies in begründeten Ausnahmefällen nicht möglich, ist zu Beginn und am Ende des Mietzeitraums ein Ausdruck wie bei Beschädigung oder Fehlfunktion der Karte zu fertigen.

        Der Fahrer hat den Ausdruck unverzüglich nach Erhalt an den Unternehmer weiterzuleiten, der ihn ein Jahr aufzubewahren hat. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Ausdrucke bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21 a Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes, § 147 Abs. I Nr. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der Abgabenordnung und § 28 f Abs. I Satz I des Viertes Buches Sozialgesetzbuch benötigt werden.

        (5) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass alle Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes spätestens 90 Tage nach Aufzeichnung eines Ereignisses zur Speicherung im Betrieb kopiert werden. Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die Daten der Fahrerkarten spätestens 28 Kalendertage nach Aufzeichnung eines Ereignisses zur Speicherung im Betrieb kopiert werden. Der Fahrer hat hierzu dem Unternehmen die Fahrerkarte und die Ausdrucke nach Absatz 3 zur Verfügung zu stellen. Der Unternehmer hat alle sowohl von den Kontrollgeräten als auch von den Fahrerkarten kopierten Daten der zuständigen Behörde oder Stelle auf Verlangen entweder unmittelbar oder durch Datenfernübertragung oder auf einem durch die Behörde oder Stelle zu bestimmenden Datenträger zur Verfügung zu stellen. Der Unternehmer hat von allen kopierten Daten unverzüglich Sicherheitskopien zu erstellen, die auf einem gesonderten Datenträger zu speichern sind.

        (6) Unternehmen, die Fahrzeuge vermieten, haben dem Mieter des Fahrzeugs diejenigen Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes, die sich auf die vom Mieter durchgeführten Beförderungen beziehen und auf die dieser nicht unmittelbar zugreifen kann,

        1. auf dessen Verlangen,

        2. spätestens 90 Tage nach Beginn des Mietverhältnisses oder der letzten Datenübermittlung, und

        3. nach Beendigung des Mietverhältnisses

        zur Verfügung zu stellen. Dabei sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrtheit und Zurechenbarkeit der Daten gewährleisten; im Falle der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.

      

      
        § 2 a Aufbewahrung von Kontrollunterlagen

        Der Unternehmer bewahrt die ihm oder seinen Fahrern von den zuständigen Personen überlassenen Niederschriften, Ergebnisprotokolle und andere Unterlagen über bei ihm auf dem Gelände vorgenommene bzw. bei seinen Fahrern auf der Straße vorgenommene Kontrollen ein Jahr lang auf. Die Unterlagen sind den zuständigen Personen auf Verlangen vorzulegen. Nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht sind die Unterlagen bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten.

      

      Abschnitt 2 Organisation

      
        § 3 Zertifizierungsinfrastruktur

        Die Aufgaben der für die Umsetzung des Zertifizierungsverfahrens nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 verantwortlichen Stellen ergeben sich aus der Anlage 2.24 Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen nimmt die Aufgaben der Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates (D-Member State Authority – D-MSA) wahr. Deutsche Zertifizierungsstelle (D-Certification Authority – D-CA) ist das Kraftfahrt-Bundesamt. Die für die Kontrollgerätkartenausgabe zuständigen Behörden oder Stellen (D-Card Issueing Authorities – D-CIA’s) werden von den Ländern bestimmt.

      

      Abschnitt 3

      Kontrollsystem nach EG-Verordnungen

      
        § 4 Allgemeines

        (1) Die zum Betrieb des Kontrollgerätes nach Anhang IB zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erforderlichen Kontrollgerätkarten (Fahrer-, Werkstatt-, Unternehmens- und Kontrollkarten) werden nach den Mustern gemäß Anhang IB, Abschnitt IV zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 in Verbindung mit Anlage 325 zu dieser Verordnung gefertigt. Fahrer-, Werkstatt- und Unternehmenskarten werden auf Antrag erteilt.

        Antragsberechtigt sind:

        1. für die Fahrerkarte

        a) inländische Inhaber einer gültigen Fahrerlaubnis nach Muster 1 der Anlage 8 der Fahrerlaubnis-Verordnung,

        b) im Übrigen Inhaber einer Fahrerlaubnis eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die dazu berechtigt, Fahrzeuge zu führen, für die Lenk- und Ruhezeiten nach der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 beziehungsweise § 1 dieser Verordnung zu beachten sind,

        2. für die Werkstattkarte die nach § 57 b der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung anerkannten oder beauftragten Werkstätten, Hersteller von Kontrollgeräten sowie Fahrzeughersteller,

        3. für die Unternehmenskarte Unternehmen, deren Fahrpersonal Beförderungen durchführt, die unter die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 fallen, oder das Lenk- und Ruhezeiten nach § 1 dieser Verordnung einzuhalten hat.

        Erfolgt der Antrag auf unpersönlichem Weg, ist eine Kopie der nach den §§ 5, 7 oder 9 jeweils erforderlichen Unterlagen beizufügen. Im Rahmen des Antragsverfahrens hat für Kontrollgerätkarten nach Nr. 1 eine Überprüfung der Identität des Antragstellers sowie der Übereinstimmung der vorgelegten Kopien mit den Originalen stattzufinden.

        (2) Die Kontrollgerätkarten werden von den nach Landesrecht zuständigen Behörden oder Stellen ausgegeben.

        (3) Der Antrag auf Erneuerung der Fahrer- und Unternehmenskarte darf frühestens sechs Monate, der auf Erneuerung der Werkstattkarte frühestens einen Monat vor Ablauf der Gültigkeit der Karte gestellt werden. Den Anträgen sind die nach den §§ 5, 7 oder 9 jeweils erforderlichen Unterlagen beizufügen.

        Inhaber einer Werkstattkarte haben spätestens nach drei Jahren eine aktuelle Bescheinigung über die Anerkennung oder Beauftragung der Werkstatt nach § 57 b der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und einen Nachweis über eine erneute Schulung im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 5 vorzulegen.

        Die in Satz 3 genannten Fristen beginnen mit dem Datum des letzten Nachweises. Die in Artikel 14 Abs. 4 a Unterabs. 5 und 6, Artikel 12 Abs. 1 Unterabs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Fristen beginnen erst mit der vollständigen Vorlage aller nach den §§ 5, 7 oder 9 erforderlichen Antragsunterlagen und Angaben.

        (4) Wird eine Kontrollgerätkarte wegen Beschädigung, Fehlfunktion, Verlust oder Diebstahl einer vorhandenen Karte beantragt, hat der Antragsteller der ausstellenden Behörde oder Stelle vorzulegen:

        1. bei Verlust eine schriftliche Erklärung über den Verlust,

        2. bei Diebstahl den Nachweis einer Anzeige,

        3. bei Beschädigung oder Fehlfunktion die zu erneuernde Karte.

        Dem Antrag sind die nach den §§ 5, 7 oder 9 jeweils erforderlichen Unterlagen beizufügen.

        Der Inhaber der Kontrollgerätkarte hat auf Verlangen der Behörde oder Stelle, welche die Ersatzkarte ausstellt, eine Versicherung an Eides statt abzugeben, dass und aus welchen Gründen er die Kontrollgerätkarte nicht zurückgeben kann. Mit Ausstellung der Ersatzkarte verliert die ersetzte Karte ihre Gültigkeit. Eine wiederaufgefundene Karte ist der ausstellenden Behörde oder Stelle zurückzugeben. Beträgt die Restlaufzeit der zu ersetzenden Karte weniger als sechs Monate, ist die Karte zu erneuern. Absatz 3 Satz 5 gilt mit der Maßgabe, dass die Fristen erst beginnen, wenn alle erforderlichen Antragsunterlagen und Angaben vorliegen und die ausstellende Behörde oder Stelle Kenntnis von der Kartennummer erhält.

        (5) Bei Verlust einer Kontrollgerätkarte unterrichtet der Karteninhaber unverzüglich die Behörde oder Stelle, welche die Karte erteilt hat. Die Behörde oder Stelle meldet den Verlust dem Kontrollgerätkartenregister beim Kraftfahrt-Bundesamt.

      

      
        § 5 Fahrerkarte

        (1) Der Antragsteller hat Angaben zu seiner Muttersprache zu machen und folgende Unterlagen vorzulegen:

        1. a) als inländischer Antragsteller eine Fahrerlaubnis nach Muster 1 der Anlage 8 der Fahrerlaubnis-Verordnung,

        b) im Übrigen eine Fahrerlaubnis eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die dazu berechtigt, Fahrzeuge zu führen, für die Lenk- und Ruhezeiten nach der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 beziehungsweise § 1 dieser Verordnung zu beachten sind,

        2. einen Nachweis über den Wohnsitz im Inland und Anschrift,

        3. Nachweise über Geburts- und Familiennamen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, sowie

        4. ein Lichtbild vor hellem Hintergrund in der Größe 35 mm × 45 mm, das den Antragsteller ohne Kopfbedeckung im Halbprofil zeigt.

        (2) Die zuständige Behörde oder Stelle prüft die Richtigkeit und Vollständigkeit der vom Bewerber mitgeteilten Daten.

        (3) Jeder Fahrer erhält nur eine Fahrerkarte. Vor der Ausstellung einer Fahrerkarte erfolgen durch die zuständige Behörde oder Stelle Anfragen bei dem zentralen Fahrerlaubnisregister, dem zentralen Kontrollgerätkartenregister und den Fahrerkartenregistern der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, ob das vorgelegte Führerscheindokument gültig ist und ob dem Antragsteller bereits anderweitig eine Fahrerkarte ausgestellt wurde. Zu diesem Zweck dürfen die nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 11 und 15 der Fahrerlaubnis-Verordnung vom 18. August 1998 (BGBl. I S. 2214) in der jeweils geltenden Fassung im Fahrerlaubnisregister gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abgerufen werden.

        (4) Die Fahrerkarte darf keinem Dritten zur Nutzung überlassen werden. Der Fahrer hat die Fahrerkarte während der Fahrt mitzuführen und den zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

        (5) Die Gültigkeitsdauer der Fahrerkarte beträgt bei der Erstausstellung und Erneuerung fünf Jahre. Sie beginnt mit dem Datum der Personalisierung. Bei der Erneuerung auf Grund von Beschädigung oder Fehlfunktion beginnt sie mit dem Datum der Personalisierung. Bei der Erneuerung auf Grund des Ablaufs der Gültigkeitsdauer beginnt die Gültigkeitsdauer der neuen Fahrerkarte mit dem Tag, der dem Tag des Ablaufs der Gültigkeit der vorherigen Fahrerkarte folgt. Wird eine Fahrerkarte ersetzt, entspricht die Gültigkeitsdauer der Gültigkeitsdauer der ersetzten Karte.

      

      
        § 6 Mitführen der abgelaufenen Fahrerkarte

        Der Fahrer hat auch nach Ablauf der Gültigkeit die Fahrerkarte noch mindestens 28 Kalendertage im Fahrzeug mitzuführen. Bei Umtausch der Fahrerkarte entsprechend Artikel 14 Abs. 4 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 hat der Fahrer die Ausdrucke seiner Tätigkeiten für die dem Umtausch vorausgehenden 28 Kalendertage ebenfalls 28 Kalendertage mitzuführen.

      

      
        § 7 Werkstattkarte

        (1) Die Werkstattkarte wird nur erteilt, wenn der Antragsteller als Unternehmer oder die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen sowie die verantwortliche Fachkraft (Installateur) fachlich geeignet sind.

        (2) Der Antragsteller hat folgende Angaben zu machen und durch Unterlagen nachzuweisen:

        1. Name, Anschrift und Sitz der Werkstatt, des Herstellers von Kontrollgeräten oder des Fahrzeugherstellers,

        2. Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt des Unternehmers oder der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen,

        3. Geburts- und Familienname, Vorname, Tag und Ort der Geburt, aktuelle Wohnanschrift und Muttersprache der verantwortlichen Fachkraft, für die die Werkstattkarte beantragt wird,

        4. Anerkennung oder Beauftragung der Werkstatt nach § 57 b der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung,

        5. Schulung der verantwortlichen Fachkraft, für die die Werkstattkarte beantragt wird, entsprechend der Richtlinie für die Durchführung von Schulungen der verantwortlichen Fachkräfte, die Prüfungen der Fahrtenschreiber und Kontrollgeräte nach § 57 b Abs. 3 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung durchführen, sowie

        6. bestehendes Arbeitsverhältnis mit der verantwortlichen Fachkraft, für die die Werkstattkarte beantragt wird:

        (3) entfällt

        (4) Die zuständige Behörde oder Stelle stellt durch Abruf beim zentralen Kontrollgerätkartenregister sicher, dass die verantwortliche Fachkraft nur eine Werkstattkarte pro Arbeitsverhältnis erhält.

        (5) Die Werkstattkarte wird dem Unternehmen gegen Empfangsbestätigung ausgehändigt. Sie ist Eigentum des Unternehmens. Die zur Benutzung der Werkstattkarte erforderliche persönliche Identifikationsnummer wird der verantwortlichen Fachkraft an ihre Privatanschrift übersandt.

        (6) Die Gültigkeitsdauer der Werkstattkarte beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem Datum der Personalisierung. § 5 Abs. 5 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

      

      
        § 8 Wegfall von Erteilungsvoraussetzungen

        (1) Ist eine der Erteilungsvoraussetzungen nachträglich entfallen, so ist dies unverzüglich der zuständigen Behörde oder Stelle zu melden; die Werkstattkarte ist innerhalb einer von dieser festzusetzenden Frist an sie zurückzugeben. Die zuständige Behörde oder Stelle hat im Falle des Wegfalls der Erteilungsvoraussetzungen, insbesondere im Falle der missbräuchlichen Verwendung, die Rückgabe der Werkstattkarte zu verlangen.

        Rückgabepflichtig sind sowohl der Unternehmer, bei juristischen Personen die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen, als auch die verantwortliche Fachkraft. Scheidet die verantwortliche Fachkraft aus der Werkstatt aus, haben der Unternehmer oder die vertretungsberechtigten Personen die Werkstattkarte unverzüglich zurückzugeben. Ist dem Unternehmer oder den vertretungsberechtigten Personen eine Rückgabe nicht möglich, ist die zuständige Behörde oder Stelle unverzüglich zu unterrichten.

        (2) Wird die Werkstattkarte wegen missbräuchlicher Verwendung zurückgenommen, unterrichtet die zuständige Behörde oder Stelle das Zentrale Kontrollgerätkartenregister beim Kraftfahrt-Bundesamt.

      

      
        § 9 Unternehmenskarte

        (1) Der Antragsteller hat folgende Angaben zu machen und durch Unterlagen nachzuweisen:

        1. Name, Anschrift und Sitz des Unternehmens,

        2. Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt sowie Anschrift des Unternehmers oder der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen.

        (2) Die Unternehmenskarten werden an den Unternehmer oder die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen ausgegeben. Der Unternehmer sorgt für die ordnungsgemäße Verwendung der Karten.

        (3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass zu Beginn und am Ende des Fahrzeugeinsatzes für das Unternehmen die Unternehmenskarte in das Kontrollgerät eingegeben wird, um den Einsatz des Fahrzeugs dem Unternehmen zuzuordnen.

        (4) Die Gültigkeitsdauer der Unternehmenskarte beträgt fünf Jahre. Sie beginnt mit dem Datum der Personalisierung. § 5 Abs. 5 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

      

      
        § 10 Kontrollkarte

        Die Kontrollkarten werden an die für die Kontrolle der Sozialvorschriften im Straßenverkehr zuständigen Behörden und Stellen ausgegeben. Die Kontrollkarte weist die Kontrollbehörde aus und ermöglicht das Lesen, Ausdrucken und Herunterladen der im Massespeicher des Kontrollgerätes oder auf Fahrerkarten gespeicherten Daten. Die Gültigkeitsdauer der Kontrollkarte beträgt fünf Jahre.

      

      Abschnitt 4

      Zentrales Kontrollgerätkartenregister

      
        § 11 Führung und Zweckbestimmung des Registers

        (1) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt nach § 2 Nr. 4 des Fahrpersonalgesetzes das Zentrale Kontrollgerätkartenregister zum Nachweis der von den zuständigen Behörden oder Stellen ausgegebenen Kontrollgerätkarten im Sinne des Anhangs IB Abschnitt IV zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85. Darin werden erfasst die Identifizierungsdaten der Fahrer, verantwortlichen Fachkräfte, Unternehmen und Behörden, denen Fahrer-, Werkstatt-, Unternehmens- oder Kontrollkarten ausgestellt worden sind, und die Identifizierungsdaten der ausgestellten, abhanden gekommenen und defekten Fahrer-, Werkstatt-, Unternehmens- und Kontrollkarten.

        (2) Das Register wird geführt zur Speicherung von Identifizierungsdaten, die erforderlich sind, um feststellen zu können, welche Karten eine Person, ein Unternehmen oder eine Kontrollbehörde besitzt oder welche Karten abhanden gekommen oder beschädigt sind.

      

      
        § 12 Inhalt des Registers

        Im Zentralen Kontrollgerätkartenregister werden gespeichert über

        1. Fahrerkarten folgende Daten:

        a) Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht,

        b) Kontrollgerätkartennummer und die vom Chiphersteller eingebrachte Chipkennung,

        c) Tag des Beginns und des Ablaufs der Gültigkeit der Fahrerkarte,

        d) Tag der Produktion der Fahrerkarte,

        e) Status der Fahrerkarte,

        f) antragsbearbeitende und mitteilende Behörde oder Stelle einschließlich der für die Antragsbearbeitung verantwortlichen Person,

        g) Fahrerlaubnisnummer einschließlich Ausgabestaat,

        h) bei Verlust oder Diebstahl das Datum des Abhandenkommens der Fahrerkarte;

        2. Werkstattkarten folgende Daten:

        a) Name und Anschrift der Werkstatt, des Herstellers von Kontrollgeräten oder des Fahrzeugherstellers, bei der Anschrift zusätzlich die statistische Kennziffer des Firmensitzes sowie der Standortgemeinde und des Gemeindeteils,

        b) Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht des Unternehmers, bei juristischen Personen der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen,

        c) Geburts- und Familienname, Vorname, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht der Person, auf die die Karte nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 ausgestellt wurde,

        d) Kontrollgerätkartennummer und die vom Chiphersteller eingebrachte Chipkennung,

        e) Tag des Beginns und des Ablaufs der Gültigkeit der Werkstattkarte,

        f) Tag der Produktion der Werkstattkarte,

        g) Status der Werkstattkarte,

        h) antragsbearbeitende und mitteilende Behörde oder Stelle einschließlich der für die Antragsbearbeitung verantwortlichen Person,

        i) Werkstattkarte;bei Verlust oder Diebstahl das Datum des Abhandenkommens der

        3. Unternehmenskarten folgende Daten:

        a) Name und Anschrift des Unternehmens sowie die statistische Kennziffer des Firmensitzes, der Standortgemeinde und des Gemeindeteils,

        b) Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht des Unternehmers, bei juristischen Personen der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Personen,

        c) Kontrollgerätkartennummer und die vom Chiphersteller eingebrachte Chipkennung,

        d) Tag des Beginns und des Ablaufs der Gültigkeit der Unternehmenskarte,

        e) Tag der Produktion der Unternehmenskarte,

        f) antragsbearbeitende und mitteilende Behörde oder Stelle einschließlich der für die Antragsbearbeitung verantwortlichen Person,

        g) Status der Unternehmenskarte,

        h) bei Verlust oder Diebstahl das Datum des Abhandenkommens der Unternehmenskarte;

        4. Kontrollkarten folgende Daten:

        a) Name und Anschrift der Behörde,

        b) Kontrollgerätkartennummer und die vom Chiphersteller eingebrachte Chipkennung,

        c) Tag des Beginns und des Ablaufs der Gültigkeit der Kontrollkarte,

        d) Tag der Produktion der Kontrollkarte,

        e) Status der Kontrollkarte,

        f) bei Verlust oder Diebstahl das Datum des Abhandenkommens der Kontrollkarte.

      

      
        § 13 Löschung von Eintragungen im Zentralen Kontrollgerätkartenregister

        Die Daten über Kontrollgerätkarten werden fünf Jahre nach Ablauf der Gültigkeitsdauer gelöscht.

      

      
        § 14 Mitteilung an das Zentrale Kontroll gerätkartenregister im automatisierten Dialogverfahren

        (1) Die für die Antragsbearbeitung zuständige Behörde oder Stelle teilt dem Zentralen Kontrollgerätkartenregister unverzüglich die zu speichernden oder zu einer Änderung einer Eintragung führenden Daten im automatisierten Dialogverfahren mit; sie teilt dem Personalisierer die zur Personalisierung notwendigen Daten mit.

        (2) Zuständige ausländische Stellen sind berechtigt, Statusänderungen zu Kontrollgerätkarten im automatisierten Dialogverfahren an das Zentrale Kontrollgerätkartenregister zu übermitteln.

        (3) Der Personalisierer teilt dem Zentralen Kontrollgerätkartenregister unverzüglich jeweils nach Produktion und Versand einer Kontrollgerätkarte eine entsprechende Information hierüber mit.

      

      
        § 15 Übermittlung von Daten an inländische Behörden und Stellen durch Abruf im automatisierten Verfahren

        Die im Zentralen Kontrollgerätkartenregister gespeicherten Daten dürfen an die hierfür zuständigen Behörden und Stellen durch Abruf im automatisierten Verfahren übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist

        1. für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder darauf beruhender Rechtsvorschriften,

        2. für Verkehrs- oder Grenzkontrollen,

        3. für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten,

        4. für die Verfolgung von Straftaten.

      

      
        § 16 Übermittlung von Daten an ausländische Behörden und Stellen durch Abruf im automatisierten Verfahren

        Die im Zentralen Kontrollgerätkartenregister über Fahrerkarten und Werkstattkarten gespeicherten Daten dürfen an die hierfür zuständigen Behörden und Stellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder den Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum durch Abruf im automatisierten Verfahren übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist

        1. für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder darauf beruhender Rechtsvorschriften,

        2. für Verkehrskontrollen,

        3. zur Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Straßenverkehrs oder

        4. zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr stehen.

      

      
        § 17 Einrichtung und Betrieb der automatisierten Abrufverfahren

        Die Einrichtung und der Betrieb der automatisierten Abrufverfahren richten sich nach den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes.

      

      Abschnitt 5 Ausnahmen

      
        § 18 Ausnahmen gemäß Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EWG) 3821/85

        (1) Gemäß Artikel 13 Abs. I der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 werden im Geltungsbereich des Fahrpersonalgesetzes folgende Fahrzeugkategorien von der Anwendung der Artikel 5 bis 9 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgenommen:

        1. Fahrzeuge, die im Eigentum von Behörden stehen oder von diesen ohne Fahrer angemietet oder geleast sind, um Beförderungen im Straßenverkehr durchzuführen, die nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen,

        2. Fahrzeuge, die von Landwirtschafts-, Gartenbau-, Forstwirtschaft- oder Fischereiunternehmen zur Güterbeförderung, insbesondere auch zur Beförderung lebender Tiere, im Rahmen der eigenen unternehmerischen Tätigkeit in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens verwendet oder von diesen ohne Fahrer angemietet werden,

        3. Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die für land- oder forstwirtschaftliche Tätigkeiten in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens verwendet werden, das das Fahrzeug besitzt, anmietet oder least,

        4. Fahrzeuge oder Fahrzeugkombination mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 Tonnen, die in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens

        a) Von Postdienstleistern, die Universaldienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1 der Post-Universaldienstleistungsverordnung vom 15. Dezember 1999 (BGBI. I S. 2418), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 26 des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung erbringen, zum Zwecke der Zustellung von Sendungen im Rahmen des Universaldienstes oder

        b) zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen, die der Fahrer zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit benötigt, z. B. Fahrzeuge mit jeweils für diesen Zweck bestimmter, besonderer Ausstattung, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf dienen,26

        verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt,

        5. Fahrzeuge, die ausschließlich auf Inseln mit einer Fläche von nicht mehr als 2.300 km2 verkehren, die mit den übrigen Teilen des Hoheitsgebiets weder durch eine befahrbare Brücke, Furt oder einen befahrbaren Tunnel verbunden sind,

        6. Fahrzeuge, die im Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens zur Güterbeförderung mit Druckerdgas-, Flüssiggas- oder Elektroantrieb verwendet werden und deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 7,5 t nicht übersteigt,

        7. Fahrzeuge, die zum Fahrschulunterricht und zur Fahrprüfung zwecks Erlangung der Fahrerlaubnis oder eines beruflichen Befähigungsnachweises dienen, sofern diese Fahrzeuge nicht für die gewerbliche Person- oder Güterbeförderung verwendet werden,

        8. Fahrzeuge, die in Verbindung mit der Instandhaltung von Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung, Straßenunterhaltung und -kontrolle, Hausmüllabfuhr, Telegramm- und Telefondienstleistungen, Rundfunk und Fernsehen sowie zur Erfassung von Radio- bzw. Fernsehsendern oder -geräten eingesetzt werden,

        9. Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur nicht gewerblichen Personenbeförderung verwendet werden,

        10. Spezialfahrzeuge, die zum Transport von Ausrüstungen des Zirkus- oder Schaustellergewerbes verwendet werden,

        11. speziell für mobile Projekte ausgerüstete Fahrzeuge, die hauptsächlich im Stand zu Lehrzwecken verwendet werden,

        12. Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 100 Kilometern zum Abholen von Milch bei landwirtschaftlichen Betrieben, zur Rückgabe von Milchbehältern oder zur Lieferung von Milcherzeugnissen für Futterzwecke an diese Betriebe verwendet werden,

        13. Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte,

        14. Fahrzeuge, die in einem Umkreis von 250 Kilometern vom Standort des Unternehmens zum Transport tierischer Nebenprodukte im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung verwendet werden,

        15. Fahrzeuge, die ausschließlich auf Straßen in Güterverteilzentren wie Häfen, Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs und Eisenbahnterminals verwendet werden und

        16. Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 50 km für die Beförderung lebender Tiere von den landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen Märkten und umgekehrt oder von den Märkten zu den lokalen Schlachthäusern verwendet werden.

        (2) Abweichend von Artikel 5 Abs. 2 Satz I der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 beträgt bei Beförderungen in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Fahrzeugs das Mindestalter der Beifahrer zum Zwecke der Berufsausbildung 16 Jahre.

      

       Abschnitt 6

      Europäisches Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR)

      
        § 19 Kontrollgeräte nach dem Europäischen Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR)

        Auf Grund der Artikel 3 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1 des AETR in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hat der Unternehmer in Fahrzeuge, die dem AETR unterliegen und mit denen das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland befahren wird, vor Antritt derartiger Fahrten Kontrollgeräte einbauen zu lassen. Die Kontrollgeräte nach Satz 1 sind von dem Fahrer zu benutzen. Die Kontrollgeräte sind nach den Artikeln 10 bis 14 des Anhangs zum AETR zu betreiben. Bauart, Einbau, Benutzung und Prüfung der Kontrollgeräte richten sich nach den Vorschriften des AETR einschließlich seines Anhangs und der Anlagen. Kontrollgeräte im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 erfüllen die Anforderungen nach Satz 4.

      

      Abschnitt 7

      Sonstige Vorschriften

      
        § 20 Nachweis über berücksichtigungsfreie Tage

        (1) Selbstfahrende Unternehmer und Fahrer, die die in Artikel 15 Abs. 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder Kapitel III Artikel 12 des Anhangs zum AETR oder dieser Verordnung vorgeschriebenen Nachweise nicht oder nicht vollständig vorgeschriebenen Nachweise nicht oder nicht vollständig vorlegen können, weil sie an einem oder mehreren der vorausgegangenen 28 Kalendertage

        1. ein Fahrzeug gelenkt haben, für dessen Führen eine Nachweispflicht nicht besteht,

        2. erkrankt waren,

        3. sich im Urlaub befanden oder

        4. aus anderen Gründen kein Fahrzeug gelenkt haben,

        haben bei einer Kontrolle, soweit diese Zeiten nicht durch manuelle Nachträge nach Absatz 2a oder Absatz 2b belegt werden, den zuständigen Personen auf Verlangen eine entsprechende Bescheinigung des Unternehmers vorzulegen. Die Bescheinigung darf nicht handschriftlich ausgefüllt sein. Der Unternehmer hat den betroffenen Fahrern die Bescheinigung vor Fahrtantritt unter Angabe der Gründe für das Fehlen von Arbeitszeitnachweisen auszustellen, auszuhändigen und dafür Sorge zu tragen, dass der Fahrer die Bescheinigung während der Fahrt mit sich führt oder die manuellen Nachträge nach Absatz 2a oder Absatz 2b vornimmt.

        Der selbstfahrende Unternehmer hat die Bescheinigung vor Fahrtantritt auszustellen und zu unterzeichnen und manuelle Nachträge nach Absatz 2a oder Absatz 2b vorzunehmen. Im Übrigen ist die Bescheinigung vom Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, oder einer von ihm beauftragten Person, die nicht der Fahrer selbst sein darf, und vom Fahrer zu unterzeichnen.

        Nach Ablauf der Mitführungspflicht hat der Fahrer die Bescheinigung unverzüglich im Unternehmen abzugeben.

        (2) Die Bescheinigung nach Absatz 1 darf auch als Telefax oder digitalisierte Kopie zur Verfügung gestellt werden. In den Fällen, in denen eine solche Bescheinigung nicht ausgestellt werden konnte, hat der Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, auf Verlangen der zuständigen Kontrollbehörde oder –stelle nachträglich eine Bescheinigung auszustellen oder vorzulegen.

        (2a) Manuelle Nachträge im Sinne des Absatz 1 Satz 1 müssen bei Verwendung eines Kontrollgeräts nach Anhand IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vor Fahrtantritt mittels der manuellen Eingabevorrichtung des Kontrollgerätes auf der Fahrerkarte erfolgen.

        (2b) Manuelle Nachträge im Sinne des Absatz 1 Satz 1 müssen bei Verwendung eines Kontrollgerätes nach Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder eines Nachweises nach § 1 Absatz 6 vor Fahrtantritt lesbar unter Verwendung der in Artikel 15 Absatz 3 Buchstaben b bis d der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 aufgeführten Zeichen erfolgen. Der Nachtrag ist auf der Rückseite des nächsten im Anschluss an den berücksichtigungsfreien Zeitraum verwendeten Schaublatts oder auf einem Nachweis nach § 1 Absatz 6 vorzunehmen. Bei Bedarf können auch mehrere Schaublätter beziehungsweise Nachweise nach § 1 Absatz 6 benutz werden.

        (3) Der Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, hat die Bescheinigungen ab dem Zeitpunkt der Rückgabe durch den Fahrer ein Jahr außerhalb des Fahrzeugs aufzubewahren und den Fahrern auf Verlangen eine Kopie auszuhändigen. Nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht sind die Bescheinigungen bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten.

      

      
        § 20 a Verantwortlichkeiten

        (1) Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, ihren Betrieb nach Maßgabe von Artikel 10 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu organisieren. Dies gilt auch für Fahrten im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Drittstaates.

        (2) Neben den Verkehrsunternehmen sind auch die mit diesen in geschäftlicher Verbindung stehenden Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen für die Einhaltung der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der vorliegenden Verordnung verantwortlich.

        (3) Die Verkehrsunternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen stellen sicher, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungszeitpläne nicht gegen die Verordnung (EG) 561/2006 verstoßen.

      

      Abschnitt 8 Ordnungswidrigkeiten 

      
        § 21 Ordnungswidrigkeiten

        (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen § 1 Abs. 5 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass die dort genannten Vorschriften eingehalten werden,

        1a. entgegen § 1 Absatz 6 Satz 7 Nummer 1 geeignete Vordrucke nicht, nicht rechtzeitig oder nicht in ausreichender Anzahl aushändigt.

        2. entgegen § 1 Abs. 6 Satz 7 Nr. 2 oder 3 jeweils auch in Verbindung mit Abs. 7 Satz 3 eine Aufzeichnung oder ein Schaublatt nicht oder nicht rechtzeitig prüft oder nicht, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder eine Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig ergreift,

        3. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 ein Schaublatt nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, oder nicht dafür sorgt, dass das Kontrollgerät oder der Fahrtschreiber benutzt wird,

        4. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die Daten des Fahrzeugspeichers übertragen und gespeichert werden,

        5. entgegen § 2 Abs. 5 Satz 1 oder 2 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Daten kopiert werden,

        6. entgegen § 2 Abs. 5 Satz 4 Daten nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

        7. entgegen § 2 Abs. 5 Satz 5 eine Sicherheitskopie nicht oder nicht rechtzeitig erstellt,

        8. entgegen § 2 Abs. 6 Satz 1 Daten nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

        8a. entgegen § 2a Satz 1 oder Satz 2 eine dort genannte Unterlage nicht oder nicht mindestens ein Jahr aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

        9. entgegen § 9 Absatz 3 nicht dafür sorgt, dass die Unternehmenskarte in das Kontrollgerät eingegeben wird.

        10. entgegen § 19 Satz 1 ein Kontrollgerät nicht oder nicht rechtzeitig einbauen lässt,

        11. entgegen § 20 Absatz 1 Satz 2, 3, 4 oder 5, Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 1 eine dort genannte Bescheinigung nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig ausstellt, nicht oder nicht aushändigt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder nicht mindestens ein Jahr aufbewahrt oder

        12. entgegen § 20 Absatz1 Satz 3 nicht dafür Sorge trägt, dass der Fahrer die Bescheinigung während der Fahrt mit sich führt oder einen dort genannten manuellen Nachtrag vornimmt.

        (2) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Fahrer vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen § 1 Abs. 1 oder 3 Nr. 1 Satz 1 oder Nr. 2 Satz 2 Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen oder Ruhezeiten nicht einhält,

        2. entgegen § 1 Abs. 6 Sätze 1 bis 6, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 7 Satz 3, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt oder eine Aufzeichnung oder ein Schaublatt nicht mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,

        3. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 1 ein Kontrollgerät oder einen Fahrtschreiber nicht oder nicht richtig betreibt,

        4. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 2 die Schicht oder die Pausen auf dem Schaublatt nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig vermerkt,

        5. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 4 die Schaublätter nicht mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Prüfung aushändigt,

        6. entgegen § 2 Abs. 1 ein Kontrollgerät nicht oder nicht richtig bedient oder die Benutzerführung nicht oder nicht richtig beachtet,

        7. entgegen § 2 Abs. 2 einen dort genannten Zeitraum auf der Fahrerkarte nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig einträgt,

        8. (weggefallen)

        9. entgegen § 2 Abs. 3 Satz 1 einen Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

        10. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 3 den Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig weiterleitet,

        11. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 1 die Fahrerkarte einem Dritten zur Nutzung überlässt,

        12. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 2 die Fahrerkarte nicht mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Prüfung aushändigt,

        13. entgegen § 6 die abgelaufene Fahrerkarte oder den Ausdruck nicht oder nicht mindestens 28 Kalendertage mitführt,

        14. entgegen § 19 Satz 2 ein Kontrollgerät nicht benutzt,

        15. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 1 eine Bescheinigung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

        16. entgegen § 20 Absatz 1 Satz 5 eine Bescheinigung als beauftragte Person unterzeichnet oder

        17. entgegen § 20 Absatz 1 Satz 6 eine Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig abgibt.

        (3) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr.

        4 Buchstabe a des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Werkstattinhaber oder als verantwortliche Fachkraft (Installateur) vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz den Wegfall der Erteilungsvoraussetzungen nicht meldet oder

        2. entgegen § 4 Abs. 4 Satz 5 oder § 8 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, in Verbindung mit Satz 3 oder Satz 5 eine Werkstattkarte nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt.

      

      
        § 22 Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85

        (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. I Nr. I Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Ni. 3820/55 des Rates vom 20. Dezember 1985 über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr (ABI. EG Ni. L 370 S. I , 1986 Nr. L 206 S. 36), die zuletzt durch Artikel 28 der Verordnung (EG) Ni. 561/2006 geändert worden ist, einen Fahrer einsetzt, der das dort festgesetzte Mindestalter nicht erreicht hat

        (2) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. I Nr. 2 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Fahrer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 ein Fahrzeug führt, ohne das dort festgesetzte Mindestalter erreicht zu haben.

      

      
        § 23 Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

        (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Unternehmer gegen die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABl. EG Nr. L 370 S. 8), zuletzt geändert durch Artikel 26 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 (ABI. EU Nr. L 102 S. 1), verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen Artikel 3 Abs. 1 erster Halbsatz ein Kontrollgerät nicht einbaut oder nicht benutzt,

        2. entgegen Artikel 13 für das ordnungsgemäße Funktionieren des Kontrollgeräts oder die ordnungsgemäße Benutzung des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte nicht sorgt,

        3. entgegen Artikel 14 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1 eine ausreichende Anzahl Schaublätter nicht aushändigt,

        4. entgegen Artikel 14 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 2 ein Schaublatt aushändigt, das sich für das eingebaute Kontrollgerät nicht eignet,

        5. entgegen Artikel 14 Abs. 1 Unterabs. 2 nicht dafür Sorge trägt, dass der dort genannte Ausdruck ordnungsgemäß erfolgen kann,

        6. entgegen Artikel 14 Abs. 2 Satz 3, ein Schaublatt nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt oder

        7. entgegen Artikel 16 Abs. 1 Unterabs. 1, auch in Verbindung mit Unterabs. 2, eine Reparatur nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig durchführen lässt.

        (2) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Fahrer gegen die VO (EWG) Nr. 3821/85 verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen Artikel 3 Abs. 1 erster Halbsatz ein Kontrollgerät nicht benutzt,

        2. entgegen Artikel 13 für das ordnungsge mäße Funktionieren des Kontrollgeräts oder die ordnungsgemäße Benutzung des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte nicht sorgt,

        3. entgegen Artikel 14 Abs. 1 Unterabs. 2 nicht dafür Sorge trägt, dass der dort genannte Ausdruck ordnungsgemäß erfolgen kann,

        4. entgegen Artikel 14 Abs. 4 Buchstabe a Unterabs. 3 Satz 2 oder 3 eine andere Fahrerkarte, eine defekte Fahrerkarte oder eine Fahrerkarte, deren Gültigkeit abgelaufen ist, benutzt,

        5. entgegen Artikel 15 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 2 oder 3 ein Schaublatt oder eine Fahrerkarte verwendet oder entnimmt,

        6. entgegen Artikel 15 Abs. 1 Unterabs. 5 einen Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig fertigt oder eine dort genannte Angabe oder eine dort genannte Zeit nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig einträgt,

        7. entgegen Artikel 15 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 1 ein Schaublatt oder eine Fahrerkarte nicht benutzt,

        8. entgegen Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2 oder Unterabsatz 4 oder Absatz 5 Buchstabe e eine Eintragung oder eine Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht vor Fahrtantritt vornimmt,

        9. einer Vorschrift des Artikels 15 Abs. 3 über die Zeitmarkierung auf dem Schaublatt oder das Betätigen der Schaltvorrichtung des Kontrollgerätes zuwiderhandelt,

        9a. entgegen Artikel 15 Absatz 5 Buchstabe a bis c oder Buchstabe d eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig einträgt,

        10. entgegen Artikel 15 Abs. 5 a Unterabs. 1 Satz 1 ein Symbol nicht oder nicht richtig eingibt,

        11. entgegen Artikel 15 Abs. 7 Buchstabe a oder b ein Schaublatt, die Fahrerkarte, einen Ausdruck oder eine handschriftliche Aufzeichnung nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

        12. entgegen Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 1 eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht für die vorgeschriebene Dauer vermerkt,

        13. entgegen Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 2 eine Angabe nicht oder nicht rechtzeitig aus drucken lässt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder den Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig mit der Unterschrift versieht oder

        14. entgegen Artikel 16 Abs. 3 Unterabs. 3 die Fahrt ohne Fahrerkarte fortsetzt.

        (3) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Werkstattinhaber oder als Installateur vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 12 Abs. 1 Unterabs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ein Kontrollgerät einbaut oder repariert.

        (4) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buchstabe b oder Nr. 4 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Unternehmer, Fahrer, Werkstattinhaber oder als Installateur vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 15 Abs. 8 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 Aufzeichnungen auf dem Schaublatt verfälscht, unterdrückt oder vernichtet oder Speicherinhalte des Kontrollgeräts oder der Fahrerkarte oder die ausgedruckten Dokumente von dem Kontrollgerät nach Anhang IB verfälscht, unterdrückt oder vernichtet oder eine Einrichtung hierfür im Fahrzeug bereithält.

      

      
        § 24 Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung (EG) Nr. 2135/98

        Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Fahrer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 2 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 2135/98 des Rates vom 24. September 1998 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr und der Richtlinie 88/599/EWG über die Anwendung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 (ABl. EG Nr. L 274 S. 1), die durch die Verordnung (EG) Nr. 1360/2002 der Kommission vom 13. Juni 2002 (ABl. EG Nr. L. 207 S. 1), geändert worden ist, eine Angabe nicht oder nicht rechtzeitig ausdruckt oder nicht oder nicht rechtzeitig überträgt oder das ausgedruckte Dokument nicht oder nicht rechtzeitig unterzeichnet.

      

      
        § 25 Zuwiderhandlungen gegen das AETR

        (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Unternehmer gegen das Europäische Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 1985 (BGBl. 1985 II S. 889), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. November 2011 (BGBl. 2011 II S. 1095) geändert worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen Artikel 5 einen Fahrer einsetzt, der die dort genannten Voraussetzungen nicht erfüllt,

        2. entgegen Artikel 11 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3, Artikel 7 Absatz 1 oder Artikel 8 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3, 5, 6 Buchstabe a oder Buchstabe c Satz 1, 3 oder Satz 4 oder Absatz 7 den Fahrbetrieb nicht oder nicht richtig organisiert,

        3. entgegen Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 einen festgestellten Verstoß gegen das Übereinkommen nicht oder nicht rechtzeitig abstellt oder eine dort genannte Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig trifft,

        4. entgegen Artikel 10 des Anhangs für das einwandfreie Funktionieren oder die ordnungsgemäße Benutzung des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte nicht sorgt,

        5. entgegen Artikel 11 Absatz 1 des Anhangs ein dort genanntes Schaublatt nicht oder nicht richtig aushändigt oder nicht dafür Sorge trägt, dass ein dort genannter Ausdruck erfolgen kann,

        6. entgegen Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a Satz 1 des Anhangs ein Schaublatt oder eine Kopie nicht oder nicht mindestens ein Jahr aufbewahrt,

        7. entgegen Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a Satz 3 des Anhangs ein Schaublatt nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,

        8. entgegen Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b Nummer ii des Anhangs nicht sicherstellt, dass alle Daten aus der Fahrzeugeinheit und der Fahrerkarte heruntergeladen werden oder mindestens zwölf Monate aufbewahrt werden und die Daten auf Verlangen zur Verfügung stehen,

        9. entgegen Artikel 12 Absatz 8 Satz 1 des Anhangs eine Aufzeichnung auf dem Schaublatt, den Speicherinhalt des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte oder ein ausgedrucktes Dokument verfälscht, unterdrückt oder vernichtet oder

        10. entgegen Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Anhangs eine Reparatur nicht oder nicht rechtzeitig durchführen lässt.

        (2) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Fahrer gegen das Europäische Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen Artikel 5 ein Fahrzeug führt, ohne das dort festgelegte Mindestalter erreicht zu haben oder ohne einer dort festgesetzten Anforderung zu entsprechen,

        2. entgegen Artikel 6 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3, Artikel 7 Absatz 1 oder Artikel 8 Absatz 1, 2, 5, 6 oder 7 oder Artikel 8 bis eine Lenkzeit, eine Unterbrechung oder eine Ruhezeit nicht einhält,

        3. entgegen Artikel 6 Absatz 5 Satz 1 eine dort genannte Zeit nicht oder nicht richtig festhält,

        4. entgegen Artikel 9 Satz 2 Art oder Grund einer Abweichung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig vermerkt,

        5. entgegen Artikel 10 des Anhangs für das einwandfreie Funktionieren und die ordnungsgemäße Benutzung des Kontrollgerätes sowie der Fahrerkarte nicht sorgt,

        6. entgegen Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Anhangs nicht dafür Sorge trägt, dass ein dort genannter Ausdruck erfolgen kann,

        7. entgegen Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 oder Unterabsatz 2 des Anhangs ein angeschmutztes oder beschädigtes Schaublatt verwendet oder dem Reserveblatt das beschädigte Schaublatt nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beifügt,

        8. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a Satz 1 des Anhangs ein Schaublatt oder eine Fahrerkarte nicht oder nicht rechtzeitig benutzt,

        9. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a Satz 2 oder Satz 3 des Anhangs ein Schaublatt oder eine Fahrerkarte entnimmt oder über den dort genannten Zeitraum hinaus verwendet,

        10. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b oder Buchstabe c oder Absaz 5 Buchstabe e des Anhangs eine Eintragung oder eine Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht vor Fahrtantritt vornimmt,

        10a. entgegen Artikel 12 Absatz 3 zweiter Gedankenstrich des Anhangs die Schaltvorrichtung nicht richtig betätigt,

        10b. entgegen Artikel 12 Absatz 5 Buchstabe a bis c oder Buchstabe d des Anhangs eine dort genannte Aufgabe nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig einträgt,

        10c. entgegen Artikel 12 Absatz 5 bis Satz 1 des Anhang ein Symbol nicht richtig eingibt,

        11. entgegen Artikel 12 Absatz 7 Buchstabe a oder Buchstabe b des Anhangs ein dort genanntes Schaublatt, eine Fahrerkarte oder einen dort genannten Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

        11a. entgegen Artikel 12 Absatz 8 Satz 1 des Anhang eine Aufzeichnung auf dem Schaublatt, den Speicherinhalt des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte oder ein ausgedrucktes Dokument verfälscht, unterdrückt oder vernichtet,

        12. entgegen Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a des Anhangs eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vermerkt oder

        13. entgegen Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i des Anhangs eine Angabe nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ausdruckt, den Ausdruck nicht oder nicht rechtzeitig mit der Unterschrift versieht oder eine Zeit nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig einträgt.

        (3) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Fahrpersonalgesetzes handelt, wer als Werkstattinhaber oder Installateur gegen das Europäische Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 des Anhangs ein Kontrollgerät einbaut oder repariert oder

        2. entgegen Artikel 12 Absatz 8 Satz 1 des Anhangs eine Aufzeichnung auf dem Schaublatt, den Speicherinhalt des Kontrollgerätes oder der Fahrerkarte oder ein ausgedrucktes Dokument verfälscht, unterdrückt oder vernichtet.

      

      Abschnitt 9

      Übergangsvorschriften

      
        § 26

        Kontrollgerätkarten, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung von den zuständigen Behörden oder Stellen in einem vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen geregelten Verfahren erteilt worden sind, gelten als wirksam erteilt im Sinne der §§ 4, 5, 7 und 9 dieser Verordnung.

      

    

    
      9.3.4. Arbeitszeitgesetz vom 6. Juni 1994, zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 2013 (BGBI. I S. 868)

      – auszugsweise –

      Erster Abschnitt

      Allgemeine Vorschriften

      
        § 1 Zweck des Gesetzes

        Zweck des Gesetzes ist es,

        1. die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland und in der ausschließlichen Wirtschaftszone bei der Arbeitszeitgestaltung zu gewährleisten und die Rahmenbedingungen für flexible Arbeitszeiten zu verbessern sowie

        2. den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung der Arbeitnehmer zu schützen.

      

      
        § 2 Begriffsbestimmungen

        (1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen; Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Im Bergbau unter Tage zählen die Ruhepausen zur Arbeitszeit.

        (2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten.

        (3) Nachtzeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit von 23 bis 6 Uhr, in Bäckereien und Konditoreien die Zeit von 22 bis 5 Uhr.

        (4) Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfasst.

        (5) Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeitnehmer, die

        1. aufgrund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nachtarbeit in Wechselschicht zu leisten haben oder

        2. Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.

      

      Zweiter Abschnitt

      Werktägliche Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeiten

      
        § 3 Arbeitszeit der Arbeitnehmer

        Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf acht Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlängert werden, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden.

      

      
        § 4 Ruhepausen

        Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen nach Satz 1 können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. Länger als sechs Stunden hintereinander dürfen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden.

      

      
        § 5 Ruhezeit

        (1) Die Arbeitnehmer müssen nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden haben.

        (2) Die Dauer der Ruhezeit des Absatzes 1 kann in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen, in Gaststätten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung und Beherbergung, in Verkehrsbetrieben, beim Rundfunk sowie in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung um bis zu eine Stunde verkürzt werden, wenn jede Verkürzung der Ruhezeit innerhalb eines Kalendermonats oder innerhalb von vier Wochen durch Verlängerung einer anderen Ruhezeit auf mindestens zwölf Stunden ausgeglichen wird.

        (4) Aufgehoben

      

      
        § 6 Nacht- und Schichtarbeit

        (1) (nicht abgedruckt)

        (2) Die werktägliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmer darf acht Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlängert werden, wenn abweichend von § 3 innerhalb von einem Kalendermonat oder innerhalb von vier Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Für Zeiträume, in denen Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 Abs. 5 Nr. 2 nicht zur Nachtarbeit herangezogen werden, findet § 3 Satz 2 Anwendung.

        (3) (nicht abgedruckt)

      

      
        § 7 Abweichende Regelungen

        (1) In einem Tarifvertrag oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden,

        1. abweichend von § 3

        a) die Arbeitszeit über zehn Stunden werktäglich zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt,

        b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,

        2. abweichend von § 4 Satz 2 die Gesamtdauer der Ruhepausen in Schichtbetrieben und Verkehrsbetrieben auf Kurzpausen von angemessener Dauer aufzuteilen,

        3. abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeit um bis zu zwei Stunden zu kürzen, wenn die Art der Arbeit dies erfordert und die Kürzung der Ruhezeit innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums ausgeglichen wird,

        4. abweichend von § 6 Abs. 2

        a) die Arbeitszeit über zehn Stunden werktäglich hinaus zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt,

        b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen, 5. den Beginn des siebenstündigen Nachtzeitraums des § 2 Abs. 3 auf die Zeit zwischen 22 und 24 Uhr festzulegen.

        (2) Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer durch einen entsprechenden Zeitausgleich gewährleistet wird, kann in einem Tarifvertrag oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung ferner zugelassen werden,

        1. abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeiten bei Rufbereitschaft den Besonderheiten dieses Dienstes anzupassen, insbesondere Kürzungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen während dieses Dienstes zu anderen Zeiten auszugleichen,

        2. die Regelungen der §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 in der Landwirtschaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie den Witterungseinflüssen anzupassen,

        3. die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen der Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend anzupassen,

        4. die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie bei anderen Arbeitgebern, die der Tarifverbindung eines für den öffentlichen Dienst geltenden oder eines im Wesentlichen inhaltsgleichen Tarifvertrags unterliegen, der Eigenart der Tätigkeit bei diesen Stellen anzupassen.

        (2 a) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienst vereinbarung kann abweichend von den §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 zugelassen werden, die werktägliche Arbeitszeit auch ohne Ausgleich über acht Stunden zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt und durch besondere Regelungen sichergestellt wird, dass die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.

        (3) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach Absatz 1, 2 oder 2 a können abweichende tarifvertragliche Regelungen im Betrieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung oder, wenn ein Betriebs- oder Personalrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer übernommen werden. Können auf Grund eines solchen Tarifvertrags abweichende Regelungen in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung getroffen werden, kann auch in Betrieben eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers davon Gebrauch gemacht werden. Eine nach Absatz 2 Nr. 4 getroffene abweichende tarifvertragliche Regelung hat zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen ihnen die Anwendung der für den öffentlichen Dienst geltenden tarifvertrag-lichen Bestimmungen vereinbart ist und die Arbeitgeber die Kosten des Betriebs überwiegend mit Zuwendungen im Sinne des Haushaltsrechts decken.

        (4) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften können die in Absatz 1, 2 oder 2 a genannten Abweihungen in ihren Regelungen vorsehen.

        (5) In einem Bereich, in dem Regelungen durch Tarifvertrag üblicherweise nicht getroffen werden, können Ausnahmen im Rahmen des Absatzes 1, 2 oder 2 a durch die Auf sichtsbehörde bewilligt werden, wenn dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.

        (6) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen im Rahmen der Absätze 1 oder 2 zulassen, sofern dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.

        (7) Auf Grund einer Regelung nach Absatz 2 a oder den Absätzen 3 bis 5 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 a darf die Arbeitszeit nur verlängert werden, wenn der Arbeitnehmer schriftlich eingewilligt hat. Der Arbeitnehmer kann die Einwilligung mit einer Frist von sechs Monaten schriftlich widerrufen. Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht benachteiligen, weil dieser die Einwilligung zur Verlängerung der Arbeitszeit nicht erklärt oder die Einwilligung widerrufen hat.

        (8) Werden Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 2 bis 4 oder solche Regelungen auf Grund der Absätze 3 und 4 zugelassen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von zwölf Kalendermonaten nicht überschreiten. Erfolgt die Zulassung auf Grund des Absatzes 5, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht überschreiten.

        (9) Wird die werktägliche Arbeitszeit über zwölf Stunden hinaus verlängert, muss im unmittelbaren Anschluss an die Beendigung der Arbeitszeit eine Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewährt werden.

      

      Dritter Abschnitt

      Sonn- und Feiertagsruhe

      
        § 9 Sonn- und Feiertagsruhe

        (1) Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von 0 bis 24 Uhr nicht beschäftigt werden.

        (2) In mehrschichtigen Betrieben mit regelmäßiger Tag- und Nachtschicht kann Beginn oder Ende der Sonn- und Feiertags ruhe um bis zu sechs Stunden vor- oder zurückverlegt werden, wenn für die auf den Beginn der Ruhezeit folgenden 24 Stunden der Betrieb ruht.

        (3) Für Kraftfahrer und Beifahrer kann der Beginn der 24-stündigen Sonn- und Feiertagsruhe um bis zu zwei Stunden vorverlegt werden.

      

      
        § 10 Sonn- und Feiertagsbeschäftigung

        (1) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden können, dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen abweichend von § 9 beschäftigt werden.

        10. in Verkehrsbetrieben sowie beim Transport und Kommissionieren von leichtverderblichen Waren im Sinne von § 30 Abs. 3 Nr. 2 Straßenverkehrsordnung,

        (3) Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen in Bäckereien und Konditoreien für bis zu drei Stunden mit der Herstellung und dem Austragen oder Ausfahren von Konditorwaren und an diesem Tag zum Verkauf kommenden Bäckerwaren beschäftigt werden.

      

      
        § 11 Ausgleich für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung

        (1) Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen beschäftigungsfrei bleiben.

        (2) Für die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen gelten die §§ 3 bis 8 entsprechend, jedoch dürfen durch die Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen die in §§ 3, 6 Abs. 2 und §§ 7 und 21 a Abs. 4 bestimmten Höchstarbeitszeiten und Ausgleichszeiträume nicht überschritten werden.

        (3) Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag beschäftigt, müssen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb eines den Beschäftigungstag einschließenden Zeitraums von zwei Wochen zu gewähren ist. Werden Arbeitnehmer an einem auf einen Werktag fallenden Feiertag beschäftigt, müssen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb eines den Beschäftigungstag einschließenden Zeitraums von acht Wochen zu gewähren ist.

        (4) Die Sonn- oder Feiertagsruhe des § 9 oder der Ersatzruhetag des Absatzes 3 ist den Arbeitnehmern unmittelbar in Verbindung mit einer Ruhezeit nach § 5 zu gewähren, soweit dem technische oder arbeitsorganisatorische Gründe nicht entgegen stehen.

      

      
        § 12 Abweichende Regelungen

        (nicht abgedruckt)

      

      Fünfter Abschnitt

      Durchführung des Gesetzes

      
        § 16 Aushang und Arbeitszeitnachweise

        (1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Abdruck dieses Gesetzes, der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen, für den Betrieb geltenden Rechtsverordnungen und der für den Betrieb geltenden Tarifverträge und Betriebs- oder Dienstvereinbarungen im Sinne des § 7 Abs. 1 bis 3, §§ 12 und 21 a Abs. 6 an geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen oder auszuhängen.

        (2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die über die werktägliche Arbeitszeit des § 3 Satz 1 hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen und ein Verzeichnis der Arbeitnehmer zu führen, die in eine Verlängerung der Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 7 eingewilligt haben. Die Nachweise sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren.

      

      
        § 17 Aufsichtsbehörde

        (nicht abgedruckt)

      

      
        § 21 a Beschäftigung im Straßentransport

        (1) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Fahrer oder Beifahrer bei Straßenverkehrstätigkeiten im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABI. EG Nr. L 102 S. 1) oder des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 (BGBl. II 1974 S. 1473) in ihren jeweiligen Fassungen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit nicht die folgenden Absätze abweichende Regelungen enthalten. Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt.

        (2) Eine Woche im Sinne dieser Vorschriften ist der Zeitraum von Montag 0 Uhr bis Sonntag 24 Uhr.

        (3) Abweichend von § 2 Abs. 1 ist keine Arbeitszeit:

        1. die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer am Arbeitsplatz bereithalten muss, um seine Tätigkeit aufzunehmen,

        2. die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer bereithalten muss, um seine Tätigkeit auf Anweisung aufnehmen zu können, ohne sich an seinem Arbeitsplatz aufhalten zu müssen;

        3. für Arbeitnehmer, die sich beim Fahren abwechseln, die während der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbrachte Zeit.

        Für die Zeiten nach Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt dies nur, wenn der Zeitraum und dessen voraussichtliche Dauer im Voraus, spätestens unmittelbar vor Beginn des betreffenden Zeitraums bekannt ist. Die in Satz 1 genannten Zeiten sind keine Ruhezeiten. Die in Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Zeiten sind keine Ruhepausen.

        (4) Die Arbeitszeit darf 48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 60 Stunden verlängert werden, wenn innerhalb von vier Kalendermonaten oder 16 Wochen im Durchschnitt 48 Stunden wöchentlich nicht überschritten werden.

        (5) Die Ruhezeiten bestimmen sich nach den Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften für Kraftfahrer und Beifahrer sowie nach dem AETR. Dies gilt auch für Auszubildende und Praktikanten.

        (6) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden,

        1. nähere Einzelheiten zu den in Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und Satz 2 genannten Voraussetzungen zu regeln,

        2. abweichend von Absatz 4 sowie den §§ 3 und 6 Abs. 2 die Arbeitszeit festzulegen, wenn objektive, technische oder arbeitszeitorganisatorische Gründe vorliegen. Dabei darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von sechs Kalendermonaten nicht überschreiten.

        § 7 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 a gilt nicht. § 7 Abs. 3 gilt entsprechend.

        (7) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitszeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre auf zubewahren. Der Arbeitgeber hat dem Arbeit nehmer auf Verlangen eine Kopie der Aufzeichnungen seiner Arbeitszeit auszuhändigen.

        (8) Zur Berechnung der Arbeitszeit fordert der Arbeitgeber den Arbeitnehmer schriftlich auf, ihm eine Aufstellung der bei einem anderen Arbeitgeber geleisteten Arbeitszeit vorzulegen. Der Arbeitnehmer legt diese Angaben schriftlich vor.

      

       Siebter Abschnitt

      Straf- und Bußgeldvorschriften 

      
        § 22 Bußgeldvorschriften

        (1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig

        1. entgegen §§ 3, 6 Abs. 2 oder § 21 a Abs. 4, jeweils auch in Verbindung mit § 11 Abs. 2, einen Arbeitnehmer über die Grenzen der Arbeitszeit hinaus beschäftigt,

        2. entgegen § 4 Ruhepausen nicht, nicht mit der vorgeschriebenen Mindestdauer oder nicht rechtzeitig gewährt,

        3. entgegen § 5 Abs. 1 die Mindestruhezeit nicht gewährt oder entgegen § 5 Abs. 2 die Verkürzung der Ruhezeit durch Verlängerung einer anderen Ruhezeit nicht oder nicht rechtzeitig ausgleicht,

        4. einer Rechtsverordnung nach § 8 Satz 1, § 13 Abs. 1 oder 2 § 15 Abs. 2a Nummer 2 oder § 24 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

        5. entgegen § 9 Abs. 1 einen Arbeitnehmer an Sonn- oder Feiertagen beschäftigt,

        6. entgegen § 11 Abs. 1 einen Arbeitnehmer an allen Sonntagen beschäftigt oder entgegen § 11 Abs. 3 einen Ersatzruhetag nicht oder nicht rechtzeitig gewährt,

        7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 13 Abs. 3 Nr. 2 zuwiderhandelt,

        8. entgegen § 16 Abs. 1 die dort bezeichnete Auslage oder den dort bezeichneten Aushang nicht vornimmt,

        9. entgegen § 16 Abs. 2 oder § 21 a Abs. 7 Aufzeichnungen nicht oder nicht richtig erstellt oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt oder

        10. entgegen § 17 Abs. 4 eine Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt, Unterlagen nicht oder nicht vollständig vorlegt oder nicht einsendet oder entgegen § 17 Abs. 5 Satz 2 eine Maßnahme nicht gestattet.

        (2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 7, 9 und 10 mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro geahndet werden.

      

      
        § 23 Strafvorschriften

        (1) Wer eine der in § 22 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 7 bezeichneten Handlungen

        1. vorsätzlich begeht und dadurch Gesundheit oder Arbeitskraft eines Arbeitnehmers gefährdet oder

        2. beharrlich wiederholt wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

        (2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen bestraft.

      

    

    
      9.3.5. Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1479)

      Arbeitszeiten selbständiger Kraftfahrer

      Das „Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern” vom 11.07.2012 (BGBl. I S. 1479 ist am 1. November 2012 in Kraft gesterten. Es enthält für selbständige Kraftfahrer folgende Regelungen:

      Der Bundestag hat folgende Gesetze beschlossen:

      
        § 1 Anwendungsbereich

        Dieses Gesetz regelt die Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern im Sinne von Artikel 3 Buchstabe e der Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.

        März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die hauptsächlich Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben (ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 35) bei Beförderungen im Straßenverkehr im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1) oder des Europäischen Übereinkommens vom 1. Juli 1970 über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) (BGBl. 1974 II S. 1473, 1475). Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt.

      

      
        § 2 Begriffsbestimmungen

        (1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeitspanne zwischen Arbeitsbeginn und Arbeitsende ohne Ruhepausen, in der sich der selbständige Kraftfahrer an seinem Arbeitsplatz befindet, dem Kunden zur Verfügung steht und während der er seine Funktionen und Tätigkeiten ausübt; dies umfasst nicht allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen.

        (2) Abweichend von Absatz 1 ist keine Arbeitszeit 1. die Zeit, während der sich der selbständig Kraftfahrer entsprechend der Vereinbarung mit dem Kunden am Arbeitsplatz bereithalten muss, um seine Tätigkeit aufzunehmen;

        2. die Zeit, während der sich der selbständige Kraftfahrer nach der Vereinbarung mit dem Kunden bereithalten muss, um seine Tätigkeit aufnehmen zu können, ohne sich an seinem Arbeitsplatz aufhalten zu müssen;

        3. die während der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbrachte Zeit, wenn sich der selbständige Kraftfahrer mit einem anderen Fahrer beim Fahren abwechselt.

        Für die Zeiten nach Satz 1 Nummer 1 und 2 gilt dies nur, wenn der Zeitraum und dessen voraussichtliche Dauer im Voraus, spätestens unmittelbar vor Beginn des betreffenden Zeitraums bekannt sind. Die in Satz 1 genannten Zeiten sind keine Ruhezeiten. Die in Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Zeiten sind keine Ruhepausen.

        (3) Nachtarbeit ist jede Arbeit zwischen 0 Uhr und 4 Uhr.

        (4) Eine Woche umfasst den Zeitraum von Montag 0 Uhr bis Sonntag 24 Uhr.

      

      
        § 3 Arbeitszeit

        (1) Der selbständige Kraftfahrer darf eine Arbeitszeit von 48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Er kann seine Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden verlängern, wenn er innerhalb von vier Kalendermonaten im Durchschnitt nicht mehr als 48 Stunden wöchentlich arbeitet.

        (2) Leistet der selbständige Kraftfahrer Nachtarbeit, darf er in einem Zeitraum von jeweils 24 Stunden nicht länger als zehn Stunden arbeiten.

      

      
        § 4 Ruhezeiten

        Die täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten bestimmen sich nach den Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften für Kraftfahrer sowie nach dem AETR.

      

      
        § 5 Ruhepause

        Ein selbständiger Kraftfahrer darf nicht länger als sechs Stunden hintereinander ohne Ruhepause arbeiten. Die Arbeit ist durch Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen nach Satz 2 können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden.

      

      
        § 6 Aufzeichnungspflicht

        Der selbständige Kraftfahrer ist verpflichtet, seine Arbeitszeit täglich aufzuzeichnen, soweit sie nicht durch ein Kontrollgerät nach Anhang I oder Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABI. L 370 vom 31.12.1985, S. 8) aufgezeichnet wird. Die Aufzeichnungspflicht gilt nicht für allgemeine administrative Tätigkeiten, die keinen direkten Zusammenhang mit der gerade ausgeführten spezifischen Transporttätigkeit aufweisen. Die Aufzeichnungen sind ab Erstellung mindestens zwei Jahre aufzubewahren.

      

    

    
      9.3.6. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

      Zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 2014 (BGBl. I S. 1635)

      – auszugsweise –

      
        § 57 a Fahrtschreiber und Kontrollgerät

        (1) Mit einem eichfähigen Fahrtschreiber sind auszurüsten

        1. Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 7,5 t und darüber,

        2. Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 40 kW und darüber, die nicht ausschließlich für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden,

        3. zur Beförderung von Personen bestimmte Kraftfahrzeuge mit mehr als 8 Fahrgastplätzen.

        Dies gilt nicht für

        1. Kraftfahrzeuge mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h,

        2. Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, es sei denn, dass es sich um Kraftfahrzeuge der Bundeswehrverwaltung oder um Kraftomnibusse handelt,

        3. Kraftfahrzeuge der Feuerwehren und der anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes,

        4. Fahrzeuge, die in § 18 Abs. 1 der Fahrpersonalverordnung vom 27. Juni 2005 (BGBl. S. 1882), die zuletzt durch Artikel I der Zweiten Verordnung zur Änderung fahrpersonalrechtlicher Vorschriften vom 22. Januar 2008 (BGBl. I S. 54) geändert worden ist, genannt sind.

        5. Fahrzeuge, die in Artikel 3 Buchstabe d bis g und i der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 (ABl. EU Nr. L 102 S. 1) genannt sind.

        (1 a) Der Fahrtschreiber sowie alle lösbaren Verbindungen der Übertragungseinrichtungen müssen plombiert sein.

        (2) Der Fahrtschreiber muss vom Beginn bis zum Ende jeder Fahrt ununterbrochen in Betrieb sein und auch die Haltezeiten aufzeichnen. Die Schaublätter – bei mehreren miteinander verbundenen Schaublättern (Schaublattbündel) das erste Blatt – sind vor Antritt der Fahrt mit dem Namen der Führer sowie dem Ausgangspunkt und Datum der ersten Fahrt zu bezeichnen; ferner ist der Stand des Wegstreckenzählers am Beginn und am Ende der Fahrt oder beim Einlegen und bei der Entnahme des Schaublatts vom Kraftfahrzeughalter oder dessen Beauftragten einzutragen; andere, durch Rechtsvorschriften weder geforderte noch erlaubte Vermerke auf der Vorderseite des Schaublattes sind unzulässig. Es dürfen nur Schaublätter mit Prüfzeichen verwendet werden, die für den verwendeten Fahrtschreibertyp zugeteilt sind. Die Schaublätter sind zuständigen Personen auf Verlangen jederzeit vorzulegen, der Kraftfahrzeughalter hat sie ein Jahr lang aufzubewahren.

        Auf jeder Fahrt muss mindestens ein Ersatzschaublatt mitgeführt werden.

        (3) Die Absätze 1 bis 2 gelten nicht, wenn das Fahrzeug an Stelle eines vorgeschriebenen Fahrtschreibers mit einem Kontrollgerät im Sinne des Anhangs I oder des Anhangs IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABI. EG Nr. L 370 5. 8), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 (ABI. EU Nr. L 102 S. 1) geändert worden ist, ausgerüstet ist.

        In diesem Fall ist das Kontrollgerät nach Maßgabe des Absatzes 2 zu betreiben; bei Verwendung eines Kontrollgerätes nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 muss die Fahrkarte nicht gesteckt werden.

        Im Falle des Einsatzes von Kraftomnibussen im Linienverkehr bis 50 km kann an Stelle des Namens der Führer das amtliche Kennzeichen oder die Betriebsnummer des jeweiligen Fahrzeugs auf den Ausdrucken und Schaublättern eingetragen werden.

        Die Daten des Massenspeichers sind vom Kraftfahrzeughalter alle drei Monate herunterzuladen; § 2 Abs. 5 Fahrpersonalverordnung gilt entsprechend. Wird bei Fahrzeugen zur Güterbeförderung mit einer zulässigen Gesamtmasse von mindestens 12 t oder bei Fahrzeugen zur Personenbeförderung mit mehr als 8 Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 10 t, die ab dem 1. Januar 1996 erstmals zum Verkehr zugelassen wurden und bei denen die Übermittlung der Signale an das Kontrollgerät ausschließlich elektrisch erfolgt, das Kontrollgerät ausgetauscht, so muss dieses durch ein Gerät nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ersetzt werden. Ein Austausch des Kontrollgerätes im Sinne des Satzes 5 liegt nur dann vor, wenn das gesamte System bestehend aus Registriereinheit und Geschwindigkeitsgeber getauscht wird.

        (4) Weitergehende Anforderungen in Sondervorschriften bleiben unberührt.

      

      
        § 57 b Prüfung der Fahrtschreiber und Kontrollgeräte1

        (1) Halter, deren Kraftfahrzeuge mit einem Fahrtschreiber nach § 57 a Abs. 1 oder mit einem Kontrollgerät nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgerüstet sein müssen, haben auf ihre Kosten die Fahrtschreiber oder die Kontrollgeräte nach Maßgabe des Absatzes 2 und der Anlagen XVIII und XVIIIa darauf prüfen zu lassen, dass Einbau, Zustand, Messgenauigkeit und Arbeitsweise vorschriftsmäßig sind. Bestehen keine Bedenken gegen die Vorschriftsmäßigkeit, so hat der Hersteller oder die Werkstatt auf oder neben dem Fahrtschreiber oder dem Kontrollgerät gut sichtbar und dauerhaft ein Einbauschild anzubringen. Das Einbauschild muss plombiert sein, es sei denn, dass es sich nicht ohne Vernichtung der Angaben entfernen lässt. Der Halter hat dafür zu sorgen, dass das Einbauschild die vorgeschriebenen Angaben enthält, plombiert sowie vorschriftsmäßig angebracht und weder verdeckt noch verschmutzt ist.

        (2) Die Prüfungen sind mindestens einmal innerhalb von zwei Jahren seit der letzten Prüfung durchzuführen. Dabei endet die Frist für die Überprüfung erst mit Ablauf des Monats, in dem vor zwei Jahren die letzte Überprüfung erfolgte. Außerdem müssen die Prüfungen nach jedem Einbau, jeder Reparatur der Fahrtschreiber- oder Kontrollgeräteanlage, jeder Änderung der Wegdrehzahl oder Wegimpulszahl und nach jeder Änderung des wirksamen Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges sowie bei Kontrollgeräten nach Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 auch dann, wenn die UTC-Zeit von der korrekten Zeit um mehr als 20 Minuten abweicht oder wenn sich das amtliche Kennzeichen des Kraftfahrzeugs geändert hat, durchgeführt werden.

        (3) Die Prüfungen dürfen nur durch einen nach Maßgabe der Anlage XVIIIc hierfür amtlich anerkannten Fahrtschreiber- oder Kontrollgerätehersteller oder durch von diesen beauftragte Kraftfahrzeugwerkstätten und durch nach Maßgabe der Anlage XVIIId anerkannte Kraftfahrzeugwerkstätten durchgeführt werden. Die Prüfungen dürfen nur an Prüfstellen vorgenommen werden, die den in Anlage XVIIIb festgelegten Anforderungen entsprechen.

        (4) Wird der Fahrtschreiber oder das Kontrollgerät vom Fahrzeughersteller eingebaut, so hat dieser, sofern er hierfür nach Anlage XVIII c amtlich anerkannt ist, die Einbauprüfung nach Maßgabe der Anlage XVIIIa durchzuführen und das Gerät zu kalibrieren. Die Einbauprüfung und Kalibrierung kann abweichend von Satz 1 auch durch einen hierfür anerkannten Fahrzeugimporteur durchgeführt werden. Die Einbauprüfung darf nur an einer Prüfstelle durchgeführt werden, die den in Anlage XVIIIb festgelegten Anforderungen entspricht.

      

      
        § 69 a Ordnungswidrigkeiten

        (3) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig ein Kraftfahrzeug oder ein Kraftfahrzeug mit Anhänger (Fahrzeugkombination) unter Verstoß gegen eine der folgenden Vorschriften in Betrieb nimmt.

        25. des § 57 Abs. 1 oder 2 über Geschwindigkeitsmesser, des § 57 a Abs. 1 Satz 1 Abs. 1 a oder 2 Satz 1 über Fahrtschreiber;

        25 a. des § 57 a Abs. 3 Satz 2 über das Betreiben des Kontrollgeräts.

        (5) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes handelt schließlich, wer vorsätzlich oder fahrlässig

        6. als Halter oder dessen Beauftragter gegen eine Vorschrift des § 57 a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 oder 3 oder Satz 3 über die Ausfüllung und Verwendung von Schaublättern oder als Halter gegen eine Vorschrift des § 57 a Abs. 2 Satz 4 über die Vorlage und Aufbewahrung von Schaublättern verstößt,

        6a. als Halter gegen eine Vorschrift des § 57 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 über die Aushändigung, Aufbewahrung oder Vorlage von Schaublättern verstößt,

        6b. als Halter gegen eine Vorschrift des § 57 b Abs. 1 Satz 1 über die Pflicht, Fahrtschreiber oder Kontrollgeräte prüfen zu lassen, oder des § 57 b Abs. 1 Satz 4 über die Pflichten bezüglich des Einbauschildes verstößt,

        6 c. als Kraftfahrzeugführer entgegen § 57 a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 Schaublätter vor Antritt der Fahrt nicht bezeichnet oder entgegen Halbsatz 3 mit Vermerken versieht, entgegen Satz 3 andere Schaublätter verwendet, entgegen Satz 4 Halbsatz 1 Schaublätter nicht vorlegt oder entgegen Satz 5 ein Ersatzschaublatt nicht mitführt.

      

      
        § 72 Übergangsvorschriften (Ergänzung von Absatz 2)

        § 57 a Abs. 1 (Fahrtschreiber) tritt außer Kraft am 1. Januar 2013 für erstmals in den Verkehr kommende Fahrzeuge. (Siehe Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe b Nr. 6 a der 47. VO zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 10. Mai 2012 (BGBl. I S. 1090).

        § 57 b Abs. 3 (Durchführung von Prüfungen durch anerkannte Fahrtschreiber- oder Kontrollgerätehersteller und durch anerkannte Werkstätten).

        Die Anerkennungen von Fahrtschreiber- oder Kontrollgeräteherstellern und die Ermächtigungen von Werkstätten zur Vornahme der Prüfung von Fahrtschreibern oder Kontrollgeräten, die nach § 57 b Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 6 in der vor dem 2. Juli 2005 geltenden Fassung dieser Verordnung erteilt worden sind, gelten in dem erteilten Umfang weiter. Die Schulungen des Fachpersonals, die vor dem 2. Juli 2005 durchgeführt worden sind, gelten als Schulungen im Sinne der Anlage XVIIId in dem erteilten Umfang weiter.

        § 57 b Abs. 4 (Durchführung von Einbauprüfungen durch anerkannte Fahrzeughersteller) Die Anerkennungen von Fahrzeugherstellern zur Vornahme der Einbauprüfung von Fahrtschreibern oder Kontrollgeräten, die nach § 57 b Abs. 5 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 6 in der vor dem 2. Juli 2005 geltenden Fassung dieser Verordnung erteilt worden sind, gelten in dem erteilten Umfang weiter. Die Schulungen des Fachpersonals, die vor dem 2. Juli 2005 durchgeführt worden sind, gelten als Schulungen im Sinne der Anlage XVIIId in dem erteilten Umfang weiter.

      

    

    
      9.3.7. Bekanntmachung über das Anhalten von Kraftomnibussen durch Beauftragte des Bundesamtes für Güterverkehr nach § 12 Abs. 2 Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG)

      Köln, den 01. Februar 2005

      Verkehrsblatt, Heft 3/2005

      Das Bundesamt gibt bekannt, dass seine Beauftragten berechtigt sind, zur Überwachung von Rechtsvorschriften über die Beschäftigung und die Tätigkeit des Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen Kraftomnibusse auf dem Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern anzuhalten. Eine entsprechende Berechtigung hat das Bundesamt bereits in Rheinland-Pfalz, Saarland, Brandenburg (VkBl. 1994 S. 606), in der Freien Hansestadt Bremen (VkBl. 1994 S. 718, im Freistaat Thüringen (VkBl. 1995 S. 162, in der Freien und Hansestadt Hamburg (VkBl. 1995 S. 254), in Schleswig-Holstein (VkBl. 1995 S. 554), in Niedersachsen (VkBl. 1995 S. 673), im Freistaat Sachsen (VkBl. 1996 S. 53), in Hessen (VkBl. 2000 S. 508), in Nordrhein-Westfalen (VkBl. 2004 S. 19), in Baden-Württemberg (VkBl. 2004 S. 171) und in Berlin (VkBl. 2004 S. 213) und in Sachsen-Anhalt.

      Bundesamt für Güterverkehr

      Im Auftrag

      Winkler

    

    
      9.3.8. Verlautbarung der obersten für die Sozialvorschriften im Straßenverkehr zuständigen Behörden des Bundes und der Länder (Stand September 2014)27
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            Thema

          
          	
            Allgemeine Informationen

          
        

        
          	
            1

          
          	
            Anwendungsbereich Lenk- und Ruhezeiten

          
        

        
          	
            1.1

          
          	
            Güterbeförderungen/Personenbeförderungen

          
          	
            Lenk- und Ruhezeiten sind durch Europäisches Recht in der VO (EG) Nr. 561/2006 und darüber hinaus national in der FPersV geregelt.

            Die VO (EG) Nr. 561/2006 gilt in allen Mitgliedstaaten unmittelbar. Sie betrifft Kraftfahrer im Straßengüter- und Straßenpersonenverkehr, die Kraftfahrzeuge lenken, die

          
        

        
          	
            Güterbeförderung

          
          	
            
              	zur Güterbeförderung geeignet sind und deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 3,5 t übersteigt

            

            oder

          
        

        
          	
            Personenbeförderung

          
          	
            
              	der Personenbeförderung dienen und die für die Beförderung von mehr als 9 Personen einschließlich des Fahrers konstruiert oder dauerhaft angepasst und zu diesem Zweck bestimmt sind.

            

            Die FPersV regelt außerdem Lenk- und Ruhezeiten für Fahrten mit Fahrzeugen, die zur Güterbeförderung geeignet sind und deren zulässige Höchstmasse 2,8 t übersteigt.

            Ausnahmeregelungen sind in Artikel 3 VO (EG) Nr. 561/2006 (siehe Abschnitt 2) sowie § 1 Abs. 2 FPersV (siehe Abschnitt 5.3) und § 18 FPersV (siehe Abschnitt 6) beschrieben.

            Über die oben genannten Bestimmungen zu den Lenk- und Ruhezeiten hinaus sind die Vorschriften des ArbZG, erforderlichenfalls auch des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern zu beachten (siehe Abschnitt 9.1).

          
        

        
          	
            1.2

          
          	
            Geltungsbereich

          
          	
            Die Sozialvorschriften im Straßenverkehr gelten bei jeder ganz oder teilweise auf einer öffentlichen Straße durchgeführten Fahrt (Artikel 2 Abs. 1 i.V.m. Artikel 4 Buchstabe a VO (EG) Nr. 561/2006). Das gilt für die Dauer der gesamten Arbeitsschicht.

            Um eine öffentliche Straße handelt es sich nach deutschem Straßenverkehrsrecht (§ 1 StVG, § 1 StVO) immer dann, wenn die jeweilige Fläche entweder ausdrücklich oder mit stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten für jedermann zur Benutzung zugelassen ist und auch so benutzt wird. Für Verkehrsflächen auf Werkgelände gilt, dass nur ein nach außen hin gesichertes Werkgelände, dessen Zufahrt ständig kontrolliert wird, so dass betriebsfremden Personen kein freier Zugang ermöglicht wird, als nichtöffentliche Verkehrsfläche anzusehen ist.

          
        

        
          	
            1.3

          
          	
            Anhänger zur Güterbeförderung/Anhängerkupplung

          
          	
            Fahrzeuge, die über eine zulässige Höchstmasse bis einschließlich 2,8 t verfügen, unterliegen nicht den Sozialvorschriften im Straßenverkehr. Fahrzeuge, die zusammen mit einem Anhänger über mehr als 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t zHM verfügen, müssen Lenk- und Ruhezeiten nach Maßgabe der FPersV einhalten und aufzeichnen. Ein Kontrollgerät muss nicht eingebaut sein, ein vorhandenes Kontrollgerät muss jedoch bei einer aufzeichnungspflichtigen Fahrt betrieben werden.

            Fahrzeuge, die mit Anhänger über eine zulässige Höchstmasse von mehr als 3,5 t verfügen, müssen Lenk- und Ruhezeiten nach Maßgabe der VO (EG) Nr. 561/2006 einhalten und ein EG-Kontrollgerät verwenden, soweit nicht eine Ausnahme greift (vgl. Abschnitt 2).

          
        

        
          	
            Arbeitsmaschine als Anhänger

          
          	
            Bei einem Fahrzeuggespann aus Zugfahrzeug und Arbeitsmaschine (z.B. Kompressor, landwirtschaftliches Arbeitsgerät) ist die Arbeitsmaschine bei der Berechnung der zulässigen Höchstmasse mit einzubeziehen.

            Zugmaschinen mit mehr als 2,8 t zHM, die Arbeitsgeräte oder -maschinen ziehen oder an denen solche Geräte angekoppelt sind, unterfallen den Sozialvorschriften im Straßenverkehr (FPersV bzw. VO (EG) Nr. 561/2006).

          
        

        
          	
            Anhängerkupplung

          
          	
            Das bloße Vorhandensein einer Anhängerkupplung löst keine Verpflichtung zur Einhaltung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr aus. Maßgeblich hierfür ist die zulässige Höchstmasse des Fahrzeuges oder der Fahrzeugkombination.

          
        

        
          	
            1.4

          
          	
            Werkstattwagen

          
          	
            Werkstattwagen, die bei Montagen und Reparaturen eingesetzt werden und die mit Werkbänken und Regalen ausgestattet sind, unterliegen nicht dem Anwendungsbereich der VO (EG) Nr. 561/2006, da mit diesen Fahrzeugen bei bestimmungsgemäßer Verwendung keine gewerbliche Güterbeförderung betrieben wird.

            Voraussetzung ist, dass die Einrichtung fest im Fahrzeug eingebaut ist und das Arbeiten im oder unmittelbar am Fahrzeug ermöglicht. Die Ausstattung und das transportierte Material (z.B. Arbeitsgerät, Werkzeug, Ersatzteile) müssen bei der auszuführenden Werkleistung Verwendung finden.

          
        

        
          	
            1.5

          
          	
            Selbstfahrende Arbeitsmaschinen 

          
          	
            Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind nicht zur Personen- oder Güterbeförderung bestimmt (vgl. Legaldefinition in § 2 Nr. 17 FZV) und unterliegen somit nicht dem Anwendungsbereich der Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

            Selbstfahrende Arbeitsmaschinen ab einer zulässigen Höchstmasse von 7,5 t müssen einen Fahrtschreiber verwenden (§ 57a StVZO). Dies gilt nicht, wenn sie ab dem 01.01.2013 erstmals in den Verkehr kommen (§ 72 Abs. 2 Nr. 6e StVZO).

          
        

        
          	
            1.6

          
          	
            Wohnmobile 

          
          	
            Wohnmobile dienen nicht dem Gütertransport und haben in der Regel weniger als 8 Fahrgastplätze. Sie unterliegen daher nicht den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

            Wohnmobile ab einer zulässigen Höchstmasse von 7,5 t müssen einen Fahrtschreiber verwenden (§ 57a StVZO). Dies gilt nicht, wenn sie ab dem 01.01.2013 erstmals in den Verkehr kommen (§ 72 Abs. 2 Nr. 6e StVZO).

          
        

        
          	
            1.7

          
          	
            Mindestalter für Schaffner und Beifahrer

          
          	
            Artikel 5 VO (EG) Nr. 561/2006 regelt das Mindestalter der Schaffner und Beifahrer.

            Abweichend von Artikel 5 Abs. 2 Satz 1 VO (EG) Nr. 561/2006 beträgt bei Beförderungen in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Fahrzeugs das Mindestalter der Beifahrer zum Zwecke der Berufsausbildung 16 Jahre (§ 18 Abs. 2 FPersV) (siehe auch Abschnitt 6.2.1 und 6.2.2).

            Das Mindestalter für Berufskraftfahrer ist im BKrFQG geregelt (vgl. Abschnitt 9.2).

          
        

        
          	
            2

          
          	
            Ausnahmen vom Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EWG) Nr. 3821/85

          
        

        
          	
            2.1

          
          	
            Ausnahmebestimmungen (Art. 3 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Die unter Artikel 3 VO (EG) Nr. 561/2006 aufgeführten Ausnahmebestimmungen gelten unmittelbar in jedem Mitgliedstaat der EU und bedürfen keiner Umsetzung in nationales Recht. Hierzu zählen:

          
        

        
          	
            2.1.1

          
          	
            Personenbeförderung im Linienverkehr bis 50 km (Art. 3 Buchst. a VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge, die zur Personenbeförderung im Linienverkehr verwendet werden, wenn die Linienstrecke nicht mehr als 50 km beträgt. Fahrer dieser Fahrzeuge müssen Lenk- und Ruhezeiten nach § 1 Abs. 3 ff FPersV einhalten (vgl. Abschnitt 7).

          
        

        
          	
            2.1.2

          
          	
            Höchstgeschwindigkeit 40 km/h (Art. 3 Buchst. b VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h.

          
        

        
          	
            2.1.3

          
          	
            Behördenfahrzeuge

            (Art. 3 Buchst. c VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge, die Eigentum der Streitkräfte, des Katastrophenschutzes, der Feuerwehr oder der für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräfte sind oder von ihnen ohne Fahrer angemietet werden, sofern die Beförderung aufgrund der diesen Diensten zugewiesenen Aufgaben stattfindet und ihrer Aufsicht unterliegt.

          
        

        
          	
            2.1.4

          
          	
            Notfallfahrzeuge

            (Art. 3 Buchst. d VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge – einschließlich Fahrzeuge, die für nichtgewerbliche Transporte für humanitäre Hilfe verwendet werden –, die in Notfällen oder bei Rettungsmaßnahmen verwendet werden.

          
        

        
          	
            2.1.5

          
          	
            Spezialfahrzeuge für medizinische Zwecke (Art. 3 Buchst. e VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Hierzu zählen auch Fahrzeuge von Blutspendediensten, die eine spezielle Sonderausstattung als mobile Blutentnahmestation haben.

            Die Ausnahmeregelung gilt auch für Spezialfahrzeuge von Tierärzten (mobile Tierarztpraxen).

            Spezialfahrzeuge als Fahrzeugkombinationen, bestehend aus Zugmaschine und Sattelanhänger mit dauerhaft installierten Systemen, erfüllen den Ausnahmetatbestand. Wird der Sattelanhänger abgekuppelt und die Zugmaschine im Solobetrieb verwendet, kann die Ausnahme nicht mehr in Anspruch genommen werden.

          
        

        
          	
            2.1.6

          
          	
            Pannenhilfefahrzeuge

            (Art. 3 Buchst. f VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Spezielle Pannenhilfefahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von 100 km um ihren Standort eingesetzt werden.

            Für die Bestimmung des Umkreises wird die Gemeindegrenze des Ortes zugrunde gelegt, an dem das Pannenhilfefahrzeug seinen Standort hat.

            Pannenhilfefahrzeuge sind solche Fahrzeuge, bei denen sich aus den Zulassungsunterlagen ergibt, dass sie als „Pannenhilfefahrzeuge” anerkannt sind. Bei diesen Fahrzeugen muss in der Zulassungsbescheinigung Teil I (Fahrzeugschein) unter Ziffer 22 „Als Pannenhilfsfahrzeug nach § 52 Abs. 4 Nr. 2 StVZO anerkannt” eingetragen sein.

            Als Pannenhilfefahrzeuge sind anerkannt:

            
              	Abschleppwagen, die mit einem auf dem Fahrzeug fest angebrachten Kran ausschließlich zum Abschleppen von Fahrzeugen bestimmt und geeignet sind,

              	Bergungsfahrzeuge, die beschädigte und liegengebliebene Fahrzeuge mittels technischer Einrichtungen auf die Ladefläche heben oder ziehen und dann abtransportieren,

              	Kraftfahrzeuge mit entsprechenden Einrichtungen zur Behebung vornehmlich technischer Störungen an Ort und Stelle mit Bordmitteln.

            

          
        

        
          	
            2.1.7

          
          	
            Probefahrten, Neufahrzeuge, umgebaute Fahrzeuge

            (Art. 3 Buchst. g VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge, mit denen zum Zweck der technischen Entwicklung oder im Rahmen von Reparatur- oder Wartungsarbeiten Probefahrten auf der Straße durchgeführt werden, sowie neue oder umgebaute Fahrzeuge, die noch nicht in Betrieb genommen worden sind.

          
        

        
          	
            Neufahrzeuge

          
          	
            Als Neufahrzeuge gelten nur Fahrzeuge, die noch zu keinem Zeitpunkt zur Nutzung im öffentlichen Straßenverkehr zugelassen wurden.

            Bei Fahrzeugkombinationen ist hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals „neu” die Zugmaschine maßgeblich. Eine Freistellung besteht jedoch nur, soweit mit der Fahrzeugkombination keine Güter befördert werden.

          
        

        
          	
            Umgebaute Fahrzeuge

          
          	
            Von einem umgebauten Fahrzeug ist auszugehen, wenn technisch wesentliche Änderungen vorgenommen worden sind, die im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 1 (i. V. m. Abs. 7) StVZO zu einem Erlöschen der Betriebserlaubnis bzw. der Typgenehmigung führen (z.B. Umbau eines Pkw in einen Lkw, Ausbau der gesamten Wohnausstattung eines Wohnmobils und die Verwendung des Fahrzeugs als Transporter). Der Ein-, An- oder Ausbau von Fahrzeugteilen stellt nur dann einen Umbau i. S. der Ausnahme dar, wenn hierdurch die Fahrzeugart geändert wird.

            Die Ausnahme greift nur dann, wenn das Fahrzeug weder rechtlich noch tatsächlich in Betrieb genommen worden ist, d.h. wenn dem Fahrzeug die Betriebserlaubnis bzw. die Typgenehmigung noch nicht erteilt wurde und mit dem Fahrzeug noch keine Güter oder Personen (je nach Zweckbestimmung des Fahrzeugs) befördert worden sind.

            Die straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

          
        

        
          	
            2.1.8

          
          	
            Nichtgewerbliche Fahrten (Fahrten für private Zwecke) (Art. 3 Buchst. h VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur nichtgewerblichen Güterbeförderung verwendet werden.

            Ein Fahrzeugeinsatz erfolgt nichtgewerblich, wenn keine Absicht der Gewinnerzielung besteht.

            Fahrten, die im zeitlichen oder sachlichen Zusammenhang mit gewerblichen Güterbeförderungen durchgeführt werden, erfüllen in der Regel die Voraussetzungen nicht. Nutzen Fahrer ihr dienstliches Fahrzeug (nicht mehr als 7,5 t zHM), um damit nach Hause zu fahren, findet die Ausnahmeregelung Anwendung, soweit es sich um eine Fahrt innerhalb des Wohnortes des Fahrers  oder zwischen dem Wohnort des Fahrers und der Betriebsstätte des Arbeitgebers handelt, der der Fahrer normalerweise zugeordnet ist.

            Beispiele, in denen die Ausnahme greift:

            Der private Umzug, der häusliche Wocheneinkauf, private Anschaffungen von großen Haushaltsgegenständen (Möbel, Waschmaschine o.ä.).

            Transporte von gemeinnützigen Vereinen oder Organisationen, die im Rahmen des gemeinnützigen Zwecks ohne Gewinnerzielungsabsicht durchgeführt werden.

            Eine „nichtgewerbliche Güterbeförderung” liegt insbesondere dann vor, wenn eine Privatperson eine Güterbeförderung auf eigene Rechnung und ausschließlich im Rahmen einer Freizeitbeschäftigung durchführt, diese teilweise durch finanzielle Beiträge Dritter finanziert und für die Beförderung keine Vergütung gezahlt wird. (Urteil EuGH vom 03.10.2013 – C-317/12)

          
        

        
          	
            2.1.9

          
          	
            Historische Nutzfahrzeuge

            (Art. 3 Buchst. i VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Nutzfahrzeuge, die nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie verwendet werden, als historisch eingestuft werden und die zur nichtgewerblichen Güter- oder Personenbeförderung verwendet werden.

          
        

        
          	
            3

          
          	
            Regelung der Lenk- und Ruhezeiten

          
        

        
          	
            3.1

          
          	
            Lenkzeiten/andere Arbeiten

            (Art. 4 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Als Lenkzeit gelten alle Zeiten, die mit der Fahrtätigkeit im Zusammenhang stehen und dementsprechend vom Kontrollgerät als Lenkzeit registriert werden. Dazu rechnen auch Aufenthalte vor Ampeln, Bahnübergängen oder bei Staus.

            Dagegen gelten reine Wartezeiten (z. B. bei der Grenzabfertigung oder beim Be- und Entladen) nicht als Lenkzeit sondern als andere Arbeiten, sofern die Dauer der Wartezeit nicht von vornherein bekannt ist. Diese Wartezeiten gelten nicht als Fahrtunterbrechung oder Ruhezeiten, da dem Fahrer die Zeit nicht zur freien Verfügung steht.

            Be- und Entladetätigkeiten des Fahrers gelten als andere Arbeiten.

            Darüber hinaus sind die Vorschriften des ArbZG, erforderlichenfalls auch des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit selbstständiger Kraftfahrer zu beachten (siehe Abschnitt 9.1).

          
        

        
          	
            3.2

          
          	
            Tageslenkzeit

            (Art. 6 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Die Tageslenkzeit ist die Gesamtlenkzeit zwischen zwei täglichen Ruhezeiten oder einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit. Bei Aufteilung der täglichen Ruhezeiten gehören zur Tageslenkzeit auch die Lenkzeiten, die zwischen den einzelnen Ruhezeitabschnitten liegen.

            Die höchstzulässige Tageslenkzeit beträgt:

            
              	9 Stunden;

              	zweimal pro Woche kann sie auf 10 Stunden verlängert werden.

            

            Lenkzeiten können nur dann unterbrochen werden, wenn eine ausreichend lange Fahrtunterbrechung (siehe Abschnitt 3.5) oder Ruhezeit (siehe Abschnitt 3.6) eingelegt wird.

          
        

        
          	
            3.3

          
          	
            Wochenlenkzeit

            (Art. 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Die wöchentliche Lenkzeit beträgt max. 56 Stunden.

            Darüber hinaus ist die wöchentliche Höchstarbeitszeit zu beachten (vgl. § 21a Abs. 4 ArbZG, § 3 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern).

            Als Woche gilt die Kalenderwoche, d.h. der Zeitraum von Montag 0:00 Uhr bis Sonntag 24:00 Uhr.

          
        

        
          	
            3.4

          
          	
            Lenkzeit in der Doppelwoche

            (Art. 6 Abs. 3 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Die Lenkzeit in zwei aufeinanderfolgenden Wochen darf 90 Stunden nicht überschreiten.

            Zur Berechnung der zulässigen Gesamtlenkzeit sind jeweils zwei aufeinanderfolgende Kalenderwochen zu betrachten (z. B. erste und zweite Woche, zweite und dritte Woche).

            Als Woche gilt die Kalenderwoche, d.h. der Zeitraum von Montag 0:00 Uhr bis Sonntag 24:00 Uhr.

          
        

        
          	
            3.5

          
          	
            Fahrtunterbrechung

            (Art. 4 Buchst. b und Art. 7 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Zeitraum, in dem keine Fahrtätigkeiten und keine anderen Arbeiten ausgeübt werden und der vom Fahrer ausschließlich zur Erholung genutzt wird.

            
              	Durchgehende Fahrtunterbrechung von mindestens 45 Minuten nach einer Lenkzeit von 4½ Stunden.

              	Aufteilung in zwei Abschnitte von erst 15 Minuten gefolgt von weiteren 30 Minuten innerhalb bzw. im unmittelbaren Anschluss der 4½ Stunden möglich.

            

            Für die Fahrtunterbrechung kann auch die Zeit auf dem Beifahrersitz genutzt werden.

            Nach jeder Unterbrechung von insgesamt mindestens 45 Minuten (zusammenhängend oder in zwei Teilen) beginnt ein neuer,  für die Unterbrechung relevanter Lenkzeitabschnitt von 4½ Stunden. Dies bedeutet, dass auch nach einer nur 2-stündigen Lenkzeit mit anschließender 45-minütiger Unterbrechung ein neuer Lenkzeitabschnitt von 4½ Stunden beginnt.

            Ordnungsgemäß durchgeführte Fahrtunterbrechungen erfüllen auch die Anforderungen an Pausen nach dem ArbZG bzw. dem Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern.

          
        

        
          	
            3.6

          
          	
            Ruhezeiten

            (Art. 4 Buchst. f, g, h, Art. 8 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Ruhezeit ist der Zeitraum, in dem der Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann. Die regelmäßige tägliche Ruhezeit kann auch auf einer Fähre oder im Zug genommen werden, wenn ein Liegeplatz (Koje, Schlafwagen) zur Verfügung steht. Im Fahrzeug ist eine Ruhezeit möglich, wenn dieses über eine Schlafkabine verfügt und nicht fährt.

          
        

        
          	
            Tägliche Ruhezeit

          
          	
            
              	Regelmäßige tägliche Ruhezeit: mindestens 11 Stunden oder zuerst mindestens 3 Stunden gefolgt von weiteren mindestens 9 Stunden.

              	Reduzierte tägliche Ruhezeit: mind. 9 Stunden und weniger als 11 Stunden.

            

            Spätestens innerhalb von 24 Stunden nach der letzten wöchentlichen oder täglichen Ruhezeit muss der Fahrer eine neue tägliche Ruhezeit genommen haben. Ist die tägliche Ruhezeit bereits vor Ablauf von 24 Zeitstunden genommen worden, hat dies keinen Einfluss darauf, wann die nächste wöchentliche Ruhezeit zu nehmen ist.

          
        

        
          	
            Wöchentliche Ruhezeit

          
          	
            
              	Regelmäßige wöchentliche Ruhezeit: mindestens 45 Stunden.

              	Reduzierte wöchentliche Ruhezeit: mindestens 24 Stunden und weniger als 45 Stunden.

            

            Die Verkürzung muss zusammenhängend spätestens vor Ablauf der dritten auf die Verkürzung folgenden Woche nachgeholt und an eine Ruhezeit, die mindestens 9 Stunden beträgt, angehängt werden.

            Zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten dürfen nur drei reduzierte tägliche Ruhezeiten genommen werden.

            Nach spätestens 144 Zeitstunden (6 x 24 Zeitstunden) nach dem Ende der letzten wöchentlichen Ruhezeit ist eine wöchentliche Ruhezeit einzulegen. 

            Nach jeder ausreichenden wöchentlichen Ruhezeit beginnt ein neuer, für die Bemessung der wöchentlichen Ruhezeit maßgeblicher Zeitraum.

            Eine wöchentliche Ruhezeit darf in die folgende Woche „hineinragen”, d.h. am Sonntag vor 24:00 Uhr beginnen und am Montag nach 0:00 Uhr enden. In diesem Fall bleibt es dem Fahrer und/oder dem Disponenten überlassen, die betreffende wöchentliche Ruhezeit in vollem Umfang entweder der ersten oder der zweiten Woche zuzuordnen. Eine Zuordnung zu beiden Wochen ist nicht zulässig.

            Tägliche und reduzierte wöchentliche Ruhezeiten dürfen im Fahrzeug verbracht werden, sofern es über geeignete Schlafmöglichkeiten verfügt und nicht fährt.

          
        

        
          	
            Spezielle Ruhezeitregelung für die grenzüberschreitende Personenbeförderung im Gelegenheitsverkehr (sog. modifizierte 12-Tage-Regelung)

            (Art. 8 Abs. 6a VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Abweichend von den Regelungen zur wöchentlichen Ruhezeit nach Artikel 8 Absatz 6 VO (EG) Nr. 561/2006 darf im grenzüberschreitenden Personenverkehr die wöchentliche Ruhezeit auf bis zu 12 aufeinander folgende 24-Stunden-Zeiträume verschoben werden. Fahrer bzw. Fahrerinnen von Bussen dürfen also unter nachfolgend genannten Voraussetzungen 12 Tage hintereinander ein Fahrzeug lenken:

            
              	Die Fahrt darf nur einen einzelnen Gelegenheitsdienst umfassen (kein Linienverkehr; keine Kumulierung von Gelegenheitsdiensten). Dem Dienst muss eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit, also eine Ruhezeit von mindestens 45 Stunden vorausgegangen sein.

              	Die Fahrt/Fahrtätigkeit muss von einem Mitgliedstaat der EU in einen anderen Mitgliedstaat oder einen Drittstaat führen und dort mindestens 24 aufeinander folgende Stunden dauern.

              	Zudem muss der Fahrer nach der Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung

            

            ◦ entweder zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten (Gesamtruhezeit von mindestens 90 Stunden)

            ◦ oder eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens 24 Stunden (Gesamtruhezeit von mindestens 69 Stunden) nehmen.

            In diesem Fall muss jedoch die Reduzierung der (zweiten) Ruhezeit durch eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen werden, die ohne Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach dem Ende des Ausnahme zeitraums genommen werden muss.

            Seit dem 01.01.2014 kann von dieser Ausnahmeregelung nur dann Gebrauch gemacht werden,

            
              	wenn das Fahrzeug mit einem digitalen Kontrollgerät ausgestattet ist und

              	das Fahrzeug bei Nachtfahrten (zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr) mit einem zweiten Fahrer besetzt ist oder die Fahrtunterbrechung nach Artikel 7 bereits nach 3 Stunden und nicht erst nach 4½ Stunden eingelegt wird.

            

          
        

        
          	
            3.7

          
          	
            Fähre/Zugfahrt

            (Art. 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Die regelmäßige tägliche Ruhezeit von mindestens 11 Stunden kann auch auf einer Fähre oder im Zug genommen werden, wenn ein Liegeplatz (Koje, Schlafwagen) zur Verfügung steht.

            Sie darf höchstens zwei Mal durch andere Tätigkeiten (z.B. an/von Bord des Fährschiffes fahren oder Ver-/Entladung bei Nutzung der Eisenbahn) unterbrochen werden. Die Dauer dieser Tätigkeiten darf insgesamt eine Stunde nicht überschreiten.

            Über das Symbol „Fährüberfahrt/Zugfahrt” zeichnet das Kontrollgerät eine Fährüberfahrt/Zugfahrt auf.

            In keinem Fall darf diese Zeit zu einer Reduzierung einer regelmäßigen täglichen Ruhezeit führen.

            Wird die regelmäßige tägliche Ruhezeit in zwei Teilen genommen (3 Stunden + 9 Stunden), gilt die Anzahl der Unterbrechungen (höchstens zwei) für den gesamten Zeitraum der täglichen Ruhezeit und nicht für jeden Teil der täglichen Ruhezeit.

            Die Regelung gilt nicht für die reduzierte tägliche Ruhezeit oder die regelmäßige oder reduzierte wöchentliche Ruhezeit.

          
        

        
          	
            3.8

          
          	
            Mehrfahrerbetrieb

            (Art. 8 Abs. 5 und 8 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Mehrfahrerbetrieb liegt vor, wenn während der Lenkdauer zwischen zwei aufeinander folgenden täglichen Ruhezeiten oder zwischen einer täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit mindestens zwei Fahrer auf dem Fahrzeug zum Lenken eingesetzt sind. Nur während der ersten Stunde des Mehrfahrerbetriebs ist die Anwesenheit eines anderen Fahrers oder anderer Fahrer nicht erforderlich.

            Jeder Fahrer muss eine tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden während jedes Zeitraumes von 30 Stunden einlegen.

            Da Ruhezeiten nicht in fahrenden Fahrzeugen genommen werden dürfen, müssen zwei Fahrer die tägliche Ruhezeit gleichzeitig nehmen, wobei eine etwaige im Fahrzeug vorhandene Schlafkabine benutzt werden darf.

          
        

        
          	
            3.9

          
          	
            Unterbrechung der Ruhezeit/Fahrtunterbrechung auf Anordnung einer Behörde oder eines Bediensteten eines Terminals

          
          	
            Jede Unterbrechung einer Ruhepause oder einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit stellt einen Verstoß dar (Ausnahme: Artikel 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006).

            An einem Terminal oder Parkplatz kann jedoch eine unerwartete Situation oder ein Notfall eintreten, in dem ein Fahrzeug bewegt werden muss.

            In solchen Situationen (z.B. Ermöglichung der Zufahrt durch Feuerwehr, Rettungsdienst, Polizei) oder nach Aufforderung durch eine Behörde, darf der Fahrer das Fahrzeug für den zur Behebung der Situation notwendigen Zeitraum (wenige Sekunden/Minuten) bewegen.

            An einem Terminal darf das Fahrzeug nur auf Aufforderung bewegt werden, wenn hierfür kein Personal vorgehalten wird und das Bewegen aufgrund außergewöhnlicher Umstände unerlässlich ist.

            Eine derartige Unterbrechung der Ruhepause oder Ruhezeit eines Fahrers ist von diesem handschriftlich festzuhalten und, soweit möglich, von der zuständigen Behörde oder dem Bediensteten des Terminals, der dem Fahrer die Anweisung erteilt hat, das Fahrzeug zu bewegen, zu bestätigen.

            In diesen Fällen wird die Zuwiderhandlung nicht geahndet.

          
        

        
          	
            3.10

          
          	
            An- oder Abreise zum Fahrzeug

          
          	
            Der tägliche Weg vom Wohnsitz des Fahrers zur Betriebsstätte des Arbeitgebers (Arbeitsplatz) gilt nicht als Lenkzeit. Er ist Bestandteil der Ruhezeit.

            Sofern das Fahrzeug nicht am Arbeitsplatz übernommen oder abgeliefert wird, gilt die Reisezeit zum Fahrzeug bzw. die Reisezeit zum Wohnsitz grundsätzlich als „Bereitschaftszeit” oder „andere Arbeit”.

            Die Regelung des Artikel 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 für Fähr- und Zugfahrten findet Anwendung, so dass Fahrten im Zug oder auf einem Schiff als Ruhezeit gelten, wenn eine Schlafkabine bzw. ein Liegeplatz zur Verfügung stehen und die Zeit frei genutzt werden kann.

          
        

        
          	
            3.11

          
          	
            Pflichten nach Art. 10 VO (EG) Nr. 561/2006

          
          	
            Die VO (EG) Nr. 561/2006 enthält ausdrücklich eine an das Unternehmen gerichtete Bestimmung mit der Verpflichtung, die Arbeit der Fahrer so zu planen, dass die Bestimmungen der VO (EG) Nr. 561/2006 und der VO (EWG) Nr. 3821/85 eingehalten werden können.

          
        

        
          	
            Dispositionspflicht des Unternehmens

          
          	
            Das Unternehmen darf also dem Fahrer keine Zeiten vorgeben, die ggf. nur unter Verstoß gegen die vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten oder sonstige gesetzliche Vorschriften realisierbar sind.

            Es wird empfohlen, die Dispositionen im Betrieb schriftlich festzuhalten, da die Aufsichtsbehörden Auskünfte über die Dispositionen verlangen und notfalls erzwingen können.

          
        

        
          	
            Verpflichtung zur Prüfung der Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten

          
          	
            Das Unternehmen muss regelmäßig prüfen, ob die Fahrer die Vorschriften beachten. Bei Zuwiderhandlungen durch die Fahrer hat das Unternehmen die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit sich die Verstöße nicht wiederholen. Der Unternehmer ist auch insoweit gegenüber den Aufsichtsbehörden auskunftspflichtig.

            Die Verantwortlichkeit des Unternehmers für Verstöße des Fahrers, die dem Unternehmer zurechenbar sind, erstreckt sich auch auf Zuwiderhandlungen, die im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder eines Drittstaates begangen wurden, soweit sich das Unternehmen nicht entlasten kann.

          
        

        
          	
            Haftung

          
          	
            Unternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermittlungsagenturen stellen sicher, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungszeitpläne nicht gegen die VO (EG) Nr. 561/2006 verstoßen.

          
        

        
          	
            3.12

          
          	
            Außergewöhnliche Umstände (Art. 12 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
          	
            Ist es dem Fahrer auf Grund außergewöhnlicher Umstände nicht möglich, rechtzeitig einen geeigneten Halteplatz zu erreichen, so darf er, sofern die Sicherheit im Straßenverkehr nicht gefährdet wird, von den Regelungen zu Lenk- und Ruhezeiten abweichen, soweit dies zur Gewährleistung der Sicherheit von Personen, des Fahrzeugs oder seiner Ladung erforderlich ist.

            Art und Grund der Abweichung hat der Fahrer spätestens bei Erreichen des geeigneten Halteplatzes schriftlich auf dem Schaublatt, einem Ausdruck oder im Arbeitszeitplan zu vermerken.

            Artikel 12 VO (EG) Nr. 561/2006 erlaubt es einem Fahrer nicht, von den Bestimmungen der Verordnung aus Gründen abzuweichen, die bereits vor Fahrtantritt bekannt waren, wie regelmäßig  auftretende Verkehrsstaus, vorhersehbare Wetterbedingungen und bekanntermaßen überfüllte Parkplätze/Rasthöfe.

            Die Situationen müssen vom Willen des Fahrers unabhängig, anscheinend unvermeidbar und selbst bei gebotener Sorgfalt unvorhersehbar sein.

          
        

        
          	
            4

          
          	
            Pflichten nach Verordnung (EWG) Nr. 3821/85

          
        

        
          	
            4.1

          
          	
            Einbaupflicht für das (digitale) Kontrollgerät

            (Art. 1 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85)

          
          	
            Fahrzeuge, die der Personen- oder Güterbeförderung im Straßenverkehr dienen und die, einschließlich Anhänger bzw. Sattelanhänger, über eine zulässige Höchstmasse von mehr als 3,5 t verfügen, sind mit einem digitalen Kontrollgerät auszurüsten, wenn sie nach dem 30.04.2006 in einem Mitgliedstaat zum Verkehr zugelassen werden.

            Fahrzeuge, die vor dem 01.05.2006 erstmalig zugelassen wurden, können auch mit einem analogen Kontrollgerät ausgestattet sein.

            Für die Verpflichtung zum Einbau eines Kontrollgerätes ist die Häufigkeit der Güter- oder Personenbeförderung nicht von Bedeutung.

            Ein Kontrollgerät muss nicht eingebaut werden, wenn eine Ausnahmeregelung (vgl. Abschnitte 2 und 6) vorliegt. Sofern ein Kontrollgerät eingebaut ist, braucht bei Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes ein eingebautes EG-Kontrollgerät nicht verwendet werden.

          
        

        
          	
            4.2

          
          	
            M1-/N1-Fahrzeuge (Adapterlösung)

            (VO (EG) Nr. 68/2009)

          
          	
            Fahrzeuge dieser Fahrzeugklasse können für den Anschluss des digitalen Kontrollgerätes einen bauartgenehmigten Adapter verwenden. Der Einbau muss durch eine anerkannte oder ermächtigte Werkstatt erfolgen.

            Diese Regelung gilt ausschließlich für erstmals zwischen 01.05.2006 und 31.12.2013 in Betrieb genommene Fahrzeuge.

          
        

        
          	
            4.3

          
          	
            Aushändigung der Schaublätter und sonstiger Aufzeichnungen

            (§ 1 Abs. 6 FPersV)

          
          	
            Der Fahrer hat dem Unternehmer alle Aufzeichnungen, Ausdrucke und Unterlagen unverzüglich nach Ablauf der Mitführungspflicht auszuhändigen.

            Dies bedeutet:

            
              	Tägliche Anwesenheit im Unternehmen, tägliche Aushändigung.

              	Mehrtägige Abwesenheit: Abgabe am Tag der Rückkehr ins Unternehmen.

              	Längere Abwesenheit: Zuleitung an den Unternehmer auf andere geeignete Weise.

            

          
        

        
          	
            4.4

          
          	
            Herunterladen der Daten von der Fahrerkarte

            (§ 2 Abs. 5 Sätze 2 und 3 FPersV, § 4 Abs. 3 S. 3 und 4 FPersG)

          
          	
            Der Fahrer hat dem Unternehmen zum Herunterladen der Daten die Fahrerkarte zur Verfügung zu stellen.

            Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die Daten spätestens alle 28 Tage nach einem aufgezeichneten Ereignis zur Speicherung im Betrieb kopiert werden.

            Wird eine Karte nach der Speicherung der darauf erfassten Daten im Betrieb nicht mehr verwendet, muss die „leere” Karte nicht alle 28 Kalendertage ausgelesen werden. Die Verpflichtung zum Auslesen tritt erst 28 Kalendertage nach der erneuten Speicherung eines Ereignisses auf der Karte ein.

          
        

        
          	
            4.5

          
          	
            Herunterladen der Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes

            (§ 2 Abs. 5 Satz 1 FPersV, § 4 Abs. 3 S. 5 FPersG)

          
          	
            Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass alle Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes spätestens 90 Kalendertage nach Aufzeichnung eines Ereignisses zur Speicherung im Betrieb kopiert werden.

          
        

        
          	
            4.6

          
          	
            Aufbewahrungs- und Herausgabepflichten für Aufzeichnungen des analogen Kontrollgerätes und sonstiger Unterlagen

            (Art. 14 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85; § 1 Abs. 6, § 2a, § 20 Abs. 3 FPersV; § 4 Abs. 3 FPersG)

          
          	
            Die Unternehmen müssen die Schaublätter, Bescheinigungen über berücksichtigungsfreie Tage, Aufzeichnungen über Straßen- und Betriebskontrollen und Ausdrucke aus dem Kontrollgerät in chronologischer Reihenfolge und in lesbarer Form außerhalb des Fahrzeugs nach Aushändigung durch den Fahrer mindestens ein Jahr lang aufbewahren. Darüber hinaus ist die zweijährige Aufbewahrungsfrist gemäß § 21a Abs. 7 ArbZG oder gemäß § 6 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern zu beachten.

            Sie sind den zuständigen Personen auf Verlangen vorzulegen.

          
        

        
          	
            4.7

          
          	
            Speicherungs- und Aufbewahrungspflichten von Daten des digitalen Kontrollgerätes

            (§ 2 Abs. 5 FPersV, § 4 Abs. 3 FPersG)

          
          	
            Der Unternehmer hat die kopierten Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes und der Fahrerkarten ein Jahr ab dem Zeitpunkt des Kopierens zu speichern.

            Der Unternehmer hat von allen kopierten Daten unverzüglich Sicherheitskopien zu erstellen, die auf einem gesonderten Datenträger zu speichern sind.

            Sie sind der zuständigen Behörde oder Stelle auf Verlangen entweder unmittelbar oder durch Datenfernübertragung oder auf einem durch die Behörde oder Stelle zu bestimmenden Datenträger zur Verfügung zu stellen.

            Der Datenschutz ist sicherzustellen.

          
        

        
          	
            4.8

          
          	
            Anspruch des Fahrers auf eine Kopie seiner Fahrtätigkeiten

            (Art. 15 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85, § 4 Abs. 3 S. 10 FPersG)

          
          	
            Dem Fahrer ist auf Verlangen eine Kopie seiner Schaublätter, Ausdrucke und Bescheinigungen oder der von der Fahrerkarte heruntergeladenen Daten auszuhändigen.

          
        

        
          	
            4.9

          
          	
            Vernichtungspflichten

            (§ 1 Abs. 6 Satz 7 Nr. 4 FPersV, § 4 Abs. 3 Satz 8 FPersG)

          
          	
            Die Aufzeichnungen sind nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21a Abs. 7 ArbZG, § 147 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. Abs. 3 AO und § 28f Abs. 1 Satz 1 SGB IV oder gemäß § 6 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern benötigt werden.

          
        

        
          	
            4.10

          
          	
            Mitführpflichten für Fahrzeuge über 3,5 t zHM

            (Art. 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85)

          
          	
            Es sind Nachweise über die Lenk- und Ruhezeiten für den laufenden Tag und die vorausgehenden 28 Tage mitzuführen.

            Als Nachweise gelten:

            
              	Schaublätter mit Aufzeichnungen aus dem analogen Kontrollgerät oder Ersatzaufzeichnungen,

              	die Fahrerkarte mit den Daten aus dem digitalen Kontrollgerät,

              	Ausdrucke aus dem digitalen Kontrollgerät,

              	Nachweis über berücksichtigungsfreie Tage nach § 20 FPersV (vgl. Abschnitt 8).

            

            Werden Fahrer zeitweise auf Fahrzeugen mit analogem und digitalem Kontrollgerät eingesetzt, müssen diese, neben den vom Fahrer in den vergangenen 28 Tagen verwendeten Schaublättern und ggf. erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen, auch ihre Fahrerkarte oder die entsprechenden Ausdrucke aus dem digitalen Kontrollgerät mit sich führen.

            Sofern der Fahrer eine Fahrerkarte besitzt, muss diese mitgeführt werden.

          
        

        
          	
            4.11

          
          	
            Mitführpflichten für Fahrzeuge über 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t zHM

            (§ 1 Abs. 6 FPersV)

          
          	
            Wer ausschließlich ein Fahrzeug mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 2,8 t bis einschließlich 3,5 t lenkt, hat Nachweise des laufenden Tages und der vorausgehenden 28 Tage auf dem Fahrzeug mitzuführen.

            Als Nachweis dienen die o.g. Nachweise für Fahrzeuge mit mehr als 3,5 t zHM sowie zusätzlich auch handschriftliche Aufzeichnungen bzw. Tageskontrollblätter.

            Auf § 1 Abs. 6 FPersV wird ausdrücklich hingewiesen.

          
        

        
          	
            4.12

          
          	
            Verlust, Diebstahl, Beschädigung oder Fehlfunktion der Fahrerkarte

            (Art. 15 Abs. 1 und 16 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85)

          
          	
            Bei Verlust, Diebstahl, Beschädigung oder Fehlfunktion der Fahrerkarte

          
        

        
          	
            während der Fahrt

            (Art. 16 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85):

          
          	
            
              	während der Fahrt lässt der Fahrer am Ende der Fahrt die Angaben über die Zeitgruppen ausdrucken, die das Kontrollgerät aufgezeichnet hat, macht auf dem Ausdruck Angaben zu seiner Person (Name und Nummer seines Führerscheins oder Name und Nummer seiner Fahrerkarte) und versieht ihn mit seiner Unterschrift;

            

          
        

        
          	
            vor Fahrtantritt

            (Art. 15 Abs. 1 Unterabsatz 5 Buchstabe a und b VO (EWG) Nr. 3821/85):

          
          	
            
              	vor Fahrtantritt fertigt der Fahrer einen Ausdruck aus dem Kontrollgerät und trägt Name, Nummer der Fahrerkarte oder des Führerscheins und ggf. Zeiten, die manuell zu erfassen wären, ein.

            

            Der Fahrer darf seine Fahrt ohne Fahrerkarte während eines Zeitraums von höchstens 15 Kalendertagen beginnen oder fortsetzen.

            Während eines längeren Zeitraums ist das Fahren eines Fahrzeugs mit digitalem Kontrollgerät ohne Fahrerkarte nicht erlaubt. Bei Nachweis, dass es unmöglich war, die Fahrerkarte während dieses Zeitraums vorzulegen oder zu benutzen und wenn das für die Rückkehr des Fahrzeugs zum Standort des Unternehmens erforderlich ist, kann ausnahmsweise über die 15 Tage hinaus mit Ausdrucken gefahren werden.

            Der Diebstahl oder der Verlust einer Fahrerkarte ist unverzüglich anzuzeigen.

            Bei Beschädigung oder Fehlfunktion der Fahrerkarte gibt der Fahrer diese Karte bei der ausstellenden Behörde oder Stelle zurück.

          
        

        
          	
            4.13

          
          	
            Fahrten vor Erhalt der Fahrerkarte

          
          	
            Fahrer, die ein Fahrzeug mit digitalem Kontrollgerät lenken wollen und eine Fahrerkarte beantragt, aber noch nicht erhalten haben, können von der unter Nr. 4.12 dargestellten Verfahrensweise keinen Gebrauch machen. Es ist nicht zulässig, ein derartiges Fahrzeug vor Erhalt der Fahrerkarte zu führen.

          
        

        
          	
            4.14

          
          	
            Mietfahrzeuge Pflichten des Mieters

            (§ 2 Abs. 4 FPersV)

          
          	
            Bei Einsatz von Mietfahrzeugen hat der Unternehmer, der das Fahrzeug anmietet, zu Beginn und am Ende des Mietzeitraums durch Verwendung der Unternehmenskarte sicherzustellen, dass die Daten des Fahrzeugspeichers über die mit dem Fahrzeug durchgeführten Fahrten übertragen und bei ihm gespeichert werden.

            Alle Daten und Ausdrucke sind ein Jahr aufzubewahren.

            Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Ausdrucke bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu vernichten, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufbewahrungspflichten nach § 16 Abs. 2 und § 21a Abs. 7 ArbZG, § 147 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit Abs. 3 AO und § 28f Abs. 1 Satz 1 SGB IV oder § 6 des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern benötigt werden.

          
        

        
          	
            Pflichten des Vermieters

            (§ 2 Abs. 5 FPersV)

          
          	
            Unternehmen, die Fahrzeuge vermieten, haben dem Mieter des Fahrzeugs diejenigen Daten aus dem Massenspeicher des Kontrollgerätes, die sich auf die vom Mieter durchgeführten Beförderungen beziehen und auf die dieser nicht unmittelbar zugreifen kann, auf dessen Verlangen, spätestens 3 Monate nach Beginn des Mietverhältnisses oder der letzten Datenübermittlung und nach Beendigung des Mietverhältnisses zur Verfügung zu stellen.

            Ist das Stecken der Unternehmenskarte durch den Mieter in begründeten Ausnahmefällen nicht möglich (z.B. Anmietung eines Ersatzfahrzeuges während einer Tour, ungeplante Anmietung), ist zu Beginn und am Ende des Mietzeitraums vom Vermieter ein Ausdruck aus dem Massenspeicher zu fertigen.

            Dabei sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrtheit und Zurechenbarkeit der Daten gewährleisten; im Falle der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.

          
        

        
          	
            Pflichten des Vermieters

            (§ 2 Abs. 5 FPersV)

          
          	
            Der Fahrer hat Ausdrucke, die er vom Vermieter erhalten hat, unverzüglich an den Unternehmer weiterzuleiten.

          
        

        
          	
            4.15

          
          	
            Manuelle Nachträge

            (Art. 15 Abs. 2 Unterabs. 2 i.V.m. Unterabs. 1 S. 1 VO (EWG) Nr. 3821/85

          
          	
            Wenn der Fahrer sich während der Arbeitszeit nicht im Fahrzeug aufhält und daher nicht in der Lage ist, das eingebaute Kontrollgerät zu betätigen, müssen die anderen Arbeiten, die Bereitschaftszeiten sowie die Arbeitsunterbrechungen und Teile einer Ruhezeit auf der Fahrerkarte bzw. dem Schaublatt nachgetragen werden. Für ungeteilte tägliche Ruhezeiten, die sich nicht über einen vollständigen Kalendertag erstrecken, besteht keine Bescheinigungspflicht; sie müssen aber auf dem Schaublatt oder der Fahrerkarte nachgetragen werden (siehe auch Abschnitt 8.5).

          
        

        
          	
            5

          
          	
            Fahrpersonalverordnung (FPersV)

          
        

        
          	
            5.1

          
          	
            Geltungsbereich

          
          	
            Die FPersV ergänzt die EU-Vorschriften und gilt nach § 1 FPersV auch für Fahrzeuge

            
              	zur Güterbeförderung mit einer zulässigen Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger von mehr als 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t sowie

              	zur Personenbeförderung mit mehr als 8 Fahrgastplätzen, die im Linienverkehr mit einer Linienlänge bis zu 50 km eingesetzt sind.

            

            Für solche Beförderungen müssen Lenk- und Ruhezeiten eingehalten und aufgezeichnet werden, ein EG-Kontrollgerät muss nicht eingebaut sein. Der Nachweis der Lenk- und Ruhezeiten kann auch durch handschriftliche Aufzeichnungen oder Tageskontrollblätter erfolgen. Sofern ein Kontrollgerät in das der Güterbeförderung dienende Fahrzeug eingebaut ist, muss dieses jedoch bei aufzeichnungspflichtigen Fahrten verwendet werden.

          
        

        
          	
            5.2

          
          	
            Fahrzeuge bis 2,8 t zHM

          
          	
            Für Fahrzeuge bis einschließlich 2,8 t zHM gibt es keine Regelungen im Fahrpersonalrecht. Für Fahrer dieser Fahrzeuge gelten ausschließlich die Regelungen des Arbeitszeitgesetzes (z.B. max. 8 bzw. 10 Stunden Arbeitszeit, 11 Stunden bzw. 10 Stunden Ruhezeit).

            Ein Fahrzeug bis 2,8 t zHM, das mit einer Anhängerkupplung versehen ist, aber keinen Anhänger zur Güterbeförderung zieht, unterliegt ebenfalls nicht der FPersV.

          
        

        
          	
            5.3

          
          	
            Ausnahmen vom Geltungsbereich der FPersV

            (§ 1 Abs. 2 FPersV)

          
          	
        

        
          	
            5.3.1

          
          	
            Fahrzeuge, die in § 18 FPersV genannt sind

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 FPersV)

          
          	
            siehe Abschnitt 6 zu § 18 FPersV

          
        

        
          	
            5.3.2

          
          	
            Fahrzeuge, die in Art. 3 Buchstabe b bis i VO (EG) Nr. 561/2006 genannt sind

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 FPersV)

          
          	
            siehe Abschnitt 2.1 ff. zu Artikel 3 VO (EG) Nr. 561/2006

          
        

        
          	
            5.3.3

          
          	
            Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen mit Fahrzeugen mit nicht mehr als 3,5 t zHM („Handwerkerregelung“)

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge von mehr als 2,8 t bis 3,5 t zHM sind aus dem Anwendungsbereich der Sozialvorschriften im Straßenverkehr ausgenommen, wenn Transporte von Material, Ausrüstungen oder Maschinen durchgeführt werden, die der Fahrer (z.B. ein Handwerker) zur Ausübung seines Berufes benötigt.

            Hinweise zur Auslegung zu Material, Ausrüstungen und Maschinen finden sich im Abschnitt 6.7.

            Die Fahrtätigkeit darf nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellen.

            Der Betrieb des Fahrzeugs darf im Rahmen der gesamten Tätigkeit des Fahrers lediglich Hilfstätigkeit sein. Ist das Fahren die Haupttätigkeit und fallen die übrigen Tätigkeiten demgegenüber weniger ins Gewicht, so sind die Merkmale der Vorschrift nicht erfüllt.

          
        

        
          	
            Haupttätigkeit

          
          	
            Für Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t gilt die Ausnahmeregelung räumlich unbegrenzt.

          
        

        
          	
            5.3.4

          
          	
            Auslieferungsfahrten mit Fahrzeugen bis einschließlich 3,5 t zHM

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 3a FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge von mehr als 2,8 t bis einschließlich 3,5 t zHM, die zur Beförderung von Gütern dienen, die im Betrieb, dem der Fahrer angehört,

            
              	in handwerklicher Fertigung oder Kleinserie hergestellt wurden, oder

              	deren Reparatur im Betrieb vorgesehen ist oder dort durchgeführt wurde,

            

            sind aus dem Anwendungsbereich des Fahrpersonalrechts ausgenommen (sogenannte Auslieferungsfahrten).

            Die Fahrtätigkeit darf nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellen (siehe Abschnitt 5.3.3).

            Diese Ausnahmeregelung gilt räumlich unbegrenzt.

          
        

        
          	
            5.3.5

          
          	
            Verkaufswagen bis einschließlich 3,5 t zHM

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 FPersV)

          
          	
            Ausgenommen sind Fahrzeuge, die als

            
              	Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder

              	für den ambulanten Verkauf verwendet werden

            

            und für diese Zwecke besonders ausgestattet sind (z.B. Brötchenverkauf, aber auch Crêpebäcker, Zuckerwattehersteller).

          
        

        
          	
            Ambulanter Verkauf

          
          	
            Für das Merkmal des „ambulanten Verkaufs” ist es entscheidend, dass die Verkaufstätigkeit mittels einer mobilen, nicht dauerhaft am selben Ort vorhandenen Verkaufseinrichtung ausgeübt wird und nicht unter Verwendung eines Ladenlokals oder einer anderen ortsfesten Einrichtung vorgenommen wird.

          
        

        
          	
            Für Verkaufszwecke besonders ausgestatteter Anhänger

          
          	
            Auch Fahrzeugkombinationen aus einem Kleintransporter und Anhänger, der zu Verkaufszwecken besonders ausgestattet ist, unterliegen der Regelung.

            Die Fahrtätigkeit darf nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellen (siehe Abschnitt 5.3.3).

          
        

        
          	
            5.3.6

          
          	
            Selbstfahrende Arbeitsmaschinen

            (§ 1 Abs. 2 Nr. 5 FPersV)

          
          	
            siehe Abschnitte 1.4

          
        

        
          	
            6

          
          	
            Ausnahmen von den Lenk- und Ruhezeiten (§ 18 FPersV, Art. 13 VO (EG) Nr. 561/2006)

          
        

        
          	
            6.1

          
          	
            Anwendungsbereich

          
          	
            In § 18 FPersV wurde in Deutschland von der durch EU-Recht (Artikel 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 3 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 3821/85) gegebenen Ermächtigung Gebrauch gemacht. Bestimmte Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 3,5 t sind daher aus dem Anwendungsbereich der Sozialvorschriften im Straßenverkehr ausgenommen. Die Ausnahmen gelten auch für Fahrzeuge mit mehr als 2,8 t zHM (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 FPersV).

            Wenn eine Ausnahme zutrifft, brauchen die Fahrer dieser Fahrzeuge keine Lenk- und Ruhezeiten einzuhalten und kein EG-Kontrollgerät zu verwenden. Ein vorhandenes digitales Kontrollgerät kann auf OUT („out of scope”) gestellt werden.

            Wird eine Fahrerkarte gesteckt, wird der zuvor eingestellte Modus „OUT” aufgehoben.

            Die Regelungen des Arbeitszeitgesetzes oder des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern sind jedoch zu beachten.

          
        

        
          	
            6.2

          
          	
            Allgemeine Begriffsbestimmungen

          
          	
        

        
          	
            6.2.1

          
          	
            Standort des Unternehmens

          
          	
            Als „Standort des Unternehmens” i.S.d. VO (EG) Nr. 561/2006 gilt der Ort der Betriebsstätte, von dem aus der Unternehmer das Fahrzeug einsetzt. Als Standort des Unternehmens werden das Unternehmen selbst oder eingetragene Zweigniederlassungen angesehen, von denen das Fahrzeug regelmäßig eingesetzt wird. Ein Parkplatz, der temporär für den Einsatz von Fahrzeugen genutzt wird, stellt keinen Standort des Unternehmens dar.

            Für die Berechnung des Umkreises von diesem Ort aus wird in Deutschland die politische Gemeindegrenze zugrunde gelegt. Im grenzüberschreitenden Verkehr ist zu beachten, dass in anderen EU-Staaten meist der Betriebssitz selbst oder die in den Fahrzeugpapieren angegebene Anschrift für die Berechnung des Umkreises zugrunde gelegt wird.

          
        

        
          	
            6.2.2

          
          	
            Umkreis/Überschreiten des Umkreises

          
          	
            Hinsichtlich der Ausnahmetatbestände, die einem bestimmten räumlichen Geltungsbereich (50 km, 100 km bzw. 250 km) unterliegen, gelten die Sozialvorschriften vollumfänglich, sobald der vorgeschriebene räumliche Geltungsbereich überschritten wird.

            Die Sozialvorschriften sind ebenso einzuhalten, sobald eine Fahrt angetreten wird, bei der die Voraussetzungen des betreffenden Ausnahmetatbestandes fehlen.

            Es sind die vorgeschriebenen Nachweise über Lenk- und Ruhezeiten für den laufenden Tag und die vorausgehenden 28 Tage mitzuführen und auf Verlangen vorzulegen.

          
        

        
          	
            6.2.3

          
          	
            Haupttätigkeit des Fahrers

          
          	
            Der Betrieb des Fahrzeugs darf im Rahmen der gesamten Tätigkeit des Fahrers lediglich Hilfstätigkeit sein. Ist das Fahren die Haupttätigkeit und fallen die übrigen Tätigkeiten demgegenüber weniger ins Gewicht, so unterliegt der Fahrer den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

            Grundsätzlich ist darauf abzustellen, wie viel Zeit der Transport von Gütern neben den übrigen Aufgaben regelmäßig in Anspruch nimmt (arbeitsvertragliche Hauptleistung). Als weiteres Indiz kommen auch die Branchenzugehörigkeit (z.B. bei selbständigen Handwerkern) und eine besondere über die Fahrtätigkeit hinausgehende Berufsqualifikation in Betracht. Die Tätigkeiten des Fahrers am jeweiligen Fahrtag sind für sich allein nur ein Indiz.

          
        

        
          	
            6.3

          
          	
            Behördenfahrzeuge

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die im Eigentum von Behörden stehen oder von diesen ohne Fahrer angemietet oder geleast sind, um Beförderungen im Straßenverkehr durchzuführen, die nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen stehen.

          
        

        
          	
            Behördenbegriff

          
          	
            Unter Behörde ist jede Stelle zu verstehen, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt.

            Darunter sind nicht nur klassische (unmittelbare oder mittelbare) Behörden zu erfassen, sondern auch Organe von Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, wie z.B. das Studentenwerk.

          
        

        
          	
            Art der Transporte

          
          	
            Unter diese Ausnahme fallen sowohl Güter- als auch Personentransportfahrzeuge.

            Hierzu zählen Fahrzeuge, die im Strafvollzug zum Transport von Gefangenen eingesetzt werden oder die ausschließlich zur Versorgung von Justizvollzugsanstalten z.B. mit Wäsche aus der eigenen Wäscherei verwendet werden.

            Soweit es der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dient, sind auch Fahrzeuge des Studentenwerks (Anstalten des öffentlichen Rechts), von Rundfunkanstalten und anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts von der Ausnahme erfasst.

          
        

        
          	
            Behördenfahrzeuge

          
          	
            Nur Fahrzeuge, die sich im Eigentum der Behörden befinden oder ohne Fahrer angemietet werden, sind von der Ausnahme erfasst. Nicht erfasst sind die Fahrten eines Unterauftragnehmers oder von Personen und Unternehmen, die mit anderen im Wettbewerb stehen.

            Die Ausnahme gilt nicht für Fahrzeuge, die einem Unternehmen gehören, dessen Kapital von der öffentlichen Hand gehalten wird und das eine Dienstleistung (z.B. des Personenlinienverkehrs im Rahmen eines Vertrages) erbringt, der nach einer dem Wettbewerb unterliegenden Ausschreibung geschlossen wurde und diesem Unternehmen für eine bestimmte Zeit ein ausschließliches Recht einräumt.

          
        

        
          	
            Wettbewerb

          
          	
            Eine Beförderung, die nicht im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen steht, ist gegeben, wenn die Behörde nicht in Konkurrenz zu Unternehmen tritt, keinem Wettbewerbsdruck unterliegt und nicht als Marktteilnehmerin agiert. Ihr Verhalten darf nicht am Wettbewerb ausgerichtet sein. 

            Das Fehlen eines eigenen Fuhrparks und das Nichtvorhandensein einer güterkraftverkehrsrechtlichen Berechtigung kann ein Zeichen für das Fehlen von Wettbewerb sein. (Dies bedeutet aber nicht, dass bei eigenem Fuhrpark stets von einem Bestehen von Wettbewerb ausgegangen werden muss.) Handelt es sich bei der Beförderung um eine gesetzlich zugewiesene Aufgabe oder steht sie mit einer solchen in unmittelbaren Zusammenhang, ist auch dies ein Kriterium dafür, dass kein Wettbewerb gegeben ist.

          
        

        
          	
            6.4

          
          	
            Land- und Forstwirtschaftsfahrzeuge, Gartenbau, Fischerei

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die von Landwirtschafts-, Gartenbau-, Forstwirtschaft- oder Fischereiunternehmen zur Güterbeförderung, insbesondere auch zur Beförderung lebender Tiere, im Rahmen der eigenen unternehmerischen Tätigkeit in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens verwendet oder von diesen ohne Fahrer angemietet werden.

            Ein Forstwirtschaftsunternehmen i.S.d. § 18 Abs. 1 Nr. 2 FPersV setzt voraus, dass der Unternehmenszweck in der Bewirtschaftung von eigenem oder gepachtetem Wald liegt.

          
        

        
          	
            Fahrzeuge im Besitz des Unternehmens

          
          	
            Diese Ausnahme ist auf Fahrzeuge beschränkt, die sich im Eigentum der Unternehmen befinden oder ohne Fahrer angemietet werden. Nicht erfasst sind die Fahrten eines Unterauftragnehmers.

            Transporte z.B. von Fischern, Landwirten, Obst- und Gemüsebauern zu lokalen Märkten, zu Großmärkten und zu anderen Verkaufsstellen bzw. Betriebsstätten sind in einem Umkreis von 100 km möglich, ohne die Sozialvorschriften im Straßenverkehr anzuwenden.

          
        

        
          	
            Landschaftsbau

          
          	
            Der Landschaftsbau unterfällt dieser Ausnahme nicht, da keine Urproduktion erfolgt (Ausnahme nach § 18 Abs. 1 Nr. 4 b FPersV möglich).

            (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

          
        

        
          	
            6.5

          
          	
            Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 3 FPersV)

          
          	
            Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die für land- oder forstwirtschaftliche Tätigkeiten in einem Umkreis von bis zu 100 km vom Standort des Unternehmens verwendet werden, das das Fahrzeug besitzt, anmietet oder least.

            Diese Ausnahme ist auf Zugmaschinen beschränkt, die sich im eigenen Besitz der Unternehmen befinden oder ohne Fahrer angemietet oder auch geleast werden. Nicht erfasst sind die Fahrten eines Unterauftragnehmers. 

            Die Zugmaschinen, Traktoren usw. müssen tatsächlich zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken bzw. bei solchen Tätigkeiten eingesetzt werden, um unter die Ausnahme zu fallen.

            (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

          
        

        
          	
            6.6

          
          	
            Universaldienstleistungen

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 4a FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens von Postdienstleistern, die Universaldienstleistungen gemäß § 1 Abs. 1 der Post-Universaldienstleistungsverordnung zum Zwecke der Zustellung von Sendungen im Rahmen von Universaldienstleistungen verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

          
        

        
          	
            Postdienstleistungen

          
          	
            Vom Anwendungsbereich befreit sind damit Paket- und Briefauslieferungen, die unter die Post-Universaldienstleistungsverordnung fallen und im Rahmen des Universaldienstes Sendungen zustellen.

            Die Beförderung von Briefen (bis 2000 g), Paketen bis 20 kg und Zeitungen/Zeitschriften, unter den Voraussetzungen, die in § 1 Abs. 1 der Post-Universaldienstleistungsverordnung festgelegt sind, sind auf der Basis dieser Ausnahmeregelung vom Anwendungsbereich der Sozialvorschriften im Straßenverkehr ausgenommen. Sofern auch schwerere Pakete befördert werden, die die Gewichtsgrenze der Post-Universaldienstleistungsverordnung überschreiten, ist die Ausnahmeregelung nicht anwendbar.

            (Standort des Unternehmens, Umkreis sowie Haupttätigkeit des Fahrers siehe Abschnitte 6.2.1, 6.2.2 und 6.2.3)

          
        

        
          	
            6.7

          
          	
            Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen („Handwerkerregelung“)

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 4b FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulässigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die in einem Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens zur Beförderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen, die der Fahrer zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit benötigt, verwendet werden, soweit das Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

            Die Begriffe Material und Ausrüstung sind weit auszulegen. Es muss sich dabei nicht um Werkzeuge und Arbeitsmittel handeln, sondern auch die für die durchzuführenden Arbeiten notwendigen Gegenstände wie beispielsweise Baustoffe oder Kabel gehören dazu.

          
        

        
          	
            Material, Ausrüstungen oder Maschinen

          
          	
            In Betracht kommt also eine zur Erbringung von Dienst- und Werkleistungen notwendige Beförderung von Werkzeugen, Ersatzteilen, Bau- und Einkaufsmaterialien, Werkstoffen, Geräten, sonstigem Zubehör. Ebenfalls erfasst sind der An- und Abtransport sowie Transporte im Rahmen des Fertigungsprozesses von Waren und Geräten, die im Handwerksbetrieb hergestellt oder repariert werden. Gleiches gilt für den Abtransport von Abfallprodukten wie Bauschutt und Aushub.

            Bei der Auslegung des Begriffs „Material” ist darauf abzustellen, ob die Güter be- oder verarbeitet oder zur Ausübung einer Tätigkeit des Fahrers verwendet werden. So fällt z.B. der Transport von Leergut, das von einem Weinhändler befördert wird, der die leeren Flaschen bei seinen Kunden einsammelt, um sie zu seinem Großhändler zu bringen, nicht unter die Ausnahmeregelung.

            Ebenfalls nicht erfasst von der Ausnahme ist die Tätigkeit eines Vertreters, der ein fertiggestelltes Produkt beim Verkaufsgespräch nur präsentiert.

            Für die Anwendbarkeit der Ausnahmeregelung kommt es entscheidend darauf an, dass das Führen des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

            (Standort des Unternehmens, Umkreis sowie Haupttätigkeit des Fahrers siehe Abschnitte 6.2.1, 6.2.2 und 6.2.3)

          
        

        
          	
            6.8

          
          	
            Verkaufswagen

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 4b FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, mit jeweils für diesen Zweck bestimmter, besonderer Ausstattung, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf dienen, in einem Umkreis von 50 km genutzt werden und das Fahren nicht die Haupttätigkeit des Fahrers darstellt.

          
        

        
          	
            Öffentlicher Markt

          
          	
            Nach §§ 66-68 GewO ist unter Markt ein „Großmarkt”, „Wochenmarkt” sowie „Spezialmarkt und Jahrmarkt” zu verstehen (Legaldefinition).

          
        

        
          	
            Ambulante Verkaufsstelle

          
          	
            Für das Merkmal des „ambulanten Verkaufs” ist es entscheidend, dass die Verkaufstätigkeit mittels einer mobilen, nicht dauerhaft am selben Ort vorhandenen Verkaufseinrichtung ausgeübt wird und nicht unter Verwendung eines Ladenlokals oder einer anderen ortsfesten Einrichtung erfolgt.

          
        

        
          	
            Rollende Lebensmittelmärkte

          
          	
            Nach der Regelung sind auch sogenannte rollende Lebensmittelmärkte von der Anwendung der Sozialvorschriften ausgenommen. Die zu verkaufenden Lebensmittel werden mit der Regelung in § 18 FPersV unter den Begriff „Material” gefasst.

            Unter den Begriff „Material” werden alle stofflichen Güter erfasst, die von Fahrern für die Ausübung ihres Berufes benötigt werden. Eine Einschränkung auf den Non-Food-Bereich greift zu kurz. Die Fahrer der „Rollenden Lebensmittelmärkte” sind in erster Linie als Lebensmittelverkäufer anzusehen. Das Bewegen des Fahrzeugs zwischen den Verkaufsstopps dient nur dem Erreichen des jeweiligen Verkaufspunktes. Damit ist sowohl die notwendige Zweckbestimmung, als auch die untergeordnete Rolle des Fahrens zu bejahen. Ohne den Transport der Lebensmittel wäre ein Verkauf mit unmittelbarer Übereignung der Ware, wie er im Lebensmittelbereich aufgrund des täglichen Bedarfs und der Frische die Regel ist, nicht möglich.

          
        

        
          	
            Für Verkaufszwecke besonders ausgestatteter Anhänger

          
          	
            Auch die Fahrzeugkombination aus einem Kleintransporter und Anhänger, der zu Verkaufszwecken besonders ausgestattet ist, unterliegt der Ausnahme, da gemäß der Definition des Begriffs „Fahrzeug” in Artikel 4 Buchstabe b VO (EG) Nr. 561/2006 auch eine Kombination bestehend aus einem Kraftfahrzeug und einem Anhänger als „Fahrzeug” anzusehen ist.

            Von dieser Ausnahme sind alle Fahrzeuge, die Verkaufszwecken dienen, erfasst, z.B. Brötchenverkauf, aber auch Crêpebäcker, Zuckerwattehersteller.

            (Standort des Unternehmens, Umkreis sowie Haupttätigkeit des Fahrers siehe Abschnitte 6.2.1, 6.2.2 und 6.2.3)

          
        

        
          	
            6.9

          
          	
            Inselbetrieb

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 5 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die ausschließlich auf Inseln mit einer Fläche von nicht mehr als 2300 km2 verkehren, die mit den übrigen Teilen des Hoheitsgebiets weder durch eine befahrbare Brücke, Furt oder einen befahrbaren Tunnel verbunden sind. Voraussetzung ist, dass keine Verkehrsverbindung zu anderen Teilen des Hoheitsgebietes besteht, die von Kraftfahrzeugen auf dem Landweg benutzt werden kann.

          
        

        
          	
            6.10

          
          	
            Fahrzeuge mit Druckerdgas-, Flüssiggas- oder Elektroantrieb

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 6 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die im Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens zur Güterbeförderung mit Druckerdgas-, Flüssiggas- oder Elektroantrieb verwendet werden und deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhänger 7,5 t nicht übersteigt.

            Dies gilt nicht für auf Gasantrieb nachgerüstete Fahrzeuge, deren konventioneller Antrieb und Tank vollständig erhalten bleibt. (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

          
        

        
          	
            6.11

          
          	
            Fahrschulfahrten

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 7 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die zum Fahrschulunterricht und zur Fahrprüfung zwecks Erlangung der Fahrerlaubnis oder eines beruflichen Befähigungsnachweises dienen, sofern diese Fahrzeuge nicht für die gewerbliche Personen- oder Güterbeförderung verwendet werden.

          
        

        
          	
            Unterrichts- oder Prüfungsfahrt

          
          	
            Für das Vorliegen der Voraussetzungen der Ausnahmeregelung ist erforderlich, dass die Fahrt ausschließlich Unterrichts- oder Prüfungszwecken dient. Wird eine Unterrichts- oder Prüfungsfahrt mit gewerblicher Personen- oder Güterbeförderung verknüpft, scheidet eine Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung aus.

          
        

        
          	
            Fahrten zum Zwecke der Fortbildung

          
          	
            Fahrten, die im Rahmen einer normalen (betriebsinternen) Fortbildung unternommen werden oder auch ein normales Fahrsicherheitstraining erfüllen den Tatbestand des § 18 Abs. 1 Nr. 7 FPersV nicht und unterliegen damit den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

          
        

        
          	
            Fahrten im Rahmen der Weiterbildung

          
          	
            Fahrten im Rahmen der Weiterbildung nach dem BKrFQG fallen unter die Ausnahme, soweit es sich um Fahrten handelt, die zur Erlangung eines beruflichen Befähigungsnachweises erfolgen. Die Schulungsfahrt muss also im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Weiterbildung durchgeführt werden.

          
        

        
          	
            Fahrten zum Ort der Weiterbildung

          
          	
            Die Hin- und Rückfahrt zum Ort der Weiterbildung nach dem BKrFQG unterliegt grundsätzlich den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

          
        

        
          	
            6.12

          
          	
            Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung, Telegramm- und Telefonanbieter

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 8 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die in Verbindung mit der Instandhaltung von Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung, Telegramm- und Telefondienstleistungen eingesetzt werden.

          
        

        
          	
            Wasserversorgungsbetriebe

          
          	
            Betriebe, die zur Deckung des Wasserbedarfs der Wohn- und Arbeitsstätten mit Trinkwasser dienen (z.B. Wasserwerke), aber auch Fernlenksysteme für die Wasserversorgung.

          
        

        
          	
            Wartung und Instandhaltung bestehender Anlagen

          
          	
            Von der Ausnahme werden jedoch ausschließlich Fahrten zur Wartung und Instandhaltung bestehender Anlagen erfasst. Damit fallen der Transport von Teilen noch zu erbauender Anlagen oder das Erschließen von Baugebieten sowie die in diesem Zusammenhang durchgeführten Transporte nicht unter die Ausnahmeregelung.

          
        

        
          	
            6.13

          
          	
            Straßenunterhaltung und -kontrolle

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 8 FPersV)

          
          	
            Die Ausnahmeregelung umfasst Fahrzeuge, die in Verbindung mit Straßenunterhaltung und -kontrolle eingesetzt werden.

            Zur laufenden Straßenunterhaltung gehört z.B. die Beseitigung von Schlaglöchern, die Unterhaltung von Betonplatten, die Pflege der Randstreifen und Verkehrssicherungsanlagen, in der Regel dagegen nicht die Erneuerung der Fahrbahndecke.

            Die Beförderung von Baumaschinen von und zur Straßenbaustelle wird von dieser Ausnahme nicht erfasst.

          
        

        
          	
            Winterdienst

          
          	
            Im Winterdienst verwendete selbstfahrende Arbeitsmaschinen fallen nicht unter den Geltungsbereich der VO (EG) Nr. 561/2006, da nur Fahrzeuge erfasst sind, die zur Personen- oder Güterbeförderung eingesetzt werden. Andere Fahrzeuge, die Winterdienste vornehmen, werden von der Ausnahme erfasst.

          
        

        
          	
            6.14

          
          	
            Hausmüllabfuhr

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 8 FPersV)

          
          	
            Die Freistellung für Hausmüllbeförderungen gilt für Beförderungen, die im Rahmen von Sammeltätigkeiten erfolgen, die durch kurze Fahrstrecken von Haus zu Haus in langsamem Tempo, ständigen Fahrtunterbrechungen und Pausen zum Einsammeln der in den Tonnen befindlichen Stoffe gekennzeichnet sind. Diese Fahrten sind regelmäßig in einem eng abgrenzbaren lokalen bzw. regionalen Bereich angesiedelt. Freigestellt ist auch die Anfahrt ins Sammelgebiet sowie die an die Sammlung anschließende Fahrt zur Abladestelle. 

          
        

        
          	
            Hausmüll

          
          	
            Eine Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung kommt nur in Betracht, soweit es sich um die Abfuhr von Hausmüll handelt. Als Hausmüll werden feste Abfälle bezeichnet, die im Rahmen einer normalen Haushaltsführung in Privathaushalten entstehen und durch die Müllabfuhr abgefahren werden.

          
        

        
          	
            Sperrmüll

          
          	
            Die Ausnahme umfasst auch die Sperrmüllabfuhr im Rahmen der üblichen Termine für Sperrmüllabfuhr der Privathaushalte, nicht jedoch die Abfuhr von Sperrmüll, wenn einem Privathaushalt zuvor ein Container zur Verfügung gestellt wird, der gesondert abgeholt wird.

          
        

        
          	
            Gewerbliche Abfälle/Sondermüll

          
          	
            Die Entsorgung hausmüllähnlicher Abfälle aus Gewerbebetrieben fällt nur dann unter die Ausnahme, wenn diese zeitgleich mit der Abfuhr von Privathaushalten in derselben so genannten „Kommunaltour” erfolgt.

          
        

        
          	
            Abfuhr Container von Sammelstellen/Schadstoffmobile

          
          	
            Für die Abfuhr von Abfällen gewerblicher Art oder Sondermüll kommt eine Ausnahmeregelung nicht in Betracht.

            Unter dem Begriff Hausmüll werden alle Abfälle aus privaten Haushaltungen, die im Rahmen einer Haus-zu-Haus-Entsorgung von den Entsorgungspflichtigen in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behältern regelmäßig gesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung zugeführt werden. Der Ausnahme unterliegt daher nicht der Abtransport der im Entsorgungsgebiet aufgestellten Container oder sogenannte Schadstoffmobile, die zwar den privaten Haushalten zur Müllentsorgung dienen, aber nicht im Rahmen einer Haus-zu-Haus-Entsorgung eingesetzt werden.

          
        

        
          	
            Weitertransporte

          
          	
            Die sich an die Sammeltätigkeit anschließenden Beförderungen sind nicht mehr freigestellt. Hierzu zählt der Transport von Müll mit dem Ausgangspunkt an einer Umladestelle zu einer anderen Verwertungsanlage.

          
        

        
          	
            6.15

          
          	
            Rundfunk- und Fernsehen (inkl. der Erfassung von Radio- bzw. Fernsehsendern und -geräten)

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 8 FPersV)

          
          	
            Erfasst werden sowohl private als auch öffentlich-rechtliche Fernsehsender und Filmgesellschaften, die für Fernsehsender usw. tätig sind.

            Eingesetzte Subunternehmer fallen ebenfalls unter die Ausnahmeregelung.

          
        

        
          	
            Filmproduktion

          
          	
            Soweit eine Filmproduktionsfirma für einen Fernsehsender tätig wird, sind auch die Fahrzeuge der Filmproduktionsfirma von der Anwendung der Sozialvorschriften befreit.

          
        

        
          	
            6.16

          
          	
            Private Personentransporte

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 9 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur nicht gewerblichen Personenbeförderung verwendet werden, sind freigestellt.

            Somit unterliegen Kleinbusse, die ausschließlich zu privaten Zwecken (z.B. Transport von Familienmitgliedern) eingesetzt werden, nicht den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

          
        

        
          	
            6.17

          
          	
            Schausteller

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 10 FPersV)

          
          	
            Spezialfahrzeuge, die zum Transport von Ausrüstungen des Zirkus- oder Schaustellergewerbes verwendet werden.

          
        

        
          	
            Schaustellerbegriff

          
          	
            Wer Schausteller ist, ist im Gewerberecht geregelt. In der Gewerbeordnung (Titel III Reisegewerbe) bzw. in der dazu erlassenen Verwaltungsvorschrift werden die Voraussetzungen für Schaustellerfahrzeuge näher umschrieben.

            Für das Vorliegen der Voraussetzungen der Ausnahmeregelung für Beförderungen im Schausteller- oder Zirkusgewerbe ist ausschlaggebend, dass

            
              	das Fahrzeug von einem Schausteller oder einer bei diesem beschäftigten Person gelenkt wird und

              	es sich um eine mit der beruflichen Tätigkeit des Schaustellers in Zusammenhang stehende Beförderung handelt.

            

            Für das Vorliegen des Ausnahmetatbestandes ist allein der Besitz einer Reisegewerbekarte nicht ausreichend.

          
        

        
          	
            Spezialfahrzeug

          
          	
            Unter die Ausnahme fallen Fahrzeuge, die eine spezielle Einrichtung zum Transport von Zirkus- bzw. Schaustellermaterial aufweisen. Ein wesentliches Kennzeichen sind dabei spezielle Aufbauten (Reklame, Sonderbeleuchtung pp.) oder als Spezialfahrzeuge zugelassene Fahrzeuge, z.B. Zuckerwarenverkäufer mit entsprechenden Aufbauten, Zirkusfahrzeuge und Fahrzeuge zum Karusselltransport.

            Als Spezialfahrzeuge sind aber auch solche Fahrzeuge anzusehen, die Ausrüstungen transportieren, die mit der beruflichen Tätigkeit des Schaustellers im Zusammenhang stehen.

          
        

        
          	
            Marktschreier

          
          	
            Ein „Marktschreier” ist kein Schausteller. Er fällt nur dann unter den Begriff des Schaustellers, wenn er keinen Handel treibt.

          
        

        
          	
            6.18

          
          	
            Projektfahrzeuge zu Lehrzwecken

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 11 FPersV)

          
          	
            Speziell für mobile Projekte ausgerüstete Fahrzeuge, die hauptsächlich im Stand zu Lehrzwecken verwendet werden, fallen unter diese Ausnahme, wenn

            
              	eine für Projektzwecke besondere Fahrzeugausstattung vorhanden ist,

              	kein gewerblicher Gütertransport durchgeführt wird,

              	das Fahrzeug hauptsächlich im Stand verwendet wird und somit die Fahrzeiten gegenüber den Standzeiten nachrangig sind.

            

            Erfasst sind insbesondere Büchereifahrzeuge, Spielbusse und andere Fahrzeuge, die dazu eingesetzt werden, an unterschiedlichen/wechselnden Orten (ohne feste Einrichtung) an Dritte Wissen zu vermitteln.

          
        

        
          	
            Infomobile/Rollende Messe

          
          	
            Erfasst sind auch Infomobile („Rollende Messen”), die auf Messen oder Märkten zum Zweck der Produktpräsentation eingesetzt werden. Bedingung ist hierbei, dass die präsentierten Produkte fest am Fahrzeug ein- oder angebaut sind.

            Auch ein Zugfahrzeug, das den Infomobilanhänger transportiert, fällt unter die Ausnahme.

          
        

        
          	
            6.19

          
          	
            Milchtransporte

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 12 FPersV)

          
          	
            Die Ausnahme ist auf die Abholung von Milch bei landwirtschaftlichen Betrieben, die Rückgabe von Milchbehältern oder zur Lieferung von Milcherzeugnissen für Futterzwecke in einem Umkreis von 100 km vom Standort des Unternehmens (Beförderers) beschränkt. (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

            Die Ausnahme gilt unabhängig davon, ob Molkereiprodukte zum Erzeuger zurück transportiert werden.

          
        

        
          	
            6.20

          
          	
            Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 13 FPersV)

          
          	
            Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte sind freigestellt.

          
        

        
          	
            6.21

          
          	
            Transport tierischer Nebenprodukte

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 14 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die in einem Umkreis von 250 km vom Standort des Unternehmens zum Transport tierischer Nebenprodukte im Sinne des Artikel 3 Nr. 1 VO (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte in der jeweils geltenden Fassung verwendet werden.

          
        

        
          	
            Gülle

          
          	
            Gülle ist als ein tierisches Nebenprodukt zu betrachten, welches im Umkreis von 250 km vom Standort des Unternehmens transportiert werden kann.

          
        

        
          	
            Tote Tiere

          
          	
            Der Transport von toten Tieren wird nur insoweit aus dem Anwendungsbereich der Sozialvorschriften ausgenommen, als es sich um den Transport von toten Tieren oder Tierteilen handelt, die nicht mehr als Lebensmittel weiterverarbeitet werden sollen. Befreit sind z.B. Transporte von tierischen Abfällen und Tierkadavern zu den Einrichtungen für die Beseitigung tierischer Nebenprodukte (Tierkörperbeseitigungsanstalten).

            Der Transport von toten Tieren oder Tierteilen, die noch als Lebensmittel verwendet werden, unterliegt in vollem Umfang den Sozialvorschriften im Straßenverkehr.

            (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

          
        

        
          	
            6.22

          
          	
            Güterverteilzentren/Umschlaganlagen

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 15 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die ausschließlich auf Straßen in Güterverteilzentren wie Häfen, Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs und Eisenbahnterminals verwendet werden, sind von den Sozialvorschriften im Straßenverkehr befreit.

            Fahrten mit Fahrzeugen in großen Güterverteilzentren, die ein klar umgrenztes Gebiet umfassen, sind von der Ausnahme erfasst.

          
        

        
          	
            6.23

          
          	
            Transport von lebenden Tieren

            (§ 18 Abs. 1 Nr. 16 FPersV)

          
          	
            Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 50 km für die Beförderung lebender Tiere von den landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen Märkten und umgekehrt oder von den Märkten zu den lokalen Schlachthäusern verwendet werden.

            Befreit nach dieser Regelung ist ausschließlich der Transport lebender Tiere vom landwirtschaftlichen Erzeugerbetrieb zum Verkaufsort oder zum Schlachtbetrieb.

            Der Transport toter Tiere ist nur dann befreit, wenn es sich um die in Nr. 14 genannten Fälle handelt (vgl. Abschnitt 6.21).

            (Standort des Unternehmens und Umkreis siehe Abschnitte 6.2.1 und 6.2.2)

          
        

        
          	
            7

          
          	
            Besonderheiten für den Personen-Linienverkehr bis 50 km (ÖPNV) 

          
        

        
          	
            7.1

          
          	
            Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten, Grundsatz

            (§ 1 Abs. 1 FPersV)

          
          	
            Fahrer von Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung dienen und nach ihrer Bauart und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, mehr als 9 Personen einschließlich Fahrer zu befördern, und die im Linienverkehr mit einer Linienlänge bis zu 50 km eingesetzt sind, haben Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten nach Maßgabe der Artikel 4, 6 – 9 und 12 VO (EG) Nr. 561/2006 einzuhalten.

          
        

        
          	
            An- und Abfahrzeiten

          
          	
            Die Anfahrt zum Beginn und die Abreise am Ende des Linienverkehrs innerhalb von 50 km fällt unter die Ausnahme des Artikel 3 Buchstabe a VO (EG) Nr. 561/2006. Für solche Fahrten besteht aber eine Aufzeichnungspflicht nach § 57a StVZO.

            Darüber hinaus sind die Vorschriften des ArbZG zu beachten. Für die Ermittlung der Linienlänge wird die einfache Strecke zugrunde gelegt.

          
        

        
          	
            7.2

          
          	
            Fahrtunterbrechungen im Linienverkehr

            (§ 1 Abs. 3 FPersV)

          
          	
            Eine Fahrtunterbrechung liegt nur dann vor, wenn der Fahrer während dieser Zeit keine Fahrtätigkeit und keine anderen Arbeiten wie z.B. Fahrscheinverkauf oder Fahrscheinkontrolle ausführt und dieser Zeitraum dem Fahrer zur freien Verfügung steht und zur Erholung genutzt werden soll (Artikel 4 Buchstabe d VO (EG) Nr. 561/2006).

          
        

        
          	
            7.2.1

          
          	
            Fahrtunterbrechungen bei durchschnittlichem Haltestellenabstand von mehr als 3 km

            (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 FPersV)

          
          	
            Beträgt der durchschnittliche Haltestellenabstand mehr als 3 km, ist nach einer Lenkzeit von 4½ Stunden eine Fahrtunterbrechung von mindestens 30 zusammenhängenden Minuten einzulegen.

            Diese Fahrtunterbrechung kann durch 2 Teilunterbrechungen von jeweils mindestens 20 zusammenhängenden Minuten oder 3 Teilunterbrechungen von jeweils mindestens 15 Minuten ersetzt werden.

            Die Teilunterbrechungen müssen innerhalb der Lenkzeit von höchstens 4½ Stunden oder teils innerhalb dieser Zeit und teils unmittelbar danach liegen.

          
        

        
          	
            7.2.2

          
          	
            Fahrtunterbrechungen bei durchschnittlichem Haltestellenabstand von nicht mehr als 3 km

            (§ 1 Abs. 3 Nr. 2 FPersV)

          
          	
            Beträgt der durchschnittliche Haltestellenabstand nicht mehr als 3 km, sind als Fahrtunterbrechungen auch Arbeitsunterbrechungen ausreichend, soweit diese nach den Dienst- und Fahrplänen in der Arbeitsschicht enthalten sind (z.B. Wendezeiten).

            Mindestanforderung:

            Die Gesamtdauer der Arbeitsunterbrechungen muss mindestens ein Sechstel der vorgesehenen Lenkzeit betragen.

            Arbeitsunterbrechungen unter 10 Minuten werden bei der Berechnung der Gesamtdauer nicht berücksichtigt.

            Nur durch Tarifvertrag kann vereinbart werden, dass Arbeitsunterbrechungen von mindestens 8 Minuten berücksichtigt werden können, wenn ein Ausgleich vorgesehen ist, der die ausreichende Erholung des Fahrers erwarten lässt. Auch hier ist Voraussetzung, dass die Gesamtdauer der Arbeitsunterbrechungen mindestens ein Sechstel der vorgesehenen Lenkzeit beträgt.

            Es sind Fahrtunterbrechungen nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 2 FPersV zulässig.

          
        

        
          	
            7.3

          
          	
            Wöchentliche Ruhezeit

            (§ 1 Abs. 4 FPersV)

          
          	
            Die Fahrer sind nicht zur Einlegung einer wöchentlichen Ruhezeit nach höchstens sechs 24-Stunden-Zeiträumen verpflichtet. Sie können die wöchentlich einzuhaltenden Ruhezeiten auf einen 2-Wochen-Zeitraum verteilen.

            Erfolgt ein Wechsel zwischen Linien- und Gelegenheitsverkehr, gelten die Vorschriften der VO (EG) Nr. 561/2006, wonach nach sechs 24-Stunden-Zeiträumen eine wöchentliche Ruhezeit einzulegen ist.

          
        

        
          	
            8

          
          	
            Nachweis über berücksichtigungsfreie Tage (§ 20 FPersV)

          
        

        
          	
            8.1

          
          	
            Allgemeine Hinweise

          
          	
            Wenn der selbstfahrende Unternehmer oder der Fahrer für einen der 28 Kalendertage, die dem Kontrolltag vorausgehen, keine Aufzeichnungen vorlegen kann, benötigt er für diese Tage eine Bescheinigung des Unternehmers.

            Als Aufzeichnungen gelten:

            
              	Schaublätter,

              	Eintragungen auf der Fahrerkarte,

              	Tageskontrollblätter gem. § 1 Abs. 6 FPersV,

              	Ausdrucke aus dem digitalen Kontrollgerät,

              	Aufzeichnungen gemäß Artikel 15 Abs. 7 VO (EWG) Nr. 3821/85,

              	Aufzeichnungen gemäß Kapitel III Artikel 11 des Anhangs zum AETR.

            

          
        

        
          	
            8.2

          
          	
            Gesetzliche Anforderungen

          
          	
            Der Unternehmer hat dem Fahrer die Bescheinigung vor Fahrtantritt auszustellen. Sie ist vom Unternehmer, der nicht zugleich Fahrer ist, oder von einer vom Unternehmer beauftragten Person (dabei darf es sich nicht um den Fahrer handeln) sowie vom Fahrer zu unterzeichnen. Im Falle des selbstfahrenden Unternehmers ist die Bescheinigung von ihm auszustellen und zu unterzeichnen.

            Eine handschriftlich ausgestellte Bescheinigung ist nicht zulässig.

            Sie kann als Fax oder digitalisierte Kopie zur Verfügung gestellt werden.

            Die Bescheinigung muss eine Begründung enthalten, warum der Fahrer keine Aufzeichnungen vorlegen kann.

            Begründungen:

            
              	Der Fahrer hat ein Fahrzeug gelenkt, für das keine Aufzeichnungspflichten bestehen,

              	der Fahrer hatte Urlaub,

              	der Fahrer war krank oder

              	der Fahrer hat aus sonstigen Gründen kein den Aufzeichnungspflichten unterliegendes Fahrzeug gelenkt (z.B. andere Arbeiten).

            

            Darüber hinaus unterliegt die Bescheinigung nach § 20 FPersV in Deutschland keinen Formerfordernissen. In Deutschland können daher in einem Dokument auch mehrere Tage und unterschiedliche Gründe bescheinigt werden, soweit die Zuordnung der Gründe zu den jeweiligen Tagen eindeutig nachvollziehbar ist.

            Bei Fahrten in Mitgliedstaaten der EU, des EWR und in die Schweiz wird die Verwendung des europäischen Musters angeraten (siehe Abschnitte 8.3 und 8.6).

          
        

        
          	
            8.3

          
          	
            EU-einheitliches Muster

          
          	
            Die EU-Kommission hat ein einheitliches Muster veröffentlicht, mit dem Unternehmer Fahrern eine Bescheinigung für Tage erteilen können, an denen Aufzeichnungen nicht gefertigt wurden (Amtsblatt Nr. L 330 vom 16.12.2009, S. 80, siehe auch www.bag.bund.de).

            Die deutsche Übersetzung dieses Musters kann in Deutschland und allen Mitgliedstaaten verwendet werden.

            Das EU-Muster kann auch als Bescheinigung für Fahrer eingesetzt werden, die Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t lenken.

          
        

        
          	
            8.4

          
          	
            Nachträgliche Ausstellung des Nachweises

          
          	
            Das nachträgliche Ausstellen eines Nachweises ist nur im Ausnahmefall möglich, wenn der Unternehmer eine Bescheinigung nicht rechtzeitig vor Fahrtantritt ausstellen konnte, weil die Gründe, aus denen der Fahrer nicht über die notwendigen Aufzeichnungen verfügt, erst nach Fahrtantritt eingetreten sind. Hierzu zählt z.B. die Erkrankung auf einer Fahrt. Auf Verlangen der zuständigen Behörde hat der Unternehmer nachträglich eine Bescheinigung auszustellen und vorzulegen.

            Eine nachträgliche Übermittlung wird in der Regel von ausländischen Kontrollbehörden nicht anerkannt.

          
        

        
          	
            8.5

          
          	
            Verzicht auf den Nachweis

          
          	
        

        
          	
            Selbständige Kraftfahrer und selbstfahrende Unternehmer

          
          	
            Auch selbstständige Kraftfahrer und selbstfahrende Unternehmer benötigen eine Bescheinigung nach § 20 FPersV.

          
        

        
          	
            Bei Nachtragung

          
          	
            In Deutschland wird keine Bescheinigung für Tage verlangt, an denen der Fahrer Nachtragungen auf der Fahrerkarte, dem Schaublatt oder dem Tageskontrollblatt vor Fahrtantritt vorgenommen hat. Zu beachten ist, dass bei digitalen Kontrollgeräten bestimmter Hersteller ein manueller Nachtrag nicht möglich ist bzw. keine Speicherung dieses Nachtrags erfolgt. Es wird daher empfohlen sicherzustellen, dass Nachtragungen tatsächlich auf der Fahrerkarte erfasst und bei Kontrollen ein Download der nachgetragenen Daten möglich ist.

          
        

        
          	
            Nachtragung von Ruhezeiten

            (§ 20 Abs. 1 S. 1 i.V.m. Abs. 2a und 2b FPersV)

          
          	
            Bei der Nachtragung von Ruhezeiten hat der Fahrer den betreffenden Zeitraum vor Fahrtantritt manuell auf der Fahrerkarte als Ruhezeit nachzutragen (Artikel 15 Abs. 3 Buchstabe d VO (EWG) Nr. 3821/85).

            Wenn ein Fahrzeug mit analogem Kontrollgerät gelenkt wird, muss der Fahrer die Ruhezeit auf der Rückseite des nächsten im Anschluss an die Ruhezeit verwendeten Schaublattes nachtragen.

            Bei Fahrzeugen mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 2,8 t und nicht mehr als 3,5 t ohne Kontrollgerät erfolgt der Nachtrag der Ruhezeit vor Fahrtantritt auf dem Tageskontrollblatt.

            Bei der Verwendung eines Schaublattes oder eines Tageskontrollblattes sind die Zeichen nach Artikel 15 Absatz 3 Buchstaben b bis d VO (EWG) Nr. 3821/85 zu verwenden. 

            Für ungeteilte tägliche Ruhezeiten, die sich nicht über einen vollständigen Kalendertag erstrecken, besteht keine Bescheinigungspflicht; sie müssen aber auf dem Schaublatt oder der Fahrerkarte nachgetragen werden.

          
        

        
          	
            Vorausgegangene Arbeitslosigkeit

          
          	
            Der Arbeitgeber eines Berufskraftfahrers ist nicht verpflichtet, in die von ihm auszustellende Bescheinigung über berücksichtigungsfreie Tage eine dem Beschäftigungsverhältnis vorausgehende Arbeitslosigkeit seines jetzigen Arbeitnehmers aufzunehmen. Vom Kontrollpersonal werden im Zweifel weitere Nachweise (Bescheinigung der Arbeitsagentur/ARGE etc.) verlangt werden, da die gesetzliche Pflicht zur Vorlage der Bescheinigung nach § 20 Abs. 1 FPersV nur dann entfällt, wenn tatsächlich Zeiten der Beschäftigungslosigkeit bestanden.

          
        

        
          	
            Steckenlassen der Fahrerkarte

          
          	
            Die Fahrerkarte soll nach Beendigung der Arbeitsschicht entnommen werden. Sofern die Fahrerkarte im Kontrollgerät verbleibt, um damit die entsprechenden Ruhezeitaufzeichnungen vorzunehmen, muss sichergestellt sein, dass ein Missbrauch ausgeschlossen ist und dass das Fahrzeug während dieser Zeit nicht durch eine andere Person bewegt wird.

          
        

        
          	
            8.6

          
          	
            Grenzüberschreitender Verkehr

          
          	
            Im grenzüberschreitenden Verkehr sind für die genannten Zeiten entsprechende Bescheinigungen mit zu führen.

            Es wird empfohlen, das EU-einheitliche Muster als Bescheinigung zu verwenden, da in einigen EU-Mitgliedstaaten nur diese Form der Bescheinigung akzeptiert wird bzw. die Verwendung des EU-Musters rechtsverbindlich vorgeschrieben ist. Aus diesem Grund wird im grenzüberschreitenden Verkehr auch von Ergänzungen oder Veränderungen des EU-Musters abgeraten.

          
        

        
          	
            9

          
          	
            Andere Rechtsvorschriften

          
        

        
          	
            9.1

          
          	
            Arbeitszeitgesetz (ArbZG) bzw. Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern

          
          	
            Die Vorschriften des ArbZG bzw. des Gesetzes zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern sind zusätzlich zu beachten, insbesondere:

            
              	Es gelten auch für Kraftfahrer tägliche und wöchentliche Höchstarbeitszeiten. Die Lenkzeiten eines Kraftfahrers stellen nur einen Bestandteil seiner Arbeitszeit dar.

              	Die Ruhepausen nach § 4 ArbZG oder § 5 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern werden erbracht, wenn der Fahrer Fahrtunterbrechungen nach Artikel 7 VO (EG) Nr. 561/2006 einlegt.

              	Die Aufbewahrungspflicht für Arbeitszeitnachweise (auch Schaublätter oder Daten der Fahrerkarte, Ausdrucke etc.) beträgt unter bestimmten Voraussetzungen 2 Jahre.

            

          
        

        
          	
            9.2

          
          	
            Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz (BKrFQG)/Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung (BKrFQV)

          
          	
            Geregelt wird

            
              	das Mindestalter für Berufskraftfahrer,

              	die Ausbildungsvoraussetzungen,

              	die Weiterbildungsvoraussetzungen

            

            im gewerblichen Personen- und Güterverkehr (§§ 2 und 5 BKrFQG).

            Die Ausbildungsinhalte sind in der BKrFQV festgelegt.

          
        

        
          	
            9.3

          
          	
            Straßenverkehrsrecht/Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

          
          	
            Unabhängig von den Sozialvorschriften im Straßenverkehr ist das Straßenverkehrsrecht zu beachten.

            § 57a StVZO regelte den Einbau von eichfähigen Fahrtschreibern für

            
              	Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 7,5 t und darüber,

              	Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 40 kW und darüber, die nicht ausschließlich für land- und/oder forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden,

              	Kraftfahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr als 8 Fahrgastplätzen.

            

            Ausnahmen von der Fahrtschreiberpflicht:

            Fahrzeuge nach § 18 FPersV und Artikel 3 Buchstaben d bis g und i VO (EG) Nr. 561/2006.

            Es ist zulässig, an Stelle des Fahrtschreibers ein Fahrzeug freiwillig mit einem digitalen oder analogen Kontrollgerät auszurüsten, auch wenn das Fahrzeug nicht unter die Sozialvorschriften fällt. Bei Nutzung eines analogen Kontrollgerätes ist das Schaublatt einzulegen und ein Ersatzschaublatt mitzuführen. Beim digitalen Kontrollgerät bedarf es keiner Verwendung einer Fahrerkarte. Die Massenspeicherdaten müssen alle 3 Monate ausgelesen werden.

            Es kann für den Unternehmer aus verschiedenen Gründen sinnvoll sein, die Verwendung der Fahrerkarte anzuordnen (u.a. Nachweis nach § 16 ArbZG) oder zu verwenden (§ 6 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern).

            Wird eine Fahrerkarte gesteckt, wird der zuvor eingestellte Modus „OUT” aufgehoben.

            Im Linienverkehr bis 50 km Linienlänge kann anstelle des Namens des Fahrers die Liniennummer oder die Betriebsnummer eingetragen werden.
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ANHANG
BESCHEINIGUNG VON TATIGKEITEN (')
(VERORDNUNG (EG) Nr. 561/2006 ODER AETR (3)

Vor jeder Fahrt maschinenschitiich auszutilen und zu unterschrelben.
Zusammen mit den Original-Kontrolgerétaufzeichnungen aufzubewahren.

Falsche Bescheinigungen stellen einen Verstof gegen geltendes Recht dar.

Vom Unternehmen auszufillender T

1 Name des Untemehmens:

2 Stafe, Hausnr., Posteitzahi, O, Land: .....

3 Telefon-Nr. (mit internationaler Vorwati):

4 FaxNr. (mit internationaler Vorwah): ..
5 E-Mail-Adresse:

Ich, deridie Unterzeichnete:

6 Name und Vorman

7 Position im Untemehmen:

erklire, dass sich der Fahreridie Fahrerin:

8 Name und Vorname:

9 Geburtsdatum (Tag, Monat, Jah):

10 Nummer des Fihrerscheins, des Personalausweises oder des Reisepasses:

11 derfdie im Untemehmen tatig ist seit (Tag, Monat, Jaf): ..

im Zeltraum:
12 von (UnvzeltTagMonatiat):

13 bis (UnrzeiVTagMonatdan):

14 O sich im Krarknetsuriau befand ()

16 01 sich im Erholungsuriaub befand ()

16 [ sich im Urlaub oder in Ruhezeit befand (*)

17 01 ein vom Anwendungsbersich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder des AETR ausgenommenes Fahizeug
gelenkt hat ()

18 ] andere Tatigkeiten als Lenktatigkeiten ausgefivt hat ()
19 [ z2ur Vertigung stand (')

20 o: Datum:

Untersehrit

21 lch, der Fahveridie Fahrerin, bestatige, dass ich im vorstehend genannten Zeitraum kein unter den Anwendungs-
bersich der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder des AETR fallendes Fahizeug gelenkt habe.

2ot Datum:

Unterschrift des Fahrers/der Fahrerin
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